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die Ermöglichung der Rapitalkreditbeſchaffung für 
landwirtſchaftliche Pächter. 


Vom 9. Juli 1926 (RGBl. I S. 399). “) 


I. 
Bon Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 


hag; Das Geſetz durchbricht den Grumbfak des 8 1205 BOB, 
fheg welchem ein Pfandrecht nur unter Übertragung des Be⸗ 
in der Sache an den Gläubiger begründet werden kann. 
Bey der Beſitzübertragung tritt die Niederlegung (nicht 
u neun) des ſchriftlichen Verpfändungsvertrages bei 
in mtsgericht, in deſſen Sitz der Betrieb des Schuldners 
die cz Einigung und Niederlegung ſind die Erforderniſſe für 
R tefung des Pfandrechts ($2). Dem Geſetz kommt als 
ER: des vielfach geforderten allgemeinen Regiſterpfand⸗ 
erhebliche Bedeutung zu. Es verdient eine beſondere Be⸗ 
ung. Nachſtehend werden nur die Grundfragen erörtert. 
Fuste Für die Auslegung des Geſetzes iſt der Anlaß ſeiner 
aeg und ſein Zweck von Bedeutung. Der landwirt⸗ 
troffe che Pächter wird durch die Ungunſt der Zeit ſchwer be⸗ 
nur di ſeine Kreditfähigkeit war eingeſchränkt, ſolange er 
Vermög Möglichkeit hatte, ſein für die Beleihung geeignetes 
tun ögensobjekt, das Pachtinventar, im Wege der Sich e⸗ 
nterlalbereignung darzubieten; das war eine unſichere 
vorla age, genügte den Geldgebern nicht, da die Möglichkeit 
ware g, daß bereits frühere Übereignungen vorgenommen 
Befepr; Vor allem aber muß das Sicherungseigentum dem 
will e Pfandrecht des Verpächters weichen. Demgegenüber 
haf as Geſetz ein klares und einwandfreies Pfandrecht 
hal en, damit der Pächter durch Kredite ſeine Pachtung er⸗ 
. und ſeine Schulden durch Aufnahme neuer, auf ein⸗ 
dite feier Sicherheit beruhender und daher billigerer Kre⸗ 
ilgen kann (vgl. ausführlich Kieſow S. 1f., 9f.). 
0 Vorausſetzungen des Inventarpfand⸗ 
Regi 8. Die Beſchränkungen gegenüber dem allgemeinen 
die ſterpfandrecht zeigen ſich in den Vorausſetzungen, 
ae unſer Geſetz für die Pfandbeſtellung ohne Beſitzüber⸗ 
Sic bes aufſtellt. Dieſe Vorausſetzungen ſind vierfacher Art. 
den etreffen die Perſon des Schuldners, die des Gläubigers, 
halte genstand der Pfandſache und die Art des Schuldver⸗ 
iſſes, das durch das Pfand geſichert werden ſoll. 
lich en Der Schuldner muß Pächter eines landwirtſchaft⸗ 
Be Grundſtückes jein. Hierunter wird in der Geſetzes⸗ 
* bald ein landwirtſchaftliches Grundſtück im engeren 


— 
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(Wen) Die Ausgabe des Geſetzes von Miniſterialrat Dr. Kiefow 

allen 1926) mit ihrer einleitenden ſyſtematiſchen Darſtellung konnte 
berückſichtigt werden. 


Sinne (z. B. in den 88 582 ff. BG B., ferner im Reichs⸗ 
ſiedlungsgeſetz, namentlich 8 4), bald zugleich auch ein forſt⸗ 
wirtſchaftlich betriebenes Grundſtück verſtanden (z. B. in der 
Bekanntmachung über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen 
Grundſtücken v. 15. März 1918). Die Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung verſteht unter landwirtſchaftlichem Betrieb auch den 
Gärtnereibetrieb (8 917 RVO.) und erklärt ihre Vorſchriften 
auch für forſtwirtſchaftliche Betriebe anwendbar (8 161 RVO.) 
Der Ausdruck landwirtſchaftlich iſt daher in jedem Einzelfall 
auf feine Bedeutung zu prüfen. Für⸗ das vorliegende Geſetz 
iſt die Frage wohl dahin zu entſcheiden, daß nur landwirt⸗ 
ſchaftliche Grundſtücke im engeren Sinne gemeint find. Hier⸗ 
für ſpricht, daß das im 8 18 des Geſetzes geregelte Vor⸗ 
ſchlagsrecht allein dem deutſchen Landwirtſchaftsrat übertragen 
iſt und nicht auch dem Reichsforſtwirtſchaftsrat. Hierſür 
ſpricht ferner, daß im § 20 Abſ. 4 des Geſetzes, der für die 
Eignung des kreditgebenden Inſtituts gewiſſe Erforderniſſe 
aufſtellt, Ausdrükke gebraucht werden, die ſprachgebräuchlich 
wohl nur auf die Landwirtſchaft im engeren Sinne bezogen 
werden können. Hiernach werden Pächter forſtwirtſchaftlicher 
und gärtneriſcher Betriebe nicht unter das Geſetz fallen. 

2. Gläubiger können nur zugelaſſene Kreditinſtitute ſein. 
Über die Zulaſſung und deren Rücknahme enthält das Geſetz 
in den 88 17—21 eingehende Vorſchriften. 

3. Gegenſtand des Pfandrechts, das nachſtehend als 
Inventarpfandrecht oder als Inſtitutspfandrecht 
bezeichnet wird, kann nur das dem Pächter „gehörende In⸗ 
ventar“ ſein; alſo nicht andere im Eigentum des Pächters 
ſtehende Gegenſtände. Damit iſt aber die Bedeutung der 
Vorſchrift (88 1, 3) nicht erſchöpft. Nicht die einzelnen zum 
Inventar gehörenden Gegenſtände ſind verpfändet, ſondern 
das Inventar als ſolches, die Geſamtheit der Stücke. Es ſind 
nach 8 3 nicht die Einzelgegenſtände in den Verpfändungs⸗ 
vertrag aufzunehmen, vielmehr ſind umgekehrt diejenigen 
Gegenſtände genau zu bezeichnen, die von der Verpfändung 
ausgenommen werden ſollen. Inventarſtücke, die der Pächter 
erſt nachträglich erwirbt und in das Inventar einverleibt, 
unterliegen ipso jure dem Pfandrecht, es ſei denn, daß dieſe 
Folge durch ſchriftliche Vereinbarung ausgeſchloſſen und die 
Vereinbarung bei Gericht niedergelegt iſt (8 3 Abi. 2). Man 
kann ſagen, daß das Geſetz hiermit die nach dem BGB. von 
der herrschenden Anſicht für unzuläſſig gehaltene Verpfändung 
einer Sachgeſamtheit eingeführt hat. An dem Begriff 
iſt nichts gelegen, und ſeine Einführung fördert nichts. Die 
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Hauptfolgen, die üblicherweiſe mit ihm verknüpft werden, ſind, 
wie angegeben, vom Geſetz gezogen. Andererſeits ſieht ſich das 
Geſetz wiederholt genötigt, für einzelne Inventarſtücke 
beſondere Regeln aufzuſtellen (88 3, 4, 5, 12 des Geſetzes). 
Wollte man ferner den Begriff der Sachgeſamtheit in ſtarrer 
Folgerichtigkeit durchführen, ſo würde bei der Pfandverwer⸗ 
tung nur das Inventar als Ganzes veräußert werden dürfen. 
Dieſe Folgerung hat das Geſetz aber in 8 10 durch den 
Hinweis auf § 1230 BGB. mit Recht abgelehnt; danach iſt 
der Verkauf einzelner Stücke zuläſſig, und nur inſoweit zu⸗ 
läſſig, als zur Befriedigung des Gläubigers erforderlich iſt. 


Obwohl das Geſetz ſagt, daß das Pfandrecht ſich auf das 
geſamte Inventar erſtreckt ($ 3), wird man es nicht für 
unzuläſſig halten können, daß nur einzelne Kategorien des 
Inventars, z. B. der geſamte Rindviehbeſtand oder die Ge⸗ 
ſamtheit der zur Landwirtſchaft gehörigen Wagen und Pferde, 
das tote oder das lebende Inventar zum Gegenſtand des 
Pfandrechts gemacht werden. Auch hier kann man von einer 
Sachgeſamtheit in dem entwickelten Sinne ſprechen. Es wird 
hierdurch dem Pächter ermöglicht, kleinere Darlehen zu ver⸗ 
ſchiedenen Zeiten und bei verſchiedenen Kreditinſtituten auf⸗ 
zunehmen; er iſt nicht gezwungen, wenn ſein Geldbedarf zur 
Zeit nur gering iſt, ſein geſamtes Inventar zu verpfänden, 
kann vielmehr einen Teil für den ſpäteren Bedarfsfall re⸗ 
ſervieren. Dieſe Geſichtspunkte find auch bei der unten zu IV 
zu erörternden Frage beachtlich, ob ein mehrfaches Inventar⸗ 
pfandrecht an demſelben Inventar und an derſelben Kate⸗ 
gorie des Inventars möglich iſt. Die vorſtehende Auslegung 
erſcheint unbedenklich, da ſie durch das Intereſſe des Pächters 
dringend geboten iſt und entgegenſtehende Intereſſen nicht 
verletzt werden. 


4. Die Forderung, die durch das Pfand geſichert werden 
ſoll, muß eine Darlehnsforderung fein (§ 1). Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung, ſo einfach ſie klingt, wird großen Zweifel hervorrufen. 
Es iſt im Geſetz nicht ausgeſprochen, daß die Darlehnsſumme 
zu landwirtſchaftlichen Zwecken gegeben werden muß. Und 
doch wird man dies aus dem Zweck des Geſetzes folgern müſ⸗ 
ſen; nicht einem Individuum, das zufällig Pächter iſt, ſon⸗ 
dern dem Pächter als ſolchem ſollen Vergünſtigungen des 
Geſetzes zuteil werden. Wenn der Pächter eines landwirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücks ein Mietshaus in der Stadt, oder 
wenn er zu Spekulationszwecken Börſenpapiere kaufen, oder 
wenn er ſeine Tochter ausſtatten und zu dieſen Zwecken ein 
Darlehn aufnehmen will, ſo hat das mit dem Pachtverhältnis 
nichts zu tun. Er nimmt das Darlehn nicht als Pächter des 
landwirtſchaftlichen Grundſtücks auf. Auf ſolche Darlehen 
findet das Geſetz keine Anwendung. Dieſe Auffaſſung findet 
in dem bereits früher erwähnten § 20 Abſ. 4 des Geſetzes 
eine Stütze; danach muß das Kreditinſtitut, das zugelaſſen 
werden will, nachweiſen, daß ſeine Einrichtungen für die lau⸗ 
fende Überwachung der beliehenen Betriebe unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkte einer auf Steigerung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugung gerichteten Wirtſchaftsführung ſowie für 
die etwa erforderlich werdende Ausübung einer Wirtſchafts⸗ 
beratung Gewähr bieten. Das ſpricht doch dafür, daß das 
Geſetz nur das zu landwirtſchaftlichen Zwecken ge⸗ 
gebene Darlehn im Sinne hat und aus dieſem Gedanken 
allein erklärt es ſich, daß Darlehnsgeber nicht jeder Kapitalist, 
ſondern nur ein beſonders zugelaſſenes und auf ſeine Eignung 
beſonders geprüftes Kreditunternehmen ſein darf. Das Ge⸗ 
ſagte darf aber nicht dahin verſtanden werden, daß das Dar⸗ 
lehn nur zur Steigerung der landwirtſchaftlichen Erzeugung 
gegeben werden dürfe. Dies iſt ein Kriterium, das für die 
Eignung des ſeine Zulaſſung nachſuchenden Inſtituts von 
Erheblichkeit iſt, und das die allgemeine Tendenz des 
Geſetzes klarſtellt, das landwirtſchaftliche Dar⸗ 
lehn zu begünſtigen. Das trifft zu, wenn es zur Erhaltung 
und Entſchuldung des Pachtbeſitzes gewährt wird. Das iſt, 
wie zu J dargelegt, der Zweck des Geſetzes. Trifft dies aber 
zu, ſo fallen unter ſein Anwendungsbereich eben alle Dar⸗ 
lehen, die dieſem Zweck dienen, mögen ſie auch nicht zur Stei⸗ 
gerung der Produktion, ſondern zur Tilgung von frü⸗ 
heren Schulden irgendwelcher Art dienen; denn die 
Geltendmachung ſolcher Schulden kann den Pachtbeſitz ge⸗ 
fährden. In allen dieſen Fällen handelt es ſich um land⸗ 
wirtſchaftliche Darlehen. Ausgenommen ſind nach alle⸗ 


dem nur ſolche Darlehen, die zur Finanzierung von u 
nehmungen aufgenommen werben follen, die mit ber hrt 
wirtſchaft nichts zu tun haben; Beifpiele ſind oben angel des 
Dem Kreditunternehmen erwächſt hiernach in Anſehung 
Verwendungszwecks des Darlehns eine Prüfungspflicht der 
muß natürlich genügen, daß das Inſtitut nach Prüfung Ach 
Überzeugung gelangt, daß das Darlehn für landwirtſchann En 
Zwecke im erörterten Sinne verwendet werden ſoll. dreh it 
es eben zu ſolchen Zwecken gegeben, und das Pfandn e 
gültig entſtanden, auch wenn der Schuldner es zu an 
Zwecken verwendet. 


Der Auffaſſung von Kieſow, daß das Darlehn bh 
ſtens zur Zeit der Niederlegung des Pfandvertrags gewah, 
ſein müſſe, daß ſomit das Pfandrecht für Ratendarlehen ui 
für künftig zu gewährende Darlehen ausgeſchloſſen ſel, d- 
mehr für dieſe bei der ſpäteren Hingabe ein neuer Ui 5 
vertrag geſchloſſen werden müſſe, kann nicht beigetreten 3% 
den. Sie haftet am Wortlaut (5 1: „gewährten Darlehn“ 
wird durch den Zweck des Geſetzes nicht gefordert und w — 
eine glatte Abwicklung des Geſchäfts außerordentlich erſchwer g 

Auch in anderer Beziehung wird man Kieſow date 
nicht folgen können. Eine Verpfändung desſelben Inven Er 
zugunſten verſchiedener Kreditinſtitute ſoll nicht möglich u 
das beſtehende Pfandrecht des Kreditinſtituts könne nur wies 
Erhöhung der geſicherten Forderung erweitert werden; nd⸗ 
Erhöhung ſchaffe aber nicht ein zweites ſelbſtändiges Fi 1 
recht, ſondern ändere nur den Inhalt des beſtehenden; 1 
demſelben Inventar könne immer nur ein Pfa ie 
recht beftehen. Mit dieſer Regelung habe man die gli 
Schwierigkeit umgehen wollen, welche ſich aus der Konkurt 
mehrerer im Range verſchiedener Pfandrechte mit dem an 
pächterpfandrecht ergeben würde. Es iſt nicht erſichtlich, it, 
welcher Stelle des Geſetzes eine ſolche Regelung getroffen ö 
es ſind auch ſonſt keine Gründe erkennbar, die eine derart 
Beſchränkung erfordern. Daß eine Mehrheit von Pfa 
rechten Schwierigkeiten hervorrufen kann, iſt an ſich kein au 
reichender Grund, trifft wohl auch nicht zu (vgl. zu VII). der 
dem kennt das Geſetz auch ſonſt Fälle, in denen dem dos 
pächterpfandrecht eine Mehrheit anderer Pfandrechte, z. B. aht 
Inventarpfandrecht und ein älteres Pfändungspfandr 1 
gegenüberſtehen (§ 7; ſ. unten IV 2). Mangels abweiche zn, 
geſetzlicher Vorſchrift wird man hiernach ein mehrfaches lien 
ventarpfandrecht an demſelben Inventar für zuläſſig been 
müſſen. Nur dieſer Auffaſſung, in Verbindung mit der . 
zu II 3 entwickelten Möglichkeit, nur einzelne Kategost e 
Inventars zu verpfänden, gibt dem Pächter Bewegungsfrei⸗ 5 
und Unabhängigkeit gegenüber dem einzelnen Kreditinſtit ie 

III. über die Ausgeſtaltung des Pfandrechts ohne Beh 
übertragung enthält das Geſetz ziemlich eingehende Belt 
mungen, die ſich teils an das BGB. anlehnen, teils von ! ft 
abweichen. Wo nichts beſtimmt ift, gilt das BGB., es N 
denn, daß die Tatſache, daß eine Beſitzübertragung nicht ießt 
findet, die Anwendung der Vorſchriften des BGB. ausſchli A 
So gilt z. B. ohne Zweifel die Vorſchrift des § 1212 9 
nach der das Pfandrecht ſich auch auf die getrennten ae 
niſſe der Mutterſache erſtreckt; andererſeits gilt nicht die? nd · 
ſchrift des § 1217 B B., die vorausſetzt, daß der Pfan 
gläubiger im Beſitz des Pfandes iſt; das gleiche gilt es 
von der Vorſchrift des § 1215 und regelmäßig der 
§ 1216 BGB. Er 

IV. Nach SS 929 ff. BGB. wird der guigläubige nut 
werb von Sachen, die nicht dem Veräußerer gehören, ge 
dann geſchützt, wenn eine wirkliche Übergabe ftattfindet. el, 
man dieſe Grundſätze auf das Inventarpfandrecht antven n 
iv wäre die Abſicht des Geſetzes (ſ. zu J, ein klares und ie 
wandfreies Pfandrecht zu Schaffen, nicht zu verwirklichen en 
Vorſchriften des BOB. über den Erwerb des gutgläudti, 
Pfandgläubigers (58 1207 f.) gehen von der Far 
pfandnatur aus, auch fie waren daher für das neue Ind 90 
pfandrecht unmittelbar nicht zu verwerten. Das Geſetz all 
daher die Materie ſelbſtändig geregelt, freilich nicht übe 
glücklich. ich 

1. Steht ein Inventarſtück nicht im Eigentum des dach. 
ters, ſo erwirbt der Gläubiger gleichwohl ein Pfandr 
(Geht man davon aus, daß das Inventar als eine 


ner 
geſamtheit verpfändet wird, fo wäre es vielleicht richtiger 9 
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Hin zu jagen, daß „das Inventarſtück gleichwohl zum ver⸗ 
Aubin Inventar . Dies gilt nicht, wenn dem 
rtr iger im Zeitpunkt der Niederlegung des Verpfändungs⸗ 
ages bekannt iſt oder infolge grober Fahrläſſigkeit un⸗ 
(aint ist, daß das Inventarſtück dem Pächter nicht gehört 
Abſ. 1). Hier find beſonders drei Fälle von Intereſſe: 
Yen) Das Inventarſtück war vor der Verpfändung einem 
all en durch Sicherungsübereignung übertragen. Der 
den nicht anders zu behandeln, als wenn das ganze In⸗ 
0 ar dem Dritten übereignet war. Bei Gutgläubigkeit des 
Hehe iger entfteht jein Pfandrecht. Das Sicherungseigentum 
detrofficht unter; es wird durch das Pfandrecht nur inſoweit 
eren, als der Eigentümer der Befriedigung des Gläu⸗ 
5 aus den Sachen nicht widerſprechen kann. Er kann die 
fi bei nach Maßgabe ſeines Übereignungsvertrages auch an 
erm ringen, er kann auch ein Pfändungspfandrecht an ihnen 
dem der. (Die Pfändung der eigenen Sache iſt m. E. in ſol⸗ 
füing, Falle zuläſſig.) Er muß aber ſtets die vorzugsweiſe Be⸗ 
ng des Kreditinſtituts dulden. Hat er die Sachen ge- 
Sa io gilt 8 805 ZPO. (vgl. § 12 des Geſetzes und 
bin Nr. VII a. C.). Erliſcht die Forderung des Inſtituts, 
N das Sicherungseigentum wieder voll wirkſam. Das 
luft iſt dem Sicherungseigentümer überaus ungünſtig; er 
delten Gefahr, ſein Eigentum vollſtändig zu verlieren; nur 
Nandi es ihm gelingen, dem Gläubiger, bevor dieſer ſein 
den recht erwirbt, in böſen Glauben zu verſetzen und damit 
Nag telcwerb des Pfandrechts auszuſchließen. Gegen dieſe 
muß Page iſt nichts einzuwenden; der Sicherungseigentümer 
c e mit der Möglichkeit der Beſtellung des Inventarpfand⸗ 
wers rochnen. Das Verhältnis iſt aber anders zu beurteilen, 
5 die Sicherungsübereignung vor Inkrafttreten des 
Ip bes ftattgefunden hat. Hier wäre der Eingriff in die 
ſtart erworbenen Rechte des Sicherungseigentümers eine 
daß 0 Ungerechtigkeit. Deswegen beſtimmt 8 22 des Geſetzes, 
eng Sicherungseigentum durch $4 Abſ. 1, d. h. die Vor⸗ 
berührt über den gutgläubigen Erwerb des Pfandrechts, nicht 
ſei rt wird, wenn es innerhalb zweier Monate 
18.5 dem Inkrafttreten des Geſetzes, alſo bis 
wi ept. 1926 einſchließlich, dem Gericht angezeigt 
wie Unterbleibt die Anmeldung, ſo liegt die Sache ſo, 
des 105 die Sicherungsübereignung erſt nach Inkrafttreten 
ehe erfolgt wäre, d. h. es tritt die oben angegebene 
icht iche Schwächung des Rechtes ein, die bis zu ſeiner Ver⸗ 
zeitig führen kann. Erfolgt die Anmeldung recht⸗ 
kung 9 ſo bleibt die Sicherungsübereignung in voller Wir⸗ 
Gute f als ob das Pfandrecht nicht entſtanden wäre. Es iſt bei 
ent äubigkeit des Kreditinſtituts nach 8 4 Abs. 1 gleichwohl 
er anden, ſteht aber dem Sicherungseigentum nach: es wird 
(Packtirſam, wenn das Eigentum wieder an den Schuldner 
I) zurückgefallen iſt. Ein weiteres Recht auf Verwirk⸗ 
insben ſeines Pfandrechts iſt dem Gläubiger nicht gegeben, 
6 268 liegen hier die Vorausſetzungen für das Ablöſungsrecht 
liege BGB.) regelmäßig nicht vor. Sie würden nur vor⸗ 
N, wenn der Sicherungseigentümer die Zwangsvollſtrek⸗ 
ſi 90 betreibt. Denn hält man dies für zuläſſig, ſo kann man 
bot ot daran ſtoßen, daß $ 268 BGB. von der Zwangs⸗ 
and zung in einen dem Schuldner gehörigen Gegen⸗ 
Ian bricht — Der Gläubiger (das Inſtitut) kann auch ſein 
erw recht nicht in der Weiſe durch Verkauf der Pfandſtücke 
d. lichen, daß der Sicherungseigentümer vorweg befriedigt 
Eger denn das würde einen unzuläſſigen Eingriff in das 
ntum bedeuten; es würde nicht „unberührt“ bleiben (8 22). 


= 2 Das Inventarſtück oder das geſamte Inventar gehörte 
gutglä erpächter. Nach der Regel des 8 4 Abſ. 1 erwirbt der 
dan Vebige Gläubiger auch hier ein Pfandrecht, das Recht 
auf 5 erpächters ſinkt zum nudum zus herab. Das erſcheint 
als en erſten Blick überaus befremdlich und um ſo härter, 
; 1 15 Verpächter an dieſen Sachen, da ſie ja ihm gehören, 
bare einmal das geſetzliche Pfandrecht hat! Die Löſung liegt 


dude daß der Gläubiger hier kaum jemals gutgläubig ſein 
We Daß der Verpächter Eigentümer des landwirtſchaftlichen 


dor Di? ift (vgl. 88 586 und 587 BGB.), kommt jo häufig 
ietübeß der Gläubiger grob fahrläſſig handelt, wenn er ſich 
ſonder nicht vor Erwerb des Pfandrechts verſichert, ins⸗ 
Auſch ere nicht beim Verpächter ſelbſt Erkundigungen einzieht. 

ſcheinend aus ſolchen Erwägungen ſchreibt 8 2 Abſ. 3 des 
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Geſetzes vor, daß das Kreditinſtitut von der beabsichtigten Be⸗ 
ſtellung des Pfandrechts den Verpächter benachrichtigen ſoll. 
Das iſt freilich nur eine Sollvorſchrift. Unterläßt aber das 
Inſtitut die Benachrichtigung, oder läßt es ſie ſo ſpät er⸗ 
gehen, daß der Verpächter vor der Entſtehung des Pfandrechts 
(8 2) fein Eigentum nicht mehr darlegen kann, ſo liegt eine 
grobe Fahrläſſigkeit vor, welche die Entſtehung des Pfand⸗ 
rechts ausſchließt. 

c) Bei Erwerb des Inventarſtücks durch den Pächter 
hatte ſich der Veräußerer das Eigentum vorbehalten, was bei 
Lieferung landwirtſchaftlicher Maſchinen häufig vorgekommen 
iſt (vgl. hierzu Graßhof im Berl. Tagebl. Nr. 421 vom 
7. Sept. 1926). Das Eigentum weicht dem Inſtitutspfandrecht 
in dem zu a erörterten Sinne. Das iſt eine höchſt bedenk⸗ 
liche Konſequenz, die dieſen wichtigen Zweig des landwirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsverkehrs zu unterbinden geeignet iſt. Trotz⸗ 
dem muß ſie nach dem Geſetz gezogen werden; denn daß das 
Kreditinſtitut in Anſehung ſoicher Inventarſtücke ohne wei⸗ 
teres bösgläubig iſt, weil derartige Verkäufe unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt häufig vorkommen, wird man — im Gegen⸗ 
ſatz zu Graßhof — nicht annehmen können. Das Geſagte 
gilt auch für die Fälle, in denen der Erwerb unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt nicht nur vor dem Inſtitutspfandrecht, ſondern 
ſogar vor dem Inkrafttreten des Geſetzes erfolgt 
war. Hier gilt nicht einmal die an ſich wenig bedeutungsbolle 
Übergangsvorfchrift des $ 22 des Geſetzes (ſ. zu a); fie erſtreckt 
ſich nur auf die Sicherungsübereignung; Graßhof will ſie 
freilich auch auf das Vorbehaltseigentum erſtrecken. — Selbſt⸗ 
verſtändlich iſt der Pächter verpflichtet, dem Kreditinſtitut 
vor Abſchluß des Pfandvertrages von dem Eigentumsvor⸗ 
behalt Mitteilung zu machen und durch Vereinbarung das 
Inventarſtück von der Verpfändung auszunehmen (8 3 Abſ. 1). 
Eine Verletzung dieſer Pflicht macht ihn dem Vorbehaltsver⸗ 
äußerer gegenüber ſchadenserſatzpflichtig. 

über den Fall, daß erſt nach Beſtellung des Inſtituts⸗ 
pfandrechts der Erwerb eines Inventarſtückes unter Eigen⸗ 
1 für den Veräußerer ſich vollzicht, ſiehe unten 
zu 5 

2. Die Vorſchrift des 8 4 Abſ. 1 über den gutgläubigen 
Pfanderwerb findet auch Anwendung, wenn das Inventarſtück 
mit dem Recht eines Dritten belaſtet iſt. Das Pfandrecht geht 
dem Recht des Dritten vor. Als ſolches Recht eines Dritten 
dürfte wohl nur das Unternehmerpfandrecht des 8 647 BGB. 
in Frage kommen; bezüglich des geſetzlichen Pfandrechts des 
Verpächters gilt ausſchließlich die Vorſchrift des 8 11 (ſiehe 
zu VII). In zwei Fallen wird der gute Glaube nicht geſchützt, 
d. h. das Inventarpfandrecht muß dem Rechte des Drirten 
weichen, ſelbſt wenn das Kreditinſtitut bei Erwerb des Pfand⸗ 
rechts in gutem Glauben war: Rechte an dem Inventar, die 
durch eine Belaſtung des verpachteten Grundſtücks oder im 
Wege der Zwangsvollſtreckung erworben waren, bleiben nach 
87 unberührt. Das ſoll offenbar nicht bedeuten, daß das In⸗ 
ventarpfandrecht nicht entſteht, ſondern daß es im Range dem 
Rechte des Dritten nachſteht. Das früher erworbene Pfän⸗ 
dungspfandrecht hat alſo den Rang vor dem Inventarpfand⸗ 
recht (nur das nicht in gutem Glauben erworbene In⸗ 
ventarpfandrecht entſteht von vornherein nicht). Dasſelbe 
gilt gegenüber Rechten, die durch Belaſtung des verpachteten 
Grundſtücks erworben waren. Cs iſt nicht leicht erſichtlich, 
welche Fälle hier gemeint find. Auf. hypothekariſche Belaſtun⸗ 
gen kann ſich die Vorſchrift nicht beziehen, da ſich die Hypothek 
auf das dem Pächter gehörige Inventar nicht erſtreckt (5 1120 
BGB.). Kieſow S. 25d teilt zwei Fälle mit, an die der 
Geſetzgeber gedacht hat. Beſondere praktiſche Bedeutung wird 
ihnen nicht zukommen. — 

Zu bemängeln iſt, daß 8 7 an falſcher Stelle ſteht; ſein 
Inhalt betrifft Rechte Dritter, die vor der Beſtellung des 
Inventarpfandrechts entſtanden waren, alſo die in § 4 Abſ. 2 
behandelte Materie. In 8 5 werden Rechte Dritter behandelt, 
die nach dem Inventarpfandrecht erworben wurden. § 6 ges 
hört überhaupt nicht an dieſe Stelle. Das kann leicht zu Ver⸗ 
wirrungen führen. 

V. Das Verfügungsrecht des Pächters. Das 
Juſtitutspfandrecht hindert den Pächter nicht, über die Sache 
zugunſten eines Dritten zu verfügen, er kann ſie veräußern 
und anderweit verpfänden. Zweierlei kommt hier in Betracht, 
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einmal das Verhältnis des Rechts des Dritten zum Inſtituts⸗ 
pfandrecht (85 Abſ. 1), ſodann das Erlöſchen des Inſtituts⸗ 
pfandrechts infolge der Verfügung (85 Abſ. 2). 

1. Erwirbt der Dritte vom Pächter ein mit dem In⸗ 
ſtitutspfandrecht belaſtetes Inventarſtück oder ein Recht an 
ſolchem Stück, ſo kann er ſich, ſolange der Verpfändungs⸗ 
vertrag ſich beim Amtsgericht befindet, dem Inſtitut gegen⸗ 
über nicht darauf berufen, daß er in Anſehung des Pfand⸗ 
rechts im guten Glauben war. Es werden hauptſächlich fol⸗ 
gende Fälle in Betracht kommen: 

a) Veräußerung der Sache ſeitens des Pächters an den 
Dritten. Nicht hierher gehört die Weiterveräußerung durch 
den Dritten, was auch in den nachfolgenden Fällen 
zutrifft; hier gelten die Grundſätze des BGB. über den 
gutgläubigen Erwerb. 

b) Die nach Entſtehung des Inſtitutspfandrechts bewirkte 
Sicherungsübereignung, gegen deren Zuläſſigkeit keine Be⸗ 
denken beſtehen. 

e) Beſtellung eines Fauſtpfandrechts. 

d) Beſtellung eines zweiten Inſtitutspfandrechts, die nach 
den obigen Ausführungen (II a. E.) für zuläſſig zu halten iſt. 

In dieſen und ähnlichen Fällen (3. B. dem des Unter⸗ 
nehmerpfandrechts des § 647 BGB.) erwirbt der Dritte das 
ihm eingeräumte Recht. Nur muß er, mag er das Inſtituts⸗ 
pfandrecht gekannt haben oder nicht, dem Kreditinſtikut (zu d 
dem erſten Inſtitut) die vorzugsweiſe Befriedigung geſtatten. 
Das Inſtitut kann ſich zur Verwirklichung ſeines Pfandrechts 
den Beſitz der Sache verſchaffen; es finden nach 8 8 die Vor⸗ 
ſchriften der 88 985 ff. BOB. entſprechende Anwendung (vgl. 
$ 1227 BGB.). 

Hierher gehört auch der Fall des Pfändungspfand⸗ 
rechts, mag der oben zu b bis d bezeichnete Dritte oder 
irgendein anderer die Pfändung bewirken. Es ſteht dem In⸗ 
ventarpfandrecht, unabhängig von der Gutgläubigkeit des 
Pfändenden, im Range nach. Prozeſſual iſt aber 8 805 ZPO. 
zu beachten (vgl. § 12 und unten Nr. VII a. E.). 

2. Ebenſo wie der Hypothekenſchuldner unter gewiſſen 
Umſtänden Zubehörſtücke mit der Wirkung veräußern kann, 
daß ſie von der hypothekariſchen Haftung frei werden, kann 
auch der Pächter unter Umſtänden die Befreiung vom In⸗ 
ſtitutspfandrecht erreichen, nämlich wenn er über die Pfand⸗ 
ftüde innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirt⸗ 
ſchaft verfügt und die Stücke vom Grundſtück entfernt werden, 
bevor das Inſtitut ſein Pfandrecht gerichtlich geltend gemacht 
hat (8 5 Abſ. 2). Die Vorſchrift lehnt ſich an 8 1121 BGB. 
an. Es kann auf die Erläuterungen der Kommentare zu dieſer 
Beſtimmung Bezug genommen werden. Unter gerichtlicher 
Geltendmachung iſt die Klage auf Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in die Pfandſachen oder auf ihre Herausgabe zum 
Pfandverkauf zu verſtehen; ſo Kieſow S. 28. Man wird 
hier aber das Erfordernis der Dinglichkeit m. E. nicht ſtreng 
zu nehmen brauchen. Die Unterſcheidung zwiſchen dinglicher 
und perſönlicher Klage mag im Hypothekenrecht ihren guten 
Grund haben (ſie iſt notwendig für die Bildung des gering⸗ 
ſten Gebots, für die Pfändung von Mietzinsforderung und 
einige andere Fälle), hier kommt ihr keine Bedeutung zu. 
Das Inſtitut macht ſein Pfandrecht gerichtlich geltend, wenn 
es ſeine Forderung einklagt; es bringt damit hinreichend klar 
zum Ausdruck, daß es ſich aus dem Inventar befriedigen 
will. — Hatte der Schuldner ſich in gehöriger Form der ſo⸗ 
fortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen, ſo wird man in 
dem Beginn der Zwangsvollſtreckung in das Inventar die 
gerichtliche Geltendmachung des Pfandrechts erblicken müſſen. 
Ob ſchon die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel hierzu aus⸗ 
reicht, oder die Zuſtellung an den Schuldner oder erſt ein 
Vollſtreckungsakt erforderlich iſt, iſt freilich zweifelhaft. Er⸗ 
fordert wird eine Handlung des Gläubigers, durch welche er 
unter Inanſpruchnahme des Gerichts oder der Vollſtreckungs⸗ 
organe unzweideutig kund tut, daß er unverzügliche Befrie⸗ 
digung aus den Pfandſtücken erſtrebt. Ob dieſem Erfordernis 
genügt iſt, wenn er lange vor der Entfernung der Pfandſtücke 
ein vollſtreckbares Urteil erwirkt hat, von dieſem aber zu⸗ 
nächſt keinen Gebrauch gemacht hat, iſt ebenfalls fraglich; man 
ziehe zum Vergleich den Fall heran, daß der Gläubiger, der 
ſich eine vollſtreckbare Urkunde hat ausſtellen laſſen, ſich 
ſofort und für alle Fälle die Vollſtreckungsklauſel beſchafft 


Größere Aufſätze Nuriſtiſche Wochenſchrilt⸗ 


hat, was ja auf Grund beſonderer Bewilligung möglich = 
und nicht ſelten vorkommt. Soll man in dieſen Fällen erer 
gerichtliche Geltendmachung des Pfandrechts im Sinne unſer 
Vorſchrift erblicken? M. E. iſt dies zu verneinen. 
gegenteiliger Auffaſſung würde die ordnungsmäßige es 
ſchaftung des Gutes in Frage geftellt werden, wenn 75 
Rechtswirkſamkeit der Veräußerung derjenigen Inventarſtü 
deren Veräußerung im Rahmen der ordnungsmäßigen an- 
ſchaft liegt, noch lange und unbeſtimmte Zeit nachher um 
gefochten werden könnte. Das könnte unter Umſtänden bder 
Untergang des Pächters führen. Kieſow meint: Hat l 
Pfandgläubiger ſein Pfandrecht vor der Entfernung gericht 
geltend gemacht, ſo nutzt es dem Erwerber nichts, wenn er big 
züglich der Geltendmachung bei der Entfernung gutgl e 
war. Der bedingungsloſen Geltung dieſes Satzes Vz 
ich entſchieden widerſprechen. Die Zweifel mehren ſich, 8 {I 
man an die Fälle denkt, in denen der Gläubiger ohne 155 
ſtreckungstitel zum Verkauf ſchreitet (5 10 Abſ. 2 des Geh “ 
58 1234 ff. BGB.). In welchem Stadium iſt hier die gericht 
Geltendmachung des Pfandrechts zu ſehen? Alle dieſe I. 
werden durch die Analogie des § 561 Abſ. 2 Satz 2 hr 
nicht gelöft; dort handelt es fich nicht um gerichtliche Gelte 4 
machung des Vermieterpfandrechts, ſondern des Rückſchaffung 4 
anſpruchs. Dieſer Anſpruch kann natürlich erſt nach der in 
fernung des Pfandſtücks geltend gemacht werden, während 
unſerem Falle, um das Freiwerden von der Haftung zu pi 
hüten, der Pfandgläubiger fein Pfandrecht vor der Entf 
nung geltend gemacht haben muß. — Es dürfte ſich zur eh 
ſeitigung dieſer Zweifel eine Regelung durch Bet 
empfehlen; durch Konſtruktion laſſen fie ſich nicht einwanoſ t 
löſen, die Fragen find von beſonderer Wichtigken 
Vielleicht würde es ſich empfehlen, die Worte, „bevor de. 
Pfandgläubiger fein Pfandrecht gerichtlich geltend gemacht hal 
zu ſtreichen und ſie durch folgenden Paſſus zu erſetzen: 

„Die Befreiung von der Haftung tritt nur ein, nes 
der Pächter oder derjenige, zu deſſen Gunſten der Päd) 
über die Inventarſtücke verfügt hat, dem Kreditinſtitut de 
Entfernung mitteilt und das Kreditinſtitut binnen eim 
Woche gegen die Entfernung keinen Widerſpruch erhe 5 
Über den etwa erhobenen Widerſpruch entſcheidet der dag di 
kreditausſchuß (§ 17). Die Entſcheidung hat unverzügh 
zu erfolgen. Der Widerſpruch iſt zu verwerfen, wenn. gi 
Verfügung innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßtd 
Wirtſchaft geſchehen iſt.“ 

3. Hier iſt auch die Frage zu erörtern, welche Wing 
es hat, wenn nach der Entſtehung des Pfandrechts der P er 
ter ein unter Eigentums vorbehalt für den Veräußer 
erworbenes Inventarſtück dem Inventar einverleibt. 
der klaren Vorſchrift des 83 Abſ. 2 erſtreckt ſich das Pie 5 
recht auf dieſes dem Pächter nicht gehörige Stück; das . fen 
tum ſteht dem Pfandrecht nach (vgl. III Ia). Das würde Er 
lich nicht gelten, wenn das Kreditinſtitut zur Zeit ber = 
verleibung den Eigentumsvorbehalt kannte, alſo nicht An- 
gläubig war (anders Graßhof a. a. O. in allzu enger ed 
lehnung an den Wortlaut des 83 Abſ. 2); aber es wi ie 
ihn nicht kennen; der ganze Vorgang ſpielt ſich regelmäß 2 
ohne Kenntnis des Kreditinſtitutes ab. Dieſer für den Tr 
äußerer gefährlichen und für den landwirtſchaftlichen 9 
zahlungskauf äußerſt mißlichen Konſequenz kann der heit 
äußerer nur begegnen, wenn er die Übergabe des verkauf” 
Inventarſtücks für den Pächter davon abhängig macht, %% 
Pächter und Kreditinſtitut vorher die im 83 Abſ. 2 Saß 
und 3 vorgeſehene, bei Gericht niederzulegende EN 
Vereinbarung treffen, nach der das Inventarſtück dem Pfa 
recht nicht unterliegen ſoll (ähnlich Graß hof). i 

VI. Die Befriedigung des Inſtituts aus dem Inventa 
erfolgt durch Verkauf, ſei es auf Grund öffentlicher Verſtei 
rung ohne Vollſtreckungstitel, ſei es auf Grund eines fon 
Die Vorſchriften des BGB. vom Fauſtpfand find für anime” 
bar erklärt. Nach 8 10 Abſ. 3 kann das Inſtitut vom PART 
die Herausgabe der zu verkaufenden Inventarſtücke verlange { 
aber auch von Dritten, wie dies zu V1 dargeftellt iſt. der 
Zuſtimmung des Verpächters ($ 11 S. 2) kann 140 
Verkauf im Falle des § 1221 BGB. aus freier Hand ee 
einen Handelsmakler oder eine zur öffentlichen Verſteigern 
befugte Perſon zu laufenden Preiſen erfolgen. 
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85 Bas Geſetz erwähnt im 810 nicht die Anwendbarkeit der 
berg heiſten der 88 1218, 1219 über die Rechte des Verpfän⸗ 
ich bei Verderb und drohendem Verderb des Pfandes. 
Bf Adeſtoweniger ſind ſie anwendbar; ſie betreffen nicht die 
a, digung des Pfandgläubigers (wäre dies der Fall, ſo 
a ihre Anwendung infolge der Nichterwähnung im $ 10 
a0 hlofien), ſondern deſſen Sicherung. Nach dem unter III 
750 geführten iſt ihre Geltung nicht zu bezweifeln. Bei ab⸗ 
Lüctender Auffaſſung würde das Geſetz eine empfindliche 
e aufweiſen. 
A VII. Das Inſtitutspfandrecht im Verhältnis 
lier geſetzlichen Pfandrecht des Verpächters Die 
Poel. erörternde Frage bildet das Kernſtück des Geſetzes. Es 
Bi ſich darum, einen Ausgleich zwiſchen beiden Pfand⸗ 
= en zu finden, der für beide Teile wirtſchaftlich befriedigend 
2 Eine ideale Löſung war nicht möglich. Ob der vom Geſetz 
gell 11 eingeſchlagene Weg wenigſtens dem Durchſchnitt der 
m. © gerecht wird, muß die Zukunft lehren. Jeder der beiden 
bum gläubiger kann den Konflikt vermeiden, wenn er von ſei⸗ 
9 200 OLöjungsrecht Gebrauch macht, die Vorausſetzungen des 
fire BGB. liegen vor, wenn der andere die Zwangsvoll⸗ 
Pfa ung betreibt; als Zwangsvollſtreckung wird man auch den 
1 Eldverkauf ohne Schuldtitel und den freihändigen Verkauf 
11950 des 8 1221 BGB. verſtehen müſſen; das iſt nicht un⸗ 
aber telhaft (die Frage wurde früher nicht praktiſch), dürfte 
ann „0er Abſicht des 9 268 BOR. entſprachen. So wird man 
5 ehmen können, daß das Kreditinſtitut die Forderungen des 
ondachters ablöſen kann. Ob umgekehrt der Verpächter die 
rderungen des Inſtituts mit der Wirkung des Forderungs⸗ 
g Pfandrechtsübergangs ablöjen kann, iſt im Hinblick auf 
dy des Geſetzes zweifelhaft, nach dem das Kreditinſtitut feine 
abt erung nur an ein anderes zugelaſſenes Kreditinſtitut 
bi Ben kann. Da die unabhängig vom Willen des Gläu⸗ 
70 rs ſich vollziehende Ablöſung etwas anderes iſt als die 
hem allige Abtretung, ſo wird man die Ablöſung auch in die⸗ 
mit Falle zulaſſen müſſen; doch iſt dies immerhin, namentlich 
get Rückſicht auf die Motive, die zu der Vorſchrift des § 12 
ehe haben (vgl. Kieſow S. 32), fo zweifelhaft, daß dem 
pächter dieſer Weg nicht zu empfehlen iſt. 
dende tenn einer der beiden Pfandgläubiger das Inventar 
Auf erten will, ſo ſollen ſie ſich unter dem Geſichtspunkte der 
erſtachterhaltung des Betriebes über die Art des Vorgehens 
herbarddigen. So beſtimmt $ 9, der, wie Kieſow mit Recht 
ſunderhebt, an eine unrichtige Stelle geraten iſt. Eine be⸗ 
au ere Bedeutung kommt der Vorſchrift nicht zu; ſie hätte 
ch fortbleiben können. 
fc, Die Löfung, die das Geſetz im $ 11 vorſchreibt, bezieht 
en ächft nur auf den Fall, daß das Kreditinſtitut fein In⸗ 
bin arpfandrecht geltend macht. Die Hälfte des Erlöſes ge- 
er rt dem Kreditinſtitut, die andere Hälfte ift dem Verpächter 
g deſſen Verlangen zu überlaſſen, und zwar ohne Rückſicht 
ll ob dem Verpächter eine entſprechende Forderung an 
hat Pächter zuſteht. Soweit der Verpächter eine Forderung 
au kann das Kreditinſtitut an ihn zahlen, ſoweit keine Forde⸗ 
enten beſteht, ift der Betrag zur Sicherſtellung (an Stelle der 
ter genen Pfandſicherheit des Inventars) für ihn zu hin⸗ 
regen. Das Kreditinstitut leiſtet alſo Zahlung unter eige⸗ 
D Verantwortung, wird alſo zweckmäßig den Pächter vorher 
löten Erweiſ jich endgültig (alfo doch wohl erft bei Auf 
„ung des Pachtvertrags), daß dem Verpächter kein Anſpruch 
fü den hinterlegten Betrag zuſteht, ſo gebührt der zur Ver⸗ 
et de ſtehende Betrag in erſter Reihe dem Kreditinſtitut, und 
und dann, wenn dieſes keinen Anſpruch erhebt, dem Pächter 
ſeinen Gläubigern. 
1 gleichen Vorſchriften ſollen nach $ 11 Abſ. 2 entſpre⸗ 
Das gelten, wenn der Verpächter die Vollſtreckung betreibt. 
er Verlangen auf Überlaſſung der Hälfte wird hier wohl 
un Kreditinſtitut zu ſtellen haben. Die entſprechende Anwen⸗ 
päd. des Abſ. 2 iſt wohl in dem Sinne gemeint, daß der Ver⸗ 
= die an das Inſtitut abzuführende Hälfte diefem nicht 
Rein allen Umftänden zu zahlen, ſondern zu deſſen Sicher⸗ 
8 zu hinterlegen hat, wenn nämlich der Pächter die For⸗ 
dchts des Inſtituts oder die Gültigkeit des Inſtitutspfand⸗ 
re beftreitet. Der betreffende Satz des Abſ. 1 würde in 
er Anwendung auf Abſ. 2 lauten: „Der Verpächter hat 
Kreditinſtitut auf ſein Verlangen die Hälfte des Erlöſes 
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zur Befriedigung oder zur Sicherſtellung für diejenigen dem 
Inſtitut gegen den Pächter zuſtehenden Forderungen zu über⸗ 
laſſen, die durch das Pfandrecht des Inſtituts geſichert ſind.“ 

Kieſow (S. 31) führt aus, daß dieſe Vorſchriften des 
8 11 zu einer ſchweren Benachteiligung für den Pächter führen 
können, weil der Gläubiger, der eine beſtimmte Summe bei⸗ 
treiben will, tatſächlich die doppelte Summe beitreiben muß, 
da er die andere Hälfte ja dem anderen Gläubiger abgeben 
muß. Das iſt richtig, man könnte ſich aber zur Not damit 


abfinden, weil der Pächter, was in ſolchen Fällen die Regel 


ſein wird, auch von einer zwiefachen Schuld ganz oder zum 
Teil befreit wird. Aber es iſt weiter recht fraglich, ob das 
Verfahren, wie es ſich der Geſetzgeber gedacht aber anſcheinend 
nicht durchdacht hat, ſich überhaupt durchführen laſſen wird. 
Dem Geſetzgeber ſchwebte anſcheinend vor, daß das geſamte 
Inventar wegen der geſamten Forderung verſteigert wird. 
So wird die Sache aber ſelten liegen. Regelmäßig wird etwa 
folgender Fall praktiſch werden: Das Kreditinſtitut betreibt 
wegen ſeiner vollſtreckbaren Forderung von 2000 Reichsmark 
Vollſtreckung in das Inventar. Um wirklich 2000 Reichsmark 
zu erlangen, müſſen Sachen, die 4000 ergeben, gepfändet 
werden; das iſt unzuläſſig, widerſpricht den 88 803 Abſ. 1, 
818 ZPO. und dem § 1230 S. 2 BGB., der im 8 10 des 
Geſetzes für anwendbar erklärt iſt. Einen etwaigen Pfand⸗ 
überſchuß muß der Gerichtsvollzieher an den Schuldner 
abführen. Über dieſe Beſtimmungen kann er ſich nicht hinweg⸗ 
ſetzen. Man hätte für die dem Geſetz unterworfenen Fälle das 
Verbot der Überpſändung beſeitigen können; das ift aber nicht 
geſchehen; es iſt im Gegenteil im § 10 durch die Heranziehung 
des § 1230 beſtätigt worden. So wird das Inſtitut nur 
2000 46 beitreiben und hiervon 1000 % zu feiner Befriedi⸗ 
gung verwerten können. Wegen der Reſtforderung von 1000 #6 
wird es von neuem Vollſtreckung betreiben — oder wenigſtens 
betreiben wollen; es wird ſich nämlich herausſtellen, daß 
der Gerichtsvollzieher den Vollſtreckungstitel, da der Schuld⸗ 
ner ja volle Zahlung geleiſtet hat, dieſem ausgehändigt hat. 
Der Gläubiger wird alſo verſuchen müſſen, eine zweite voll⸗ 
ſtreckbare Ausfertigung des Schuldtitels 8 erlangen, und 
wenn ihm dies fehlſchlägt — es muß m. E. fehlſchlagen —, 
wird er eine erneute Klage mit rechtlich nicht unzweifelhafter 
Begründung erheben müjfen. Hat er endlich einen neuen 
Schuldtitel wegen des Reſtes von 1000 „6 erreicht, ſo beginnt 
das gleiche Spiel von neuem; er kann abermals nur die Hälfte 
beitreiben und muß abermals verſuchen, einen neuen Schuld⸗ 
titel zu beſchaffen; und dies ſetzt ſich weiter fort, theoretiſch 
bis zur Unendlichkeit. Das ſind unbefriedigende Zu⸗ 
ſtände. Ihnen kann nur dadurch abgeholfen werden, daß das 
Verbot der Überpfändung für dieſe Fälle geſetzlich aufgehoben 
wird, oder richtiger, daß die Pfändung wegen des doppelten 
Betrages der beizutreibenden Forderung für zuläſſig er⸗ 
klärt wird. 

Dieſelben Übelſtände erheben ſich, wenn der Verpächter 
die Vollſtreckung betreibt. 

Wenn auf der einen Seite zwei Kreditinſtitute ſtehen, 
was oben für rechtlich möglich erklärt worden iſt, ſo fällt, 
von welchem der drei Beteiligten auch immer die Vollſtreckung 
betrieben werden mag, die Hälfte des Erlöſes dem Verpächter 
zu, während die andere Hälfte den beiden Kreditinſtituten nach 
Maßgabe des durch die Zeit der Entſtehung ihrer Pfandrechte 
bedingten Rangverhältniſſes zuſteht; daß hier beſondere 
Schwierigkeiten entſtehen, wie Kieſow (S. 20) annimmt, iſt 
nicht erſichtlich. 

Das Verhältnis des Inventarpfandrechts zum geſetzlichen 
Verpächterpfandrecht in dem Fall, daß die Vollſtreckung durch 
einen dritten Gläubiger betrieben wird (und zwar einen 
ſolchen, der erſt nach Entſtehung des Inventarpfandrechts ge⸗ 
pfändet hat, ſ. oben Nr. VI a. E.), regelt 8 12. Die Pfand⸗ 
vollſtreckung durch den Dritten iſt zuläſſig; Inſtitut und 
Verpächter können aber gemäß § 805 ZPO. ihr Recht auſ 
vorzugsweiſe Befriedigung geltend machen. Tun ſie dies, ſo 
finden auf ihr Verhältnis zueinander die eben erörterten Aus⸗ 
gleichsvorſchriften des § 11 Anwendung. Dieſe Regelung wird 
vorausſichtlich keine Schwierigkeiten bereiten. Zweifelheft it 
nur, ob der Ausgleich auch ſtattfindet, wenn nur einer von 
beiden, Inſtitut oder Verpächter, das Vorzugsrecht geltend 
machen; Kieſow meint (S. 32), daß dieſer eine nicht ver⸗ 
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pflichtet iſt, das Intereſſe des anderen wahrzunehmen, und 
daß er daher dem anderen die Hälfte des Erlangten nicht zur 
Verfügung zu ſtellen braucht. Es wäre wohl auch die ent⸗ 
gegengeſetzte Auffaſſung möglich; der Wortlaut des § 12 
ſpricht aber ſo klar für die Anſicht Kieſows, daß eine ab⸗ 
weichende Auslegung nicht in Frage kommt. Eine entgegen⸗ 
geſetzte Regelung wäre m. E. zweckmäßig geweſen. 

VIII. Die Forderung des Kreditinſtituts, zu deren Sicher⸗ 
heit das Pfandrecht am Inventar beſtellt iſt, kann nach § 13 
nur an ein anderes Kreditinſtitut abgetreten werden, und 
zwar nur zugleich mit dem Pfandrecht; in letzterer Beziehung 
gelten die Vorſchriften des $ 1250 BGB. Unter Anwendung 
des 8 1274 Abſ. 2 BGB. und des § 851 30. ergibt ſich, 
daß die Forderung auch nur einem zugelaſſenen Kreditinſtitut 
verpfändet und nur von einem ſolchen gepfändet wer⸗ 
den kann. Die Forderung iſt alſo keineswegs der Zwangs⸗ 
vollſtreckung entzogen; es iſt nur der Kreis der zur Pfändung 
berechtigten Perſonen beſchränkt. Dies verkennt m. E. Kie⸗ 
ſow (S. 32), wenn er aus der angeblichen Unpfändbarkeit 
den Schluß zieht, daß die Forderung nicht zur Konkursmaſſe 
des Kreditinſtituts gehört (§S1 Konk O.). Das wäre ein er⸗ 
ſtaunliches Ergebnis, das dazu führen würde, daß Inſtitute, 
die ſich lediglich mit Inventarbeleihungen befaſſen, gegen den 
Konkurs überhaupt gefeit wären. Davon kann keine Rede ſein. 

IX. Die Vorſchriften über das Erlöſchen des Pfandrechts 
($ 14), über die Niederlegung des Verpfändungsvertrages 
bei Gericht und die Herausgabe bei Erlöſchen des Pfandrechts 
(51) und die hierher gehörigen Vorſchriften des § 16 (Einſicht 
Dritter in die Verträge; Zeugnis, daß kein Vertrag niedet⸗ 
gelegt iſt), bedürfen keiner beſonderen Erläuterung. Ebenſo 
werden die verwaltungsrechtlichen Vorſchriften über die Bil⸗ 
dung und Aufgaben der Pachtkreditausſchüſſe in dieſer, ledig⸗ 
lich privatrechtlichen Fragen gewidmeten Unterſuchung nicht 
erörtert. Sie haben bei Kieſow eine gute Darſtellung ge⸗ 
funden. 

X. Hervorzuheben bleibt nur noch, daß das Geſetz zehn 
Jahre nach ſeiner Verkündung, alſo am 13. Juli 1936, außer 
Kraft treten ſoll, und daß Preußen (JM Bl. 1926, 255) 
Ausführungsbeſtimmungen über die geſchäftliche Behandlung 
der beim Gericht eingehenden Sachen erlaſſen hat; hier iſt 
nun doch in Nr. 1 eine Regiſtrierung der Verträge vorge⸗ 
ſchrieben, die das Geſetz ſelbſt nicht kennt, die aber ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, als reine Dienſtanweiſungsvorſchrift, zuläſſig iſt. Es 
iſt kein Regiſterpfandrecht in dem Sinne, daß die Entſtehung 
des Pfandrechts von der Eintragung in das Regiſter ab⸗ 
hängig wäre. — 


II. 
Von Regierungsrat F. Lippmann, Berlin.!) 

Das Geſetz ſoll, wie ſein Titel beſagt, die Kapitalkredit⸗ 
beſchaffung für landwirtſchaftliche Pächter ermöglichen. Die 
Grundlage für die Kreditbeſchaffung bildet das Wirtſchafts⸗ 
inventar des Pächters. Als Kreditgeber ſind nur beſtimmte 
Kreditinſtitute vorgeſehen, deren Auswahl und Zulaſſung durch 
einen Pachtkreditausſchuß erfolgen ſoll. Die Sicherſtellung des 
Darlehns erfolgt durch eine Verpfändung des Inventars ohne 
Beſitzübertragung. An deren Stelle tritt zur Wahrung der 
Publizität die Niederlegung des Verpfändungsvertrages bei 
dem Amtsgericht, in deſſen Bezirk der Sitz des Betriebes liegt. 
Wir haben alſo hier zum erſten Male an Stelle des Fauſt⸗ 
pfandrechts die Einführung eines Regiſterpfandrechts. 

Der Zweck des Geſetzes iſt darauf gerichtet, an Stelle der 
bisherigen kurzfriſtigen Wechſelkredite dem Pächter die Auf⸗ 
nahme langfriſtiger und billiger Darlehen zu ermöglichen. 
Um die Vorausſetzungen hierfür zu ſchaffen, ſoll das Riſiko 
des Kreditgebers, der auf das Inventar ſein Geld ausleiht, 
nach Möglichteit vermindert werden. Das Inventar des Päch⸗ 
ters bietet wegen ſeines Mobilarcharakters und wegen der 
Veränderungen und der Auswechſelungsmöglichkeiten, denen 


es ſeiner Beſtimmung nach unterworfen iſt, nicht die Sicher⸗ 


heit, auf denen ſonſt der Realkredit beruht. Je geringer das 
Riſiko iſt, das der Kreditgeber auf ſich nimmt, um ſo geringer 
kann die Quote werden, die er aufſchlägt, um ſeinem Riſiko 
Rechnung zu tragen. Demzufolge hat das Geſetz das Kredit⸗ 


1) Vgl. auch Grünebaum unten S. 2616. 
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inſtitut, das die Entschuldung der Pächter herbeiführen jolh 
mit einem Rahmen von Sonderrechten und Schutzbeſtimmunge 
ausgeſtattet. Dieſe Beſtimmungen betreffen das Verhältn 
des Juſtituts zum Pächter, zum Verpächter, zu anderen 15 
zugelaſſenen Gläubigern, die Rechte am Inventar beſitzen 0 
eriverben wollen, ſowie gegenüber ſonſtigen Verfügungen 
Pächters über das Inventar zugunſten eines Dritten. BR 
I. Was zunächſt das Verhältnis des Kreditinſtituts zu 05 
Pächter anbetrifft, ſo beſtimmt der 83 des Geſetzes, daß der 
Pfandrecht ſich auf das geſamte, dem Pächter zur Zeit Br” 
Niederlegung des Verpfändungsvertrages gehörende Juve 
erſtreckt. Sollen einzelne Inventarſtücke von der Verpfändu 1 
ausgenommen werden, ſo müſſen ſie im Verpfändungsvertrag 
einzeln und unter Angabe ihrer kennzeichnenden Merkmale 
zeichnet werden. — Dieſe Beſtimmung enthält eine 1 
änderung des Grundſatzes, den das BGB. in 8 1205 mie 
gelegt hat, nämlich daß ein Pfandrecht nur an denſenen 
Stücken entſteht, bei denen die Parteien über die Beſeclln 
des Pfandrechts einig ſind, mit anderen Worten, das Bi 65 
recht kann nach § 1205 BGB. nicht gegen den Willen de 
Verpfänders zur Entſtehung gelangen. Nach BGB. trifft 2 
Pfandgläubiger die Beweislaſt dafür, daß ftreitige Inven 
ſtücke von der Sicherungsübereignung oder der Verpfändun 
nach dem Willen der Parteien mitumfaßt ſein ſollten. Na 
dem Geſetz v. 9. Juli 1926 dagegen liegt der Nachteil au 
ſchließlich auf ſeiten des Pächters, wenn er bei Abſchluß 2 1 
Verpfändungsvertrages es unterlaſſen hat, beſtimmte Br 
ventarſtücke von der Verpfändung auszuſchließen. Die Au 10 
ſtellung eines Inventarverzeichniſſes iſt nach dem Geſetz 9° 
9. Juli 1926 nicht vorgeſchrieben. Sie wird aber ſehr 11 
erfolgen, ſchon um einen Überblick über den Schätzungswe, 
des Inventars zu gewinnen. Dieſes Verzeichnis hat, 1250 
wenn es dem Verpfändungsvertrage zugrunde gelegt wird“ 
nach dem Geſetz v. 9. Juli 1926 nicht die Vermutung ſein a 
Vollſtändigkeit und Richtigkeit für ſich, ſondern der Umfang 
des Pfandrechts, den das Kreditinſtitut erwirbt, richtet ſich 
ausſchließlich nach §S 3 des Geſetzes. a 
Bei der Tragweite dieſes § 3 gewinnt die Frage an 2 
deutung, was unter dem Wirtſchaftsinventar des lande 
ſchaftlichen Pächters zu verſtehen iſt. Eine allgemeine 15 
griffsbeſtimmung enthält der § 98 Ziff. 2 BGB. Was dir 
Praxis unter dieſem Begriff alles umfaßt, darüber geben 
allgemeinen Pachtbedingungen für die preußiſchen Domäne 
einen gewiſſen Anhalt. Hier heißt es in § 35 II: 1 
„Unter dieſem Wirtſchaftsinventar find namentlich 5 
verſtehen: 0 
Die Viehbeſtände aller Art, die Ackerwerkzeuge und Ma. 
ſchinen, die Geſchirre für das Zugvieh, die Geräte in 9 
Ställen, Scheunen, auf den Kornböden uſw., die Geräte 8 
das Molkereiweſen und den Wirtſchaftshaushalt, auch 75 
vorhandene Schmiede-, Stellmacher⸗, Böttcher⸗ und ſonſtg 
Handwerkszeug, ebenſo die Betten, die Wäſche und die Möbe 1 
inſofern ſolche Gegenſtände für die Arbeiter und Angeſtellte 
erforderlich ſind.“ icke 
Ausgenommen find überflüſſige oder nur als Luxusſtü 
zu betrachtende Inventargegenſtände. Iſt mit der Pachtunt 
ein gewerblicher Nebenbetrieb verbunden, z. B. eine Jiegf z. 
oder Brennerei, ſo iſt auch dieſes Inventar dem Wirtſchafte 
inventar zuzuzählen. Inwieweit das bauliche Superinventa, 
ſoweit es im Eigentum des Pächters ſteht, hierunter fällt, et 
Tatfrage. Nicht zum Inventar gehört die Ernte, abgeſehe! 
von denjenigen Erntevorräten, die zur Weiterführung de 
Wirtſchaft erforderlich ſind. Be. 
II. Das Verhältnis des Kreditinſtituts zum Verpäch 15 
it in $ 11 des Geſetzes geregelt. Auf dem Inventar des 4 
wirtſchaftlichen Pächters ruht das umfangreiche gejebli 95 
Pfandrecht des Verpächters nach S 585 BGB. Dieſes Pfau, 
recht iſt durch das Geſetz auf 50 00 des Erlöſes beſchrän 
worden, den das Inventar bei ſeiner Verwertung erbrin g 
Das geſetzliche Pfandrecht des landwirtſchaftlichen Ve 
pächters erſtreckt ſich bekanntlich auf die geſamten Pa x 
leiſtungen, und zwar auf die bereits fälligen, die ER 
wärtigen und künftigen Pachtleiſtungen. Die Bedeutung bh 
ausgedehnten Pfandrechts liegt nicht nur in dem Sicherhe n 
zweck für die Erfüllung der Pachtverbindlichkeiten, ſondern : 
Verpächter ſoll gegenüber den Gläubigern des Pächters davo 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


W ahrg. 1926 Heft 25] 


801 en zu müſſen und die Wirtſchaft ſelbſt weiterzuführen. 
95 An Hinblick auf die Schutzbeſtimmungen des § 811 Ziff. 4 


„5 585 BGB. und 8 6 der Bekanntmachung über den. 


erkehr f 8 & 8 4 
1 mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken v. 15. März 
dis (RG Bl. 123) für ſeine Gläubiger unangreifbar. Auch 


kurs der Pächter unter Geſchäftsaufſicht kommt oder in Kon⸗ 


> 1. Juli 1927 kündigen. Bis dahin muß er nicht bloß 
füll gina bezahlen, ſondern alle Pachtverbindlichkeiten er⸗ 


fü 8 
Paten ſind, einſchließlich der Verpflichtung zur Rückgabe der 


— 


San fichtia bzw. der Konkursverwalter ſelbſt, wenn ihm 
em gaſſigkeit zur Laſt fällt. Der Verpächter iſt alſo in unſe⸗ 
bia beispiel bis zum 1. Juli 1927 geſchitzt und hat bis ba- 


Ri ereit e 3 e zur 
Bellen“ en oder ſich ſonſt auf den Ablauf der Pacht einzu 


9. Juli er Schutz des Verpächters iſt durch das Geſetz vom 
dem li 1926 herabgemindert. Der Verpächter hat gegenüber 
Spi zugelaſſenen Kreditinſtitut nicht mehr den weitreichenden 
0 elraum, den er bisher hatte. Nach § 11 des Geſetzes kann 
Kredi zerpächter der Verwertung des Inventars durch das 
itinſtitut im Zeitpunkt der Pfandreife nicht widerſprechen. 
Ft lediglich Anſpruch darauf, daß ihm für feine Pacht⸗ 
Anke, ungen die Hälfte des Erlöſes ausgehändigt wird. Den 
8 reſſen des Verpächters tragen nur zwei Momente Rech⸗ 
ni nämlich einmal die Auswahl der zugelaſſenen Kredit⸗ 
buntute, die nach 8 20 Abſ. 4 des Geſetzes nach dem Geſichts⸗ 
di erfolgen ſoll, daß die Einrichtungen und Ziele des 
li gitinſtituts für eine auf Steigerung der landwirtſchaft⸗ 
tenen Erzeugung gerichteten Wirtſchaftsführung Gewähr bie⸗ 
mnſigerner der § 9 des Geſetzes, der beſtimmt, daß das Kredit⸗ 
zheitut, wenn es eine Verwertung des Inventars beabſichtigt, 
we dem Verpachter über die Art des Vorgehens unter 
er Geſichtspunkt der Aufrechterhaltung des Betriebes vor⸗ 
Kredperſtändigen ſoll. Hierdurch wird vermieden, daß das 
inne inftitut etwa den Verſuch machen will, Wirtſchafts⸗ 
a entar zur Unzeit herauszuziehen, wobei die Unzeit nicht nur 
dan landwirtſchaftlicher Hinſicht zu verſtehen iſt, ſondern auch 
Sr wenn der Zuſammenbruch des Pächters gerade in einer 
au m folgt, in der der Verpächter ſelbſt mit Schwierigkeiten 
borſtembpfen hat. Daß daneben $ 20 Abs. 5 des Geſetzes noch 
belebt, daß das Kreditinſtitut zur Aufrechterhaltung des 
wu henen Betriebes auch die Möglichkeit einer Kreditein⸗ 
achter g an den Verpächter bieten muß, iſt für den Ver⸗ 
die 85 ein gewiſſer Troſt, wenn auch ein recht ſchwacher. Denn 
Ver >ache wird in der Regel darauf hinauslaufen, daß der 
entzächter die Schulden ſeines Pächters, die auf dem In⸗ 
meter laſten, übernehmen ſoll, um hierdurch einer zwangs⸗ 


entgehen wertung und der Fortſchaffung des Inventars zu 


Wer ie Bewegungsfreiheit des Verpächters iſt aber noch in 
dacht anderen Richtung eingeengt. Während bisher der Ver⸗ 
Va 15 auf Grund ſeines geſetzlichen Pfandrechts wegen einer 
Rn forderung aus dem Inventar des Pächters feine Befriedi⸗ 
Ae ſuchen konnte, beſtimmen jetzt auch für ihn die 88 11 
N und 9, daß zwar das Kreditinſtitut einer Verwertung 
daß Inventar durch den Verpächter nicht widerſprechen kann, 
wertuber andererſeits auch der Verpächter, wenn er eine Ver⸗ 
ing 8 bon Inventarſtücken beabfichtigt, ſich mit dem Kredit⸗ 

ut über die Art des Vorgehens verſtändigen ſoll. Ob 
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eine Verpfändung erfolgt iſt, erfährt der Verpächter durch die 
Mitteilung des Amtsgerichts, die der $15 Abſ. 3 des Geſetzes 
vorſchreibt. 

III. Von beſonderer Bedeutung iſt die Stellung des zu⸗ 
gelaſſenen Kreditinſtituts zu den niche privilegierten Gläu⸗ 
bigern, denen ein dingliches Recht am Inventar zuſteht. 
Hierbei kommen folgende Gruppen in Frage: 

a) Sicherungsübereignungen zugunſten eines nicht zu⸗ 
gelaſſenen Kreditgebers, 

b) Eigentumsvorbehalte am Inventar, z. B. der alte ab⸗ 
ziehende Pächter verkauft dem neu anziehenden Pächter das 
Inventar und behält ſich das Eigentum bis zur Bezahlung 
des Kaufpreiſes vor, 

c) das Inventar iſt ganz oder teilweiſe eiſern und ge⸗ 
hört dem Verpächter. 

Nach 8 4 Abſ. 1 des Geſetzes erwirbt das zugelaſſene Kre⸗ 
ditinſtitut auch dann ein Pfandrecht, wenn ein Inventarſtück 
dem Pächter nicht gehört, es ſei denn, daß dem Kreditinſtitut 
im Zeitpunkt der Niederlegung des Verpfändungsvertrages 
bekannt iſt, oder infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt iſt, 
daß das Inventarſtück dem Pächter nicht gehört. 

Außerlich kann zunächſt an der Faſſung des 8 4 Abi. 1 
auffallen, daß hier nur die Rede iſt von einem „Inventar⸗ 
ſtück“, das dem Pächter nicht gehört. Man könnte alſo auf 
den Gedanken kommen, daß das Kreditinſtitut nur dann ein 
Pfandrecht erwirbt, wenn das Inventar als ſolches dem Päch⸗ 
ter gehört und nur einzelne Inventarſtücke ſich darunter be⸗ 
finden, die nicht ſein Eigentum ſind. Für dieſe Auslegung 
könnte auch die urſprüngliche Faſſung des Geſetzentwurfes 
ſprechen (vgl. Druckſachen des Reichstags Nr. 2440), wo in 
dieſem Zuſammenhang in § 10 von dem Inventar oder den 
einzelnen Inventarſtücken die Rede iſt, woraus hervorgeht, 
daß das Wort Inventar ſpäter geſtrichen worden iſt. — 
Gleichwohl erſcheint dieſe Auslegung kaum zutreffend. Nach 
BGB. könnnen Sachgemeinſchaften als ſolche oder Teile von 
ihnen nicht Gegenſtand einer Eigentumsübertragung oder der 
Beſtellung eines Pfandrechts ſein, ſondern ergriffen werden 
hierbei nur die einzelnen körperlichen Sachen (vgl. ROR- 
Komm. Anm. 2 zu 8 929 und Anm. 5 zu $ 1204 BGG B.). Auf 
dieſer Erwägung wird vermutlich die Streichung des Wortes 
Inventar beruht haben. 

Beſtätigt ſich die Auslegung, daß das Kreditinſtitut auch 
dann ein Pfandrecht am Inventar erwirbt, wenn dieſes in 
feiner Geſamtheit ganz oder teilweiſe nicht dem Pächter ge- 
hört, ſo muß der Schutz, den das Geſetz den nicht privilegier⸗ 
ten Realberechtigten am Inventar gewährt, als nicht zu⸗ 
reichend bezeichnet werden. Es findet ſich im Geſetz lediglich 
die Übergangsbeſtimmung des 8 22. Dieſe ſpricht von den 
Sicherungsübereignungen, die vor dem Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes, d. h. ulſo vor dem 13. Juli 1926 entſtanden ſind, und 
läßt dieſe Sicherungsübereignungen gegenüber dem 8 4 des 
Geſetzes unberührt, wenn ihre Anmeldung binnen 2 Monaten, 
d. h. alſo bis zum 13. Sept. 1926 beim zuſtändigen Amts⸗ 
gericht erfolgt iſt. Offen bleibt hier ſchon die Frage, ob auch 
in den anderen Fällen, alſo beim Eigentumsvorbehalt, oder 
wenn das Eigentum beim eiſernen Inventar dem Verpächter 
zuſteht, die Anmeldung zuläſſig iſt, wenn das Eigentum vor 
dem Stichtage begründet wurde. Keine Auskunft gibt das 
Geſetz auf die weitere Frage, wie Sicherungsübereignungen 
oder andere Eigentumsübertragungen, die nach dem Stichtag 
zur Entſtehung gelangen, gegenüber einem ſpäter entſtehenden 
Verpfändungspfandrecht eines zugelaſſenen Kreditinſtituts im 
Hinblick auf 8 4 des Geſetzes ſich ſchützen können. 

Das BGB. behandelt die Grundſätze über den Erwerb 
des Eigentums vom Nichteigentümer in den 88 932—934 
BGB., welche Beſtimmungen, ſoweit ſie für das Fauſtpfand⸗ 
recht des BGB. in Frage kommen, nach $ 1207 entſprechende 
Anwendung finden. Wenn man beim Studium der 88 932 
bis 934 zum erſten Male verſucht, in die Syſtematik dieſer 
Regelung einzudringen, ſo kann man ſich darüber nicht genug 
wundern, warum der Geſetzgeber des BGB. ſich dieſe kompli⸗ 
zierten und minutiöſen Beſtimmungen ausgedacht Hat. Ein⸗ 
facher wäre die Sache zweifellos geworden, wenn es für alle 
Fälle beim 8 932 Abf. 1 Satz 1 geblieben wäre. Allerdings 
wäre eine ſolche Regelung, die alle Vorteile auf die Seite 
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des gutgläubigen Erwerbers gelegt hätte, den Intereſſen des 
Eigentümers, der durch den Erwerb des anderen ſein Eigen⸗ 
tum einbüßt, nicht gerecht geworden. Vielmehr beweiſt gerade 
die Regelung der 88 932 — 934, wie ſchwierig es iſt und welche 
Vorſicht geboten erſcheint, wenn man hier die trennende Linie 
zwiſchen den Intereſſen der Beteiligten ziehen will. 

Die Analogie mit unſeren hier vorliegenden Fällen bil⸗ 
det der $ 933 BGB., der den Erwerb vom Nichteigentümer 
für den Fall regelt, daß die Übergabe durch constitutum 
possessorium erſetzt wird. Nach BGB. wird hier der gut⸗ 
gläubige Erwerber erſt dann Eigentümer, wenn nachträglich 
noch die körperliche Übergabe durch den Veräußerer erfolgt 
und er in dieſem Zeitpunkt ſich noch in gutem Glauben be⸗ 
findet. Wie es in den Motiven zum BGB. (III S. 345) 
hierzu heißt, ſoll der durch den bona fide-Erwerb bedrohte 
Eigentümer dagegen geſchützt werden, daß der ihn treffende 
Rechtsverluſt ſich hinter einem ſo wenig erſichtlichen Akt wie 
das constitutum possessorium verſtecke. 

Auch nach dem Geſetz v. 9. Juli 1926 bleibt die Ver⸗ 
pfändung des Inventars verborgen, bis alles vorüber ift. 
Der entſcheidende Zeitpunkt iſt nach § 4 die Niederlegung des 
Verpfändungsvertrages beim Amtsgericht. Iſt das Kredit⸗ 
inſtitut in dieſem Zeitpunkt gutgläubig, ſo erwirbt es das 
Pfandrecht. Mala fides superveniens non nocet. Für den 
geſchädigten Eigentümer aber iſt es zu ſpät. Wenn der Päch⸗ 
ter ihm die Verpfändung verſchweigt, ſo kann er beim beſten 
Willen erſt Kenntnis bekommen, nachdem das Unglück bereits 
geſchehen iſt. Nun bleibt ihm lediglich die Möglichkeit, dem 
Kreditinſtitut gegenüber den Nachweis zu erbringen, daß es 
grob fahrläſſig gehandelt hat, was bei der engen Auslegung, 
mit der die Rechtſprechung den Begriff der groben Fahrläſſig⸗ 
keit umſchrieben hat (vgl. RGRKͤomm. Anm. 1 zu 8 277 
BGB.), ſelbſt dann ein ſchwieriges Beginnen ſein wird, wenn 
ſelbſt einmal im Einzelfalle das Kreditinſtitut nicht gerade 
vorſichtig verfahren iſt. 

Gegenüber dem Verpächter enthält das Geſetz v. 9. Juli 
1926 hier eine Sonderbeſtimmung. Nach 82 Abj. 3 ſoll das 
Kreditinſtitut von der beabſichtigten Beſtellung des Pfand⸗ 
rechtes den Verpächter benachrichtigen. Auch dies iſt nur eine 
Sollvorſchrift. Die Gültigkeit der Verpfändung wird hier⸗ 
durch nicht berührt. Ob bei einer Unterlaſſung der Benach⸗ 
richtigung der Tatbeſtand der groben Fahrläſſigkeit als ge⸗ 
geben anzuſehen iſt, iſt Tatfrage. 

Die Lücke, die das Geſetz hier enthält, beſteht darin, daß 
zwar das Pfandrecht des Kreditinſtituts in jeder Richtung ge⸗ 
ſchützt iſt, und zwar ſowohl gegen die Sorgloſigkeit eines 
Pächters, der fremdes Eigentum verpfändet, wie gegen ſpätere 
Verfügungen des Pächters, die das Pfandrecht des Kredit⸗ 
inſtituts gefährden. Nach 85 Abſ. 1 des Geſetzes kann näm⸗ 
lich ein Dritter, der nach der Niederlegung des Verpfändungs⸗ 
vertrages verpfändete Inventarſtücke oder Rechte an ſolchen 
erwirbt, ſich gegenüber dem Kreditinſtitut überhaupt nicht auf 
ſeinen guten Glauben berufen, ſelbſt wenn ihm nicht die ge⸗ 
ringſte Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. Welche Maßnahmen aber 
der Realberechtigte ergreifen ſoll, deſſen Fall in der Über⸗ 
gangsbeſtimmung des $ 22 nicht ausdrücklich erwähnt iſt, um 
ſich gegen das weitgehende Recht des Kreditinſtituts aus 8 4 
zu ſchützen, läßt das Geſetz im Dunkeln. Das Nächſtliegende 
würde ſein, daß der Realberechtigte ebenfalls beim zuſtändigen 
Amtsgericht ſein Eigentum anmeldet. Wenn auch dieſe An⸗ 
meldung im Geſetz nicht vorgeſehen iſt, ſo folgt daraus keines⸗ 
wegs, daß ſie geſetzlich unzuläſſig iſt. Auch der 8 22 des Ge⸗ 
fetzes ſpricht nicht dagegen. Die Bedeutung des 8 22 liegt 
wohl hauptſächlich in einer anderen Richtung. Die vorgeſehene 
Zweimonatsfriſt ſoll eine Sperrfriſt zugunſten ſolcher Siche⸗ 
rungsübereignungen ſein, die vor dem Stichtag entſtanden 
ſind. Wird die Sicherungsübereignung rechtzeitig angemeldet, 
fo ſoll auch dann das Kreditinſtitut kein Pfandsecht erwerben, 
wenn der Verpfändungsvertrag innerhalb der zwei Monate 
zeitlich vor der Anmeldung der Sicherungsübereignung zum 
Abſchluß gekommen iſt. — Nichtsdeſtoweniger iſt aber die 
Rechtslage überaus unſicher. Es kann ſehr wohl möglich fein, 
daß das Amtsgericht eine ſolche Anmeldung zurückſendet, 
weil nach ſeiner Auffaſſung die Anmeldung nicht geſtattet iſt. 
Dann kommt der Realberechtigte in die größte Verlegenheit. 


Größere Aufſätze 


Gurtfiſce Wochenschr. 


ausſchließlich um die berechtigten Intereſſen der übrig, 
Realgläubiger. Es iſt daher anzunehmen, daß, wenn DIE 
Lücke nicht durch die Stellungnahme der Rechtſprechung J 
ausgleichen läßt, eine entſprechende geſetzliche Ergänzung 
8 22 erfolgen wird. age 
IV. Bei dieſer Gelegenheit muß noch eine andere 57 5 
berührt werden, die der § 22 offen läßt, nämlich der berg“ 
der vertraglichen Freigabeabkommen, die vor dem Geſetz ? 5 
9. Juli 1926 bereits in großer Zahl begründet worden NH 
in die geſetzliche Freigaberegelung des 8 11 des Geſetzes. 
ein Beiſpiel zu nehmen: Die Stadt X., die drei land Ab⸗ 
ſchaftliche Güter verpachtet hat, hat mit der Bank Y. ein ihr 
kommen geſchloſſen, nach dem die Stadt als Verpächter 5 
geſetzliches Pfandrecht in Höhe von 50 % des Juventarwen 
zum Zwecke der Kreditgewährung zugunſten der Bank 
gegeben hat. Wird die Bank Y. vom Pachtkreditausſchuß 
Kreditinſtitut zugelaſſen, fo iſt anzunehmen, daß die vertt 
lich freigegebenen 50 9% des Inventarwertes in die gelebt 
Freigaberegelung des & 11 übergehen und durch dieſe 4 
werden. Wenn dagegen eine Zulaſſung der Bank Y. ni ie 
folgt, weil z. B. die Bank nicht auf landwirtſchaftliche Br 
ſchaftsberatung und auf eine Überwachung der beliehenen abe 
triebe eingerichtet iſt, ſo würde die vertragliche Fr ec 
der Bank Y. mit der Stadt X. unberührt bleiben. Das Seife 
enthält über eine Kündigungsmöglichkeit nichts. Ob mit d 
der clausula rebus sic stantibus eine Kündigung ſich erreit 
läßt, iſt mindeſtens zweifelhaft. Der Verpächter kann aber 10 
in eine ſehr unangenehme Lage kommen. Wenn nämli pes 
Bank Y. aus Unkenntnis die Anmeldungsfriſt des 8 22 ©, 
Geſetzes verſäumt und der Pächter von einem zugelaſſenz 
Kreditinſtitut ein neues Darlehen aufnimmt, fo erwirbt die 
trotz der beſtehenden Sicherungsübereignung der Bank fi 
unter der Vorausſetzung des $4 am Inventar ein vertrah 
liches Verpfändungspfandrecht und damit einen geſeblicg 
Anſpruch auf Freigabe von 50 0% des Inventarwertes. dem 
Folge davon iſt, daß nunmehr 50 0% des Inventarwertes ger 
Kreditinſtitut zuftehen und 50 % der Bank N., und der lich 
pächter geht leer aus. Als Troſt würde ihm dann ledig . 
der Schadenserſatzanſpruch gegen die Bank Y. bleiben, w 
ſie nicht angemeldet hat. Es würde dann über die intereſſacg, 
Frage zu entſcheiden ſein, ob ein Kreditgeber verpflichtet Bin 
das Reichsgeſetzblatt zu leſen und es auf Beſtimmungen % 
prüfen, mit deren Möglichkeit er bei Hingabe des Darlehen 
nicht im entfernteſten gerechnet hat. Ge⸗ 
V. Übrig bleibt noch die Beſprechung des 85 des 
ſetzes, der die Verfügungsbefugnis des Pächters über er; 
ventarſtücke nach erfolgter Verpfändung regelt. Die freie ® 
fügung des Pächters beſchränkt ſich nach § 5 Abſ. 2 auf . 
fügungen, die im Rahmen einer ordnungsmäßigen Wirtſche 
vorgenommen werden. Auch das BGB. enthält eine mit 
artige Beſtimmung bei der Verpachtung einer Wirtſchaft 
Inventar zum Schätzungswert (eiſernes Inventar). 18 
BGB. Gedacht iſt bei der Verfügungsbefugnis des Pac ge 
an den Verkauf von ſolchen Inventarſtücken, die ihrer w 
ſtimmung nach zum Verkauf vorgeſehen find, z. B. Verkan 
vieh, ferner an die Auswechſelung von abgängigen In ven 
ſtücken. Die Hauptumſatztätigkeit des landwirtſchaftlichen o 
triebes erſtreckt ſich auf den Verkauf der Ernte und der — > 
ftigen Erzeugniſſe. Dieſe gehören nicht zum verpfändeten 3% 
ventar, mit Ausnahme der Erntevorräte, die zur Fo 13 
führung der Wirtſchaft notwendig find, ſcheiden alſo hier a 
und unterſtehen der freien Verfügung des Pächters. 14 
Überſchreitet der Pächter ſeine Verfügungsbefugris ı, 
kann ſich der Dritte gegenüber dem Pfandrecht des Kr 
inſtituts nicht darauf berufen, daß er in Anſehung des Pf 
rechts im guten Glauben war. Der gute Glaube iſt alſo 5 
ſchlechthin ausgeſchaltet. Dieſe Regelung geht über den 8 er 
BGB. weit hinaus. Der Käufer von Inventar wird DA 
nicht umhin können, vor dem Ankauf zunächſt beim u 
gericht feſtzuſtellen, ob ein Verpfändungsvertrag nied 
gelegt iſt. 


wirk⸗ 
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A Schrifttum 


Schrifttum. 


Dr. Wilhelm Kieſow, Miniſterialrat im Reichsjuſtizminiſterium: 
eſez betreffend die Ermöglichung der Kapitalkreditbeſchaf⸗ 
ng für landwirtſchaftliche Pächter vom 9. Juli 1926. 
tin 1926. Verlag Franz Vahlen. 


fee 02 Büchelchen, 62 Seiten Kleinformat, davon 15 Seiten Ge⸗ 
In 5 mit Abdruck einſchlägiger 89 BGB. u. ZPO. erleichtert in 
im Abc rade Verſtändnis und Anwendung des Geſetzes, beſonders 
Tote üöſchnitt äber deſſen privatrechtluhe Beitimmungen. (Befip- 
Mende, andrecht für Darlehn, Entſtehung, Gegenſtand, guter 
dritte ’ Verfügung des Pächters, Verwertung, Verpächterpfandrecht, 
einſchl Gläubiger, Abtretung, Erlöſchen.) Eine Überficht über das 
ägige Recht des Auslandes ſchließt ſich an. 
14. Zu dem Geſetz ſind inzwiſchen ergangen: AV. d. IM. v. 
er 1926 über die geſchäftliche Behandlung bei den Amts⸗ 
ig Ken (Mul. Nr. 29/6 S. 295) und Koſtenverordnung v. 
Juli 1926 (Pr&õS. Nr. 34/26 S. 239). 


Geh. IR. Dr. Rewoldt, Berlin. 


D 
dans Stölzle: Viehverkauf nach BGB. und auslän- 
ſchem Recht. 6. vermehrte u. weſentlich verbeſſerte Auf⸗ 
age. Berlin u. Leipzig 1926. Walter de Gruyter & Co, 


Nhat ie Anwendung des Viehgewährſchaftsrechtes bietet beſonders 
Na erhebliche Schwierigkeiten, weil einerſeits das B58. die 
anderen, des Verkäufers für 
er Ferſeils aber im Gegenſatz zu den früheren Partikulargeſetzen 
Agemefvirkung der allgemeinen Vorſchriften des Kaufrechtes und des 
bi meinen Teiles des BOB. die Türe nicht verſchloſſen hat. Schon 
Raben heren Auflagen des Viehgewährſchaftsrechts von Stölzle 
Genie, ih als ein zuverläſſiger Wegweiſer auf dem verſchlungenen 
fügt 5 des Viehgewährſchaftsrechtes bewährt und von der 6. Aufl. 
Aer er Verf. mit Recht, daß ſein Buch dem neueſten Stande der 
wie Ver und Rechtſprechung entſpreche. Mit ebenfo großem Fleiß 
und erſtändnis iſt das reiche Material zuſammengetragen, geordnet 
derf, uſonſchaftlich klargelegt. Die reiche praktifche Erfahrung des 
Fra und fein geſundes Empfinden für die Erforderniſſe des Ver⸗ 
be treten immer wieder erfreulich zutage. In einem Anhang 
terte n das Viehgewährſchaftsrecht betreffende ausländiſche Geſetz⸗ 
nun 1 Staaten) im Wortlaut angefügt. Die kaiſerliche Verord⸗ 
Frs über Hauptmängel und Gewährfriſten iſt von Dr. Eugen 
an 1 „Geh. NegR. o. Prof. der Gerichtlichen Veterinärmedizin 
ſinden Tierärztlichen Hochſchule in Berlin, mit feinem Rechtsemp⸗ 
n und in klarer, auch dem Laien verſtändlicher Weiſe erläutert. 


RA. Meisner, Würzburg. 


D 
um Faull, Aſſeſſor in Schwerin i. M.: Der Einfluß 
Ne SB. und 3wVerw. eines Grundſtücks auf die 
echtsverhältuiſſe der Mieter und Pächter. Druck der 
ärenſprungſchen Hofbuchbruderei, Schwerin. 122 ©. 
Der er ſehr fleißige und ſehr gründliche Promotionsſchrift. 
derhar erf. iſt beſtrebt, eine vollſtändige Darstellung der Miet⸗ 
tniſſe zu geben, wie ſie ſich infolge der Beſchlagnahme und 
tif; duschen bei der ZB. eines Grundſtücks für ſämtliche Ber 
derſ entwickeln (Vermieter, Mieter, Erſteher). Die neue Mie⸗ 
Ihr Ebehegebung erwähnt er nur Rn der Einleitung S. 14. 
nah Einfluß auf die Rechtsſtellung des Erſtehers wird nicht 
er dargeſtellt. 
Senft e Mietrecht birgt auch in dem engeren Rahmen der 
ſu cht t eine große Anzahl ſtreitiger Fragen. Ihre Beantwortung 
tritt der Verf. auf durchaus ſelbſtändigem Wege. Wiederholt 
dwerkan der herrſchenden Meinung entgegen. Wenn ſchon gewiß 
eat werden muß, daß feine Ausführungen nirgends an der 
Künft äche haften bleiben, fo tritt doch vielfach eine Neigung zu 
” meleien zutage, die ihn auf Abwege führt. So z. B. wenn er 
auße icht friſtgemäße Ausübung des — zur Zeit gegenſtandsloſen — 
baßerordentlichen Kündigungsrechts des Erſtehers ($ 57a 38, 
ſingier ohne Not „Mietbruchrecht“ nennt, als eine vom Geſetze 
5 Be ſtillſchweigende Willenserklärung des Inhalts Konſtruiert, 
getan er Erſteher auf ſein Kündigungsrecht verzichte. Überaus 
heit ſtelt und unzulänglich iſt auch, was er über die Anfechtbar⸗ 
ee ſolchen „Verzichts“ wegen Irrtums jagt, wenn der Er⸗ 
dat thirrtümlich dem Mieter A ſtatt dem Mieter B gekündigt 
dem Nur auf großen Umwegen gelangt er ſchließlich annähernd zu 
eintritt ligen Satze, daß die Verwirkung des Kündigungsrechts nicht 
wart, wenn es dem Erſteher ohne fein Verschulden unmäglich 
zu dem nächſten geſetzlichen Kündigungstermine zu bändigen. 


Viehmängel beſonders geregelt hat, 


Gegen die herrſchende Meinung glaust der Verf., daß das 
Kündigungsrecht dem Erſteher auch dann zuſtehe, wenn er ſelbſt 
der Vermieter iſt. Der Fall, daß der Vermieter das Grundſtück 
erſteht, iſt praktiſch äußerſt ſelten. Daß ihm, wie der Verf. 
meint, die Erfüllung des Vertrags unmöglich ſei oder ſein könne, 
ift zu beſtreiten. Hiervon kann in keinem Sinne die Rede ſein. 
Der Gedanke, daß der Vermieter, der einen anderen Bieter über⸗ 
bietet und den Zuſchlag erhält, damit das vom Vorbieter erwor⸗ 
bene Recht auf den Zuſchlag erlangt habe, iſt völlig unhaltbar. 
Ein ſolches Recht hat nur der Meiſtbietende und das iſt der über⸗ 
botene Bieter nicht. Die entſprechende Anwendung des 5 81 U 
3G. iſt ſchlechthin ausgeſchloſſen. 

Wenn der vom Gubhaitaten abgeſchloſſene Mietvertrag für 
ihn oder den Mieter anfechtbar und vor dem Buſchlag angefochten 
iſt, kommt er für den Erſteher nicht in Betracht. Iſt die An⸗ 
fechtung aber bis zum Zuſchlage nicht erklärt, ſo iſt es ſtreitig, 
welche Rechtswirkung dies für den Erſteher hat. Der Verf. 
läßt das Anfechtungsrecht untergehen, wenn es nicht bis zum 
Zuschlag beim VG. angemeldet und glaubhaft gemacht iſt. Die 
Anmeldung ſoll zur Aufhebung und Einſtellung des Verfahrens 
führen, zwar nicht des ganzen Verf., aber doch hinſichtlich des 
Übergangs des Mietvertrags auf den Erſteher nach Analogie des 
$ 37 Nr. 5 3G. Eine ganz unmögliche und mir nicht verſtändliche 
Konſtruktion. Die Anfechtbarkeit eines Mietvertrags iſt kein der 
HL. des Grundſtücks entgegenſtehendes Recht im Sinne des 837 
Nr. 5. Die Löſung der Streitfrage muß auf ganz anderem Wege 
geſucht werden. 

Wenn der Verf. mich unter denjenigen nennt, welche den 
Eigentumserwerb des Erſtehers als auflöſend bedingt durch die 
Aufhebung des Buſchlagbeſchluſſes auſehen, befindet er ſich im Irr⸗ 
tum. In unmißverſtändlicher Weiſe habe ich von jeher die Meinung 
vertreten, daß von einer auflöſenden Bedingung keine Rede ſein 
Rönne. Auf ganz andere Weiſe habe ich den Satz zu begründen 
geſucht, daß die vom Erſteher ausgesprochene Kündigung auch dann 
wirkſam bleiben kann, wenn ſpäter der Zuſchlagsbeſchluß auf⸗ 
gehoben wird, vgl. dazu 3 Blech. 16, 193. Der Verf. kommt 
in ſehr künſtlicher Weiſe zum gleichen Ergebnis. 

So möchten wohl noch manche Bedenken gegen ſeine Aus⸗ 
führungen geltend gemacht werden können. Immerhin aber bietet 
die verdienſtliche Schrift dem Leſer vielfältige Belehrung und 
Anregung. SenpPräſ. a. D. Dr. Reinhard, Dresden. 


Die laudwirtſchaftliche Unfallverſicherung. Handausgabe 
der Reichsverſicherungsordnung für die Praxis der land⸗ 
wirtſchaftlichen Unfallverſicherung. Von Hermann Schrader, 
Landesrat in Kaſſel. Berlin 1926. Paul Parey. XV, 
395 S. 

Die landwirtſchaftliche Unfallverſicherung iſt, wie die Reichs⸗ 
verſicherungsordnung überhaupt, im Laufe der Zeit durch zahlreiche 
Novellen tiefgreifend geändert worden. Dies gilt namentlich von den 
Neuerungen, die das RGeſ. über Anderungen in der Unfauverſicherung 
v. 14. Juli 1925 (RGBl. I, 97) gebracht hat. 

Das vorliegende Werk — im Auftrage des Verbandes der Deut⸗ 
ſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften verfaßt — iſt für die 
Praxis der landwirtſchaftlichen Unfallverſicherung beſtimmt. Dabei iſt 
der Verf. in der äußeren Anlage des Werkes der i. J. 1911 von 
Noetel beſorgten Ausgabe des Geſetzes gefolgt. Der Verf. hat ſein 
Ziel, den mit der Durchführung der landwirtſchaftlichen Unfall⸗ 
verſicherung betrauten Behörden eine brauchbare Handausgabe der 
RVO. zu bieten, in trefflicher Weiſe gelöſt. Die Materialien zu den 
Geſetzen ſowie die Rechtſprechung ſind gewiſſenhaft benutzt, auch iſt 
auf die Literatur hingewieſen. Das Werk iſt im November 1925 ab⸗ 
geſchloſſen. Inzwiſchen ſind die Vorſchriften der RWO. über Unfall⸗ 
verſicherung mit dem 5. und 6. Buche dieſes Geſetzes unter dem 9. Jan. 
1926 (REBL. I. 9) neu bekanntgemacht. Weitere Neuerungen find 
durch die 3. VO. über Beiträge in der Unfallverſicherung v. 31. März 
1926 (RGBl. I, 192) für die Umlegung der Aufwendungen des Jahres 
1925 getroffen. Auch die Abfindung von Unfallrenten iſt durch VO. 
v. 14. Juni 1926 (RGBl. I, 269) neu geregelt, fo daß die Ausfüh⸗ 
rungen auf S. 177 ff. des vorliegenden Werkes noch einer Ergänzung 
bedürfen. 

Die vielfachen Neuerungen in der Unfallverſicherung haben dem 
Verf. oft Gelegenheit gegeben, Darlegungen zu machen, die fiber den 
Rahmen einer Handausgabe hinausgehen, nicht zum Schaden des 
Werkes. Dabei hat der Verf. zu manchen Zweifelsfragen Stellung 
genommen, die bisher durch die Rechtſprechung noch nicht geklärt ſind. 
Seinen Ausführungen wird man im Ergebnis beitreten können. So 
feinen Erörterungen über die praktiſche Bedeutung der Einbeziehung 
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der „Berufskrankheiten“ in die landwirtſchaftliche Unfallverſicherung 
(S. 79); über die rechtlichen Folgen des Umſtandes, daß die Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen gewöhnlichen Landarbeitern und Facharbeitern in 
der landwirtſchaftlichen Unfallverſicherung beſeitigt worden iſt (S. 68, 
69), ferner über die Tragweite der neuen Vorſchrift, wonach die mit 
der Beſchäftigung im Betriebe zuſammenhängende Verwahrung, Be⸗ 
förderung, Inſtandhaltung und Erneuerung des vom Verſicherten ge⸗ 
ſtellten Arbeitsgeräts als Beſchäftigung in dem verſicherten Betriebe 
gilt (S. 75 ff.). Das gleiche gilt von der Erweiterung des Verſiche⸗ 
rungsſchutzes für die Wege nach und von der Arbeitsſtätte, wobei der 
Verf. die Grundſätze der Entſch. 3034 des Großen Senats des RVA. 
zutreffend verwertet (S. 71 ff.). 

Das Werk kann den Behörden und Stellen, welche die landwirt⸗ 
ſchaftliche Unfallverſicherung durchzuführen haben, empfohlen werden. 

Geh. ObRegR. Prof. Dr. Ludwig La ß, Berlin. 


Guftab Wagemann, Miniſterialrat im preuß. Juſtizminiſterium, 
und Dr. Willy Marwitz. Geh. Oberjuſtizrat, Senatspräſident 
des Kammergerichts i. R.: Die Preußziſche Pachtſchutz⸗ 
ordnung vom 30. September 1925, auf Grund amtlichen 
Materials erläutert in 3. Auflage. Berlin 1926. Georg 
Stilke. VIII u. 375 S. Preis 12 . a 


Die 3. Auflage dieſes von Anfang an führenden Kommentars, 
die durch Anderung der PSHDO. veranlaßt iſt, übertrifft die vorige, 
in JW. 1924, 1936 beſprochene noch an Brauchbarkeit. Neben Wage⸗ 
mann, der als Verwaltungsbeamter von Beginn des Pachtſchutzes 
bei den geſetzgeberiſchen Arbeiten beteiligt war, ſteht als Bearbeiter 
nunmehr der frühere Vorſitzende des für die Rechtsentſcheide (RC.) zu⸗ 
ſtändigen Senats des KG., Senatspräſident Dr. Marwitz, den das 
Altersgeſetz aus voller Tätigkeit geriſſen hat. Die Fülle ſeiner in der 
Rechtsanwendung geſammelten Erfahrung und ſeine umfaſſenden 
Kentniſſe haben das neue Werk glücklich befruchtet. von Marwitz 
find die Einleitung, 8 1 Abſ. 3, 88 2—7 bearbeitet worden, alſo das 
materielle Recht. Die Erläuterungen zeichnen ſich durch erſchöpfende 
Gründlichkeit und wiſſenſchaftliche Vertiefung beſonders aus. Wenn 
für die vorherige Auflage hervorgehoben werden konnte, daß ſie das 
Weſen der PSHD. als eines Wirtſchaftsgeſetzes überall beachte und 
bei der wirtſchaftlichen Anwendung ein zuverläſſiger Berater ſei, ſo 
gilt das gleiche auch von der neuen Ausgabe. Der Anhang bietet u. a. 
eine Menge ſtatiſtiſchen Materials ſowie die zwiſchen dem Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſterium und dem Domänenverbande vereinbarte Regelung 
der Altpachten und der Neupachten. Natürlich iſt auch die Zuſam⸗ 
menſtellung der RE. bis zur Zeit der Drucklegung ergänzt worden. 
Ob aber alle RE,, die das Buch als überholt bezeichnet, ihre Be⸗ 
deutung wirklich verloren haben, erſcheint mir zweifelhaft. 

Im weſentlichen ſtehen die Verf. mit der Rechtſprechung des 
KG. in Einklang. Den für die Anwendung des § 2 grundlegenden 
RE. v. 7. Jan. 1926, 17 J 11/5 (Verpächter 1926, 30), konnten 
ſie noch nicht berückſichtigen. Den RE. v. 9. Febr. 1925, 17 J 11/25 
(JW. 1925, 2260), wonach bei Prüfung der Vorausſetzungen für Lei⸗ 
ſtungsanderung Nachtragsabkommen über die Leiſtungen außer Be⸗ 
tracht bleiben, die unter Geltung der PSchO. vor 1924 geſchloſſen 
ſind, billige Marwitz (S. 65) nur zum Teil. Er paſſe nicht, wenn 
das Nachtragsabkommen außer dem Pachtzinſe auch andere Ver⸗ 
tragsbedingungen geändert habe. Es dürfte aber aus dem RE. ſelbſt 
ſchon erſichtlich ſein, daß er ſich auf Anderungen des Pachtgegen⸗ 
ſtandes und der Pachtzeit nicht bezieht. — Mit dem NE. v. 8. Jan. 
1923, 17 Y 15/22 (JW. 1923, 769), nimmt Marwitz an, der in an⸗ 
gemeſſener Höhe vorausbezahlte Pachtzins könne nicht mehr erhöht 
werden. Dieſer Satz trifft allerdings inſoweit zu, als eine ſpätere 
Entwertung der gezahlten Summe den Vertrag nicht mehr berührt. 
Doch können andere Gründe auch nach der Zahlung das Wertver⸗ 
hältnis der Vertragsleiſtungen noch verſchieben. Das KG. hat deshalb 
jenen Satz im RE. v. 11. Dez. 1925, 17 Y 135/25 (ZW. 1926, 1013), 
weſentlich eingeſchränkt. — Das PEN. ift zuſtändig, wenn eine 
Anderung der vom Pächter zu leiſtenden Verzinſung des Inventar⸗ 
werts oder eine Anderung der vom Verpächter zu leiſtenden Verzin⸗ 
ſung der Pächterkaution, ſchließlich, wenn Auffüllung der vom Pächter 
zu ſtellenden Sicherheit verlangt wird, weil dieſe Anſprüche ſämtlich 
mit der Fortführung des Pachtverhältniſſes zuſammenhängen. Da⸗ 
gegen gehört der Anſpruch des Pächters auf aufgewertete Rückzahlung 
ſeiner Kaution, weil er erſt mit dem Pachtende entſteht, nicht vor das 
PEN. (S. 62); ebenſo jetzt RE. v. 9. Juli 1926, 17 Y 77/26. — Es 
Kann jetzt kein Zweifel mehr beſtehen, daß für die anderweite Feſt⸗ 
ſetzung der Leiſtungen aus einem Pachtvertrage das PE. ausſchließ⸗ 
lich zuſtändig iſt (S. 53). Zutreffend wird den abweichenden Ent⸗ 
ſcheidungen des RG., die unter dem früheren Recht ergangen find, für 
die PSchO. von 1924 und 1925 die Bedeutung abgeſprochen. Damit 
Teint das Urt. des RG. v. 30. April 1926 (Jurgdſch. 1926, Nr. 1260) 
übereinzuſtimmen. — M. betrachtet die Entſcheidungen des PEA. mit 
Recht als Konftitutive (S. 57, 70). Daher treffen den Pächter auch 
nicht die Verzugsfolgen, wenn er bis zur Feſtſetzung des erhöhten 
Pachtzinſes den nicht mehr gerechtfertigten Zins entrichtet hat. Das 
iſt richtig. Indeſſen können die Anforderungen von Treu und Glau⸗ 
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ben unter beſonderen Umſtänden Ausnahmen ſchaffen, wie das 11 
des KG. v. 11. Jan. 1926 (Verpächter 1926, 33) zeigt. — 
andere wichtigere Punkte ſeien noch hervorgehoben. 

a) Es iſt mir zweifelhaft, ob die von M. (S. 43) 
Entſch. des OLG. Celle v. 8. März 1922, wonach die PSchd. de 
Anwendung findet, wenn der Pächter ein landwirtſchaftliches Gr en 
ſtück gepachtet hat zwecks Weiterverpachtung zur Kleingarten fach 
heute noch zutrifft, ſeitdem 8 4 die Sammel pachtverträge unter ch 
ſchutz ſtellt. Der Zweck dieſes recht dürftig ausgefallenen § 4 HP 
wohl, zu verhindern, daß durch die Einſchiebung des Zwiſchen pe e 
dem Unterpächter ein Schutz verloren geht, den er bei unmittelb ö 
Pachtung haben würde. Dann aber darf es keinen Unterſchied ma un 
ob der Jwiſchenpächter das Grundſtück zur landwirtſchaftlichen Rubi 
oder zur Kleingartennutzung aufgeteilt hat. Allerdings ſchützt 
PSHO. gärtneriſche Nutzung nur als gewerbsmäßige. Dieſe 
grenzung iſt aber nur erfolgt, weil der Kleingartenſchutz im üb e 
eingreift. Deshalb muß 8 4 eine Auslegung finden, die den K 
gartenſchutz des Unterpächters nicht vereitelt. u 

b) Den 84 erklärt M. (S. 98) für unanwendbar, wenn obs 
nur ein Unterpächter zuzüglich des eigenen Landes mehr als 1 8 
bewirtſchaftet. Er geht nämlich davon aus, daß die 10 ha nad) var 
Abſ. 2 zu berechnen ſeien. Das trifft m. E. nicht zu. 8 4 ſoll tif 
meiden, daß die Unterpächter, obwohl fie ſelbſt Kleinpächter find, | . 
Land verlieren, weil der Pachtvertrag des Zwiſchenpächters wegen Pr 
10 ha überfteigenden Größe des Pachtlandes keinen Kündigunen 
ſchutz genießt. Der Schutz ſoll ſich deshalb nach der Größe der Un 
pachtungen richten. Haben die einzelnen nicht mehr als je 10 ba n 
dieſem Pachtlande gepachtet, ſo findet auf den Sammelvertrag 1 
Anwendung. Er kann alſo verlängert werden. Welches Land Pr 
Unterpächter ſonſt noch Hat, iſt für das Beſtehen des Kündigungen 
ſchutzes bedeutungslos, wie dieſer Schutz ja auch nach 8 3 Abſ. 1 
von der Größe des Pachtlandes, alſo des Vertragsgegenſtande r e 
hängt. § 3 Abſ. 2 berückſichtigt das Vorhandenſein anderen 2 
nur im Zuſammenhange mit der regelmäßigen Verlängerung. Pr 

c) Das PEN. ſoll nicht ein Leihverhältnis in ein Pachtverhe 
nis umwandeln dürfen (S. 61). Unbedenklich gilt aber der ae 
gungsſchutz des § 3 auch für Leihverhältniſſe, alſo bei unentgelteith 
Überlaſſung des Grundſtücks. Deshalb iſt das PEA., wenn Fr 9 
Vertragsdauer verlängert, auch befugt, nunmehr nach 8 3 A 5 
einen angemejfenen Pachtzins feſtzuſetzen, alſo die Leihe in Pacht d 
verwandeln. Dieſes Ergebnis verdient m. E. den Vorzug. be 

d) Auf S. 91 heißt es beim Kündigungsſchutz, das PGA. ＋ 
ſeiner Entſcheidung die Behauptung des Antragſtellers zugrunde der 
legen, daß eine rechtswirkſame Kündigung erfolgt ſei, auch wenn 0b 
Gegner fie beſtreite. Das iſt richtig. Zunächſt aber hat das PEA. 1 
§ 25 zu verfahren, alſo den Beteiligten eine Friſt zur Anrufung 
Gerichts zu ſetzen (ſo auch richtig S. 177). ir 

e) Iſt ein Vertrag aus wichtigem Grunde rechtswirkſam Fe 
los gekündigt, jo kann das PEN. Kündigungsſchutz nicht mehr 
währen. Auf S. 153 wird dieſe Folge aus 8 15 hergeleitet: ar 
Antrag bann nicht mehr geſtellt werden, wenn die Pachtzeit abgel w 
fen iſt.“ Bonfik (JW. 1926, 963) hält dieſe Vorſchrift für = 
gültig, wenn fie die Verlängerungsbefugnis bei friſtloſer Kündigen 
grundſätzlich ausſchließt, weil fie dann nicht mehr eine den Länd 
zuſtehende Verfahrensregel, ſondern eine unzuläſſige Abänderung ng 
materiellen Reichsrechts jei. In der Tat kann 8 15 als Begründun 
für die Verſagung des Schutzes nicht verwendet werden. Aber MR 
treffend führt Marwitz (S. 91) aus, daß bei friſtloſer Kündign 
auch reichsrechtlich kein Schutz beſteht, weil dem PEN. zwar 0° 
ſetzung oder Verlängerung, nicht aber Erneuerung des Vertrages 7 
ſteht. Das iſt auch keineswegs reine Buchſtabenjurisprudenz, o ber 
ſteht mit dem Zwecke des Kündigungsſchutzes in Einklang. Nach, „ 
Entſtehungsgeſchichee der Aesch. wurde dieſer Schuß eingeſühe 
um zu verhindern, daß die Verpächter im Beſtreben, die durch 15 
ſteigenden Landhunger zu ihren Gunſten geänderte Konjunktur 4 7 
zunutzen, den Pächtern grundlos ihr Land wegnahmen. Daß man 95 
Pächter, die Grund zur friſtloſen Kündigung gegeben haben, a 
dem in ihrer Pachtung erhalten wollte, geht daraus nicht Veen 
Der Eingriff in die Rechte des Verpächters wäre in einem ſol 
Falle ein weit tieferer als bei der normalen Kündigung, gehen 
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1011 ht nichts dafür, daß man in der Entrechtung jo wei 
wollte. 

4) Bezüglich der in § 28 geregelten Vertretung durch die 1 
rufsorganiſation führt Wagemann (S. 185, 209) aus, bie Org 
ſation könne nur durch ihre verfaſſungsmäßigen Organe handeln 

die Vertretung ihrer Mitglieder vor Gericht ausführen. Das erde 
ſich aus allgemeinen Rechtsgrundſäen und aus 8 36 Abſ. 2. Danes 
nicht zuzuſtimmen. § 36 Abſ. 2, wenn er es wirklich beſagte, m 1 
ganz ausſcheiden, denn die Zulaſſung der Vertretung durch Ber! RE 
organiſationen beruht, obwohl fie eine Verfahrensregel ift, auf Re l 
recht und kann deshalb durch das Land nicht geändert werden. 1 
gemeine Rechtsgrundſätze, welche der Organiſation die Erledigen 
ihrer Geſchäfte, wie etwa die Vertretung vor Gericht, durch eiſe 
mächligte verbieten, gibt es nicht. Wegen der Einzelheiten verw 
ich auf meinen Aufſatz im Verpächter 1926, 2. 
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gewi Zum Schluſſe ſei nochmals auf den hohen Wert des Buches hin⸗ 
ken, Berufene Kenner des Rechtsgebietes haben damit für die 
Manmwendung Hervorragendes geleiftet. 


KOR. Dr. Günther, Berlin. 


gerek: Jahrbuch der Landgemeinden für 1926. 2. Jahr⸗ 

gang. 2. Auflage. Ein Ratgeber für Amts⸗, Gemeinde⸗, Guts⸗ 

und Ortsvorſteher uſw., herausgegeben von dem Verband der 

Preußiſchen Guts⸗ und Landgemeinden. Berlin W 9, Verlag 
er Preußiſchen Landgemeinden. Preis 2 h. 


Papua Büchelchen erſcheint als eine Art Kalender. Die Aufſätze ſind 

techn ür und für den engeren, im Titel genannten Leſerkreis be⸗ 

e Es kann inſofern auch mancherlei nützliche juriſtiſche und 

Ai andte Kenntnis verbreiten. Der juriftifche Laie, welcher mit der⸗ 

Ken Verwaltungsdingen zu tun hat, wird daraus Anregung 

bein en, und der Verwaltungsbeamte auf dem Lande und in den 
neren Städten das Büchelchen wohl benutzen können. 


IR. Eſchenbach, Berlin. 


die Deutſche Rentenbank und Deutſche Rentenbank-⸗Kredit⸗ 
auſtalt v. O. Berthold u. E. Seelmann⸗Eggebert. (Deutſche 
Wertſchaftsgeſetze Bd. 3.) Berlin 1926. R. Hobbing. 
aide Verf. wollen, wie ſie im Vorwort ſagen, „einen kurzen 
Deut lick über die Entwicklung der Deutſchen Rentenbauk und der 
Me Rentenbank⸗Kreditanſtalt geben“. Dieſes Ziel iſt nicht nur 
alen de ſondern auch ein kleines Handbuch geſchaffen worden, das 
u Intereſſenten willkommen fein wird. 
dort Das Buch zerfällt in zwei Hauptteile, in deren erſtem Bert⸗ 
Da die Deutiche Rentenbank behandelt, während der zweite eine 
berbelung der Rentenbauk⸗Kreditanſtalt von Seelmann⸗Egge⸗ 
; bringt. Beide beginnen mit einer ſyſtematiſchen Darſtellung, 
eine mit Recht weniger juriſtiſch⸗techniſch als wirtſchaftlich orientiert, 
ſtell gute Einführung in die gegenwärtige Lage bietet. Die Dar⸗ 
auf ung iſt einfach und klar. Beide Verf. legen befonderen Wert dar⸗ 
ld ie beiden Kreditinſtitute aus ihrer Entſtehungsgeſchichte zu er⸗ 
if an, ohne die in der Tat der jetzige Zuſtand nicht zu verſtehen 
Sc abei treten im erſten Abſchnitt naturgemäß die außenpolitiſchen 
jan erigkeiten hervor, mit denen der deutſche Geſetzgeber zu rechnen 
— 5 während der zweite Teil mit einer leſenswerten Schilderung 
Ab utwicklung der landwirtſchaftlichen Kreditnot anhebt. Jeder der 
brüchnitte bringt am Schluß die Rechtsquellen in wörtlichem Ab⸗ 
mit der wünſchenswerten Vollſtändigkeit. 
Ver Ein Anhang enthält ſtatiſtiſches Material, ein Verzeichnis der 
mittlerſtellen der Rentenbank⸗Kreditanſtalt und Literaturangaben. 
ie Das Buch ift einfach und ohne Anſprüche auf tiefgründige For⸗ 
Jung, aber aus gründlicher Sachkenntnis heraus geſchrieben. Es 
aide alles, was der Intereſſenl zur erſten Orientierung über die 
wie en wichtigen Kreditinſtitute braucht, und wird ſich dem Juriſten 
dem Laien als nützliches Hilfsmittel erweiſen. 
Prof. Dr. de Boor, Frankfurt a. M. 


die wirtſchaftliche Lage der preußiſchen Domänenbetriebe. 
Denkſchrift des Domänenpächterverbandes März 1926. 
Berlin SW 68, Zimmerſtraße 5/8 Gen. 161 Nr. 4990. 
An den Preußiſchen Landtag. 


Dieſe zum Haushalt der Domänenverwaltung überreichte 
nee ſoll einen Überblick über die Finanzlage der ver⸗ 
15 eten Domänenbetriebe im Zuſammenhang mit den allgemeinen 
— ſchaftlichen Vorgängen und praktiſche Anregungen geben. In 
umdbiſchen Anlagen wird u. a. die Relation der Verſchuldung der 
105 erſuchten Betriebe zum Inventarwert gezeigt, unter Hervor⸗ 
de ung der Betriebe, die über 100% des Inventarwertes verſchul⸗ 
find. Bei ſelbſtbewirtſchafteten Dömanen wird unterſtellt, daß 
te 8 ſich von der Finanzlage der verpachteten nicht weſentlich un⸗ 
heiden. 
1014 Gegenübergeſtellt werden die Zeiten vor der Ernteverwertung 
und 1923. Vor der Ernte 1914: Kapitalbedarf und Kapitalbaſis 
eins glichen. Dagegen trat mit der Verwertung der Ernte 1923 
5 ö derſchiebung von Kapitalbedarf und Kapitalbaſis ein. Daraus 
gaben ſich als Folgen: 2 
kenn Der Großbetrieb wird ſchwach auf dem Markt feiner Er⸗ 
8 gniſſe (Baiſſe des Roggens und der Kartoffel, Aufſaugung 
fie nrneiscückgänge größtenteils durch die Zwiſchenſtellen, jo daß 
nt bis zum Verbraucher durchſchlugen ). Die Relation iſt un⸗ 
. in der Ackerwirtſchaft als in Sete e 5 
. Ungünſti ickelu es Geldmarktes und anormale 
Ginspefaftunn. ge Entwickelung d 
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3. Der Pächter nahm in der Vorkriegszeit vorübergehend Be⸗ 
triebskredit zur Erſtellung und zum Umſchlag der Ernte. 

In der Nachkriegszeit war der Pachtbetrieb in gleicher Weiſe 
wie der Eigenbetrieb langfriſtig auf Kapitalkredit ange 
wieſen. 

In den beiden letzten Jahren war die geſamte Landwirt⸗ 
ſchaft auf kurzfriſtigen Perſonalkredit als Surrogat des Kapital⸗ 
Kredits angewieſen. 

Als Konſequenz dieſer Entwickelung ergibt ſich: das An⸗ 
wachſen derjenigen Betriebe, deren Lebensfähigkeit zu erlahmen 
beginnt. Deren Gruppe überragt bereits. 

Die Folgen find: Wirtſchaftsführung auf Koſten des Wirt⸗ 
ſchaftsobjekts (Devaſtation), drohende Erwerbsloſigkeit von Ange⸗ 
ſtellten und Arbeitern, Pachtausfälle, Zurückgreifen auf die Subſtanz 
des Inventars. Für die Deutſche Domänenbank iſt die Hälfte des 
Inventars dem Zugriff freigegeben. 

Als erforderliche Maßnahmen werden u. a. behandelt: Als Uber⸗ 
gangs maßregel Nutzbarmachung des in den Domänenbeſitz ruhenden 
Realkredits für die Domänenbetriebe mit einer Geſamthaftung (1) 
derſelben. Einführung eines Regiſterpfandrechts mit öffentlichem 
Glauben für das Inventar. Abnahme und Auszahlung von Super⸗ 
inventar. Übernahme des Inventars und Verpachtung desſelben als 
eiſernes Inventar zu einem mäßigen Zinsfuße. Vermittelung von Pacht⸗ 
zeſſionen an kapitalkräftige Bewerber. Übernahme von Betrieben in 
Adminiſtration. Auseinanderfegung mit den Gläubigern. — 

Die Denkſchrift enthält ein reiches und zu beachtendes Material. 
Dieſes iſt von großer Bedeutung für die Landwirtſchaft im allge⸗ 
meinen und damit für die Volkswirtſchaft im ganzen. 

Der Preußiſche Landwirtſchaftsminiſter hat bei der Beratung des 
Domänenetats die finanzielle Lage eines großen Teiles der Do⸗ 
mänenpächter als außerordentlich kritiſch erklärt. 

Aus Vorſtehendem ergibt ſich die Bedeutung der rechtlichen 
Probleme, welche aus den veränderten Verhältniſſen erwachſen ſind, 
und welche dazu führen müſſen, das beſtehende bürgerliche Recht über 
Eigentum, Pacht, Pfandrecht — namentlich unter Erwägung eines 
Regiſterpfandrechts für bewegliche Sachen — einer Nachprüfung zu 
unterziehen und an die erforderlichen geſetzlichen Anderungen ohne 
Verzögerung heranzugehen. Hierzu ſind in erſter Linie die zu⸗ 
ſtändigen Reichs⸗ und Landesbehörden berufen. Einen beſonderen 
Anſtoß gibt der von den Mitgliedern des Reichstags in Form eines 
Initiativantrags vorgelegte Entwurf eines Geſetzes betr. Einführung 
des Regiſterpfandes (Druckſ. des RT. Nr. 1811), ebenſo eine vom 
Zentralverband des Deutſchen Großhandels herausgegebene Denk⸗ 
ſchrift, welche ähnliche Rechtsinſtitute des Auslandes heranzieht. Aus 
der Landwirtſchaft iſt ſchon bei den Vorarbeiten zum BGB. die Ein⸗ 
richtung von Pfandregiſtern empfohlen. Schließlich wird die Löſung 
des Verhältniſſes des Verpächterpfandrechts zum Regiſterpfandrecht 
nicht unüberwindbar ſein. 

Das am 13. Juli 1926 ausgegebene RGBl. 1 Nr. 46 S. 399 
verkündet das mit der Verkündung in Kraft getretene (8 23) Ge⸗ 
ſetz v. 9. Juli 1926 betreffend die Ermöglichung der Kapitalkre⸗ 
ditbeſchaffung für landwirtſchaftliche Pächter. 

822 beſtimmt: 

Rechte auf Grund einer vor dem Inkrafttreten dieſes Ge⸗ 
ſetzes erfolgten Sichtungsübereignung (muß heißen: Siche⸗ 
rungsübereignung) werden durch 8 4 Abſ. 1 nicht berührt, 
wenn ſie innerhalb von zwei Monaten ſeit dem Inkrafttreten 
dem nach 8 2 Abſ. 1 zuſtändigen AG. angemeldet ſind. 
Zuſtändig iſt das Ach., in deſſen Bezirk der Sitz des Betriebs liegt. 

Zu dieſem Geſetz iſt die AV. des PrIM. v. 14. Juli 1926 
(L 13484) über deſſen geſchäftliche Behandlung erlaſſen und im 
PraM Bl. v. 16. Juli 1926 Nr. 28 S. 255 abgedruckt. 

Geh. IR. Dr. Rewolbdt, Berlin. 


Grundbeſitzer und Gemeinde im Fluchtlinienrecht. Von 
Dr. jur. Otto Ziebill, Magiſtratsrat in Königsberg i. Pr. 
Berlin⸗Friedenau 1925. Deutſcher Kommunal⸗Verlag Gmbh. 
54 S. 

Die Darſtellung bildet das Heft 18 der vom Verein für Kom⸗ 
munalwirtſchaft und Kommunalpolitik e. V. herausge ebenen Ver⸗ 
einsſchriften. Sie it klar und gemeinverſtändlich be und 
bietet dem Leſer eine nützliche Einführung in das Preuß. Flucht⸗ 
linienrecht. Die Vorſchriften des Geſetzes v. 2. Juli 1875 werden 
in ſyſtematiſcher Darſtellung und unter Berückſichtigung der wich⸗ 
tigſten praktifchen Erfahrungen auseinandergeſetzt. Der Text des 
Geſetzes ſowie das Ortsſtatut der Stadt Königsberg in Pr. über 
den Anbau an neuen Straßen und die Polizei VO. betreffend die 
Herſtellung von Straßen daſelbſt werden als Anhang beigefügt. 
Die Schrift wird als erſte Einführung in das Fluchtlinienrecht gute 
Dienſte leiſten. RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 


— — ————— — 
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Die Mohiliarhyvothek, insbeſondere um Pachtinventar.“) 


Schon i. J. 1919, als es ſich darum handelte, unfere leeren 
Rohſtofflager aufzufüllen und den ausländiſchen Verkäufern eine 
ſonſt nicht oder doch nur ſchwer zu beſchaffende Sicherheit zu gewähren, 
habe ich mich dafür ausgeſprochen, daß zu dieſem Zwecke der Grund⸗ 
ſatz des 51205 BGB. durchbrochen und eine ſog. Mobiliarhypothek 
unter Eintragung in ein öffentliches Buch an dem Warenlager des 
Schuldners ſolle begründet werden können ). Damals wurde auch 
ein entſprechender Geſetzentwurf vorbereitet, der aber liegengeblieben 
iſt. Die Sache ift dann trotz des Votums des Bamberger Juriſtentages 
und trotz des Gutachtens des Zentralverbandes des deutſchen Groß⸗ 
handels und des ſich daran anſchließenden Antrags Reinath?) 
bisher nicht zu einem Ergebnis gekommen. Jetzt iſt aber durch das 
ſofort wirkſame Geſetz v. 9. Juli 1926 (RG Bl. 399) für den Pächter 
eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks die Möglichkeit geſchaffen, zu⸗ 
gunſten eines nach näherer Beſtimmung des Geſetzes zugelaſſenen 
Kreditinſtitutes an dem ihm gehörigen Inventar durch ſchriftlichen 
Vertrag ein Pfandrecht zu begründen. Ein Vorbild hat dieſes an 
Art. 855 des Schweiz B., wo eine Verpfändung von Vieh durch Ein⸗ 
tragung in ein Verſchreibungsprotokoll und Anzeige an das Be⸗ 
treibungsamt zugelaſſen iſt. Als erſte Durchbrechung des 8 1205 ver- 
dient dieſes neue Recht eine nähere Betrachtung. Der Vertrag muß 
außer der Pfandbeſtellung die Höhe und Fälligkeit der zu ſichernden 
Forderung, ihre Zinſen und Nebenleiſtungen enthalten. Zu ſeiner 
Rechtswirkſamkeit iſt er von einer der Vertragsparteien beim AG. 
der belegeuen Sache niederzulegen. Dieſes hat den Zeitpunkt der 
Niederlegung auf dem Vertrage genau zu vermerken und hierüber 
eine Beſcheinigung auszustellen. Das Inſtitut ſoll den Verpächter von 
der beabſichtigten Verpfändung benachrichtigen und hat ihm jeden⸗ 
falls alsbald nach der Niederlegung eine Abſchrift des Vertrages 
und den Zeitpunkt der Niederlegung mitzuteilen. 88 1, 15. Inter⸗ 
eſſenten können die niedergelegten Verträge einſehen, Abſchriften, 
auch beglaubigte, verlangen. 816. Das Pfandrecht umfaßt, ſoweit 
nicht vertraglich genau feſtgelegte Ausnahmen gemacht ſind, das ge⸗ 
ſamte Inventar in ſeiner gegenwärtigen und künftigen Geſtalt, auch 
ſoweit einzelne Stücke dem Pächter nicht gehören oder mit Rechten 
Dritter belaſtet ſind. Den böſen Glauben oder fahrläſſige Unkenntnis 
des entgegenſtehenden Einzelrechtes nachzuweiſen, bleibt dem Berech⸗ 
tigten vorbehalten. Doch bleiben, auch bei gutem Glauben des In⸗ 
ſtitutes, die Rechte gewahrt, die durch Belaſtung des Pachtgrundſtückes 
oder durch Zwangsvollſtrechung erworben find. 88 4, 7. Frühere 
Sicherungsübereignungen müſſen, um wirkſam zu bleiben, binnen zwei 
Monaten nach Inkrafttreten des Geſetzes bei dem vorerwähnten AG. 
angemeldet werden. 822. In den Grenzen einer ordentlichen Wirt⸗ 
ſchaft darf der Pächter über Inventarſtücke verfügen und ſie werden 
von dem Inſtitutspfandrechte frei, wenn ſie von dem Grundſtücke 
entfernt werden, bevor das Inſtitut ſein Recht gerichtlich geltend 
gemacht hat. Der Pächter kann alſo inſoweit frei neues Eigentum und 
Beſitzpfand begründen. $5 Abſ. 2. Sonſt kann ſich auch ein gut⸗ 
gläubiger Dritter während der Dauer der Niederlegung des Ver⸗ 
trages dem Inſtitut gegenüber auf nachträglich an Inventarſtücken 
erworbenen Rechte nicht berufen. 8 5 Abſ. 1. Beſonders geregelt iſt 
das Verhältnis zwiſchen dem geſetzlichen Pfandrecht des Verpächters 
und dem des Inſtituts. Das Geſetz ſagt zwar nicht ausdrücklich, 
daß erſteres aufrechterhalten bleibe, doch folgt dies aus ſeinen Be⸗ 
ſtimmungen, die es zugleich weſentlich in feiner Wirkſamkeit be⸗ 
ſchränken. Verpächter und Inſtitut ſollen ſich über die Verwertung 
des Inventars verſtändigen und dabei für die Aufrechterhaltung des 
Betriebes ſorgen. Der Erlös eines Pfandverkaufs wird zwiſchen 
beiden geteilt. 88 9, 11. Darauf wird das Inſtitut bei der Bemeſſung 
des Darlehns von vornherein Rückſicht nehmen müſſen. Das Inſtitut 
befriedigt ſich aus dem Pfand durch Verkauf nach den Regeln des 
BGB. und, falls es einen Vollſtreckungstitel erlangt hat, nach denen 
der ZPO. Der Verpächter kann einer ſolchen Verwertung nicht wider⸗ 
ſprechen; will er ſein geſetzliches Pfandrecht geltend machen, ſo kann 
dies nur in gleicher Form und unter Teilung des Erlöſes geſchehen. 
Das Inſtitutspfandrecht erliſcht mit der Forderung und wird durch 
eine auf Verlangen öffentlich zu beglaubigende Erklärung gegen⸗ 
über dem Schuldner aufgehoben. § 14. Das Goſetz hat feine Gültig⸗ 
keit von vornherein auf 10 Jahre beſchränkt; aber ich glaube ſicher, 
daß ſich dieſe Einrichtung als ſo praktiſch erweiſen wird, daß ſie 
nicht wieder aus dem Rechtsleben verſchwinden wird. Was der 
Landwirtſchaft, die allerdings zur Zeit ſchwere Zeiten hat, recht iſt, 
ſollte auch für den Handel billig fein, wo ähnliche Bedürfniſſe ob⸗ 
walten. Ich verkenne zwar nicht und habe niemals verkannt, daß 

1) Vgl. auch Aufſätze Stillſchweig und Lippmann oben 
S. 2605 ff. 


2) DIg. 1920, 584. 3) Vgl. ZW. 1926, 529. 
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Kleinere Aufſätze. 


die Mobiliarhypothek kein Idealinſtitut iſt und die offentlichen 
die durch Niederlegung des Begründungsvertrages oder ſeine 
tragung in ein öffentliches Buch herbeigeführt wird, nur eine 
ſchränkte iſt. Aber dadurch, daß ſich die Sicherungsübereign aht 
ſolchem Umfange rechtliche Anerkennung zu verſchaffen gewußt hut 
daß fie fogar an wechſelnden Warenlagern zugelaſſen worden iſ, 
ſich doch deutlich genug gezeigt, daß mit den pfandrechtlichen ya 
ſtimmungen des BGB. nicht auszukommen iſt. Und da ſollte ich mit 
meinen, daß vor dem Kryptopfand, der Sicherungsübereignung ber 
all den zahlreichen Schiebungen, zu denen ſie mißbraucht wird, nen 
Mobiliarhypothek, die doch eine gewiſſe Öffentlichkeit und damit em 
Schutz gegen unlautere Machenſchaften gewährt, unbedingt der * 
zug zu geben wäre. Om. Grünebaum, Diffeldott- 


Darf der Verpächter ohne Zuſfimmung des Dupetheler⸗ 
gläubigers auf fein geſetzliches Pfandrecht am Pach 
inventar verzichten? (68 585 868.) 


In der Praxis kommt es jetzt häufig vor, daß die Pächter 1 
wirtſchaftlicher Betriebe verlangen, der Verpächter möge auf das 585 
geſetzlich zuſtehende Pfandrecht am Inventar des Pächters G 
BGB.) ganz oder teilweiſe verzichten, damit dem Pächter die mM 
langung eines Kredits erleichtert werde. Manche Verpächter haben ) 
auch zugunſten ihres Pächters zu einem ſolchen Pfandverzicht dei 
geſunden, ſicherlich oft, ohne ſich der Tragweite dieſes Schrittes hi 
ſichtlich der Rückwirkung auf den Hypothekengläudiger (Ogl.) 
wußt zu ſein. 1 

Das geſetzliche Pfandrecht des Verpächters erſtreckt ſich auf das 10 
ſamte Inventar des Pächters, d. h. auf beträchtliche Vermögenswer „ 
die unter den heutigen Verhältniſſen oftmals dem Werte des Gi 
ſelbſt (Grund und Gebäude) nahekommen. Es geht erheblich Me 5 
als das Vermieterpfandrecht (8559 BGB.) und dient zur Sicherung 
aller Forderungen aus dem Pachtverhältnis, in erſter Linie alſo icht 
neben den Forderungen gelegentlich Abgabe der Pacht und den N 
ſeltenen Schadenserſatzforderungen — zur Sicherung der Forderung 
auf den geſamten Pacht zins, ſowohl hinſichtlich aller ſchon fällig ei 
wie auch aller künftig fällig werdenden Anſprüche. Das Enid”, 
dende für die hier aufgeworfene Frage ift nun, daß die durch bas 
Pfandrecht geſicherten Pachtzinsforderungen ihrerſeits im beträchtli ic 
Umfange dem Hgl. „verpfändet“ ſind; denn die Hypothek erſtreckt 1 
nach $1123 BB. auch auf die Pachtzinsforderungen, allerdings 0 
gewiſſer zeitlicher Beſchränkung (9 1123 II), — die indes hier M 
intereſſiert, da jedenfalls ſämtliche Forderungen, auf die ſich die Hupe 
thek erſtreckt, durch das geſetzliche Pfandrecht des Verpächters Un 
ſichert ſind. Der Hgl. hat alſo ein vertragliches, nämlich durch be: 
Hypothekenvertrag begründetes Pfandrecht an Forderungen, zu ** 
Sicherheit ein geſetzliches Pfandrecht (rämlich des Verpächters) 17, 
ſteht. Man wird auf dieſe Rechtslage die Vorſchriften über die * at 
pfändung pfandrechtlich geſicherter Forderungen anzuwenden ab 
und kommt daher auf dem Wege über SS 1279, 412, 401 BEP. 
dem ſicheren Ergebnis, daß die Hypothek auch das geſetzliche a 
recht des Verpächters ergreift. Denn die Vorſchriften der 88 12701 
über das Pfandrecht an einer Forderung gelten auch für ſolche For a 
rungen, die ihrerſeits durch Pfandrecht gejichert find (vgl. z. B. Fiſche 
Henle, Anm. 1 zu 8 1279), und dieſe Vorſchriften find — ache 
deſtens analog — auf die Rechtslage des Hgl. bezüglich der Pa ein 
zinsforderung anzuwenden. Somit kann es nicht zweifelhaft 140 
daß das Recht des Hgl. auch das geſetzliche Pfandrecht ergre er 
Allerdings hat der Hgl. eine ſchwächere Rechtsſtellung als der 9 ne 
wöhnliche Pfaudgläubiger, da dem Verpfänder (Verpächter) als 
weitergehende Verfügungsbefugnis über die Forderung verbleibt 9 
einem ſonſtigen Verpfänder; er kann z. B. die Pachtzinsforderun 
ohne Mitwirkung des Hgl. einziehen (8 1126 J), im Gegenſaß 
dem ſonſtigen Verpfänder einer Forderung, der nach 8 1281 B = 
nur die Leiſtung an ſich und ſeinen Pfandgläubiger gemein cha 
lich verlangen kann. Die Verfügungsbefugnis des Verpächters 1 
inſoweit beſchräntzt, als eine Verfügung dem Hgl. gegenüber — a ne 
relativ — unwirkſam ift, ſoweit fie ſich auf den Pachtzins fir ws 
ſpätere Zeit als das zur Zeit der Beſchlagnahme (zugunſten bes Se 
laufende und das folgende Kalendervierteljahr bezieht. Dieſe be 
Verpächter auferlegte Verfügungsbeſchränkung iſt ein Ausfluß * 
Pfandrechts bzw. pfandrechtartigen Rechts, welches dem gl. an ng 

achtzinsforderung zuſteht. Soweit nun eine Verfügungsbe chränku H 
hinſichtlich einer Forderung befteht, muß fie auch bezüglich der 3 
chrer Sicherung beſtehenden Pfandrechte, ganz beſonders der von am 
fees wegen begründeten, gelten; ſonſt würde die Verfügungsbeſcht . 
kung ſtark entwertet werden. Es ergibt ſich dies aus dem able 
ſoriſchen Charakter des Pfandrechts. Mithin kann der Verpächter x 
immer unterſtellt den Regelfall, daß er und der Grundſtückseige“; 
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mer dieſelbe Perſon find — dem Hgl. gegenüber über das geſetz⸗ 


* Pfandrecht am Pächterinventar nur begrenzt verfügen: Sobald 
ein Veſchlagnahme des Pachtzinſes zugunſten des Hgl. erſolgt, wird 
fol Pfandverzicht unwirkſam von dem Ende des der Beſchlagnahme 
genden Kalendervierteljahrs an; er wird auch unwirkſam bezüglich 
2 bereits fälligen, aber im Zeitpunkte der Beſchlagnahme noch nicht 
"gezogenen Pachtzinſe (9 1126 U). 
zie Der Verpächter kann hiernach die Freigabe des Inventars (Ver⸗ 
PR auf das gefegliche Pfandrecht) nur unter dem — ausdrücklichen 
* ſtillſchweigenden — Vorbehalt ausſprechen, der ſich aus 8 1126 II 
= ergibt, d. h. unter dem Vorbehalte der Beſchlagnahme der 
Nenhzinsſorderung durch den Hgl. Aus dem Unterlaſſen des aus⸗ 
8 cklichen Ausſprechens eines ſolchen Vorbehalts — der freilich die 
nvemarfreigabe fir den Pächter und vor allem für deſſen Kredit⸗ 
ne ſtark entwerten könnte —, wird ber Hgl. keine Anſprüche 
in x auf Schabenserfag) ableiten können; denn ihm gegenüber bleibt 
a te relative Unwirkſamkeit der Verfügung beſtehen; fie iſt der 
uzige — aber auch ein völlig ausreichender — Schuß des Hal. 
e Eine andere Frage ift es, ob dem Pächter nicht daraus Schadens⸗ 
laßanſprüche gegen den Verpächter erwachſen, wenn dieſer eine ſolche, 
Mm Teil relativ unwirkfane Verfügung trifft, ohne ihn — der ja 


A. Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Jivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
4 Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 
Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 
1. Materielles giecht. 
h 1. 881,16 Preuß. Grundſtücksverkehrsgeſetz 
Fa 10. Febr. 1923 (a. Gr Verk.), Preuß. Grund⸗ 
Ücsverkehrsgeſetz v. 20. Juli 1925 (n. GrVerkch). 
01 Wird bei einem Grundſtücksverkauf für die 
i baldige Räumung und Beſitzaufgabe oder 
uhnliche ſich ſchon von ſelbſt aus dem Kauf⸗ 
küntrage ergebende Verpflichtungen des Ver⸗ 
ufers in einem Nebenvertrage eine Sonder⸗ 
nirhütung gewährt, ſo iſt das vom Kaufvertrage 
trennbar und daher ebenfalls nach dem 
in r Verk. genehmigungspflichtig. 2. Mit dem 
u. f. 16 des a. GrVerlG. als Endtermin für die 
baltiskeit des Geſetzes beſtimmten Zeitpunkt 
5 3 1. Juli 1926 bzw. dem im n. Gr Verk. an 
telle des 1. Juli 1926 feſtgeſetzten 4. Aug. 1925 
en nicht die vorher liegenden genehmi⸗ 
nangs pflichtigen Tatbeſtände, ſondern nur die 
a dieſem Zeitpunkt abgeſchloſſenen Rechts- 
geschäfte genehmigungsfrei. 
N Das BG. geht von der Feſtſtellung aus, daß die nach 
Bert, erforderliche behördliche Genehmigung zum nota⸗ 
allen Vertrage v. 8. Mai 1923 eingeholt worden fei, und 
geht inſofern von den Rechtsgrundſätzen aus, die der erk. Sen. 
RG. 111, 239 ff.) über die Wirkſamkeit einer behördlichen 
Rectebmigung nach jenem Geſetz aufgeſtellt hat, wenn die 
eechtsgültigkeit des Grundſtückskaufvertrages wegen Verſtoßes 
an en die Formvorſchrift des 8 313 Satz 1 BGB. zu be 
0 anden iſt. Das BG. verneint aber, daß ein ſolcher Verſtoß 
nelle, Zwar hält es für erwieſen, daß neben dem im nota⸗ 
— len Vertrage beurkundeten Kaufpreiſe von 26 Mill. Mark 
u als Vergütung für die fofortige Aufgabe und Räumung 
8 Grundbeſitzes 24 Mill. vereinbart worden ſind, ohne daß 
bay Kaufvertrag über dieſe zufäßfiche Vergütung etwas ent⸗ 
1. Die Vereinbarung einer ſolchen Vergütung ſei aber, fo 
ar das BG., mit Rückſicht auf die Wohnungsgeſetzgebung 
aanündlich und nicht formbedürftig. Es habe ſich dabei um 
W Nebenvertrag gehandelt, der nach dem Willen der Par⸗ 


) JW. 1925, 2234. 


Rechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


von dem Beſtehen der Hypothek nichts zu wiſſen braucht, — auf die 
teilweiſe Unwirkſamkeit hinzuweiſen. Aber auch dies wird man ab⸗ 
lehnen müſſen. Schon aus ſubjektiven Gründen; denn der Ver⸗ 
pächter ſpricht den Verzicht ja zugunſten des Pichters aus und natür⸗ 
lich nur in den Grenzen, in denen er ihn im Rahmen ſeiner ſonſtigen 
Verpftichtungen auszuſprechen in der Lage iſt. Der Pfandverzicht 
des Verpächters kann ſtets nur als ein Verzicht auf eigene Zu⸗ 
griffsmöglichkeiten auf das Inventar ausgelegt werden, nicht auf 
ſolche ſeines Hgl., ein Verzicht, zu dem er ja nicht legitimiert wäre. 
Sache des Pächters iſt es, wenn er von dem Verzicht zugunſten eines 
Kreditgebers Gebrauch machen will, feſtzuſtellen, wie weit etwa trotz 
des von dem Verpächter für ſeine Perſon ausgeſprochenen Verzichts 
noch Belaſtungen des Inventars aus anderen Rechtsverhältniſſen ſich 
ergeben. Erſt recht kann demgemäß auch der Kreditgeber des Pächters 
keine Anſprüche gegen den Verpächter geltend machen, deſſen Frei⸗ 
gabeerklärung kein ſelbſtändiges Recht zugunſten Dritter begründet !). 
Geh. Reg. Rat Dr. Ponfick, M. d. R. W. R. 


2) Zur Zeit ſchweben Verhandlungen zwiſchen der Reichsregie⸗ 
rung und den landwirtſchaftlichen Organiſationen wegen einer geſetz⸗ 
lichen Anderung des geſezlichen Verpaͤchterpfandrechts. 


teien als ſelbſtändige Vereinbarung außerhalb des Grund⸗ 
ſtücksveräußerungsvertrages habe beſtehen ſollen und von ihm 
trennbar geweſen ſei. Eine rechtliche Abhängigkeit beider 
Vereinbarungen ſei neben der wirtſchaftlichen nach dem Ver⸗ 
tragsinhalt und der ſonſtigen Sachlage nicht anzunehmen. Die 
Reviſionsbegründung hält dagegen den Kaufvertrag v. 8. Mai 
1923 wegen unrichtiger Beurkundung des Kaufpreiſes für den 
veräußerten Grundbeſitz für nichtig und dieſe Nichtigkeit auch 
durch die Eintragung der Ehefrau M. ins Grundbuch nicht für 
geheilt, weil nur der notarielle Scheinvertrag der Behörde zur 
Genehmigung vorgelegt worden und deshalb die erteilte Ge⸗ 
nehmigung ebenſo wie die Eintragung unwirkſam ſei. Die 
von der Reviſionsbegründung gegen die Verneinung des recht⸗ 
lichen Zuſammenhanges zwiſchen dem Kaufvertrag und der 
Sonderabrede über ſofortige Räumung und Aufgabe der Be⸗ 
ſitzung erhobenen Bedenken erſcheinen begründet. Denn die 
vom BG. für ausſchlaggebend erachtete Möglichkeit, durch 
äußerliche Trennung wirtſchaftlich zuſammenhängender Ver⸗ 
träge dieſen einen voneinander unabhängigen rechtlichen Be⸗ 
ſtand zu verleihen, findet dort ihre Grenze, wo die Leiſtungen 
und Gegenleiſtungen aus dem einen Vertrage noch mit zu 
denen aus dem anderen gehören. Ein ſolcher Zuſammenhang 
muß dann als vorhanden angeſehen werden, wenn, wie es 
hier nach der Beweisannahme des BR. der Fall war, die 
Sondervergütung im Nebenvertrag für die alsbaldige 
Räumung und Aufgabe des verkauften Grund⸗ 
beſitzes gewährt wird. Die Räumung und Aufgabe iſt 
nämlich in Wirklichkeit nichts anderes als die dem Verkäufer 
nach 8 433 BGB. obliegende Übergabe des verkauften Grund» 
beſitzes und iſt deshalb vom Kaufvertrage rechtlich auch dann 
nicht trennbar, wenn dafür mehr gezahlt werden ſoll, daß der 
Vertragspflicht möglichſt bald genügt wird. Das tritt im vor⸗ 
liegenden Falle dadurch beſonders klar zutage, daß ſchon im 
83 des Grundſtücksveräußerungsvertrages v. 8. Mai 1923 
die alsbaldige Räumung ausdrücklich zum Gegenſtande dieſes 
Vertrages gemacht und damit der Charakter der Sonder⸗ 
vergütung in ungefährer Höhe des verlautbarten Kaufpreiſes 
als deſſen Beſtandteil und weitere Gegenleiſtung für die Über⸗ 
laſſung des Grundſtücks zweifelsfrei bloßgeſtellt wird. In 
demſelben Sinne hat der erk. Sen. wiederholt entſchieden und 
insbeſ. ausgeſprochen, daß die Erlaubnis zum Einzug in das 
verkaufte Wohngrundſtück aus dem weſentlichen Vertragsinhalt 
nicht etwa dadurch ausgeſchieden werden kann, daß dafür ein 
beſonders früher Zeitpunkt feſtgeſetzt wird. Daran iſt feſt⸗ 
zuhalten (Urt. v. 25. Febr. 1925 V 202/24; 16. Dez. 1925 
V 97/25; 8. Febr. 1926 V 262/25). Muß demzufolge bie ur» 
ſprünglhe Nichtigkeit des Kaufvertrages v. 8. Mai 1923 
wegen unrichtiger Beurkundung des Kaufpreiſes auf Grund 
der §8 125, 313 Satz 1 BGB. als feſtſtehend angenommen 
werden, ſo iſt der Heilung der Nichtigkeit gemäß Satz 2 da⸗ 
ſelbſt durch die zwiſchenzeitig erfolgte Eintragung der Käuferin 


als Eigentümerin im Grundbuche der Genehmigungsmangel 
nach § 1 a. GrVerkG. im Wege. Denn der Behörde ift nur 
der die Auflaſſung enthaltende notarielle Scheinvertrag zur 
Genehmigung vorgelegt worden (vgl. RG. 111, 244 2)). Aller⸗ 
dings ſoll das vorbezeichnete Geſetz nach feinem $ 16 mit dem 
1. Juli 1926 außer Kraft treten. Das bedeutet aber keines⸗ 
wegs, wie von einigen Schriftſtellern behauptet wird, daß 
alsdann auch die vor dem Außerkrafttreten bereits genehmi⸗ 
gungspflichtig gewordenen Rechtsgeſchäfte allgemein vom Ge⸗ 
nehmigungszwange befreit ſein ſollten. Diejenigen, welche Ver⸗ 
käufe, bei denen die Genehmigung nicht rechtskräftig verſagt 
war, v. 1. Juli 1926 ab ſo behandelt wiſſen wollen, als ob 
das a. GrVerkcG. nie beſtanden hätte, verkennen, daß, wie das 
RG. in der Rſpr. feiner Zivil⸗ und Strafſenate ſeſtgehalten 
hat, das bloße Außerkrafttreten eines Geſetzes nicht ohne wei⸗ 
teres genügt, um ihm unterfallende, in der Vergangenheit lie⸗ 
gende Tatbeſtände ſeiner Einwirkung zu entziehen. Eine ſo⸗ 
weit reichende Kraft geſetzlicher Vorſchriften, die ein Geſetz auf⸗ 
heben oder abändern, muß vielmehr ſtets beſonders verordnet 
ſein, ſei es, daß Derartiges ausdrücklich beſtimmt wird, ſei 
es, daß es ſonſt aus Inhalt, Grund oder Zweck des Geſetzes 
erhellt. In RG. 104, 30 iſt ausgeſprochen, zwar für einen 
Fall der Rückwirkung neuer Rechtsnorm, aber auch für die 
hier ſtreitige Fortwirkung der alten von Bedeutung, die Rſpr. 
habe vielfach, für den Bereich ſowohl des Privatrechts als auch 
des Strafrechts, anerkannt, es ſei grundſätzlich anzunehmen, 
daß beim Wechſel der Geſetzgebung der Geſetzgeber der Herr⸗ 
ſchaft des neuen Rechtes im Zweifel nur diejenigen Rechts⸗ 
verhältniſſe habe unterwerfen wollen, die ihrem Weſen nach 
dem zeitlichen Geltungsbereiche dieſes Rechts angehören. Ahn⸗ 
liches iſt in RG. 99, 225 zur Frage geſagt, ob eine vor dem 
Inkrafttreten des BGB. begangene Handlung ſich als un⸗ 
erlaubte darſtellt. Am ſchärfſten aber iſt dieſer Gedanke in der 
Rſpr. der Strafſenate des RG. zu den während der Kriegs⸗ 
läufte häufigen Zeitgeſetzen zum Ausdruck gelangt, wenn ſtän⸗ 
dig erkannt wird, daß nur ein Wandel in der Rechts⸗ 
anſchauung des Geſetzgebers über die Strafbarkeit einer 
Handlung den noch nicht abgeurteilten Tatbeſtänden zugute 
kommt, wogegen eine durch bloße Veränderung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe hervorgerufene Aufhebung oder 
Abänderung des Geſetzes die Beſtrafung nicht verhindert. Vgl. 
RGSt. 57, 385, 416 und die dort angeführten weiteren Ent⸗ 
ſcheidungen. Ein Wandel der Rechtsanſchauung des Geſetz⸗ 
gebers aber muß aus dem Geſetze zu erſehen ſein. Dem Wort⸗ 
laute des 8 16 a. Gr Verk.: „Das Geſetz tritt mit dem 1. Juli 
1926 außer Kraft.“ kann für ſich allein unmöglich eine 
weitergehende Bedeutung beigelegt werden, als die, daß der 
Geſetzgeber, als er dem Geſetze dieſelbe Geltungsdauer verlieh 
wie dem RMietcG. v. 24. März 1922 (RG Bl. 273, vgl. dort 
$ 24), die von ihm gezogene zeitliche Schranke für den freien 
Grundſtücksverkehr zwar als ausreichend, aber auch als er⸗ 
forderlich angeſehen hat, um den von ihm gewollten Zweck zu 
erreichen. Daraus folgt, daß das Zeitgeſetz volle Wirkſamkeit 
für die von ihm erfaßten Rechtsvorgänge haben ſollte, die 
innerhalb der geſetzten Friſt ſich ereigneten, und daß man nur 
die nach Ablauf der Friſt abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte der 
im 81 des Geſetzes gemeinten Art freilaſſen wollte, indem 
man annahm, daß ſie infolge der alsdann geänderten wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe der behördlichen Beaufſichtigung nicht 
mehr bedürfen würden. Hätte der Geſetzesbefehl mit dem 
Tage des Außerkrafttretens auch hinſichtlich früher verwirk⸗ 
lichter und demnach an ſich von ihm erfaßter Tatbeſtände der 
Wirkung deswegen beraubt werden ſollen, weil dieſe beim 
Außerkrafttreten noch keine endgültige geworden war, ſo hätte 
es beſonderer Anordnung, etwa nach Art der im 8 15 Satz 2 
gegebenen bedurft („Es findet keine Anwendung auf“ uſw.) 
oder es müßten ſich ſonſtige Anhaltspunkte für einen ab⸗ 
weichenden Willen des Geſetzgebers herausſtellen. Daß ſolche 
im a. GrBerfG. nicht zu finden find, erklärt ſich ſchon aus der 
nachträglichen und mit entſprechenden Anderungen anderer 
Beſtimmungen nicht verknüpften Einfügung des § 16 in dem 
Regierungsentwurf (vgl. Druckſachen d. preuß. Landtags 
1921/23 Nr. 4296). Wohl aber iſt das Gegenteil aus dem 
Inhalt des preuß. Gef. gleichen Namens v. 20. Juli 1925 
(GS. 93; n. GrVerkcf.) zu entnehmen. Für den Zeitpunkt 
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ſeines Zuſtandekommens kann nicht, wie beim früheren or 
lege, gejagt werden, daß der Geſetzgeber die Wirkung der Be⸗ 
ſtimmungen über das Außerkrafttreten nicht habe überſchauen 
können. Denn damals lag bereits die Rſpr. des RG. vor, WO 
nach das Fehlen der behördlichen Genehmigung die Wirkſam 
keit der in Betracht kommenden Rechtsgeſchäfte ſchwebend 0 
dingt. Und daß der Geſetzgeber gerade auf die Rſpr. des Ro., 
beſondere Rückſicht nahm, zeigt der die Rückwirkung betrel 
fende ſonſtige Inhalt des neuen Geſetzes. Sein Art. J Satz . 
verlegt das Außerkrafttreten des a. GrBerf®. auf einen fel 
heren als den in dieſem verordneten Stichtag, nämlich i. ; 
mit Art. II auf den 4. Aug. 1925. Seit diefen Tage neu ab 
geſchloſſene Rechtsgeſchäfte i. S. von 8 1 a. GrVerkch. find ge⸗ 
nehmigungsfrei. Wollte man die Unſicherheit über das zu 
rechtbeſtehen der früheren Rechtsgeſchäfte wegen Fehlens der 
behördlichen Genehmigung beſeitigen, jo hätte nichts näher ge⸗ 
legen, als durch Aufnahme von eine Rückwirkung mit 1 
bringender Vorſchriften in das Aufhebungsgeſetz dafür Sorge 
zu tragen. Daß ſolche im n. GrVerkG. ausdrücklich enthalten 
ſeien, behauptet auch die Gegenmeinung nicht, möchte ſie aber 
darin finden, daß der 816 a. GrVerf®. nicht aufgehoben wor 
den ſei, der, nach ihrer Anſicht ausgelegt, die Wirkung letz 
teren Geſetzes für die dem neuen Stichtag vorangehenden Ge; 
ſchäfte mit dem Eintritt des alten Stichtags beſeitigt han, 
Damit wäre die Zeitſpanne zwiſchen beiden Stichtagen 
Übergangszeit für die beſtmögliche Abwicklung der alten 
ſchäfte gekennzeichnet. Daß aber jene Auslegung als irrig be 
zeichnet werden muß, iſt bereits nachgewieſen. Dazu kommt, 
daß die Übereinſtimmung der maßgebenden Worte „tritt au er 
Kraft“ im § 16 a. GrVerkG. einerſeits und im Art. 1 Satz! 
n. GrBerf®. andererſeits darauf hinweiſt, die neue Vorſchriſt 
ſolle die alte erſetzen, an ihre Stelle treten. Wenn es ſodann 
im erſten Halbſatze des zweiten Satzes von Art. heißt: „Fur 
alle übrigen Rechtsvorgänge verbleibt es bei der in den 2 
und 15 Satz 2 des Geſetzes vorgeſehenen Genehmigung? 
pflicht“, wenn alſo für dieſe Genehmigungspflicht eine zeitliche 
Grenze (etwa durch: „bis zum 1. Juli 1926“ hinter: „ver 
bleibt es“) nicht gezogen worden iſt, ſo ergibt die unbefangene 
Betrachtung, daß man an eine rückwirkende Kraft der Auf 
hebung des a. GrVerkG., ſei es auf dem Umwege über deſſen 
$ 16, ſei es ſonſt irgendwie, nicht gedacht hat. Sieht man von 
der Vorverlegung des Außerkrafttretens ab, fo macht es fa 1 
lich keinen Unterſchied, ob man aus dem neuen Geſetzesinhalt 
eine bloße Erläuterung der Geſetzesworte: „tritt außer Kraft 
oder eine Aufhebung des alten Geſetzes in Geſtalt einer Über“ 
gangsvorſchrift — zutreffender vielleicht: die Ablehnung des 
Erlaſſes einer ſolchen — entnehmen will. Denn der Ge eg 
geber hat mit dem erwähnten Halbſätze dieſelbe Meinung ver 
treten, wie fie bei richtiger Auslegung bereits im § 16 a. G.. 
Verk. zu finden war. Mit dem Willen einer Einſchränkung 
der Genehmigungspflicht mittels Rückwirkung iſt es ſchließ 
lich unvereinbar, daß am Schluſſe des Art. J n. GrVerkch. DIE 
ausdehnende Rſpr. des RG. gebilligt wird, durch die ein no) 
größerer Kreis älterer Rechtsgeſchäfte dem a. Gr Verk. unter” 
ſtellt und damit ebenfalls ſchwebend bedingt worden iſt. Hier“ 
nach hat das Geſetz dem alten Stichtag für das Außerkraft” 
treten des Geſetzes durch Nichtaufnahme irgendeiner die Fork 
geltung des Stichtags veranlaſſenden Vorſchrift ebenſowohl 
wie durch Aufnahme entgegenſtehender Vorſchriften jegliche 
Bedeutung genommen. Vielmehr iſt im Art. 1 n. GrXerl® 
als Überzeugung des Geſetzgebers zum Ausdruck gelangt, mi 
der Beſtimmung des Außerkrafttretens des a. GrBert®. 
alle neuen Geſchäfte werde der Erkenntnis genügt, daß P 
durch die Weiterentwicklung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
überholt ſei und vorzeitig beſeitigt werden müſſe. Daraus 
folgt, daß die Erledigung aller vor dem 4. Aug. 1925 liegen 
den genehmigungspflichtigen Rechtsgeſchäfte ſo lange, alſo au 
über den 1. Juli 1926 hinaus, nach dem a. GrVerkGG. zu er⸗ 
folgen hat, bis fie durch nachgeholte Genehmigung oder aul 
andere Weiſe ihr Schickſal gefunden haben. Behalten aus DIE 
fen Gründen auch nach dem 1. Juli 1926 die in RG. 111, 
239 ff.2) niedergelegten Grundſätze für Grundſtücksveräuße⸗ 
rungen ihre Bedeutung, die wie die ſtreitige nach dem a. 1 
BVerfG. genehmigungspflichtig waren und der nach 8 313 Satz 
BGB. erforderlichen Form entbehren, fo hat die Eintragung 


9 W. 1925, 2234. 


ö 35. 


Jahrg. 1926 Heft 25] 


Rechtſprechung 


2619 


der Ehefrau O. als Eigentümerin im Grundbuche den Eigen⸗ 
Aue bergang mangels gehöriger Genehmigung der ihn be⸗ 
keit enden Rechtsgeſchäfte nicht herbeigeführt und die Nichtig⸗ 
in ddes Kaufvertrags wegen feiner Formwidrigkeit iſt bisher 


cht geheilt. 
(u. v. 6. Okt. 1926; 28/26 V. — Hamm.) Sch.] 
2. 88 105, 162 BGB. Ein der BR VO, vom 
5 März 1918 unterliegender Vertrag löſt vor 
FR behördlichen Genehmigung eine Erfüllungs⸗ 
dir bflichtung nicht aus. Hat die Partei ſelbſt 
10 Durchführung des Genehmigungsverfahrens 
ei 3 freien Stücken aufgegeben, fo kommt auch 
. Schadenserſatzanſpruch wegen culpa in con- 
Nen endo nicht in Frage. § 162 BG B. ift auf ſog. 
echtsbedingungen nicht anwendbar.] f) 
die Von dem Gegenvorbringen des Bekl. hat das BG. nur 
191 auf 8 105 Abſ. 2 BGB. und die BRVO. v. 15. März 
5 üb. d. Verk. mit landw. Grundſt. geſtützten Einwen⸗ 
ble den beſchieden. Der Reviſion mußte der Erfolg verſagt 
erfben, weil der mit der Klage geltend gemachte Schadens- 
docszanſpruch ſchon durch die Einwirkung der Genehmigungs⸗ 
in Griiten ausgeräumt wird. Die Reviſion vertritt die An⸗ 
e t, daß es nach endgültiger und ernſtlicher Weigerung einer 
far Vertragsparteien, den Vertrag zu erfüllen, keiner Durch⸗ 
ung des Genehmigungsverfahrens bedürfe. Vielmehr habe 
Kr Tatrichter feſtſtellen müſſen, ob es ohne die eine Vertrags⸗ 
rletzung darſtellende Erfüllungsverweigerung des Bekl. zur 
Renchmigung gekommen wäre oder nicht. Erſteres ſei für die 
keviſionsinſtanz zu unterſtellen. Auch habe das BG. dur 
Kine Erwägungen über den 8 162 BOB. den Begriff des 
ne lichen Bujammenhangs verlegt. Durchgreifende Bedenken 
gen die Rechtsanwendung im Bu. find indeſſen bei deſſen 
banbprüſung nicht zutage getreten. Ohne Rechtsirrtum geht 
N BB. davon aus, daß der Kaufvertrag v. 14. Dez. 1923 
pfl der Genehmigung durch die zuſtändige Behörde eine Ver⸗ 
Nuchtung zur Übereignung des Grundbeſitzes und zur Er⸗ 
fi ung der vereinbarten Gegenleiſtung nicht erzeugte. Recht⸗ 
— bedenkenfrei iſt auch der Urteilsausſpruch, daß unmittelbar 
us dem gegenſeitigen Vertrage Schadenserſatzanſprüche im 
Wege des § 326 BOB. nicht hergeleitet werden können. Denn 
der, Vertrag iſt mangels Durchführung des Genehmigungs⸗ 
cfahrens bisher nicht wirkſam geworden. Da deshalb der 
1 einen Anſpruch auf Vertragserfüllung gegen den Bekl. 
ni erlangt hat, kann er dieſen nicht in Verzug ſetzen und von 
Ei. durch 8 326 gegebenen Rechtsbehelfen Gebrauch machen. 
denſowenig vermag dem Kl. fein Hinweis auf 8 162 BGB. 


1 helfen. Denn dieſe Beſtimmung iſt nur auf rechtsgeſchäft⸗ 
lich vereinbarte Bedingungen, nicht aber, auch nicht als rechts⸗ 
% nlich in Betracht kommend, auf ſog. Rechtsbedingungen an⸗ 
zendbar, d. h. auf notwendige geſetzliche Voraussetzungen für 
x Wirkſamkeit eines Rechtsgeſchäfts (vgl. RGRKomm. zu 
5162 Anm. 2 Abſ. 2). Um eine Rechtsbedingung handelt es 
15 aber bei dem Erforderniſſe der behördlichen Genehmigung 
: Grundſtücksgeſchäften. Nicht minder fehl geht der Reviſions⸗ 
e auf das Unterlaſſen der Feſtſtellung, ob es ohne die 
a ſtliche und endgültige Erfüllungsweigerung des Bekl. dazu 
Amen wäre, daß die Behörde den Kaufvertrag genehmigt 
ler Sache des Kl. wäre es geweſen, einen Tatbeſtand dar⸗ 
Et der nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen den 

geklagten Schadenserſatzanſpruch zu begründen geeignet 
= —— 


15. 


e Zu 2. 1. Die Verſagung des Erfüllungsanſpruches bei noch 
bestehender Genehmigung entſpricht der ſtändigen Rechtſprechung 
© ch. Es iſt nur eine Konſequenz hieraus, daß auch § 326 
age nicht durchgreift. Die rechtliche Zuläſſigkeit eines Schadens⸗ 
Ach anſpruches wegen culpa in contrahendo ſetzt aber, wie das 

wiederum feſtſtellt, das Zuſtandekommen eines gültigen Ver⸗ 
28660 nicht notwendig voraus. (Vgl. RG. 487/1925: JW. 1926, 


wen 2. Ebenſo zuzuſtimmen it der Entſch. des 5. Senats, 
fahre fie bei freiwilliger Aufgabe des Genehmigungsver⸗ 
Ga end der Partei einen Schadenserſatzanſpruch nicht zubilligt. 
da entfällt in der Tat der innere Grund zur Hilfe, die das RG. 
ren, dem „ſchwebend unwirkſamen“ Vertrage gegen den wider⸗ 
will nden Vertragsteil durch die Feſtſtellungsklage gewähren 


3. Zu begrüßen iſt es, daß das RG. einen ſcharſen Strich 


wäre. Die in der Erfüllungsweigerung liegende poſitive Ver⸗ 
tragsverletzung vermöchte einen derartigen Erfolg nur dann 
herbeizuführen, wenn ein wirkſamer Vertrag beſtände, was nicht 
der Fall iſt. Denn ein etwaiger Vertrag, der ſelbſtändig neben 
dem mangels Genehmigung unwirkſamen Vertrag über die 
Veräußerung des Grundbeſitzes die vorgängige Leiſtungspflicht 
des Bekl. rechtsgültig hätte begründen können, iſt hier ſchon 
deswegen nicht denkbar, weil dieſe ausdrücklich die Zahlung 
des Kaufpreiſes als untrennbaren Beſtandteil des Kauf⸗ 
vertrags betrifft. Auch das Vorliegen des Tatbeſtands einer 
unerlaubten Handlung des Bekl. iſt nicht behauptet. Rechtlich 
möglich wäre noch eine aus ſog. culpa in contrahendo ent- 
ſtandene Haftung des Bekl., die nach der Rechtſprechung des 
RG. das Zuſtandekommen eines gültigen Vertrags nicht not⸗ 
wendig vorausſetzt (vgl. RG. 97, 336; 104, 2671); 107, 362). 
Aber auch inſofern fehlt es an jeglicher ſchlüſſigen Klage⸗ 
behauptung, die, etwa in Verbindung mit dem von der Revi⸗ 
ſionsbegründung für erforderlich erachteten Nachweis, einen 
Schadenserſatzanſpruch des Kl. rechtfertigen könnte, nachdem 
dieſer die Durchführung des Genehmigungsverfahrens aus 
freien Stücken aufgegeben hat. Von letzterer aber iſt der erk. 
Sen. in feinen Urteilen v. 10. Febr. 1926 V 147/252) und 
V 238/26 als dem Mittel ausgegangen, durch das auch ohne 
Hinzutreten beſonderer Umſtände und trotz Widerſtrebens eines 
der Vertragsteile dem anderen Teil zur Geltendmachung ſeiner 
Rechte aus dem ſchwebend unwirkſamen Vertrage verholfen 
werden kann. 
(U. v. 28. April 1926; 405/25 V. — Berlin.) [Sch.] 

3. § 242 BG B. Grundſätze für die Aufwer⸗ 
tung des Pachtpreiſes für ein gepachtetes Berg⸗ 
werksunternehmen. Für jede Aufwertung ift zu⸗ 
nächſt von den beſonderen Umſtänden des Einzel⸗ 
falles auszugehen.] .) 

Es handelt ſich um die Aufwertung der Pacht des von 
der Bekl. i. J. 1920 gezahlten Bergwerkunternehmens. Der 
Klaganſpruch unterliegt der fog. freien Aufwertung nach § 242 
BGB. Der Aufgabe dieſer Aufwertung hat der BR. ſich 
unterzogen. Beide Parteien beanſtanden ſein Ergebnis als 
auf Verletzung des $ 242 BOB. beruhend. Dieſen Angriffen 
konnte der Erfolg nicht verſagt werden. Der BR. lehnt die 
Anwendung der in dem Beſchluß der Vereinigten Zivilſenate 
des RG. v. 31. März 1925 entwickelten Grundſätze über die 
Berückſichtigung des Tagespreiſes ab. Ein Tagespreis für die 
pachtweiſe Überlaſſung von Berwerksunternehmungen beſtehe 
nicht, und ebenſowenig ein ſolcher für noch nicht geförderte 
Kohlen; der Tagespreis für geförderte Kohlen dürfe, wie er 
richtig ausführt, nicht herangezogen werden. Zutreffend lehnt 
er weiter die Anwendung der Meßzahl für Aktien und Berg⸗ 
werksanteile ab, die der Kl. zugrunde gelegt wiſſen will. Die 
Richtlinien, über die ſich eine größere Anzahl Beteiligter bei 
den gepflogenen Vergleichsunterhandlungen geeinigt hatten, 
ſeien ſchon deshalb nicht maßgebend, weil es damals zu einem 
endgültigen Abſchluß nicht gekommen ſei. Nach Ablehnung 
dieſer verſchiedenen Maßſtäbe gelangt der BR. zu der Auf- 
wertung auf Grund der Lebenshaltungsrichtzahl, wobei er den 
Dollarſtand „daneben“ berückſichtigt wiſſen will. Von dieſer 
Grundlage aus findet er ſchließlich das rechneriſche Ergebnis. 
Im Anſchluß an das Urteil des Senats v. 12. März 1926 
III 129/25 iſt dieſen Erwägungen entgegenzuhalten, daß es 
grundſätzlich verfehlt iſt, für die Aufwertung zunächſt von 


zwiſchen den rechtsgeſchäftlichen Bedingungen des BOB. und den 
ſogenannten „Rechtsbedingungen“ zieht. Wie die Erfahrung zeigt, 
bringt die Verwendung verſchwommener Begriffe nur Verwir⸗ 
rung, nicht aber Klärung. NA. Dr. Adolf Aſch, Berlin. 

) JW. 1922, 1313. 2) JW. 1926, 1427. 

Zu 3. Das Ba. hat die Aufwertung des Pachtzinſes auf 
Grund der Lebenshaltungsrichtzahl unter Berückſichtigung des Dol⸗ 
larſtandes berechnet. Das RG. lehnt dieſen Weg ab. Der Richter 
müſſe vielmehr in erſter Linie von den Umſtänden des Einzelfalls aus⸗ 
gehen, ſo namentlich bei Geſchäften von ausgeprägter Eigenart. Das 
Geſetz gibt dem Richter bei 8 242 BGB. weiten Spielraum. Es 
wird ſich im einzelnen vor allem darum handeln, daß man dem Cha⸗ 
rakter des konkreten Geſchäfts nach allen Seiten hin gerecht wird. 
Daß der Ausgangspunkt des OLG,, den Pachtzins mit Rückſicht auf 


2620 


einem der verſchiedenen ſich darbietenden und üblichen Maß⸗ 
ſtäbe auszugehen, von ihm aus die Entſcheidung zu treffen 
und nur allenfalls ihn nach Maßgabe der beſonderen Um⸗ 
ſtände des Einzelfalles zu berichtigen. Vielmehr hat der 
Richter ſtets in erſter Linie von den Umſtänden des Einzel⸗ 
falles auszugehen und dieſe allſeitig zu beachten. Dies hat 
ganz beſonders in Fällen der vorliegenden Art zu gelten, wo⸗ 
bei es ſich nicht um ein Einzelgeſchäſt von regelmäßig wieder⸗ 
kehrender Art, um ein typiſches Geſchäft, handelt, ſondern um 
ein groß angelegtes Geſchäft von ausgeprägter Eigenart, wie 
es ſich hier in der langfriſtigen Verpachtung eines Bergwerk⸗ 
unternehmens, verbunden mit dem zeitlich hinausgeſchobenen 
Verkauf der ſämtlichen Anteile des Unternehmens darſtellt. 
Mag es auch für Bergwerksunternehmungen keinen Tages⸗ 
preis geben, jo mußte doch für die Aufwertung des Pacht⸗ 
zinſes in erſter Linie der Wert beachtet werden, der in dem 
ganzen Unternehmen ſteckt, das, vorerſt pachtweiſe, der Bekl. 
überlaſſen iſt. Dies müßte um ſo mehr gelten, wenn, worüber 
der BR. ſich nicht ausgeſprochen hat, die Behauptung ſich be⸗ 
ſtätigte, daß der Pachtzins in Wahrheit in ein gewiſſes Ver⸗ 
hältnis zu der Kaufſumme über die Geſamtheit der Anteile an 
dem Unternehmen der Gewerkſchaft geſetzt worden ſei. Dann 
läßt ſich nur auf dem Wege zu einem angemeſſenen Aufwer⸗ 
tungsergebnis gelangen, daß der Wert des Unternehmens er⸗ 
mittelt und von dieſem aus geprüft wird, ob die Belange bei⸗ 
der Vertragsteile gebührend beachtet ſind. Erſt aus dem zu 
ermittelnden Wert des Bergwerks wird ſich ergeben, welchen 
Wert die pachtweiſe Überlaſſung heute hat; dieſer Wert wird 
zu demjenigen Wert im Vergleich zu ſtellen ſein, den die pacht⸗ 
weiſe Überlaſſung im Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes gehabt 
hat. Von dieſer Grundlage aus iſt abzuwägen, welche Auf⸗ 
wertung den Belangen der Bekl., unter Berückſichtigung ihrer 
Leiſtungsfähigkeit, und den Belangen des Kl. entſpricht. Von 
da aus wird ferner zu prüfen ſein, ob noch ein ſogenannter 
Verarmungsfaktor in Rechnung zu ſtellen iſt (vgl. JW. 1925, 
1747; WarnE. 1926 Nr. 77), ferner ob bei den Verträgen 
von 1920 der eine oder andere Teil ein beſonders gutes Ge⸗ 
ſchäft gemacht hat, welcher Vorteil ihm in gewiſſen Grenzen 
gewahrt bleiben müßte, u. a. m. Erſt letzten Endes mag, wie 
auch die Reviſion der Bekl. anerkennt, ein typiſcher Maßſtab 
wie die Lebenshaltungsrichtzahl herangezogen werden, nicht 
aber, wie dies der BR. getan hat, an erſter oder einziger 


Stelle. 
(U. v. 29. Juni 1926; 416/25 III. — Celle.) [Sch.] 


4. 8242 BGB. Zur Aufwertung von Pacht⸗ 
kautionen.] 7) 

Der Kl. hat als Pächter dem Bekl., dem Verpächter, eine 
Pachtkaution in der Weiſe geleiſtet, daß er ihm bar 50 000 % 
zahlte, weitere 300 000 % auf den Namen des Bekl. bei der 
Sparkaſſe einzahlte und dem Bekl. das Sparbuch aushändigte. 
Mit der vorliegenden Klage verlangt der Kl. Aufwertung der 
350 000 %. Das LG. hat die Klage zugeſprochen, das BG. 


die Lebenshaltungsrichtzahl aufzuwerten, was wohl als generelle 
Richtlinie für alle Fälle gedacht ift, nicht immer zu Entſcheidungen 
führt, die dem Geiſte des § 242 BGB. entſprechen, darin hat das NG. 
recht. Ebenſo mag ſeine allgemeine Richtlinie zutreffend ſein. Im 
höchſten Grade fraglich erſcheint aber die Art, wie das RG. hier bei 
der pachtweiſen Überlaſſung des Bergwerksunternehmens vorgeht. Es 
ſoll der Wert des Unternehmens ermittelt werden, daraus werde ſich 
der Wert, den die pachtweiſe Überlaſſung heute habe, ergeben, und 
dieſer ſei zu dem Wert der pachtweiſen Überlaſſung im Zeitpunkt des 
Vertragsſchluſſes in Vergleich zu ſtellen. Das mag richtig ſein, wenn 
der Grundcharakter des ganzen Geſchäfts Kauf iſt. Man könnte das 
annehmen, wenn der Pachtzins nichts weiter als etwa eine Verzinſung des 
bis 1932 geſtundeten Kaufpreiſes ſein ſoll. Aber ſoweit der Tatbeſtand 
uns erkennbar iſt, iſt eine ſolche Auslegung des Vertrags wohl kaum 
berechtigt. Handelt es ſich jedoch um Pacht — und das muß man doch 
ohne beſondere hier jedenfalls nicht erkennbare Gegenargumente an⸗ 
nehmen —, dann muß die wirtſchaftliche Grundlage dieſes Geſchäfts 
und der daraus reſultierende juriſtiſche Charakter desſelben ausſchlag⸗ 
gebend ſein. Hier wird eine Geldſumme für einen zu erwartenden 
Nutzen gezahlt. Wenn beide Leiſtungen auch nicht notwendig äquivalent 
fein müſſen und die Pachtzinſen recht wohl gelegentlich spekulativ 
berechnet werden, ſo muß man doch im allgemeinen, namentlich im 
Hinblick auf 8 242 BGB., davon ausgehen, daß normalerweiſe ein 
Gleichwertigkeitsverhältnis vorliegt. Indeſſen kommt es darauf hier 
gar nicht einmal an. Das Weſen der Pacht als eines Vertrags, der 
Austauſch von Nußeng gegen Geld zum Gegenſtand dat, Ye är die 


Rechtſprechung 


[Zuriſtiſche Wochenſchrift 


abgewieſen, die Reviſion hatte keinen Erfolg. Im Ge enſaß 
zum LG. ſtellt das BG. feſt, der Kl. habe bezüglich der Pacht 
kaution nicht dargetan, daß der Bekl. das Geld gleichwie M 
Darlehn zur freien Nutzung und Verfügung gehabt habe; 10 
entgegengeſetzte Annahme des LG. werde durch das vorgeleg* 
Sparkaſſenbuch geradezu widerlegt. Mit dieſer Feſtſtellung 
ſteht es nicht im Widerſpruch, daß der Bekl. das Sparkaſſen⸗ 
buch in Händen gehabt und tatſächlich 40 000 % von dem a 
gelegten Betrage abgehoben hat; denn es kann die ſtillſchwel 
gende oder ausdrückliche Vereinbarung der Parteien beſtandet 
haben, daß der Bekl. nur im Einverſtändnis mit dem „. 5 
zur Abhebung von Teilbeträgen des Guthabens befugt jet 
ſollte. Iſt hiernach das Reviſionsgericht an die getroffen 
Feſtſtellung gebunden, daß der nicht abgehobene größere Te 
des bei der Sparkaſſe angelegten Guthabens nicht der freien 
Verfügung des Bekl. unterſtand, ſo kann eine Verpflichtung 
des Bekl. zur Aufwertung dieſes Guthabens nicht anerkann 
werden. Wenn die Reviſion geltend macht, die Anlegung d 3 
Pachtkaution bei der Sparkaſſe ſei im alleinigen Intereſſe de 
Bekl. erfolgt, ihm ſei durch die Tätigkeit des Kl. das Pacht 
gut während Beſtehens des Pachtverhältniſſes erhalten und 
verbeſſert worden und endlich der Bekl. ſei durch die Auß 
wertungsgeſetzgebung während der Pachtzeit von Zen f de 
Hypothekenzinſen befreit worden, während der Kl. den acht 
zins habe entrichten müſſen — fo könnte dieſes geſamte Bor 
bringen — ſeine tatſächliche Richtigkeit unterſtellt — nur dann 
in Betracht kommen, wenn die Aufwertungspflicht des Be 
feſtſtünde, und wenn es ſich nur um das Maß der Aufwer⸗ 
tung handeln würde. Die Aufwertungspflicht als ſolche kann 
durch die von dem Kl. geltend gemachten Geſichtspunkte nicht 
begründet werden. Ob eine ſolche Pflicht des Bekl. zur Au 
wertung der Pachtkaution dann anzunehmen wäre, wenn a 
die freie Nutzung und Verfügung bezüglich der geſamten 
Sicherheit gehabt hätte, ſteht angeſichts der getroffenen DM 
ſtellungen nicht zur Entſcheidung. Zu erwähnen iſt endlich 
noch, daß als Klagegrund lediglich der Anſpruch auf Auf“ 
wertung in Betracht kommt, und daß der Geſichtspunkt des 
Schadenserſatzes in den vorderen Rechtszügen niemal 
geltend gemacht wurde. 

(U. v. 21. April 1926; 614/25 III. — Roſtock.) [Sch.] 


5. 88 652, 157, 155 BG B.; BRV O. v. 15. März 
1918 über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen 
Grundſtücken. — 1. Hinfälligkeit des Mäkler⸗ 
anſpruches bei Ausbleiben der landrätlichen Ge 
nehmigung für den vermittelten Grundſtücks“ 
kaufvertrag. — 2. Auslegung von Vertrags“ 
urkunden nicht nach den einſeitigen Intereſſen 
und dembloßen inneren Willen der einen Partei, 
ſondern nach den Intereſſen und dem erklärten 
Willen beider Parteien.] 

Das BG. nimmt zu der Frage, ob Emil K. vom Bekl. 
bevollmächtigt war, den Mäklervertrag mit dem Kl. einzu⸗ 


Aufwertung das maßgebende Moment. Man wird hier dem 9 242 
BGB. deshalb am beiten gerecht, wenn man feſtſtellt: wieviel war bie 
zu erwartende Nutzung bei Vertragsſchluß wert (a), wieviel iſt ſie 
heute wert (b). In dieſem Verhältnis iſt der vereinbarte Pachtzins, 
deſſen Goldwert nach der Umrechnungstabelle des AufwG. anzusetzen 
iſt (e) aufzuwerten (a:b = c: x). Der Pachtzins beſtimmt ſich na 

dem zu erwartenden Nutzen, aber nicht nach dem Wert des Unter? 
nehmens. Dieſer kann mit dem Wert der Nutzung im Einklang 
ſtehen. Dann iſt das Rechenexempel des RG. richtig. Aber notwendig 
iſt das nicht. Er kann auch von ganz anderen Faktoren abhängen 
die für den Wert der Nutzung und ſomit für den Pachtzins gleich“ 
gültig ſind. Prof. De. H. Walsmann, Roſtock⸗ 


Zu 4. Die Reviſion iſt vorliegend an der tatſachlichen geh 
ſtellung des BG. geſcheitert, daß der nicht abgehobene größere Teil 
bei der Sparkaſſe angelegten Pachtkaution nicht der freien Verfügung 
des Bekl. unterſtanden habe. Nicht ganz klar iſt es, welche Unterlagen 
für die Schlußfolgerung vorhanden geweſen ſind, daß die Abhebung 
des kleineren Teilbetrages einer ſtillſchweigenden oder ausdrücklichen 
Vereinbarung der Parteien entſprochen habe. Die Frage, ob eine Auf, 
wertung angemeſſen geweſen wäre, wenn die freie Nutzung und Ver 
fügung des Verpächters feitgefianden hätte, hat das RB. nicht ent 
ſchieden: grundſätzlich wird in Fällen dieſer Art die Aufwertung zu, 
zubilligen fein (jo auch Quaſſowski, 3. Aufl. S. 225; Schlege! 
berger-Harmening S. 295). 1 

N. Dr. Braesginali, Berlin. 
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daher, keine abschließende Stellung. Es iſt der Auffaßſung, 
5 der Bekl., auch wenn ihn der Revers v. 16. Aug 1923 an 
5 verpflichten würde, dem Kl. die bedungene Vergütung 
zu e ſchuldig geworden ſei. Denn der Kaufvertrag ſei, da es 
Mn ſeiner Genehmigung durch den Landrat nicht gekommen ſei, 
aid. wirkſam zuſtande gekommen, und der Mäklervertrag ſei 
5 ile in dem Sinne auszulegen, daß die Zahlung der Pro⸗ 
en unabhängig von der Frage der behördlichen Genehmi⸗ 
erte vereinbart worden wäre. Auch wenn aber der Mäkler⸗ 
der rag nicht ſo auszulegen ſein ſollte, würde eine Einigung 
u Parteien im gegenteiligen Sinne doch nicht erfolgt ſein, 
* jedenfalls Emil K. ſich nicht weiter habe verpflichten wol⸗ 
sol als dahin, daß ſein Vater die Proviſion ſchuldig ſein 
zu te, wenn es zu der landratsamtlichen Genehmigung und 

r Erfüllung des Kaufes des Hohendorfer Grundbeſitzes und 
Di Verkaufes ſeines eigenen Anweſens in Niederbiegen käme. 
dete. Rev. wendet ſich zunächſt gegen die Annahme des Vor⸗ 
rrichters, das Fehlen der Genehmigung des Landrats habe 


5 Folge, daß mangels anderweiter Vereinbarung der Pro⸗ 
‚Nonsanfpruc nach 8652 Abſ. 1 BGB. entfalle. Die be⸗ 


auptete Verletzung dieſer Geſetzesvorſchrift liegt jedoch nicht 
2545 Nach feſtſtehender Rechtſprechung des RG. (RG. 76, 
hi 9 ff; WarnRſpr. 12, 180) wird die Mäklerlohnforderung 
g llalig, wenn der vermittelte Vertrag nichtig iſt oder nach 
5 19 oder § 123 BGB. mit Erfolg angefochten wird. Es 
zeſteht keine Veranlaſſung, die mangels Erteilung der geſetzlich 
orderten Genehmigung des Landrats gegebene Unwirkſam⸗ 
= des ſtreitigen Kaufvertrags v. 16. Auguft 1923 anders zu 
Wirfteilen. Daß bis zur Erteilung dieſer Genehmigung Un⸗ 
burkſamkeit des Rechtsgeſchäfts und eine nur bedingte Bin⸗ 
1,0 der Parteien vorliegt, hat der 5. 38S. des RG. mehrfach 
gusgefprochen (R®. 98, 244; 102, 30 103, 100 ) f 108, 
K ) Der bis zur Löſung der Frage, ob die Behörde den Ver⸗ 
der, genehmigt, entſtehende Schwebezuſtand kann unbedenklich 
ſchieugen gleichgeſtellt werden, der beim Abſchluß eines auf⸗ 
benebend bedingten Vertrags geſchaffen wird. Wollte man 
zufolge die dieſen Fall treffende Beſtimmung im 8 652 
{dr 1 Satz 2 BGB. anwenden, die den Anſpruch auf Mäkler⸗ 
Son, wenn die auſſchiebende Bedingung ausfällt, im Zweifel 
usſchließt, jo käme man zu demſelben Ergebnis. Die Rev. 
ein ferner diejenigen Ausführungen des OLG. an, mit denen 
ablehnt, den Mäklervertrag dahin auszulegen, daß die Ver⸗ 
gütung vom Kl. ohne Rückſicht auf die behördliche Genehmi⸗ 
gung verdient ſein ſollte. In der Tat hat ſich hierbei der 
Orderrichter über den Auslegungsgrundſatz hinweggeſetzt, 
ah ein Vertrag nicht nach den einſeitigen Intereſſen und dem 
oßen inneren Willen der einen Partei ausgelegt werden 
Auf, daß vielmehr die Belange und der erklärte Wille beider 
pe dabei berückſichtigt werden müſſen (vgl. RG. 79, 138°); 

» 4165)). Mit Recht wirft die Rev. dem BR. vor, daß er 


kei 


nr Heranziehung von Umſtänden, hinſichtlich derer nicht 
iehgeftett ift, daß fie dem Kl. bekannt geweſen wären, ein⸗ 


fein die Bildung des Willens des Emil K. unterſucht und 
nue , Entſcheidung zugrunde gelegt hat. Inſofern liegt nicht 
55 ein Verſtoß gegen $ 157 BGB., ſondern auch ein ſolcher 
A gen $ 155 daſ. vor, indem hilfsweiſe angenommen wird, daß 
00 verſteckter Einigungsmangel im Spiele ſei. Das BG. hat 
dei verkannt, daß entſcheidend iſt, wie die Erklärung nach 
107 und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte von dem 
M eren Teile aufgefaßt werden mußte (vgl. RGRKomm. 
um. 2 Abſ. 1 zu § 155). 


(u. v. 9. Febr. 1926; 370/25 VI. — Stuttgart.) [Ru.] 


. 9 883 BG B. 1. Hat der durch die Vor⸗ 
ung (V.) Verpflichtete alles geleijtet, was 
Abe aus dem obligatoriſchen Vertrage gegen⸗ 

er dem V.⸗ Berechtigten obliegt, dann hat die 
„ihren Zweck erfüllt, und der V.⸗Geſchützte 
en darüber hinaus nicht einen weiteren Schutz 
1 SAnſpruch nehmen. 2. Begriff der Verfügung 
a § 883 Abſ. 2 BG B.: nicht ſchon die rechts⸗ 
chäftliche, ſondern die dingliche Anderung 


W. 1921, 574. 


3 ) JW. 1922, 624. 
JW. 1916, 1531. 


IM. 1911, 643. 9 
JW. 1912, 854. ) 
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einer Rechtslage. 3. Die V. iſt keine Verfügungs⸗ 
beſchränkung i. S. 88 878, 892 BG B. JT) 

B., der Eigentümer des Grundſtücks, hatte dem H. im 
April 1923 eine bis Oktober 1923 unwiderrufliche notarielle 
Vollmacht erteilt, zum Verkaufe und zur Auflaſſung des 
Grundſtücks. Am 17. Juli 1923 hat H. das Grundſtück an 
die Bekl. verkauft und aufgelaſſen. Die Bekl. wurde am 
21. Aug. 1923 im Grundbuche als Eigentümerin eingetragen, 
nachdem der Eintragungsantrag am 11. Aug. 1923 bei dem 
Grundbuchamte eingegangen war. Am 22. Juli 1923 ver⸗ 
kaufte L. ſelbſt das Grundſtück an die Kl. und bewilligte für 
ſie eine V., die am 14. Aug. 1923 dahin eingetragen wurde: 
„Eine V. zur Sicherung des Rechts auf Auflaſſung und Ein⸗ 
tragung des Eigentums aus der Bewilligung v. 22. Juli 
1923 für A. und O.“. Dieſe verlangen mit der Klage von der 
Bekl., darin zu willigen, daß ihre Eigentumseintragung ge⸗ 
löſcht werde, und daß ihre, der Kl., Eigentumseintragung er⸗ 
folge. Dieſe vom LG. zugeſprochene Klage wurde vom BG. 
abgewieſen, und die Kl. wurden auf Widerklage zur Ein⸗ 
willigung in die Löſchung der V. verurteilt. Der BR. er⸗ 
achtet die Berufung der Bekl. darauf, daß L. ſeine Verpflich⸗ 
tungen erfüllt habe und den Kl. ein auf 8 883 BOB. be⸗ 
ruhender Schutz nicht mehr zuſtehe, für durchgreifend und die 
Widerklage aus 8 886 BGB. für begründet. Auf die Revi⸗ 
ſion der Kl. wurde das Bu. aufgehoben. Die V. des 8 883 
BGB. ſoll den obligatoriſchen Anſpruch des Berechtigten auf 
Vornahme einer Verfügung ſichern, welche dem Verpflichteten 


obliegt. Ihre Wirkſamkeit äußert fi (Abſ. 2 a. a. O.) in der 


Funktion, gegen Verfügungen inſoweit, als ſie den obliga⸗ 
toriſchen Anſpruch vereiteln oder beeinträchtigen würden, zu 
ſchützen, wenn dieſe Verfügungen nach der Eintragung der V. 
getroffen werden. Aber die V. kann dieſe Wirkung, daß ſie 
Verfügungen des aus der V. Verpflichteten relativ unwirk⸗ 
ſam mache, nur bis zur Grenze der obligatoriſchen Verpflich⸗ 
tung des V.⸗Verpflichteten äußern; hat er alles dasjenige ge⸗ 
leiſtet, was ihm aus dem obligatoriſchen Geſchäfte dem V.⸗ 
Berechtigten gegenüber obliegt, dann kann der durch die V. 
Geſchützte darüber hinaus nicht einen weiteren Schutz in An⸗ 
ſpruch nehmen, weil er an der Grenze der Vertragserfüllung 
zu beſtehen aufhört. Das B. vertritt die Meinung, der 
Verkäufer habe vorliegend den Kl. gegenüber ſeine aus dem 
Kaufvertrage ſich ergebenden Verpflichtungen erfüllt, indem er 
die Auflaſſung erklärt, auch die Eintragungsbewilligung ab⸗ 
gegeben und darüber hinaus ſogar den Eintragungsantrag ge⸗ 
ſtellt habe; zur Einreichung dieſes Antrages bei dem Grund⸗ 
buchamte ſei er nicht mehr verpflichtet geweſen, da dieſe Ein⸗ 
reichung, welche die dingliche Rechtsänderung herbeigeführt 
hätte, wenn das Grundbuchamt daraufhin den Akt der Ein⸗ 
tragung vorgenommen hätte, auch ſeitens der Kl. hätte ge⸗ 
ſchehen können. Dem iſt jedoch nicht zuzuſtimmen. Zu den 
Pflichten des Verkäufers gehört es auch, Hinderniſſe, welche 
der Umſchreibung im Grundbuche entgegenſtehen oder nach⸗ 
träglich entſtehen, zu beſeitigen. Der Käufer kann daher, wenn 
der Verkäufer nicht oder, wie vorliegend, nicht mehr als 
Eigentümer im Grundbuche eingetragen iſt, gegen ihn auf Be⸗ 
ſchaffung der Zuſtimmung des als Eigentümers eingetragenen 
Dritten klagen. Der durch eine V. geſicherte Anſpruch der Kl. 
war alſo nicht ſchon mit der Vornahme der von dem BG. 
erwähnten Handlungen des Verkäufers, welche auf Ver⸗ 
ſchaffung des Eigentums zwar abzielten, dieſen Entſchluß aber 
bislang noch nicht zur Vollendung gelangen ließen, entfallen. 
Wenn hiernach das BU. nicht aufrechterhalten werden kann 
und der Aufhebung unterliegt, ſo iſt doch eine abſchließende 
Beurteilung des Streitfalls in der Reviſionsinſtanz um des⸗ 
willen nicht möglich, weil die Bekl. aus anderen Gründen das 
Vorliegen eines vormerkungswürdigen Anſpruchs der Kl. be⸗ 
ſtreitet: fie glaubt aus mehreren Gründen Nichtigkeit des von 
L. mit den Kl. geſchloſſenen Abkommens annehmen zu dürfen 


Zu 6. Die wohlerwogene Entſch. zeigt einen intereſſanten und 
lehrreichen Tatbeſtand. 2 

Der Bevollmächtigte eines Grundſtückeigentümers hat das 
Grundſtück am 17. Juli 1923 an die Bekl. verkauft und aufge⸗ 
laſſen. Auf den am 11. Aug. eingegangenen Eintragungsantrag iſt 
die Bell. am 21. Aug. als Eigentümerin eingetragen worden. 

Der Grundeigner ſelbſt aber hat am 22. Juli das Grundſtück 
ebenfalls verkauft, und zwar an den Kl., und dieſem eine Vor⸗ 
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und beruft ſich ihm gegenüber eventuell auf die Einrede der 
Nichterfüllung durch die Kl. und auf den Rücktritt des L. Zu 
dieſem in tatſächlicher und rechtlicher Beziehung zu würdi⸗ 
genden Vorbringen hat das BG. noch nicht Stellung ge⸗ 
nommen, es wird daher dieſe Einwendungen zu unterſuchen 
haben. Dagegen erachtet das Reviſionsgericht es für an⸗ 
gezeigt, aus den geſamten Einwendungen der Bekl. diejenigen 
herauszuheben und zu behandeln, welche nach ihrer Meinung 
ohne Rückſicht auf jenes Abkommen geeignet wären, den An⸗ 
ſpruch der Kl. zu Falle zu bringen. Die Bekl. führte einmal 
aus, H. habe nicht mehr nach Eintragung der V. i. S. des 
§ 883 Abſ. 2 zu ihren Gunſten „eine Verfügung über das 
Grundſtück getroffen“. J. S. des $ 883 Abſ. 2 ſei die Er⸗ 
klärung der Auflaſſung und die Bewilligung der Eintragung 
die einzige und entſcheidende Verfügung, die hinſichtlich der 
Veräußerung eines Grundſtücks nach dem Geſetze „getroffen“ 
werden könnte. Nur die rechtsgeſchäftliche Anderung 
einer Rechtslage ſei unter der „Verfügung“ zu verſtehen. 
Dieſe aber habe H. zu ihren Gunſten ſchon zu einer Zeit ge⸗ 
troffen, als die V. für die Kl. noch nicht zur Eintragung ge⸗ 
langt war. Wenn der Zweck der Vorſchrift des 8 883 BGB. 
derjenige iſt, zu verhindern, „daß der Schuldner ſich durch 
eigene Handlungen die Möglichkeit zu erfüllen nehme“ 
(Roſenberg, Sachenrecht — im Hölderſchen Kommentar, 
1919 S. 309), dann ergibt ſich daraus ſchon, daß die gedachte 
Sicherſtellung nicht gegen jeden in der Richtung desſelben 
Handelns gerichteten Akt ſchützen ſoll, ſondern nur gegen den⸗ 


jenigen, der eine Vereitelung oder Beeinträchtigung des ge⸗ 


ſchützten Anſpruchs enthält. Ein nochmaliger Verkauf eines 
ſchon einmal verkauften Grundſtücks bleibt unſchädlich, ſolange 
nicht die entſprechende dingliche Rechtsänderung bewirkt iſt. 
Auch der Vollzug der dinglichen Einigung neben der obli⸗ 
gatoriſchen Kaufabrede vermag eine ungünſtigere Rechtslage 
des Käufers nicht herbeizuführen. Die der „Verfügung“ 
eigene Wirkung, ein Recht unmittelbar zu übertragen (zu be⸗ 
laſten, zu ändern oder aufzuheben) tritt im Grundſtücksverkehr 
nur in Verbindung mit der Eintragung ein. Die Prüfung 
deſſen, ob die Einigung für ſich allein ſchon gewiſſe Wir⸗ 
kungen zu äußern imſtande ſei, ob alſo die Einigungserklärung 
des Berechtigten in Verbindung mit derjenigen des anderen 
Teils bereits „Verfügungs“-Charakter trage (vgl. Planck⸗ 
Strecker, Komm. z. BGB. 4. Aufl. Bd. III Vorbem. S. 21 
mit Zitaten), kann für die Entſcheidung der Frage, ob i. S. 
des § 883 BGB. die „Verfügung“ nur den rechts⸗ 
geſchäftlichen Teil jenes Geſamttatbeſtandes bedeutet, nichts 
beitragen. Wird das dingliche Recht überhaupt erſt durch das 
Zuſammentreffen von Einigung und Eintragung vollendet, 
dann kann, ſolange es nicht bis zur Vollendung gediehen, eine 
Vereitelungswirkung ſchon aus dem Grunde der mangelnden 
Vollendung nicht eintreten; durch eine Vollendung nach Ein⸗ 
tragung einer V., die dasſelbe Recht betrifft, kann aber 


merkung (V.) zur Sicherung des Rechts auf Auflaſſung und Ein⸗ 
tragung des Eigentums bewilligt, die am 14. Aug., alſo vor der 
Eintragung der Bekl. im Grundbuch, eingetragen wurde. Wann der 
Antrag auf Eintragung der V. beim Grundbuchamt einging, iſt nicht 
mitgeteilt, aber, wie noch zu zeigen, unerheblich. Dem Kl. iſt ſpater 
(wann, iſt nicht geſagt, aber wiederum unerheblich) die Auflaſſung 
vom Verkäufer erteilt worden. 

Auf Grund dieſes Sachverhalts hat der zweite Käufer, der durch 
die V. geſchützt iſt, gegen die als Eigentümerin eingetragene erſte 
Käuferin auf Zuſtimmung zu ſeiner Eintragung als Eigentümer ge⸗ 
klagt (8 888 BGB.), während die Bekl. im Wege der Widerklage die 
Einwilligung zur Löſchung der V. (§ 894) verlangt. 

Mit Recht hat das RG. im Gegenſatz zum BG. angenommen, 
daß die V. die Übereignung an die Bekl. überwindet (8 883 II). 
Denn die V. iſt am 14. Aug. entſtanden, das Eigentum auf die 
Bekl. aber erſt am 21. Aug. übergegangen. Die Annahme des BG., 
daß der Verkäufer dem Kl. gegenüber durch die Erteilung der Auf⸗ 
laſſungserklärung und der Eintragungsbewilligung und durch Stellung 
des Eintragungsantrages ſeine Verpflichtungen aus dem Kaufvertrage 
erfüllt habe, iſt unrichtig. Der Sinn dieſer Annahme iſt der, daß 
dadurch die vormerkungsgeſchützte Forderung untergegangen und 
dadurch die V. ſelbſt erloſchen ſei. Aber der Kaufvertrag iſt durch die 
genannten Handlungen des Verkäufers noch nicht erfüllt, da der Ver⸗ 
käufer nicht nur zur Abgabe jener Erklärungen, ſondern zur Ver⸗ 
ſchaffung des Eigentums verpflichtet (§ 433 J), der Kauf⸗ 
vertrag daher erſt erfüllt iſt, wenn der Kaufer als Eigentümer im 
Grundbuch eingetragen iſt. Es hätte daher m. E. gar nicht der etwas 
umſtändlichen Deduktion des RG. bedurft, daß der Verkäufer auch 
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dieſe Wirkung nicht mehr eintreten. Dieſe Folgerung dem 
§ 888 BGB. zu entnehmen, der die Art der Geltendmachung 
des geſicherten Anſpruchs gegenüber vormerkungswidrige 
Rechtsänderungen klarſtellt und den Erwerber des Recht 
als Paſſivlegitimierten bezeichnet (wie Endemann, Leh b 
d. bürgerl. Rechts IIb — 1905 — S. 418 Anm. 60 ausführt 
erſcheint nicht wohl angängig, da die Vorſchrift in Er 
ſicherlich nicht mehr erneut den Umfang der Unwirkſamke, 
(weil dieſer ſchon in $ 883 begrenzt wird), ſondern die Rich 
tung des Zuſtimmungsanſpruchs feſtſtellen wi 
(Fuchs in 23. 1914, 3 ff. 14). Sie ergibt ſich vielmeh 
hinlänglich daraus, daß eine Vereitelungswirkung vor en 
gültiger Vollendung des ſich aus einem rechtsgeſchäftlichen 
und einem publiziſtiſchen Teile zuſammenſetzenden Akts m 
in Frage kommen kann, weil bis dahin eine Anderung der 
Rechtslage, deren Anderung die V. aufzuhalten beſtimmt i 
nicht geſchehen iſt. Hierbei kann es ſelbſt gleichgültig ſein, 0b 
es bei der Einigung (Auflaſſung) geblieben iſt oder ob iht 
der Eingang des Eintragungsantrages bei dem Grundbu 
amte vor der Eintragung der V. noch nachfolgte. Denn gleich⸗ 
viel, ob dadurch eine Gebundenheit i. S. der Unwiderruflich⸗ 
keit gemäß § 873 Abſ. 2 BGB. erzeugt worden wäre, würde 
durch den Eintritt der Gebundenheit doch eine Verfügung? 
beſchränkung ebenſowenig hervorgerufen worden jein, wi 
durch irgendeine andere vertragliche Einigung (RG. 55, 340i 
Planck⸗Strecker a. a. O. Anm. III 20 zu 8 873 S. 125 
und die nach jener bindenden Einigung aber noch vor DM 
endgültigen Eintragung zur Entſtehung gelangte V. würde 
dem ſpäter eingetragenen Rechte ſelbſt dann vorgehen, wenn 
der Grundbuchrichter dabei den §S 17 GBO. verletzt harte 
(vgl. Roſenberg a. a. O. S. 238 und Zitate daſelbſt). © 
weit der erkennende Senat in dem im „Recht“ 1925 S. 40⁰ 
Nr. 1285 abgedruckten Urteile — V 832/23 v. 21. Jan. 192 
— eine andere Auffaſſung vertreten hatte, gibt er fie hier 
mit ausdrücklich auf. Im vorliegenden Falle ſtellt ſich daher 
die Eintragung der Bekl. als Eigentümerin als eine an 
ſpruchswidrige Rechtsänderung vor, der gegenüber die Kl. 
ſich auf die Voreintragung der V. auch dann ſtützen können, 
wenn L. ſchon vor der Eintragung der V. das Grundſtück au 
die Bekl. aufgelaſſen hatte und der Eintragungsantrag bereit? 
bei dem Grundbuchamte eingegangen war. Die weiter von 
Bekl. vertretene Auffaſſung, daß ihr der Schutz des 8 87 
oder des 8 892 BGB. zukommen müſſe, beruht auf der ul 
zutreffenden Anſchauung, daß die V. eine „Verfügung“ 
beſchränkung“ i. S. jener Vorſchriften darſtelle. Wenn in dem 
von ihr vorgelegten Gutachten eines Rechtslehrers die mer 
nung vertreten wird, es ſei heute unbeſtritten, daß die © 
eine Verfügungsbeſchränkung“ i. S. des § 892 BG B. ſei, 
ſo darf darauf hingewieſen werden, daß der — von dem 
Gutachter für ſeine Auffaſſung offenbar irrig angezogene 0 
Kommentar von Planck⸗Strecker (Bem. II 2 oß zu 8 892) 


zur Beſeitigung der der Eintragung entgegenſtehenden Hinderniſſe ver’ 
pflichtet ſei. 1 
Genau ſo iſt die vormerkungswidrige Verfügung zugunſten 0 
Bekl. nicht ſchon mit der Auflaſſung v. 17. Juli, auch nicht mit * 
Eintragungsantrage v. 11. Aug. getroffen, ſondern erſt mit der d 
Übereignung vollendenden Eintragung der Bekl. als Eigentümerin au 
21. Aug. Es iſt ein aus 8 873 folgender und in vielen Einzelan 
wendungen anerkannter Nechtsſatz, daß eine Verfügung, die d 5 
Einigung und Eintragung bedarf, erſt vollendet iſt, wenn beit; 
Akte vorliegen. So iſt ein Grundſtücks kaufvertrag i. S. von 8 
KonkdO. erſt erfüllt, wenn außer der Vollziehung der Auflaſſung auc 
die Eintragung des Eigentumsüberganges im Grundbuche erfolgt! 
RG. 85, 403 JW. 1915, 10017), Aus demſelben Grunde ge, 
hört ein Grundſtück, wenn über das Vermögen des Erwerben 
zwiſchen Auflaſſung und Eintragung Konkurs eröffnet iſt, nicht zu 
Maſſe (LG. Schwerin, JW. 1922, 1686 2). Für die Gläubiger 
anfechtung genügt es, daß die Bösgläubigkeit des Erwerbers in den 
Zeitpunkt vorliegt, in dem ſich der Erwerb vollendet, alſo zur 12 
der Einigung oder der Eintragung (RG. 68, 150 = JW. 1908, 
und 374 JW. 1908, 459; 81, 426 = JW. 1913, 555; 88, 216 
SW. 1916, 963), uſw. a 
Infolgedeſſen ift der Eigentumserwerb der Bekl. vormerkungs 
widrig, ſelbſt wenn der Antrag auf ihre Eintragung als Eigentümern, 
vor dem Antrag auf Eintragung der V. beim Grundbuchamt ein 
gegangen war und dieſes 8 17 GBD. verletzt haben ſollte. De 
817 ſtellt anerkanntermaßen eine bloße Ordnungsvorſchrift dar, 
deren Verletzung keine materiellen Folgen hat. 92 
Mit Recht aber hat das RG. die Anwendung der 88 878, 89³ 
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glrmau-Sörfter (IIS zu 8 883), Seckler (Lehre von der 
wrmerkung 1904 S. 178), Biermann (Fiſchers Abhand⸗ 
vagen f. Zivilprozeß 1901 S. 182), Roſenberg (a a. O. 
. auf S. 334) und der RGRKgomm. (Anm. 11 zu 8 883) 
ee entgegengeſetzte Stellung einnehmen. Raape 

3 geſetzliche Veräußerungsverbot 1904) ſpricht ſich gleich⸗ 
ſond nicht in dem von dem Gutachter bezeichneten Sinne aus, 

ern hält die V. nur für ein „qualifiziertes Veräußerungs⸗ 

ot zugunſten einer beſtimmten Perſon“. Daß das Geſetz 
greif unter einem Veräußerungsverbot etwas anderes be⸗ 
Se und die V. nicht darunter verſtanden wiſſen will, ergibt 
Don aus der Faſſung des Abſ. 2 des 8 888 BGB. Auch 
Sr 8, den das Gutachten weiterhin (unter Aufnahme eines 
5 Zitats von Reichel, vgl. unten) für feine Dar⸗ 
S. aan in Anſpruch nimmt, bezeichnet (Grundbuchrecht 1902. 
20) die V. keinesmegs als Verfügungsbeſchränkung, ſon⸗ 
ben, bejaht an jener Stelle nur die Frage, ob die „konſen⸗ 
far B. des § 885 eine Bindung i. S. des $ 873 herbei⸗ 
auf hren geeignet ſei: ſo iſt der Satz „der § 878 findet auch 
jene e Bewilligung des § 885 Anwendung“ nach dem an 
0 et Stelle vorher geſagten offenſichtlich zu verſtehen; ebenſo 
* zer auf S. 133, 134 hieraus nur einen mit Rückſicht auf 

88 14 KonkO., 895 ZPO. gebotenen Schluß. Der Mei- 
8 a des Gutachters nähern ſich nur Staudinger (9. A. 
8. 5 unter 2a) und Reichel (in Iherings Jahrb. 1904 
scha 153), welche annehmen, daß die V. der Verfügungs⸗ 
unt cünkung „gleichgeartet“ ſei, „gleichgeartet neben fie trete“ 
dern daraus eine analoge Anwendung des § 892 BGB. for⸗ 
fun, In der Tat hat das Geſetz den Begriff der „Ver⸗ 
in düngsbeſchränkung⸗ nicht ſo aufſtellen wollen, daß es etwa 
Veranı V. eine Unterart davon geſchaffen hätte (wie das 
\ ußerungsverbot eine Unterart des weiteren Begriffs der 
9 89a Jungsbeſchräntung darſtellt). Für die Betrachtung des 
BGB. ergibt ſich dies ſchon daraus, daß die Ver⸗ 
1 gungsbeſchränkung gegen den Erwerber dann wirken ſoll, 
— er ſie kennt, die V. dagegen — gleichgültig, ob er den 
Nanerkungsfähigen Anſpruch kennt — erſt bei Eintragung. 
Rechte ihrer Aufgabe, den Erwerb eines entgegenſtehenden 
S gts zu hindern, hat die V., wie Biermann (a. a. O. 
7 ), Lippmann (Iherings Jahrb. 1907, 189) und 
* (23. 1914, 146) zutreffend betonen, eine poſitive, auf⸗ 
dernde Aufgabe: die Realiſierung des geſicherten An⸗ 


— 


u 
böunften der Bekl. abgelehnt. Die V. iſt keine Verfügungs- 
kund kung. Die dies vertretende Anſicht berückſichtigt nur die 
fügn ng des $ 883 II, die der V. eine gewiſſe Ahnlichkeit mit Ver⸗ 
197, gsbeſchränkungen gibt, berückſichtigt aber nicht die in 88 884, 
or 155 1990 II, 2016 BGB., 8$ 24, 193 KonkO., 8 48 3G. ange⸗ 
ec en weiteren Wirkungen der V., die mit ihrer Konſtruktion als 
aber gungsbeſchränkung nicht gedeckt ſein würden. In keinem Falle 
e ‚ann die V. eine Verfügungsbeſchränkung i. S. der 88 878, 
. Denn beide Beſtimmungen ſetzen ihrem Sinne nach Ver⸗ 
teen sbeſchränkungen voraus, die außerhalb des Grundbuchs ent⸗ 
wur und beſtehen können. Beides trifft für die V. nicht zu, da ſie 
wirt urch Eintragung entſteht (8 885) und nur ſo lange beſteht und 

D „als fie eingetragen ift. 

legende mag ſchließlich noch hervorgehoben werden, daß die hier vor⸗ 
b. 6 e Entſch. nicht in Widerſpruch ſteht zu der Entſch. des RG. 
au 9 Febr. 1926 — V. 210/26 — (SeuffArch. 80, 100). Dort war 
zwei an Grundſtück mehrfach verkauft worden, der Verkäufer hatte 
„ „Käufern Auflaſſungsvormerkungen bewilligt, für den Kl. wurde 
N 15 16. Okt., für den Bekl. am 20. Okt. 1922 eingetragen. Der 
trage urde aus Auflaſſung am 30. Mai 1923 als Eigentümer einge⸗ 
für u und verlangte vom Bekl. die Einwilligung zur Löſchung der 
Kl. meſen eingetragenen V., während der Bekl. widerklagend vom 
leine inwilligung in die Löſchung ſeines Eigentumserwerbs und in 
des Eintragung als Eigentümer verlangte. Hier wurde zugunſten 
flo ekl. entſchieden, und mit Recht, weil der mit dem Kl. ge⸗ 
ar, d Kaufvertrag wegen unvollſtändiger Beurkundung nichtig 
3 95 er V. alſo die Forderung fehlte, ohne die ſie nicht entſtehen kann. 
Ein. iſt der Mangel der Form des Kaufvertrages durch die ſpätere 
aber Hung des Käufers als Eigentümers geheilt worden (8 313 S. 2), 
da keine Rückwirkung auf den Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes 
(RG. 75, 115 = JW. 1911, 216), jo hat derſelbe Umſtand, 
ion Tagung, die den Kaufvertrag wirkſam macht und den Über⸗ 
Allungsanſpruch erzeugt, dieſen im ſelben Augenblick durch Er⸗ 
dad 9 vernichtet, jo daß die Exiſtenz einer der V. zugrunde liegenden 
{ Bee für keinen Augenblick nachweisbar iſt (Roſenberg, 
30, ec Sachenrecht I 301/2). Daher muß in dieſem Falle die am 
tat 1923 erfolgte Eintragung des Kl. als Eigentümers, der die 
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ſpruchs in die Wege zu leiten, ihm den Rang des Rechts zu 
wahren, die künftige Eintragung vorzubereiten; auch ihre ſon⸗ 
ſtigen Wirkungen, die ſie zu einem ſtärkeren Rechte gegen⸗ 
über demjenigen eines Veräußerungsverbots oder einer bloßen 
Verfügungsbeſchränkung erheben (88 24, 193 KonkO.; 8 48 
3VG.; 88 884, 1971, 2016 BGB.) dürſen hierbei nicht außer 
Betracht bleiben, mag ſie auch in anderer Hinſicht (88 771, 
772 S. 2 ZPO.) ſchwächere Wirkungen als ein Veräußerungs⸗ 
verbot äußern. Der Würdigung ihrer Aufgaben würde man 
nicht gerecht werden, würde man nicht hierin ſchon den Aus⸗ 
druck deſſen ſehen, daß ſie einer anderen eigenen Betrach⸗ 
tung fähig iſt, weil ſie eigenen Regeln, denjenigen, die in 
den 8$ 883 ff. BGB. und denjenigen, die in anderen Rechts⸗ 
ſätzen ausdrücklich gegeben ſind, folgt. Im Sinne der Vor⸗ 
ſchriften der 88 878 und 892 BOB. find Verfügungsbeſchrän⸗ 
kungen nur ſolche Einſchränkungen des Verfügungsrechts, die 
auf Geſetz oder auf behördlicher Anordnung be⸗ 
ruhen; rechtsgeſchäftlichen iſt ſchon durch § 137 BGB. 
die Wirkung gegen den Erwerber verſagt. Weder die Be⸗ 
ſtimmung in $ 892 noch diejenige in 8 878 BGB. kann alſo 
der Bekl. zum Schutze dienen. Daß Biermann (a. a. O. 
S. 182) gerade bei einer Anwendung der letzteren Vorſchrift 
den Unterſchied zwiſchen V. und Verfügungsbeſchränkung er⸗ 
kennen will und dabei Reichel (a. a. O. S. 154 mit un⸗ 
zutreffendem Hinweiſe auf Fuchs ©. 129, 183 [vgl. oben]) 
direkt entgegenſteht, ſei nebenbei erwähnt; die Auffaſſung 
Biermanns erſcheint auch dann, wenn man den 8 878 nicht 
gerade zum Beweiſe dieſes Unterſchiedes verwerten will, 
nach dem oben Geſagten die zutreffende. 

(U. v. 8. Mai 1926; 239/25 V. — Berlin.) Sch.] 


7. Art. 109, 119 EGBGB. Die Befugnis zur 
Einführung landesrechtlicher geſetzlicher Vor- 
kaufsrechte ſtützt ſich nicht nur unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der Eigentumsbeſchränkung auf 
Art. 109 EGBGB, der auf das Vorliegen des 
öffentlichen Intereſſes abſtellt, ſondern auch 
als Veräußerungsbeſchränkung auf den vom Ge⸗ 
ſichtspunkt des öffentlichen Intereſſes abjehen- 
den Art. 119 daſ.]J f) a 

(U. v. 4. Nov. 1925; 17/25 V. — Dresden.) 

Abgedr. ZW. 1926, 167 ( RE. 112, 72). 


am 16. Okt. eingetragene V. nicht zur Seite ſteht, der am 20. Okt. 
1922 entſtandenen V. des Bekl. gerade ſo weichen, wie im vor⸗ 
liegenden Falle die Übereignung an die Bekl. der vorher entſtandenen 
V. des Kl. Prof. Dr. L. Roſenberg, Gießen. 


Zu 7. A. Anm. von Stillſchweig. 


B. Das RG. meint, daß ein landesgeſetzliches Vorkaufsrecht an 
Grundſtücken durch den Vorbehalt des Art. 119 Ziff. 1 EGBGB. ge⸗ 
deckt iſt und daß deshalb die Schranke des Art. 109 EGBGB. von der 
Landesgeſetzgebung nicht eingehalten zu werden braucht. Hierin er⸗ 
blickt die Kritik einen Widerſpruch, indem ſie geltend macht, die Zu⸗ 
laſſigkeit einer Eigentumsbeſchrankung, die dem Art. 109 zu unter⸗ 
ftellen ift, ſei von der Erfüllung der ſtrengeren Vorausſetzung, die dieſe 
Beſtimmung, verglichen mit Art. 119 Ziff. 1, aufitellt, abhängig zu 
machen, alſo vom Vorliegen des öffenklichen Intereſſes. Hierbei iſt 
nicht die erforderliche ſcharfe Trennung erfolgt, die nach den folgenden 
Darlegungen vorgenommen werden muß. 

Belaſtung des Grundſtücks und alſo Beſchränkung des 
Eigentums iſt nicht die Ausübung des Vorkaufs rechts, 
ſondern dieſes ſelbſt; alſo ſchon dadurch, daß das GrVerkch. 
den von ihm betroffenen Grundſtücken das Vorkaufsrecht auferlegt 
hat, iſt das Eigentum beſchränkt, das Grundſtück belaſtet worden. 
Nun iſt aber in dem vom NG. entſchiedenen Rechtsſtreit, wie 
übrigens in wohl allen anderen zur Entſcheidung gebrachten Fällen, wicht 
die Einräumung des Vorkaufsrechts durch das Geſetz, ſondern 
ſeine Ausübung durch die vorkaufsberechtigte Körperſchaft als ein 
mangels Vorliegen eines öffentlichen Intereſſes unwirkſamer Rechts⸗ 
akt angegriffen worden. 

1. Für die Ausübung des Vorkaufsrechts braucht aber die 
Vorausſetzung einer Beſchränkung des Eigentums nach Art. 109, das 
öffentliche Intereſſe, durchaus nicht vorzuliegen; denn dieſer Artikel 
kann nicht auf die Ausübung des Vorkaufsrechts, ſondern nur auf 
feine Einräumung Anwendung finden. Die Ausübung des geſetz⸗ 
lichen Vorkaufsrecht iſt lediglich Veräußerungsbeſchränkung, inſofern 
dem auf Veräußerung gerichteten Willen die Wirkung beigelegt wird, 
daß nicht für den Käufer, ſondern für den Vorkaufsberechtigten das 
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8. § 4 Preis Tr VO. iſt auf einen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Kredit anzuwenden. Grundſätze für 
die Prüfung des übermäßigen Verdienſtes. 
Zivilrechtliche Folge eines Verſtoßes gegen 84 
Preis Tr VO. f) 

Begründet iſt die Rüge der Reviſion, daß die Nicht⸗ 
anwendung des § 4 Preis Tr VO. v. 13. Juli 1923 von Rechts⸗ 
irrtum beeinflußt fei. In RGSSt. 58, 321 iſt mit eingehender 
Begründung ausgeführt, daß die Gewährung eines Darlehns 
eine Leiſtung und die dafür vereinbarten Zinſen eine Ver⸗ 
gütung i. S. § 4 Preis TrVoO. darſtellen. Das Nehmen und 
Geben von Kredit bilde, wenn auch nicht für die Wirtſchaft 
des einzelnen, ſo doch zur Aufrechterhaltung der Geſamtwirt⸗ 
ſchaft, ein täglich gebrauchtes unentbehrliches Hilfsmittel. 
Wenn ein Gewerbetreibender im Rahmen und in der Form 
des Erwerbslebens auftretend Kredit nehme, ſo müſſe das als 
eine Leiſtung zur Befriedigung des täglichen Bedarfs an⸗ 
geſehen werden. Dieſe Darlegungen, auf die im einzelnen 
verwieſen wird, ſchließt ſich der erk. Sen. an. Im vorliegenden 
Falle hat die Kl., welche ein Rittergut bewirtſchaftet, zur Fort⸗ 
führung ihrer Wirtſchaft die Darlehen aufgenommen. Als In⸗ 
haberin eines großen landwirtſchaftlichen Betriebes ſteht die 
Kl. im Erwerbsleben. Die Grundſätze der angeführten Ent⸗ 
ſcheidung müſſen hier um ſo mehr Anwendung finden, als das 
wirtſchaftliche Unternehmen vornehmlich auf die Erzeugung 
von Lebensmitteln zum Verkauf mithin von Gegenſtänden des 
täglichen Bedarfs gerichtet iſt. Nun meint zwar das BG., daß 
damals, alſo wohl zur Zeit der Vereinbarung, Juni 1924, 
7 b. H. Monatszinſen keineswegs übermäßig hoch geweſen 
ſeien. Da aber bei der Entſcheidung der Frage, ob ein über⸗ 
mäßiger Verdienſt vorliegt, nach 84 Preis TrVoO. die geſamten 
Verhältniſſe zu berückſichtigen ſind, ſo hätte geprüft werden 
müſſen, ob der im voraus bis Oktober 1924 beſtimmte Zins⸗ 


Recht auf den Eigentumserwerb entſteht. Da die Grundlage dieſer 
Veräußerungsbeſchränkung das Landesgeſetz iſt, ſo iſt die Ausübung 
des geſetzlichen Vorkaufsrechts reichsrechtlich dem Art. 119 Ziff. 1 
und nur ihm, nicht auch dem Art. 109 zu unterſtellen, die Voraus⸗ 
ſetzung eines öffentlichen Intereſſes beſteht alſo reichsrechtlich nicht. 

2. Der Art. 109, der die Vorausſetzung des öffentlichen Inter⸗ 
eſſes aufſtellt, kommt als Grundlage nur für die Einräumung 
des Vorkaufsrechts als einer Belaſtung des Grundſtückes in 
Frage. Eingeräumt aber iſt den öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften 
das Vorkaufsrecht ſchon durch das GrVerkG. Inſofern damit der 
Rechtsgrund für die Ausübung des Vorkaufsrechtes, alſo die Ver⸗ 
äußerungsbeſchränkung, geſchaffen iſt, iſt überdies Art. 119 Ziff. 1 
als eine reichsrechtliche Grundlage auch der Einräumung des Vor⸗ 
kKaufsrechts zu betrachten. 

a) Die Frage nun, ob jeder ber beiden Artikel in gleicher 
Weiſe als Grundlage der Belaſtung mit dem geſetzlichen Vorkaufs⸗ 
recht, alſo ſeiner Einräumung durch das GrVerkG. angeſehen 
werden, ob demnach, wie IR. Stillſchweig fordert, auch die 
Vorausſetzung des Art. 109 erfüllt fein, alſo ein öffentliches Intereſſe 
für die in der Belaſtung mit dem Vorkaufsrecht zu erblickende 
Beſchränkung des Eigentums vorliegen muß, kann zunächſt von dem 
in JW. 25, 1101/2 (Zum Vorkaufsrecht des ſächſiſchen ſogenannten 
GrSperrGG. unter II zu 1) eingenommenen Standpunkt aus ent⸗ 
ſchieden werden. Iſt das Vorkaufsrecht eine Belaſtung des Grund⸗ 
ſtückes nur dem Namen nach, aber nach ſeinem Weſen lediglich Ver⸗ 
äußerungsbeſchränkung, ſo iſt die Belaſtung mit ihm ſchon nach 
dem für die Beſchränkung der Veräußerung eines Grundſtückes in 
Art. 119 zugunſten der Landesgeſetzgebung aufgeſtellten Vorbehalt zu⸗ 
läſſig. Denn dieſer Artikel ſtellt ſich gegenüber Art. 109 als die be⸗ 
ſondere Rechtsnorm dar, deren Anwendung derjenigen der allge⸗ 
meineren des Art. 109 vorgeht. Art. 119 geſtattet nur für Grund⸗ 
ſtücke die Beſchränkung des Eigentums und nur als Beſchränkung 
der Veräußerung, aber ohne die Vorausſetzung eines öffentlichen 
Intereſſes, während Art. 109, der es fordert, auf alle Rechte irgend⸗ 
welcher Art und an irgendeiner Sache Bezug hat. Weil Art. 119 der 
Landesgeſetzgebung jede Art geſetzlicher Beſchränkung der Veräuße⸗ 
rung von Grundſtücken vorbehält, gilt dies, ohne daß überdies die 
Vorausſetzung des Art. 109 erfüllt zu ſein braucht, auch dann, wenn 
eine ſolche geſetzliche Beſchränkung in die Form einer Belaſtung des 
Grundſtückes mit einem geſetzlichen Vorkaufsrecht gekleidet wird. 

b) Wollte man trotzdem auch Art. 109 anwenden, ſo könnte 
das doch nach dem Obengeſagten nur hinſichtlich der Einräu⸗ 
mung des Vorkaufsrechts, die durch das GrVerkG. erfolgt iſt, 
nicht aber hinſichtlich ſeiner Ausübung im einzelnen Fall 
geſchehen. Denn alle Grundſtücke, die den Beſtimmungen über das 
geſetzliche Vorkaufsrecht unterworfen ſind, werden ſchon dadurch mit 
ihm belaſtet. Der Charakter des Vorkaufsrechts als einer Belaſtung, 
die möglicherweiſe den Wert des Grundſtücks mindert, wirkt ſich 
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ſatz von 7 v. H. auch für die nachfolgenden Monate nicht h N 
hoch iſt. Es würde nicht unzuläſſig ſein, die gleichzeitigen iche 
bühren der Banken für ähnliche Kreditgeſchäfte zum Verglel 
heranzuziehen, doch iſt dabei zu beachten, daß ein Privatm er 
in der Regel nicht mit ſolchen Geſchäftsunkoſten wie die u 
ken zu rechnen hat. Namentlich weiſt die Reviſion zutrefl 
darauf hin, daß das BG. bei feiner Beurteilung die Beha 
tung der Kl. außer acht gelaſſen habe, ihr ſei von vornherel 
außer der Proviſion des Vermittlers auf jedes der beiden DIT 
lehen von je 10000 Goldmark ein Abzug von 1400 AN 
zwei Monate Zinſen gemacht. Wären diefe Summen dem , 
klagten beſonders zugefloſſen, was das BG. offen läßt 5 
würde die Geſamtentſchädigung monatlich über 10 v. H. auf 
machen und auf das Jahr berechnet, den Kapitalbetrag erben 
lich überſteigen. Daß auch ein ſolcher Verdienſt nicht U & 
mäßig hoch fei, hat das BG. nicht feſtgeſtellt. Die hier, 
nicht rechtsirrtumsfrei ausgeſchloſſene Anwendung des; ak 
(vgl. $13 Preis Tro. von 1923) würde zwar die Nihtigf 
der abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte nicht zur Folge haben, lauf 
dern nur zur Herabſetzung der vereinbarten Vergütung 010 
das angemeſſene Maß führen können. Dieſer Grundſatz 4 
RG. 98, 293 für den rechtlich gleichartigen Fall des $1 Ab. 
Nr. 1 Preis TrVoO. v. 8. Mai 1918 ausgeſprochen und 5 m 
begründet. Daran iſt feftzuhalten (vgl. auch RG. v. 29. Se 
1925 IV 133/25). Da die Kl. ſich auch wegen der Zinſen u 
ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen hat, ſo wird ach 
BG. bei der erneuten Verhandlung zu prüfen haben, ob 115 
Abrechnung der gezahlten 17 200 RN der Klage inſoweit 11 
zugeben iſt, daß die Zwangsvollſtreckung aus den Urkund 
über einen gegebenenfalls zu beſtimmenden Betrag hinaus 
unzuläſſig zu erklären iſt. 

(u. v. 27. März 1926; 464/25 V. — Berlin.) (Sch. 
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nämlich in bezug auf alle ſolche Grundſtücke aus, da ſchon duc 
das Geſetz ſelbſt die Möglichkeit einer Ausübung dieſes Rechts — 
gründet iſt. Nach Art. 109 müßte man alſo prüfen, ob ein alle 
liches Intereſſe für den Erlaß des Geſetzes beſtand. Das iſt natüt 
zu bejahen, denn das geſetzliche Vorkaufsrecht iſt aus Gründen os 
öffentlichen Wohles geſchaffen worden. Ob jie die Einführung n 
Vorkaufsrechts rechtfertigen, kann der Richter nicht unterſuchen; 5 
er doch nicht einmal hei einer Enteignung das Vorliegen des Öl 
lichen Intereſſes nachprüfen, das nur im verwaltungsrechtlichen . 
fahren feſtgeſtellt zu werden braucht, das aber dann, wenn es be 
den Erlaß eines Geſetzes maßgebend iſt, allein der Beurteilung 
geſetzgebenden Gewalt unterliegt. Die Tatſache, daß das Vor kaufen, 
häufig aus rein eigenwirtſchaftlichem Intereſſe der beteiligten Use 
lichrechtlichen Körperſchaft ausgeübt wird, kann das Vorliegen 7 
öffentlichen Intereſſes für den Erlaß des Geſetzes nicht in Fung, 
ſtellen. Hiergegen Abhilfe zu ſchaffen it Sache der Landesgeſetzgehulſ 
beſonders in Anbetracht des Umſtandes, daß das Reichsrecht 
Art. 119 EGBGL. ihr die Beſchränkung der Veräußerung freigegeben 
hat, ohne den Nachweis eines öffentlichen Intereſſes für den Ei 
fall zu fordern. RA. Dr. Paul Hübner, Dresden. 


Zu 8. Durch das Ge. v. 19. Juli 1926 (RGGBl. I, 413) iſt 2 
PreistrVO. aufgehoben worden und nach Art. IV iſt auf vorher . 
gangene Verſtöße § 2 Abſ. 2 StGB. anzuwenden. Dieſe rück 
kende Kraft der Aufhebung gilt aber im Zivilrecht nicht (, me 
Preistreibereiſtrafrecht 7. Aufl. S. 388). Daher iſt die Tatſache; it 
der 6. 38. hier dem Urteil des 1. StS. v. 21. Okt. 1924 beiter! 
und ebenfalls eine Kreditgewährung für eine Leiſtung zur Bete 
digung des täglichen Bedarfs erklärt, für alle einſchlägigen ! 
gänge, die vor dem 24. Juli 1926 (dem Tag des Inkrafttretens irt⸗ 
Geſ. v. 19. Juli) liegen, von Bedeutung. Daß nun auch ein landwi 
ſchaftlicher Kredit nach § 4 beurteilt werden muß, liegt in des 
Richtung der Judikatur der StS. und iſt in einer Entſch. gen. 
3. StS. v. 25. Juni 1925 (3 D 188/25) ausdrücklich ausgeſproch . 
Die Regel, die der 6. 38. hier aufſtellt, die Angemeſſenheit der 
Zinſen durch Vergleich mit den Bankzinſen zu prüfen, iſt in gen 
Praxis ſtändig befolgt worden, obgleich gerade dagegen Beben 
erhoben werden können. Denn die Banken gaben i. d. J. 1 24/7 
regelmäßig nur ganz jichere Darlehen, jo daß die Privatleute if 
als Kredilgeber auftraten, wo die Banken verſagten. Wichtig 
ſchließlich der Grundſatz, daß Verſtöße gegen 84 nur zu nu 
Herabſetzung des Zinsfußes auf das angemeſſene Maß führen. 
Übermaß iſt nicht rechtsgültig vereinbart, da das Verbotsgeſetz 
hindert. Die weitere Frage, ob für die zivilrechtlichen Anſpr 
der Leiſtungswucher nicht nur objektiv, ſondern auch ſubjektiv woe 
gewieſen werden muß, iſt im Urteil nicht behandelt. Ich verw 
hierzu auf mein Preistreibereiſtrafrecht S. 377f. 4 

RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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ver . 88 63 Abſ. 5, 31 Aufw G. 1. Auf die Auſ⸗ 
ung von landesrechtlichen Erbpachtzinſen 
een findet das Aufmw®. jo lange Anwendung, 
das Landesgeſetz von der Ermächtigung lan⸗ 
2 Bejegliher Regelung Gebrauch gemacht hat. 
Re uch auf die Aufwertung landesrechtlicher 
3 allaſten findet das Aufw G. Anwendung. 
tant U. liegt beim Kanon eine nicht wertbe⸗ 
ſtindige Reallaſt vor, die die Zahlung einer be⸗ 
ſummten in Reichswährung lautenden Geld⸗ 
Sim we zum Gegenſtande hat. 4. Reallaſt als 
8 cherung perſönlicher Forderung. Verſchiedene 
ehandlung beider bei der Aufwertung. ] 7) 
get Nach der Verkündung des BU. ift das AufwG. in Kraft 
Pen, das nach der ſtändigen Rechtſprechung des erk. Sen. 
zuf die vor feinen Inkrafttreten ergangenen BU. anzuwenden 
Se Es ermächtigt durch 8 63 Abſ. 5 die Länder, im Wege der 
in ebgebung Vorſchriften über die Aufwertung von Erbpacht⸗ 
hen (Kanon) zu erlaſſen. Das meckl.⸗ſtrel. Miniſterium, Ab⸗ 
ha ng für die Finanzen als Fachminiſterium, hat jedoch 
iD einer amtlichen Mitteilung des meckl.⸗ſtrel. Miniſteriums, 
ſhlielung für die Juſtiz, v. 4. Dez. 1925 noch nicht ab⸗ 
ein aßen zu der Frage Stellung genommen, ob dem Landtag 
Geſetzentwurf über die Aufwertung von Erbpachtzinſen auf 
De nd der genannten Ermächtigung vorgelegt werden ſoll. 
ER Anſicht der Reviſion, daß gleichwohl die Vorſchriften 
5 Aufm®. auf die meckl⸗ſtrel. Erbpachtzinſen nicht anzu⸗ 
ar den feier, weil der Geſetzgeber durch die Vorſchrift des 
5.5 des 863 Aufiv®. die Aufwertung des Kanons über⸗ 
Be der Regelung durch das AufwG. habe entziehen wollen, 
Gr nicht beigepflichtet werden. Gegen eine ſolche Abſicht des 
much debers ſpricht zunächſt ſchon die Faſſung dieſer Beſtim⸗ 
er ng. Wird durch ein Reichsgeſetz die Landesgeſetzgebung 
mächtigt, Vorſchriften über eine an ſich der Regelung durch 
hof eichsgeſetz unterliegende Materie zu erlaſſen, jo ijt eine 
che Beſtimmung nach dem allgemeinen Sprachgebrauch nicht 
Reit zu verſtehen, daß jene Materie der Anwendung des 
ſei ichsgeſetzes unter allen Umſtänden und auch dann entzogen 
N ſoll, wenn die Landesgeſetzgebung keine Vorſchriften im 
ahmen jener Ermächtigung erläßt, vielmehr wird durch ſolche 
nn lung klargeſtellt, daß das Reichsgeſetz angewendet werden 
che falls die Landesgeſetzgebung eine Regelung der ihr vor⸗ 
leſchenen Materie unterläßt. Aber auch die Entſtehungs⸗ 
dichte des Geſetzes erweiſt die Unrichtigkeit der von der 
Io ton vertretenen Anſicht. Bei der Beratung des AufwG. 
Ar die Frage, ob der Kanon des meckl. Landesrechts aus 
Aus Erbbauzins gleichgeſtellt, oder ob die Regelung der 
de snahme der Ziff. 5 des § 63 (früher § 12) unterſtellt, und 
150 Erbbauzins gleichgeſtellt oder ob die Regelung der 
0 nonaufwertung dem Landesrechte überlaſſen werden ſollte, 
egenſtand längerer Erörterungen. Die ſozialdemokratiſchen 
nusſchußmitglieder und der Abgeordnete Dr. Beſt bean⸗ 
agten, den Kanon unter die Ausnahme des 8 63 (§ 12) auf⸗ 
nehmen, um dadurch von Reichswegen feine Aufwertung der 
in. ränkung auf 25 v. H. zu entziehen und damit für ihn 
wur, Höhere Aufwertung nach den allgemeinen Vorſchriften 
außerhalb des Aufio®. zu ermöglichen. Demgegenüber be⸗ 
„agten die Kompromißparteien die Verweiſung der Auf⸗ 
Yung für den Kanon an die Landesgeſetzgebung. Dieſer 
de trag wurde angenommen und der Antrag der Sozial⸗ 
f mokraten und des Abgeordneten Dr. Beſt abgelehnt. Dabei 
i rte der Vertreter des Reichsjuſtizminiſteriums aus, es laſſe 
be) nicht mit Sicherheit ſagen, ob der von dem BGB. bei 
beh Erbpacht zugunſten der Landesgeſetzgebung gemachte Vor⸗ 
% alt ſo weit gehe, daß er auch die Aufwertungsfrage den 
bettdern überlaſſe. Man könne ſehr wohl den Standpunkt 
werteten und dieſe Auffaſſung erſcheine richtig, daß die Auf⸗ 
A ngsfrage als allgemeine Frage des bürgerlichen Rechts 
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Steg, Zu 9. Der grundſätzliche Wert der Entſch. liegt in ihrer 
Faollungnabme zu dem Unterjchied zwiſchen Münz- und Wert⸗ 
ſpiel l der in der Praxis bei der Goldklauſel eine große Rolle 
Nee, Im Gegenſatz zu einer ſonſt in der Rechtſprechung beſtehenden 
dollaung lehnk die Entſch. die Annahme einer Wertklauſel mit 
em Recht nicht von vornherein ab. 
dann Bei der Entſch. der Bedeutung ſolcher Klauſeln iſt vor allem 
uf zu achten, in welcher Zeit fie vereinbart worden ſind. Someit 
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nur dem Reiche zufalle. Da eine Klarſtellung erwünſcht ſei, 
ſei eine beſondere Vorſchrift in dem AufwG. notwendig (Ber 
richt des 18. Ausſchuſſes Nr. 1125 der RT Druckſ. III. Wahl⸗ 
periode 1924/25 S. 23, 24, 39 und Stenographiſche Berichte 
über die 93. Sitzung, zweite Leſung des AufwG. S. 3092 bis 
3094). Auch dieſe Ausführungen und die Tatſache, daß der 
erwähnte Antrag der Sozialdemokraten und des Abgeordneten 
Dr. Beſt abgelehnt wurde, ergeben, daß das AufwG. die 
Landesgeſetzgebung zur Regelung der Kanonaufwertung ledig⸗ 
lich ermächtigen wollte und daß die Anwendung des AufwG. 
auf die Erbpachtzinſen nur dann ausgeſchloſſen ſein ſollte, 
falls die Landesgeſetzgebung von der ihr erteilten Ermäch⸗ 
tigung Gebrauch machen ſollte. Hiernach läßt ſich dem BU. 
nicht entgegenhalten, daß das AufwG. ſchon nach § 63 Abi. 5 
des Geſ. auf den meckl.⸗ſtrel. Kanon keine Anwendung finde. 
Das BU. iſt der Anſicht, daß der Kanon im vorliegenden 
Falle ſich als eine Reallaſt darſtelle. Dieſe Rechtsauf⸗ 
faſſung beruht auf der Auslegung des medl.-jtrel. Landes⸗ 
rechts, deſſen Vorſchriften über das Erbpachrecht nach Art. 63 
EGBGB. unberührt geblieben ſind, und deren Nachprüfung 
dem Reviſionsgericht verſchloſſen iſt. Nach § 31 AufwG. 
finden die Vorſchriften der §8 4 bis 8 und der 88 14 bis 24 
für Reallaſten entſprechende Anwendung. Daß dieſe Vor⸗ 
ſchrift auf Reallaſten nur dann anzuwenden ſei, wenn die Be⸗ 
laſtung des Grundſtücks mit einer dem § 1105 entſprechenden 
Verpflichtung nach dem Inkrafttreten des BGB. erfolgt ſei, 
es ſich alſo um eine Reallaſt des BGB. handle und dem⸗ 
nach Reallaſten des Landesrechts der Beſtimmung des $ 31 
AufwG. überhaupt nicht unterſtünden (mügel, Komm. z. 
DurchfVoO. II. Teil Nachtrag zu 8 63 AufwG. Anm. 5), iſt 
nicht anzuerkennen. Weder aus dem Wortlaute jener Vor⸗ 
ſchrift noch aus ihrer Entſtehungsgeſchichte läßt ſich etwas 
dafür entnehmen, daß der Geſetzgeber in 8 31 AufwG. ledig⸗ 
lich die Reallaſten des BGB. und nicht die landesgeſetzlich 
begründeten und nach Art. 184 EGBGB. unberührt ge⸗ 
bliebenen Reallaſten im Auge gehabt habe. Dies iſt von 
vornherein um fo weniger anzunehmen, als das BGV. über 
einzelne Reallaſten überhaupt keine Beſtimmungen enthält 
und ſeine Vorſchriften nur den allgemeinen Rahmen 
geben, deſſen Ergänzung und innere Ausgeſtaltung im wei⸗ 
teren Umfange gerade der Landesgeſetzgebung vorbehalten 
worden iſt (Motive Bd. III S. 578 ff., Planck, Komm. z. 
BGB. Vorbem. 8 zu § 1105 BGB.; v. Staudinger, 
Komm. z. BGB. Vorbem. 2 zu § 1105 BGB.). Gegen eine 
Beſchränkung auf reichesgeſetzliche Reallaſten ſpricht aber 
gerade die Vorſchrift des § 31 Ab. 1 Satz 2 Aufw®. Danach 
ſoll die Eintragung der Aufwertung einer Reallaſt im Grund⸗ 
buch dann nicht verlangt werden dürfen, wenn die Eintragung 
der Reallaſt unterblieben iſt. Hieraus folgt, daß auch nicht ein⸗ 
getragene Reallaſten nach 88 31, 4 bis 8, 14 bis 24 AufwG. aufger 
wertet werden ſollen, nur die Eintragung der Aufwertung 
kann bei ihnen nicht verlangt werden. Nach dem Rechte des 
BGB. gibt es aber grundſätzlich keine nicht einge⸗ 
tragenen Reallaſten. Eine Ausnahme machen lediglich — 
wenn man von der für die Aufwertung nicht in Betracht 
kommenden Unterhaltspflicht aus 88 1021, 1022 BGB. ab⸗ 
ſieht — die Überbau⸗ und Notwegrenten (88 914, 916 BGB.), 
für die die Vorſchriften Anwendung finden ſollen, die für eine 
zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines Grundſtücks be⸗ 
ſtehende Reallaſt gelten. Wäre die Anſicht zutreffend, daß 
die Vorſchrift des 8 31 AufwG. nur auf Reallaſten des BGB. 
anzuwenden ſei, jo würde die Beſtimmung des 8 31 Abſ. 1 
Satz 2 AufwöG. ſich lediglich auf die Überbau⸗ und Notweg⸗ 
renten der 88 914, 916 BGB. beſchränken Für ſolche be⸗ 
ſchränkte Anwendung fehlt es an jedem Anhalt. Auch der 
4. 3S. des RG. hat in feinem Urteil v. 7. Mai 1925 — 
IV 581/24 (Zur. 1925, Nr. 1032) ausgeſprochen, daß es für 
die Anwendung des § 12 Abf. 2 Ziff. 2 der 3. Steuer Not VO. 


die Vereinbarung nämlich zwiſchen dem am 9. Juli 1873 ergangenen 
Münzgeſetz und der i. J. 1909 erfolgten Erhebung der Reichs⸗ 
banknoten zu geſetzlichen Zahlungsmitteln ſomit in einer Zeit liegt, 
in welcher die effektive Goldmünze das einzige geſetzliche Zahlungs⸗ 
mittel war, hatte es ſchlechterdings keinen Sinn, ſich die Bezahlung 
in effektivem Gold auch noch vertraglich durch eine Gold⸗Münz⸗ 
klauſel verſprechen zu laſſen. Um überhaupt einen Zweck zu haben, 
milſſen in dieſer Zeit nereindarte Klauſeln daher zum Schuß gegen 
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feinen Unterſchied mache, ob es fih um eine Reallaſt nach 
Reichsrecht oder nach Landesrecht handle. Der Rechtsbegriff 
der Reallaſt in 8 1 Abſ. 2 Ziff. 2 der 3. Steuer Not VO. ift 
aber kein anderer, als der des 8 31 Aufm®. Hiernach find 
unter den in § 31 AufwG. erwähnten Reallaſten und wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen, die auf Grund einer Reallaſt geſchuldet 
werden, ſowohl die reichsrechtlichen, als auch die landesrecht⸗ 
lichen Reallaſten und die wiederkehrenden Leiſtungen aus 
ſolchen zu verſtehen. Eine Anwendung des § 31 AufwG. auf 
landesrechtliche Reallaſten kommt allerdings nach dem vorher 
Dargelegten dann nicht in Frage, wenn ſie gleichzeitig dem 
Vorbehalt des § 63 Abſ. 5 AufwG. unterſtehen und wenn 
die Länder auf Grund der ihnen dort erteilten Ermächtigung 
die ihnen vorbehaltene Regelung vorgenommen haben. Das 
Letztere trifft aber hier nicht zu. Unter den Begriff der Real⸗ 
laſten und wiederkehrenden Leiſtungen aus Reallaſten i. S. 
des § 31 AufwG. fallen jedoch Reallaſten und wiederkehrende 
Leiſtungen aus ſolchen nur dann, wenn ſie die Zahlung einer 
beſtimmten in Mark oder einer anderen nicht mehr gelten⸗ 
den inländiſchen Währung ausgedrückten Geldſumme zum 
Gegenſtande haben. Dies ergibt ſich aus §1 Aufm®., wonach 
nur Anſprüche dieſer Art nach Maßgabe des AufwG. auf⸗ 
gewertet werden, wenn ſie durch den Währungsverfall be⸗ 
troffen ſind. Danach ſcheiden alle Anſprüche aus, die Lei⸗ 
ſtungen anderer Art als Geld zum Inhalte haben und ferner 


alle wertbeſtändigen Leiſtungen (vgl. zu letzteren z. B. 


Gef. über wertbeſtändige Hypotheken v. 23. Juni 1923 RG Bl. I, 
247; Geſ. über die Ausgabe wertbeſtändiger Schuldverſchrei⸗ 
bungen auf den Inhaber v. 23. Juni 1923 RGBl. I, 407; 
Geſ. über Bilanzierung wertbeſtändiger Schulden v. 17. Dez. 
1923 RGBl. I, 1233; Mügel, Komm. z. AufwG. Anm. 3 
zu § 1 S. 189/190; Schlegelberger⸗Harmening, 
AufwG. 4. Aufl. Anm. 40 zu § 1 S. 83; Lehmann⸗ 
Boeſebeck, Komm. Teil 1 Anm. 7 zu § 1 S. 85; Abra⸗ 
ham⸗Loebinger, AufwG. Anm. 4 zu § 1 S. 731). Das 
BG. iſt der Anſicht, daß die hier ſtreitigen Forderungen die 
Zahlung einer beſtimmten in Reichswährung ausgedrückten 
Geldſumme zum Gegenſtande hätten. Es führt dazu aus: 
Dieſe Vorausſetzung treffe dann nicht zu, wenn nach Ablauf 
der hierfür feſtgeſetzten Periode auf Grund gewiſſer wert⸗ 
beſtändiger Faktoren die Höhe des Kanons von neuem zu be⸗ 
ſtimmen ſei. Sei aber der Kanon für die im Erbpachtvertrage 
feſtgeſetzte Periode in der vorgeſchriebenen Weiſe in Geld 
feſtgeſetzt, ſo liege während dieſes Zeitraums eine in Reichs⸗ 
währung ausgedrückte Reallaſt vor, die der 3. Steuer NotVO. 
unterfalle. Um einen ſolchen Fall handle es ſich aber im 
gegenwärtigen Rechtsſtreit. Zwar ſei für die Zeit von 
Johannis 1922 bis Johannis 1932 ſeitens der Kl. vor Be⸗ 
ginn der neuen zehnjährigen Periode eine Feſtſetzung des 
Kanons in Geld nicht erfolgt. Aber die Kl. habe dieſem 
Mangel nachträglich abgeholfen, indem ſie am 24. Dez. 1924 
einen Feſtſtellungsbeſcheid hinſichtlich jenes Zeitraums erlaſſen 
habe. Da der Bekl. an der Unterlaſſung der Beſtimmung des 
Kanons für jene Zeit keine Schuld trage und er, wenn die 
Kl. ihre Pflicht zum Erlaß des Feſtſtellungsbeſcheids nicht 
rechtzeitig erfüllt habe, nicht ſchlechter geſtellt werden könne, 
als wenn bereits vor Beginn der neuen Periode der Kanon 
in Geld beſtimmt ſei, ſo ſei dieſem nachträglichen Feſtſtellungs⸗ 
beſcheide dieſelbe Wirkung beizumeſſen, als wenn bereits vor 
dem Beginn der neuen Periode der Kanon vorſchriftsmäßig 
feſtgelegt worden ſei. Man müſſe deshalb auch für die jetzt 
eingeklagten Raten des Kanons, obwohl ſie zeitlich vor dem 
Erlaß des Feſtſtellungsbeſcheides zu entrichten geweſen ſeien, 


Geldwertverſchlechterungen vereinbart worden ſein. Dies trifft auch 
zu, denn man ſuchte ſich damals gegen Verluſte, welche durch die Ein⸗ 
führung des minderwertigeren und vor allem nicht wertbeſtändigen 
Silbergeldes als geſetzlichem Zahlungsmittel entſtehen konnten, zu 
ſchützen. Durch die Klauſel ſetzte man daher die bei Einführung einer 
Doppelwährung vermutlich geſetzlich feſtzulegende Gleichſetzung der 
wertbeſtändigen Goldmark mit der weniger wertbeſtändigen Silber⸗ 
mark vertraglich von vornherein außer Kraft, und zwar ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht wegen des Goldes als ſolchem, ſondern wegen der 
dem Goldgeld innewohnenden konſtanten Kaufkraft, ſomit zum Schutz 
gegen Weet⸗Verluſte. Tatſächlich handelt es ſich bei dieſen Klauſeln 
wenigſtens in dem eingangs genannten Zeitraum deshalb um Wert⸗ 
und nicht um Münzklaujeln. 

Die Faſſung der Klauſel bietet wörtlich genommen häufig, wie 
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davon ausgehen, daß es ſich um in Reichswährung aug, 
drückte Reallaſten i. S. der 3. Steuer NotVO. handle. DM 
Ausführungen, bei denen es ſich nicht um Auslegung des nie 
reviſiblen Landesrechts und um eine gleichfalls der N 
prüfung durch das Reviſionsgericht entzogene Auslegung de 
Erbpachtvertrags, ſondern um die von dem Revifionsgeri 
nachzuprüfende Anwendung der reichsgeſetzlichen Aufwertun 
vorſchriften handelt, laſſen einen Rechtsirrtum nicht erkennen, 
Sie haben ebenſo für die faſt gleichlautende Beſtimmung eh 
81 Aufm®. zu gelten. Nach der Beſtimmung des § 12 & 
Erbpachtvertrags wird der Kanon zu einer Roggenabgabe " 
der Weiſe umgerechnet, daß hierbei die Neubrandenburg“ 
Durchſchnittspreiſe der Jahre 1851 bis 1880 zugrunde gelel 
werden. Die hiernach feſtgeſtellten Roggenquanta werden N 
Geld gezahlt, und zwar zunächſt auf die Jahre 1882 “ 
1892 unter Zugrundelegung der Durchſchnittspreiſe der Jahr 
1851 bis 1880. Vom Jahre 1892 ab werden die Durch 
ſchnittspreiſe des Roggens für den folgenden Zeitraum vo 
10 Jahren nach dem Roggendurchſchnittspreiſe der Jaht. 
1882 bis 1892 feſtgeſtellt und ſo fort für jedes folgen 
Dezennium. Wenn das BG. auf Grund dieſes Sachverhalte 
zu dem Ergebnis gelangt iſt, daß es ſich im vorliegenden Fall 
für jede Periode um einen Anſpruch handelt, der 
Zahlung einer beſtimmten in Reichswährung ausgedrü t 
Geldſumme zum Gegenſtande hat, ſo iſt dies nicht zu ber 
anſtanden. Allerdings kann die Zahlung einer Geldſum 
wertbeſtändig in der Weiſe verſprochen werden, daß ihre 
Höhe nach dem Preiſe einer beſtimmten Roggenmenge be⸗ 
ſtimmt wird. Alsdann bildet der als beſtändig angenommen 
Sachwert den Gegenſtand der ſpäter in Geld berechneten 
Leiſtung. Gegenſtand der Leiſtung im vorliegenden Falle 2 
jedoch auf Grund der jedesmaligen Feſtſtellung für die zehn, 
jährige Periode nicht der Sachwert des Roggen 
ſelbſt, der Wert einer beſtimmten Roggenmenge als ſolcher, 
vielmehr eine feſte und beſtimmte Geldſumme. Dan 
bei der Feſtſtellung des Preiſes für die zehnjährigen Perio 
der Durchſchnittsroggenpreis des vorangegangenen Dezenniums 
zugrunde gelegt wird, hat alſo nur die Bedeutung eine 
Hilfsmittels für die Berechnung der Barleiſtung, d 
ebenſogut nach anderen Faktoren hätte berechnet wer ei 
können. Von gleicher Erwägung iſt auch der 4. ZS. des 905 
in feinem Urteile v. 7. Mai 1925 — IV 581/24 (Zur. 19% 
Nr. 1032) ausgegangen, das für eine Allodialitätsrekognition 
des meckl.⸗ſchwer. Landesrechts, deren Geldbetrag für einer 
zwanzigjährigen Zeitraum nach dem Durchſchnittspreiſe 17. 
Roggens in dem jeweils vorausgegangenen zwanzigjährige 
Zeitraum berechnet werden ſollte, für den laufenden zwanziß 
jährigen Zeitraum eine in Mark feſt beſtimmte Geldſumme 
und nicht den Preis einer beſtimmten Roggenmenge erblich 
hat (vgl. auch Gutachten von Gieſecke, Die Aufwertung 
Erbvachtkanons uſw. in der Denkſchrift des Ausſchuſſes del 
meckl. Erbpächter über die Aufwertung des Erbpachtkanon? 
unter 10 Abi. 2). Das BG. hat weiter ausgeführt: Ci x 
Wertbeſtändigkeit des Kanons ergebe ſich nicht aus der Vor 
ſchrift des § 12 des Erbpachtvertrags, nach der die Kl. 175 
einer Veränderung der Münzſorte immer den Wert des nah 
der jetzigen Währung — d. h. der des Jahres 1882 — be 
rechneten Geldkanons empfangen ſolle. Denn dieſe Vorſchriſ 
beziehe ſich lediglich auf eine Veränderung der Münzſorte u 1 
wolle für dieſen Fall nur vorſchreiben, daß die Kl. in 90 
neuen Münze mindeſtens den Betrag erhalten müſſe, der ſich 
aus dem Wertverhältniſſe der alten Münze zu dem der nei 
Münze ergebe. Dagegen ſei durch jene Beſtimmung nicht d 


auch vorliegendenfalls nur Schutz gegen Wertverluſte, die durch * 
führung anderer Münzſorten eintreten könnten, denn daran, ei 
die Goldmark ſelbſt ihren Wert verlieren könnte, wie es tatſächlt 

durch Aufhebung der Einlöſungspflicht und Gleichſetzung mit pla 0 
ausgegebenen Reichsbanknoten der Fall war, Konnte ſelbſtverſcänd g 
kein Menſch denken. Dementſprechend wurde dieſer Fall auch aid 
in die Klauſel aufgenommen. Beachtet man dies, ſo iſt auch kla 0 
daß durch die Faſſung der Klauſel keineswegs eine Einſchränkuns 
auf Wertverluſte, die auf beſtimmte Weiſe eintreten konnten, 0 
abſichtigt war, ſondern daß der ſpezielle Fall des Wertverluſtes du 

Einführung anderer Münzſorten nur deshalb ausſchließlich genam 
iſt, weil man ſich angeſichts des damals beſtehenden einzigen io 
lichen Zahlungsmittels, der Goldmark, ſolche Verluſte überhaupt NE 
durch Einführung anderer Münzſorten denken Konnte. Konſtrusti 


2 


Jahrg. 1926 Heft 25] 


a getroffen worden, daß bei gleichbleibendem Münzfuß eine 
für dentwertung eintrete und es habe ihr völlig fern gelegen, 
9 dieſen Fall eine Wertbeſtändigkeit des Kanons vorzu⸗ 
ben. Deshalb könne auch, wenn eine Geldentwertung und 
Sn Münzänderung zu gleicher Zeit eintrete, die Kl. auf 
rn der Geldentwertung allein eine Aufwertung nicht be» 
Munuchen, ſondern nur verlangen, daß ihr in der neuen 
de nzſorte der Wert gezahlt werde, der nach dem Mark⸗ 
thältnis der beiden Währungen zueinander dem früher feſt⸗ 
etzten Betrage entſpreche. Bei dieſer Sachlage könne des⸗ 
ununterſucht bleiben, ob im vorliegenden Falle eine 
Flanzänderung eingetreten ſei. Denn die Kl. erſtrebe mit der 
Mode nicht etwa eine Ausgleichung wegen des veränderten 
des nafufies, fondern einzig und allein eine Aufwertung wegen 
die Verfalls der früheren Währung. Demgegenüber macht 
91 Reviſion geltend: Das BG. habe unter Verletzung des 
57 BGB. den 8 12 des Erbpachtvertrags hinſichtlich der 
Wottbeſtändigkeit des Erbpachtzinſes entgegen ſeinem klaren 
gu laut ausgelegt. Dort ſei ausdrücklich beſtimmt, daß bei 
Weunderung in der Münzſorte die Gutsherrſchaft immer den 
be rt des nach der jetzigen Währung — des Jahres 1882 — 
halb neten Geldkanons empfangen müſſe. Es verletzte des⸗ 
keit den 8 157 BGB., wenn das Urteil die Wertbeſtändig⸗ 
an des Geldkanons nur für den Fall der Münzänderung für 
des mbar, erklart, und zwar offenbar im Sinne des Wechſels 
der Münzſyſtems. Im übrigen aber liege eine Veränderung 
bis künzſorte unzweifelhaft auch ſchon dann vor, wenn die 
ni herigen Geldſorten (1882) wegen völliger Wertloſigkeit 
De mehr im Umlauf ſeien. Dies ſei unzweifelhaft im 
Fall 1923 und erſt recht zur Zeit des Erlaſſes des BU. der 
fach geweſen. Der BR. überſehe die gerichtsbekannte Tat- 
Mir daß zur Zeit des Erlaſſes des BU. tatſächlich eine neue 
bzw. orte eingeführt geweſen ſei, nämlich die Rentenmark 
. die Reichsmark. Es ſei deshalb die Wertbeſtändigkeit 
IS anons zu bejahen, was ſowohl die Anwendung der 
hab teuer NotVO. als auch des Aufv®. ausſchließe. Übrigens 
Ales ic die Kl. auf § 12 des Erbpachtvertrags ſchon in der 
bat ausdrücklich berufen und auch Ausgleichung wegen 
95 veränderten Münzfußes begehrt. Der Reviſion iſt zuzu⸗ 
Nlaal daß die Annahme des B., die Kl. erſtrebe mit der 
Mi nicht etwa einen Ausgleich wegen des veränderten 
jallabuußes, ſondern ausſchließlich Aufwertung wegen des Ver⸗ 
mite der früheren Währung mit Rückſicht darauf Bedenken 
beücrliegt, daß die Kl. ſich bereits in der Klageſchrift aus⸗ 
nic auf den 8 12 des Erbpachtvertrags berufen und her⸗ 
dergehoben hat, daß nach dieſer Beſtimmung der Kl. immer, 
7 unter allen und jeden wirtſchaftlichen Verhältniſſen, 
des . bei Anderung der Münzſorte der innere Wert 
mi im Jahre 1882 feſtgeſetzten Kanons erhalten bleiben 
110 ſe, und daß daher der Kanon zum Geldwerte ſeines Be⸗ 
hütte in Vorkriegswährung gezahlt werden müſſe. Das BG. 
5 e aber auch prüfen müſſen, ob ſeit dem Abſchluſſe des Erb⸗ 
1 Otvertrags im Jahre 1882 eine „Anderung der Münzſorte“ 
wär, des 8 12 des Erbpachtvertrags eingetreten iſt. Dabei 
geit die Entwickelung unſerer Währungsverhältniſſe ſeit dieſer 
8 „ wie fie eingehend bei Mügel, Komm. z. Aufwd. 
bis 41 zur Darſtellung gebracht worden iſt und 
. es ſich nicht um einen bloßen tatſächlichen Verfall 
pund ährung, ſondern um einſchneidende geſetzliche Eingriffe 
. — zu betrachten geweſen. (Erhebung der Reichsbank⸗ 
Au n zu geſetzlichen Zahlungsmitteln ſeit dem 1. Jan. 1910, 
aſbebung der Einlöfungspflicht der Banknoten und Ande⸗ 
8 der Deckungsvorſchriften zu Beginn des Krieges, zu⸗ 


3 
bei der 


0 . 

lleich Erhebung der Reichskaſſenſcheine zu geſetzlichen Zah⸗ 
——— 

7 man ſich nun entweder auf den in der Entſch. berührten Stand⸗ 


Beben ſtellen, durch die Veränderungen des urſprünglichen Gold⸗ 
and infolge Aufhebung der Einlöſungspflicht ſei dieſes zu einer 
en Münzſorte geworden, was wirtſchaftlich und i. S. der Klausel 
dorli⸗ auch zutrifft, oder aber, daß eine andere Münzſorte zwar nicht 
Um egt, Verſchlechterungen derſelben Sorte aber, zumal in dieſem 
Ang, per argumentnen maiore ad minus oder auf Grund er⸗ 
indender Vertragsauslegung als durch die Klauſel gedeckt anzuſehen 
mhm ede Konſtruktionen führen u demſelben Ergebnis der An⸗ 
obli e einer Wert⸗ und nicht einer ünzklauſel, die wenigſtens den 
auch Frischen Anſpruch vor der Geldentwertung ſchützt (vgl. hierzu 
Schlegelberger, 5 zu 81 Aufwch.. 
RA. Dr. Rudi Kohler, Stuttgart. 
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lungsmitteln uſw., ſchließlich Einführung der neuen Reichs⸗ 
markwährung und Feſtſetzung eines Umrechnungsſatzes für die 
alten Reichsbanknoten nach dem Verhältnis von 1 Billion 
Mark zu einer Reichsmark.) Weiter wäre zu prüfen geweſen, 
ob nicht, bei Annahme, es ſei keine „Anderung der Münzſorte“ 
i. S. des $ 12 des Erbpachtvertrags eingetreten, nach dem zu 
erforſchenden Willen der Vertragsſchließenden die Bedeutung 
des § 12 etwa dahin ging, daß eine ſolche Entwickelung der 
Währungsverhältniſſe der im Vertrage genannten „Anderung 
der Münzſorte“ gleichzuſtellen und ob nicht überhaupt jene 
Beſtimmung die Bedeutung haben ſollte, es müſſe dem Kanon 
immer der Goldwert erhalten bleiben, der ſchon im Jahre 
1882 beſtand. Die Reviſion führt weiter aus: Selbſt wenn 
man das Vorliegen einer Reallaſt bejahen könnte, ſo überſehe 
das BG. weiter, daß nur der dingliche Anſpruch aus der 
Reallaſt der 3. Steuer NotVO. und ebenſo dem § 31 AufwG. 
unterliege, daß im übrigen aber der Pachtzinsanſpruch aus 
812 des Erbpachtvertrags ein Anſpruch aus einem gegen⸗ 
feitigen Vertrag i. S. des § 12 Abſ. 2 der 3. Steuer Not VO. 
und des 8 63 Abſ. 3 AufwG. ſei, für den die allgemeinen geſetz⸗ 
lichen und insbeſondere auch die Vertragsbeſtimmungen Gel⸗ 
tung hätten. Dazu iſt zu bemerken, daß allerdings auch 
Reallaſten zur Sicherung perſönlicher Forderungen verwendet 
werden können (vgl. hierzu Mügel, a. a. O. Anm. 3 zu 
8 31 AufwG. S. 338/339 und Anm. 6 zu § 63 S. 404; auch 
Quaſſowski, Komm. z. AufwG. insbeſondere für Grund⸗ 
ſchulden zu 831 und S. 372; Lehmann⸗Boeſebeck, 
Komm. z. AufwG. zu 8 31 S. 204 und Druckſ. des Reichs⸗ 
tagsausſchuſſes a. a. O. S. 39 und Stenogr. Berichte a. a. O. 
S. 3030 und 3033 für meckl. Grundſchulden). Iſt dies der 
Fall, ſo ſind Reallaſt und Forderung ſelbſtändige Rechte. Die 
Forderungen, die durch eine Reallaſt geſichert ſind, ſind nicht 
nach 8 31 AufwG., ſondern nach $ 62 Aufm®. aufzuwerten. 
Das BG. hätte daher ferner prüfen müſſen, ob nicht im vor⸗ 
liegenden Falle ganz unabhängig von den Vorſchriften des 
§ 1108 BGB. neben der Reallaſt eine perſönliche Verbindlich⸗ 
keit aus dem Erbpachtvertrag — oder aus der Anerkennung 
des Erbpachtvertrags bei einem etwaigen Wechſel des Erb⸗ 
pächters — beſteht, zu deren Sicherung die Reallaſt dient. Die 
Prüfung hätte ſich auch darauf erſtrecken müſſen, ob es ſich um 
eine Forderung aus einem gegenſeitigen Vertrage handelt, die 
ſchon nach 8 12 Abſ. 2 der 3. Steuer NotVO. und nunmehr 
auch nach § 63 Abſ. 3 Aufwm®. nicht als eine Vermögens⸗ 
anlage im Sinne dieſer Geſetze gilt und daher nach allge⸗ 
meinen Vorſchriften außerhalb des AufwG. aufzuwerten iſt. 
Dieſe Prüfung wäre um ſo mehr geboten geweſen, als der 
4. S. des BG. in einem Beſchluß v. 23. März 1907 in der 
Meckl. Ztſchr. Bd. 25 S. 327 darauf hingewieſen hat, daß das 
Erbpachtrecht auf vertraglicher Grundlage beruhe und daß 
regelmäßig ein Grundbrief zugrunde liege, der für beide 
Teile nicht nur Rechte, ſondern auch Pflichten vertrags⸗ 
mäßig feſtlege, weshalb auch ein einſeitiger Verzicht nicht zu⸗ 
läſſig ſei. Dieſe Unterlaſſungen mußten zur Aufhebung des 
BU. und zur Zurückverweiſung der Sache unter Berückſich⸗ 
tigung der dargelegten Grundſätze an das BG. führen. Dabei 
wird es noch aufzuklären haben, was bisher nicht geſchehen 
iſt, ob mit der vorliegenden Klage der dingliche oder der per⸗ 
ſönliche Anſpruch erhoben worden iſt, oder ob etwa beide 
nebeneinander geltend gemacht werden ſollen. 

(U. v. 20. Febr. 1926; 157/25 V. — Roſtock.) [Sch.] 


10. Art. 153 R Verf.; § 15 Ab ſ. 2 RSiedl. vom 
11. Aug. 1919; 86 Nr. 5 Preuß Ausf G. z. RSiedlöG. 
v. 15. Dez. 1919. Die Feſtſetzung der Entſchädi⸗ 
gung für ein zu Siedlungszwecken enteignetes 
Grundſtück erfolgt endgültig durch das Ober⸗ 
landeskulturamt.] 7) 

(U. v. 3. Nov. 1925; 252/25 VI. — Berlin.) 
Abgedr. JW. 1926, 168. 


Zu 10. A. Anm. von Geh. IR. Dr. Rewoldt, Berlin, JW. 
1926, 168. 

B. Zu der Entſch. möchte ich im Anſchluß an die Bemerkungen 
von Rewoldt, denen ich durchaus zuſtimme, noch etwas nachtragen, 
wodurch zugleich einige Darlegungen Rewoldts näher begründet 
werden. — Auch ich halte das Urteil für einen Fehlſchlag, es iſt. 
mir ſogar geradezu unverſtändlich: Ein Enteigneter Bann ſich doppelt 
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11. Reichsſiedlungsgeſetz (RSiedlG®.) Be⸗ 
griff „Grundſtück“. Nur ein wirkſamer und von 
der zuſtändigen Stelle genehmigter Kaufver⸗ 
trag gibt das Vorkaufsrecht; der Friſtablauf für 
deſſen Ausübung beginnt mit der Mitteilung 
der Genehmigung. Auch ein Siedlungsunter⸗ 
nehmen hat bei unwirkſamem Verkauf kein An⸗ 
kaufsrecht.] 7) 

Einer Beſtimmung des Begriffes „Grundſtück“ hat ſich 
das RSiedlG. ſelbſt enthalten. Auch der Wortlaut der Bek. 
des Braunſchw. Staatsminiſteriums v. 27. Nov. 1919 trägt 
zur Erläuterung dieſes Begriffs nichts bei. Die Ausf Beſt. 
des RArbMin. (Zentr Bl. f. d. Dtſch. R. 1919, 1143) er⸗ 
klären: „Der Begriff „Grundſtück iſt im wirtſchaftlichen Sinne 
zu verſtehen und trifft jeden einheitlich bewirtſchafteten land⸗ 
wirtſchaftlichen Grundbeſitz. Nicht der Umſtand iſt entſchei⸗ 
dend, wie das Grundſtück im Grundbuche, insbeſondere ob 
es auf einem oder auf mehreren Grundbuchblättern einge⸗ 
tragen iſt, ſondern allein die wirtſchaftliche Zuſammengehörig⸗ 
keit.“ Es braucht nicht die Frage aufgeworfen zu werden, 
ob der Reichsarbeitsminiſter zu einer authentiſchen Auslegung 
dieſer Art gemäß der Beſtimmung in § 26 RSiedlG. berujen 
geweſen ſei (jo Ponfick⸗Wenzel, RcSiedlG. 2. Aufl. 
S. 224 Anm. 4), oder ob ſeine Befugnis zur Regelung im 
Verordnungswege auf die Erlaſſung eigentlicher Aus füh⸗ 
rungs beſtimmungen zu beſchränken ſei (fo Holzapfel, 
Die Siedlungsgeſetzgebung 1920, zu § 20 RSiedlG.). Denn 
gerade bei dem Verſuche, den Begriff des „Grundſtücks“ feſt⸗ 


beſchwert fühlen, einmal dadurch, daß ein unrichtiger Stichtag für die 
Wertbemeſſung gewählt wurde, ſodann dadurch, daß die nach dieſem 
Stichtag berechnete Entſchädigung entwertete. Wegen des erſten kann 
das Gericht nicht angegangen werden, hierin hat das RG. zweifellos 
Recht, ſeine Darlegungen ſchlagen durch, aber wie das zweite ver⸗ 
mieden werden ſoll, iſt nicht abzuſehen. Wenn man ſonſt überall auf⸗ 
wertet, muß doch auch hier aufgewertet werden. Ein Mangel der Klage 
liegt anſcheinend nicht vor, denn nach dem eigenen Bericht des Urteils 
hat der Entſchädigungsberechtigte behauptet, daß ihm die zugeſproche⸗ 
nen 14 Millionen eben nicht ausgezahlt worden ſeien. Er ver⸗ 
langte alſo nur die Auszahlung der zugeſprochenen 14 Millionen, 
d. h. der durch die 14 Millionen am maßgebenden Stich⸗ 
tage dargeſtellten Kaufkraft. Das iſt doch echte Aufwertung. 
Wenn das RG. dieſen Anſpruch abweiſt, ſetzt es ſich m. E. in Wider⸗ 
ſpruch mit ſich ſelbſt. Das ergibt ſich aus ſeiner Rechtſprechung zur 
Verjährung, RG. 106, 184 JW. 1923, 457; 108, 39 JW. 
1924, 669. Die Einklagung der nach dem Stichtag der Klagerhebung 
berechneten Erſatzſumme unterbricht die Verjährung auch zugunſten der 
ſpäteren Aufwertungsforderung. Das will doch ſagen, daß der Auf⸗ 
wertungsanſpruch identiſch mit dem erhobenen Anſpruch iſt oder rich⸗ 
tiger ihm immanent iſt. In NG. 106, 235 JW. 1924, 1042; 110, 
101 JW. 1925, 1624 hat das RG. von Unterhaltsleiſtungen ge⸗ 
ſagt, es werde durch Zahlung der gleichbleibenden Rente das nicht er⸗ 
füllt, was die Parteien gewollt hätten. In RG. 109, 197 = JW. 
1925, 762; 109, 346 = JW. 1925, 763 hat es gejagt, es genüge 
nicht, daß der Kl. im Vorprozeß ſeinen vermeintlich ganzen Schaden 
angemeldet und ein ihm günſtiges Urteil erwirkt habe, ſofern er 
nicht etwa durch eine ausdrückliche Erklärung oder ſtillſchweigend 
zu erkennen gegeben habe, daß er bei Erfüllung des eingeklagten 
Anſpruchs vollſtändig abgefunden ſein, alſo auf jede weitere Nach⸗ 
forderung verzichten wolle. Das konnte nur auf Grund der Er⸗ 
wägung geſchehen, daß der Kl. von der Aufwertung ausgeſchloſſen ſein 
ſolle, wenn er zu erkennen gegeben habe, er wolle mit der eingeklagten 
und zugeſprochenen Summe trotz veränderter Kaufkraft zufrieden ſein. 
Davon kann im Enteignungsverfahren doch nicht entfernt geſprochen 
werden. Hier iſt der Enteignete ja rein paſſiver Gegenſtand für die 
Gegenpartei. Entgegen dem rechtskräftigen Urteil hat das RG. in 
RG. 109, 376 ff. JW. 1925, 485 erkannt: „Die Forderung des 
Kl., ihm das zu gewähren, was ihm der Vorprozeß nicht gewährt 
hat, iſt daher nichts anderes, als das Begehren des Reſtbetrages 
ſeiner Forderung.“ Sie iſt ſomit eine Nachforderung. Es ſagt aus⸗ 
drücklich und von ſeinem Standpunkt mit Recht, die Behandlung 
der Verjährung habe nichts mit der Frage zu tun, welche Werte dem 
klagenden Teil durch das Urteil zugeſprochen worden ſeien und ob das 
Urteil auch diejenigen Werte decke, die ihm infolge der Geldentwertung 
bisher nicht zugeſprochen werden konnten. Andererſeits habe ſich das 
RG. zunächſt in vier Urteilen dahin ausgeſprochen, daß die im 
Vorprozeß ergangene Entſch. keine rechtskrafterzeugende Wirkung 
für den ſpäteren Aufwertungsprozeß habe (folgen Nachweiſe). Es habe 
ſich zwar um ziffernmäßig zu erhöhende Schadenserſatzforderungen 
gehandelt und die Schadenserſatzforderung unterſcheide ſich inſoweit 
bon der gewöhnlichen Geldforderung, als der dem Gläubiger zu er⸗ 
ſetzende Schaden feiner Natur nach erſt dann getilgt fei, wenn ſein 
voller Wert, wie er ſich zur Zeit der Entſtehung des Schadens 
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ſchaftlichen Grundbeſitz treffe, ohne daß räumliche ge 
ſchloſſenheit verlangt werde. In gleichem Sinne offenbar ndr 
brauchte 8 1 der preuß. VO. betr. das Vorkaufsrecht an 11 85 
und forſtwirtſchaftlichen Beſizungen v. 23. Dez. 1918 (I 5 
GS. 1919, 3) — deſſen Vorſchriften insbeſondere die Sc 
mungen über das Vorkaufsrecht des Siedlungsunterneh mei, 
nachgebildet wurden — den Ausdruck „Beſitzung“, und 9 
Begründung zu § 15 des Entwurfs zu einem „Grundteilun 10 
geſetze“ (Abg. 1914/15 Druckſachen 1785 11794) erklch 
daß die „Beſitzung“ begrifflich nur die wirtſchaftliche am 
ſammengehörigkeit mehrerer Grundſtücke desſelben Eig 
tümers vorausſetze. Mit Recht hat auch das BG. betont, 1 
ſei auch nicht entſcheidend, ob gerade im Augenblicke der 
tendmachung des Vorkaufsrechts durch das Siedlungsun ı 
nehmen das betreffende Grundſtück einheitlich bewirtſcha 
darſtellte (0, erſetzt worden ſei. Allein für die Frage, ob ein * 
der Inflationszeit den „ganzen“ Schaden zuſprechendes Urteil 17 
einen Teil davon rechtskräftig erledigt, mache es keinen Unter) 125 
ob über eine Schadenserſatzforderung oder über eine gewöhn 
Geldforderung entſchieden worden ſei. Dies iſt wiederholt in 3, 
110, 389 JW. 1925, 1623. Die Rechtslage iſt im Enteignung 
verfahren die gleiche. Die Entſch. des Oberlandeskulturgert per 
funktioniert als rechtskräftiges Urteil, ift alſo in allem jo zu A 
handeln, als ob es rechtskräftiges Urteil eines ordentlichen Richte 
während der Inflationszeit wäre. Der Enteignete hat ſi 1 
möge feiner rein paſſiven Rolle noch weniger präjudizieren kön nd 
als der Kl. im ordentlichen Prozeß. Er begehrt nicht Aufmertt! 
für die Zeit vor dem Stichtag, den das Oberlandeskulturgericht 
genommen hat, ſondern Aufwertung für die Zeit nach dem Tage an 
Schlußfeſtſtellung durch das Oberlandeskulturgericht. Vergleicht ehe! 
dies mit einem ordentlichen Prozeß, fo ergibt ſich: Der Kl. bege⸗ 
nicht Aufwertung für die Zeit während der Dauer des Prozeſſes 5 
zum Urteil, ſondern nur für die Zeit feit der Rechtskraft des Urt 
d. h. für die Zeit ſeit der Schlußfeſtſtellung. Dieſe doch nur br 
beſcheidene Aufwertung mußte das Ri., wenn es ſich ſelber WE 
bleiben wollte, dem Kl. zuſprechen und darum kann das Urteil 100 
möglich das letzte Wort in dieſer Frage fein. Der Kl. hat nich 
wie das RG. irrig annimmt, Anderung der Entſchädigungsſumme 7 
reichen wollen. Es hat ſich nicht darum gehandelt, wie unter Bern 
ſichtigung der Geldentwertung die Berechnung der Enteignun 
entſchädigung angeſtellt werden mußte. Es hat ſich nicht darum he 
handelt, daß ſich der Enteignete durch die Feſtſetzung beſchwert ri en 
ſondern darum, daß er ſich durch die Auszahlung im bloß 
Nominalbetrag beſchwert fühlte. Die Auszahlung und nur die 
Auszahlung iſt von dem Kl. angegriffen worden, aber niemals 15 
Feſtſetzung. Der Kl. bat alſo mit ſeinem Aufwertungsbegehren ® 15 
weniger verlangt, als ſonſt die Aufwertungskläger verlangen u 
zugeſprochen erhalten. 

Geh. IR. Prof. Dr. Krückmann, Münſter⸗ 


in⸗ 
Zu 11. Das RE. ſtellt für das Vorkaufsrecht eines gemein 
nützigen Siedlungsunternehmens feſt: me- 
1. Maßgebend iſt die Eignung des in Anſpruch genomm 
nen Grundbeſitzes zur einheitlichen Bewirtſchaftung, auch ohne ache 
liche Geſchloſſenheit und ohne tatſächliche einheitliche Bewirtſ 
tung bei Geltendmachung des Vorkaufsrechts. Ab⸗ 
2. Die Gerichte haben nicht nachzuprüfen, ob bei der 
wicklung nach Ausübung des Vorkaufsrechts die Verwendung 9 
Grundbeſitzes zu Siedlungszwecken erfolgt iſt. Eine mißbräll der 
liche Anwendung des Vorkaufsrechts zu verhindern, iſt Sache 
ſtaatlichen Aufſichtsſtellen. ir 
3. Die Auslöſung des Vorzaufsrechts fegt bei einem gene, 
nützigen Siedlungsunternehmen einen wirkſamen, von der Mies 
digen Stelle genehmigten Kaufvertrag, mit Friſtbeginn von M 10 
lung über die Genehmigung, auch da voraus, wo dieſe Genehmigu 
gegenſtandslos erſcheint. ge 
Diefe Grundſätze find nach dem beſtehenden Recht nicht zu ";, 
anſtanden, auch nicht der ausdehnend erſcheinende Grundſatz zu 
Geh. IR. Dr. Rewoldt, Berlin. 


. 
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werde. a: 
ürde die Bewirtſchaftung in Parzellen durch Pächter ſtehe 
Auſprnerkaufsrecht nicht entgegen. Es genügt, daß ſich der in 
f Fruch genommene Grundbeſitz zu einheitlicher Bewirt⸗ 
ſei bei d eignet. Wenn das BG. ausführt, der Geſetzgeber 
begang Schaffung des Vorkaufsrechts von der Abſicht aus⸗ 
ſcaftla beim Eigentumswechſel den Boden „gemeinwirt⸗ 
nich ichen“ Zwecken zuzuführen, fo ſtellt es ſich damit auch 
Lenden. Widerſpruch zu der in § 1 RSiedI®. ausgedrückten 
Forsch des Geſetzes. Gerade die hier in Betracht kommende 
bon . in Satz 2 des $ 4 ſoll vornehmlich in der Nähe 
lunge roßſtädten und Induſtrieorten die Erreichung des Sied⸗ 
G5 9 zwecks garantieren und auch verhindern, daß ſich der 
unter Amer der Pächter kleiner Parzellen im Laufe der Jahre 
dag „Vorſchützung angeblich wichtiger Gründe entledige. Auch 
onen ein „gemeinwirtſchaftliches“ Intereſſe und hier be- 
Ein rs zu beachten, weil das BGG. aus den Inhalte einer 
watch des Kl an die Bekl feſtſtellt, daß der Ki auf dem 
land ten Gelände wiederum einen — einheitlichen — 
de wirtſchaftlichen Betrieb einrichten wollte. Der Verhin⸗ 
s En ſolchen Beginnens vermochte gerade die Ausübung 
Ge orkaufsrechts ein gemeinwirtſchaftliches Inter⸗ 
des eutgegenzuſetzen. Ob bei der Abwicklung nach Ausübung 
Sepp Orfaufsrechts die Verwendung des Grundbeſitzes zu 
ellen 0 zwecken erfolgt i ſt (die Abſtoßung einzelner Par⸗ 
nicht zu höherem Preiſe als Induſtriegelände würde dem 
prüfe widerſtreiten), iſt von den Gerichten nicht nachzu⸗ 
bemerl da, wie zutreffend Ponfick⸗Wenzel a. a. O. S. 143 
bar eb die Abſicht ſolcher Verwendung nicht Tatbejtands- 
daa kſcbung für die Entftehung des Vorkaufsrechts iſt, die 
habe lichen Aufſichtsſtellen vielmehr die Aufgabe 
f 15 eine mißbräuchliche Anwendung des Vorkaufsrechts 
das erhindern. Auch die Ausführungen des BG. darüber, daß 
Rees „rtauförecht rechtzeitig ausgeübt worden fei, find frei von 
geſt tum Sie entſprechen dem von RG. 106, 320 ff. auf 
de, ten Grundſatze, daß nur ein wirkſamer, alſo von 
lauſgzeſtändigen Stelle genehmigter Kaufvertrag das Vor⸗ 
iin recht auszulöſen imſtande ſei, und daß der Friſtablauf 
die ie Ausübung dieſes Rechts erſt mit der Mitteilung über 
Genehmigung beginne. In jener Eutſcheidung iſt zu 
e anderer Seite geäußerten Meinung, daß bei Aus⸗ 
(das 3 des Vorkaufsrechts durch ein Siedlungsunteruehmen 
We er Genehmigung bei direktem Erwerbe nicht bedürfen 
fung . 8 2 Ziff. 1 der Bek. v. 15. März 1918 —) die Prü⸗ 
gegen und Genehmigung des Kaufvertrages recht eigentlich 
Grun bandslos ſein würde, Stellung genommen und auf 
dad. der geltenden Geſetzgebung die Anregung, dem 
fa wlungsunternehmen auch für den Fall eines unwirk⸗ 
worden Verkaufs ein Ankaufsrecht zuzugeſtehen, verworfen 
n An dieſen dort entwickelten und ausführlich begrün⸗ 
U Sätzen iſt feſtzuhalten. 
(. v. 27. Febr. 1926; 14825 V. — Braunſchweig.) 
. Sch.] 
reine 88 15, 16, 19, 39 Preuß Enteignch. Ein nicht 
eg. ſondern zur Vermeidung der Ent- 
ins gung geſchloſſener Kaufvertrag unterliegt 
der (betracht der Aufwertung den Grundſätzen 
Inteignungsentſchädigungl i 
preuß al Vertrag v. 24. Jan. 1914 verkaufte der Kl. dem 
Preuz Eiſenbahnfiskus mehrere Parzellen, die zum Bahnbau 
hat hen. —Münſter erforderlich waren. Der Eiſenbahnfiskus 
14 ie „Grundſtücke alsbald in Beſitz genommen. Nach einer 
nuch ws von der Bekl. aufgeſtellten Berechnung hatte dieſer 
zu 5 1756,49 % an Reſtkaufgeld und 6181,35 % an Zinjen 
zbeanſpruchen. Darauf hat die Bekl. am 23. Okt. 1924 
la hin an Kl. gezahlt. In vorliegenden Rechtsſtreit ver⸗ 
au nn . abzüglich der am 23. Okt. 1921 
3 N Zug um Zug gegen Auflaſſung. LG., OLG. 
Zu 12. Das NG. behandelt die Enteignungsentſchädigung als 
Fall des Werterſatzes für Verluſt oder Entziehung einer 
Wie hier der volle Wert der Sache im Zeitpunkte des 
autsch 0 iſt bei der Enteignung der volle Wert der Enteignungs⸗ 
beſchzeſigung zu vergüten. Es iſt alſo nicht die im Feſtſtellungs 
eher zuerkannte Papiermarkentſchädigung aufzuwerten; ſie iſt 
neten Umzureschnen nach dem vollen Werke, d. h. nach der 


Jeſtſtel 


Urteſſe 


Kaufkraft, die ſie im Zeitpunkte der Zuſtellung des 
lungsbeſchluſſes beſaß. Die Rechtslage kann ſich hier nicht 


und RG. haben verurteilt. Das BG. nimmt an, daß die vom 
RG. vertretenen Grundſätze über die Höhe der Enteignungs⸗ 
entſchädigung im Falle der Geldentwertung (RG. 107, 228; 
109, 2581); WarnRipr. 17, 125) analog auch dann zur An⸗ 
wendung kommen müſſen, wenn nicht durch Feſtſtellungs⸗ 
beſchluß (8 39 PreußEnteignG.) eine Entſchädigung, ſondern 
durch Vertrag ein Kaufpreis ($ 16 daſ.) für das der Ent⸗ 
eignung unterliegende Grundſtück feſtgeſetzt iſt. Dagegen wen⸗ 
det ſich die Reviſion. Sie führt im weſentlichen aus, daß es 
ſich bei einem ſolchen Übereinkommen nicht um einen Eingriff 
in das Eigentum, ſondern um einen gegenſeitigen Vertrag 
handele, ſo daß die für Forderungen aus Verträgen geltenden 
Aufwertungsnormen anzuwenden ſeien. Es iſt klar, daß jener 
Umſtand eine weſentlich rechtliche Verſchiedenheit bedeutet; 
gleichwohl erſcheint die gleichartige Entſcheidung beider Fälle 
in der Aufwertungsfrage als zuläſſig und geboten, wenn die 
Gründe, die für die Behandlung der Aufwertung bei Ent⸗ 
eignungsentſchädigungen auf Grund von Feſtſetzungsbeſchlüſſen 
geltend gemacht werden, auch für den Fall zutreffen, daß ge⸗ 
mäß $ 16 PreußEnteignG. ein Kaufvertrag geſchloſſen wird. 
Nach der Rechtſprechung des RG. unterliegt die im Enteig⸗ 
nungsverfahren feſtgeſetzte Entſchädigung nicht der Aufwertung 
gemäß 8 242 BGB., weil es ſich dabei um Werterſatz handelt; 
der Wert der Entſchädigung zur Zeit der Zuſtellung des Feſt⸗ 
ſtellungsbeſchluſſes ſoll dem Berechtigten ungeſchmälert zu⸗ 
kommen, er muß ſo geſtellt werden, als wenn er die Sache 
nicht verloren hätte. Der Auſpruch desjenigen, der Erſatz für 
eine Sache verlangen kann, die er aufgeben mußte, wird alſo 
gegenüber Forderungen aus freiwilligen Veräußerungen be⸗ 
günſtigt. Es entſteht daher die Frage, ob der Verkauf, den 
der Kl. am 24. Jan. 1924 abgeſchloſſen hat, eine rein frei⸗ 
willige Veräußerung darſtellt, oder ob er dergeſtalt mit einer 
Enteignung zuſammenhängt, daß ſie als auf dem Enteignungs⸗ 
zwang beruhend anzuſehen iſt. Nach § 1 des Vertrags ge⸗ 
hörten die veräußerten Grundſtücke zu dem Areal, das nach 
dem vorläufig feſtgeſtellten Plan für den Bahnbau benötigt 
wurde. Dieſer Plan ($ 15 des Gef.) war zwar noch kein end⸗ 
gültiger, es war vielmehr dem Kl. möglich, dagegen Einwen⸗ 
dungen zu erheben (§ 19), aber für den, der ſolche nicht gel⸗ 
tend machen konnte oder wollte, ſtand feſt, daß die Grund⸗ 
ſtücke enteignet werden würden, ſofern eine Einigung über die 
Überlaſſung der Grundſtücke nicht getroffen wurde. Der Kl. 
hatte alſo nicht mehr die Wahl, ob er die Grundſtücke behalten 
wollte oder nicht, ſondern es handelte ſich für ihn nur noch 
um die Frage, ob er ſich enteignen laſſen oder ſich mittels 
Vertrags von ſeinem Grundſtückseigentum löſen wollte. Einen 
freiwilligen Verkauf ſtellt alſo der Vertrag v. 24. Jan. 1924 
nicht dar, der Kl. ftand vielmehr unter dem Zwang der dro⸗ 
henden Enteignung, die Vereinbarung des Verkaufs erſcheint 
nur als Erſatz für die nur durch die Einigung zu vermeidende 
Enteignung. Das gilt auch in Anſehung der Höhe des Kauf- 
preiſes, denn es iſt, wie das BG. feſtſtellt, nicht anzunehmen, 
daß der Fiskus dem Kl. einen weſentlich höheren Preis be⸗ 
willigt hat, als den vorausſichtlichen Betrag der Enteignungs⸗ 
entſchädigung. Deshalb iſt im vorliegenden Fall, was die Auf⸗ 
wertung anlangt, die Kaufpreisforderung keinen andern Grund⸗ 
ſätzen unterworfen als eine feſtgeſetzte Entſchädigung. 

(U. v. 29. Juni 1926; 143/26 VI. — Hamm.) [fu] 


2. Verfahren. 

1. $13 GG.; 8 192 Preuß WaſſG. Fiſcherei⸗ 
ſtreitigkeiten und Rechtsweg. Bei Abverkäufen 
vom Grundſtück, mit dem ein Fiſchereirecht ver⸗ 
bunden iſt, bleibt das Recht der älteſten Hof— 
ſte lle. 

Die Zuläſſigkeit des Rechtswegs iſt gegeben. Die Par⸗ 
teien ſtreiten darum, wem von ihnen jetzt die urſprünglich für 


anders gejtalten, wenn der Betroffene, ſtatt es auf eine Feſtſtellung 
der Enutſchädigung ankommen zu laſſen, ſich gegenüber der drohen⸗ 
den Enteignung zu einer freiwilligen Veräußerung an den Eiſen⸗ 
bahnfiskus entſchloß. Die Kaufpreisforderung behält den Charakter 
einer Eutſchädigungs forderung und it deshalb nach ent⸗ 
ſprechenden Grundſätzen umzuwerlen. RA. Dr. Lasker, Breslau. 


9 JW. 1925, 228. 
Zu 1. 1. Das Waſſerbuch des preuß. Waſſer c. unterſcheidet 
330 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


die Johanniter⸗Komturei in W. begründete Fiſchereigerechtig⸗ 
keit zuſteht. Das iſt ein Streit zweier Perſonen, die beide 
behaupten, Inhaber eines und desſelben ſtreitigen Privatrechts 
zu ſein. Dieſer Streit iſt eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit 
i. S. des § 13 GVG. und gehört deshalb vor die ordent⸗ 
lichen Gerichte, ſofern nicht eine der a. a. O. vorgeſehenen Aus⸗ 
nahmen zutrifft. Beſondere Gerichte für Fiſchereiſtreitig⸗ 
keiten ſind reichsgeſetzlich weder beſtellt noch zugelaſſen wor⸗ 
den. Im übrigen kommt es darauf an, ob die Zuſtändigkeit 
von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten begrün⸗, 
det worden iſt. Das preuß. Waſſergeſetz v. 7. April 1913 
(GS. 53) hat eine Tätigkeit der ordentlichen Gerichte nicht 
ausgeſchloſſen. Der Kl. fordert ferner die Einwilligung der 
Bekl. in die Eintragung des Kl. als des Fiſchereiberechtigten 
im Waſſerbuche. Auch hierfür iſt der Rechtsweg zuläſſig. 
Wenn die Bekl. verurteilt wird, in die Umſchreibung des 
Fiſchereirechts auf den Kl. einzuwilligen, iſt allerdings der 
Bezirksausſchuß formell nicht gezwungen, die Umſchreibung 
vorzunehmen. Er wird immer noch in die Prüfung eintreten 
dürfen und eintreten müſſen, ob die vorhandene Eintragung 
nicht mit der wirklichen Rechtslage übereinſtimmt. Aber die 
rechtskräftige Feſtſtellung, daß der Kl. der Berechtigte iſt, 
und die Einwilligung der Bekl. in die Umſchreibung werden 
als Beweismittel zugunſten des Kl. ſchwer ins Gewicht fallen. 


(U. v. 5. Jan. 1926; 337/25 VI. — Hamm.) [Ku.] 


2. § 291 3 PO. Das Gericht iſt nicht ver⸗ 
pflichtet, alle Erkundigungen, die zur Bildung 
feiner Überzeugung dienen ſollen, zur Kenntnis 
und Erörterung der Parteien zu bringen.] 7) 


Die Kl. fordert vom Bekl. Zahlung von 10 760 GM. 
Kontokorrentſaldo nebſt Zinſen ſeit dem 27. März 1924 als 
dem Tage des Abſchluſſes. Der Bekl. macht den Einwand des 
Wuchers, weil für die Zeit vom 21. Nov. bis zum 15. Dez. 
1923 täglich 6% und vom 16. bis zum 31. Dez. 1923 täglich 
1½ % Sollzinſen in Rechnung geſtellt ſeien. Er meint, die 
Kl. hätte damals, weil die Währung ſchon gefeſtigt geweſen 
ſei, den Kontokorrentbedingungen gemäß, unter Zugrunde⸗ 
legung von jährlich 12% Reichsbankdiskont, angemeſſenerweiſe 
nur 24 9% Jahreszinſen anſetzen dürfen. Der Einwand iſt zu⸗ 
rückgewieſen worden. Bemängelt wird von der Rev. i. S. 
einer Verfahrensrüge die Bemerkung am Schluſſe des Tat⸗ 


ſich von dem Grundbuch dadurch, daß die Eintragung ins Waſſerbuch 
niemals rechtsbegründenden, ſondern nur feſtſtellenden Charakter hat 
und nicht den Schutz des öffentlichen Glaubens genießt. § 190 Abf. 1 
WG. beſtimmt vielmehr nur, daß die Eintragungen im Waſſerbuche bis 
zum Beweiſe des Gegenteils als richtig gelten. 88 191, 192 laſſen 
die Berichtigung des Waſſerbuchs zu, und zwar in drei Fällen: 
auf Erſuchen der Beſchlußbehörde des WG. (Bezirksausſchuß, zu⸗ 
weilen auch der Kreis bzw. Stadtausſchuß) oder von Amts wegen 
oder endlich auch beim Nachweis der Unrichtigkeit der Eintragung. 
Ein Anſpruch auf Berichtigung, wie ihn 8 894 BB. ge- 
ſchaffen hat, beſteht nicht. Durch § 11 preuß. Fiſchereich. vom 
11. Mai 1916 iſt das Waſſerbuch auch den Fiſchereirechten erſchloſſen. 

2. Wenn auch kein klagbarer Anſpruch auf Berichtigung des 
Waſſerbuchs gegeben iſt, fo ſteht doch die Klage auf Feſtſtellung des 
Beſtehens oder Nichtbeſtehens des Fiſchereirechts ſelbſt gemäß $ 256 
3. offen. Dieſe nunmehr auch vom R®. gebilligte Auffaſſung wird 
allgemein in der Literatur vertreten. In dieſer Beziehung ſind die 
Ausführungen des RG. überzeugend. Der dabei erwähnte 8192 
Abf. 4 WG. beſtimmt, daß Widerſprüche auch auf Erſuchen der 
ordentlichen Gerichte einzutragen ſeien. Er iſt eine äußerſt un⸗ 
glückliche Schöpfung der Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes, von 
der hier nur jo viel gejagt fein ſoll, daß der Abſ. 4 jeder praktifchen 
Bedeutung entbehrt. 

3. Abzulehnen iſt das Urteil des RG., ſoweit es 
den Bekl. zur Einwilligung in die Eintragung des 
Kl. als des Fiſchereiberechtigten im Waſſerbuche ver⸗ 
urteilt. Dieſes Ergebnis ließe ſich nur rechtfertigen, wenn ein 
Anſpruch auf Berichtigung vorläge, was aber nicht der Fall iſt, wie 
bereits oben ausgeführt. Der Berichtigungsanſpruch des BGB. Hat 
ſeine Ergänzung in 8 22 G80. gefunden, wonach es zur Berichtigung 
der Bewilligung des davon Betroffenen bedarf. Eine ſolche Vorſchrift 
iſt folgerichtig im preuß. Waſſer G. nicht enthalten. Es fehlt alſo nicht 
nur jede Geſetzesbeſtimmung, die den diesbezüglichen Klaganſpruch 
ſtützen könnte, ſondern auch jedes Rechtsſchutzintereſſe dafür. Denn 
wie das NG. ſelbſt darlegt, iſt die Waſſerbuchbehörde (Bezirks⸗ 
ausſchuß) an die Entſch. des ordentlichen Gerichts nicht gebunden. Als 


beſtandes: „Ferner hat das Gericht zu ſeiner Jafornanch 
Außerungen des Zentralverbandes des deutſchen Bank j 
Bankiergewerbes, ſowie der Induſtrie⸗ und Handelskammen 
Berlin über die damaligen Zinsſätze erbeten und due 
letzterer in anderen Rechtsſtreitigkeiten hierüber erste g 
Gutachten beigezogen.“ Dieſe Rüge iſt unbegründet: hel 
das Gericht die erwähnten Außerungen und Gutachten 5 
zog, ſo geſchah das — ähnlich wie bei öffentlichen M 
ſchriften über die den Streitſtoff berührenden Fragen — Sa 
geſprochenermaßen zur Gewinnung von Einſicht und er 
kunde bez. der umſtrittenen Frage nach der zuläſſigen 8 
von Bankzinſen im Zeitabſchnitte des Währungsverfqun ch 
der Markbefeſtigung. Dem Gerichte muß dergleichen Um blei⸗ 
nach Erkenntnisquellen und Mitteilungen frei überlaſſen w 
ben, wenn und ſoweit es ſich darum handelt, Tatſachen zu Pr 
mitteln, die es gegebenenfalls auf Grund ſorgſamer Prit ge 
als gerichtsbekannt behandeln kann. Daß alle derartigen 
kundungsmittel, wie die Reviſion meint, zur Kenntnis ev’ 
Parteien gebracht und in der Verhandlung vorgetragen 
den müßten, iſt nicht zu billigen. Dies würde dem Ger de 
bei der Aneignung des für feine Berufsaufgaben fördern g 
Stoffes unhaltbare Schranken ſetzen und überdies die 
handlung in undurchführbarer Weiſe belaſten. 
(U. v. 3. Juli 1926; 256/25 I. — Naumburg.) [sa] 
U 
3. 8 519 3 P. Die bloße Mitteilung b 
Partei von der Einzahlung des Vorſchuſſes 1 
als Nachweis der erfolgten Zahlung angeſe! 
werden.] 16 
Das BG. iſt der Anſicht, daß die briefliche Mitteille⸗ 
des Bekl. an das BO. v. 31. Dez. 1925, er habe die A 
langte Prozeßgebühr von 111% „heute“ auf das Poſtſch 
konto der Gerichtskaſſe in Stuttgart überwieſen, nicht 
Nachweis der Einzahlung der Prozeßgebühr enthalte, obwo. 
ſie innerhalb der für dieſen Nachweis geſetzten, mit dem 2. * 
1926 ablaufenden Friſt eingegangen ſei. Offenbar hält ec) 
BG. die durch keine Belege unterſtützte Benachrichtigung bun 
die Partei nicht für ein zur Erbringung des in Rede ſtehen be⸗ 
Nachweiſes geeignetes Beweismittel. Dieſe, von der Reb.“ 
kämpfte Meinung ſteht im Widerſpruch mit der in dem Ser 
ſchluß des RG. v. 7. Jan. 1925 (IRdſch. 1925 Heft? Toy 
lage Nr. 108) vertretenen Auffaſſung, nach der in einer ſole 


113 
einzige Grundlage für feinen Standpunkt vermag das RG. auch * 
die gewiſſermaßen moraliſche Wirkung für ſich in Anſpruch , 
nehmen. Dieſer Erfolg wird aber ſchon durch die Feſtſtellung des Mi 
als des Fiſchereiberechtigten erreicht, ohne daß es noch der Einw 
gung des Bekl. bedurfte. 18 
4. Ohne weiteres drängt fid) die Frage auf, wie ſich die Recht, 
lage geſtaltet, falls die Waſſerbuchbehörde infolge anderer Bev ab- 
würdigung die Berichtigung des Waſſerbuchs zugunſten des Kl. ei 
lehnt. Materiellrechtlich iſt im ordentlichen Rechtswege die Fische e 
berechtigung des Kl. feſtgeſtellt, ſie genießt alſo z. B. den Schutz 
§ 1004 BGB. Das Waſſerbuch dagegen weiſt einen anderen inen 
fiſchereiberechtigt aus. Es hat daher in dieſem Falle völlig Net 
Zweck verfehlt, der einzig und allein in der Förderung der NEN, 
ſicherheit beſteht, wirkt vielmehr nur verwirrend. Daraus erhellt, rie- 
die Berichtigung des Waſſerbuchs vom WaſſerG. in recht unbele 
digender Weiſe geregelt worden it. Eine poſitive Geſetzes vorſchr 
daß die Berichtigung auch auf Grund von Urteilen der ordentli 
Gerichte zu erfolgen habe, wäre unbedingt geboten. 
RA. Max Herrmann, Berlin. 


Zu 2. Die Erwägungen des RG. find außeran 
dentlich bedenklich: Sie berühren die viel erörterte 1 1 
des privaten Wiſſens des Richters. (Stein⸗Jonas, 8 291 Ann, 
3PO.; Baumbach, ZPO. 5 291 Anm. 1B und C; Ka! 
Anm. 12 und b.) an 

Aber ſoweit man auch die Befugnis des Richters auabeht 
mag, fein Wiſſen, auch ſoweit es ſich auf die Erfahrungen aus it 
deren Prozeſſen gründet, zu verwerten, ſowenig wird man doch len 
dem Grundjage der Verhandlungsmaxime es für vereinbar hal 
können, daß das Gericht, wie es vorliegend geſchehen iſt, „zu 14 Ms 
Information Außerungen des Zentralverbandes ... ſowie der 3, 
duſtrie⸗ und Handelskammer“ heranzieht und, ohne den 
Gelegenheit zur Außerung zu geben, deren Inhalt verwertet. 
es handelt ſich doch dabei eben nicht um Dinge, die das Gee 
kennt, ſondern um Dinge, deren Kenntnis es ſich erſt im Laufe 03 
Prozeſſes aus anderen Erkenntnisquellen verſchafft (vgl. RG. P 


2 Jahrg. 1926 Heft 25 
Berg der Nachweis der Zahlung gefunden werden kann, 
after im allgemeinen nicht annehmen läßt, daß ein Ge⸗ 
In Amann derartige Mitteilungen wahrheitswidrig oder mit 
r digen Zeitangaben mache. Gemäß dieſer Auffaſſung, von 
A abzugehen kein Grund vorlag, hat der Senat, der von 
keſchri wegen zu prüfen hatte, ob die Berufung in der vor⸗ 
d. Hriebenen Weiſe eingelegt war, auf Grund des Schreibens 
ILS Dez. 1925 für erwieſen angefehen, daß der Bekl. am 
Sue 1925 die Prozeßgebühr auf das Poſtſcheckkonto der 

r Gerichtskaſſe eingezahlt hat, und daraus und dem 
und szuſetzenden ordnungsmäßigen Geſchäftsgang der Poſt 
Ihr s Poſtſcheckamts den Schluß gezogen, daß die Gut⸗ 
at noch am 2. Jan. 1926 erfolgt iſt. 

. v. 28. Sept. 1926; 156/26 VI. — Stuttgart.) [Ku.] 


trag 8555 3 PO. Zuläſſigkeit der Reviſion 
N falſcher Bezeichnung der Gegenpartei. 
Darin der Reviſionsſchrift find im Rubrum a) der Gemeinde⸗ 
eher W., b) der Amtmann R. in €. als Bekl. und Rev⸗ 
auſtg bezeichnet; von ihnen wird die Zuläſſigkeit der Rev. be⸗ 
des det, weil gegen ſie ein WU. nicht vorliege. Das Urteil 
Neben 5. v. 29. Sept. 1925 mit dem Aktenzeichen 3U 241/24, 
Kl welches nach dem Texte der Reviſionsſchrift für die 
Men eingelegt worden iſt, war ergangen gegen die Ge 
B. 185 als Bekl., geſetzlich vertreten durch die beiden jetzt 
Repiss l. bezeichneten Perſonen. Nach 8 553 ZPO. muß die 


dieſes U. 


Alg d; 
gt die vorliegende Reviſionsſchrift, nach der namens der Kl. 


5 ein nach Aktenzeichen, Tag der Verkündung und der Zu⸗ 
eingeleh genau bezeichnetes Urteil des OLG. zu Hamm Rev. 
Einen gt wird. Daß ſich die Rev, trotz der augenſcheinlich auf 


rteil Rev. eingelegt werde. Dieſen Erforderniſſen ge⸗ 


55 Verſehen beruhenden, unrichtigen Bezeichnung der ge⸗ 
en den Vertreter der Gemeinde E. als Bekl. tatſächlich nicht 
ieſe Vertreter, ſondern gegen die Gemeinde ſelbſt als 
Sachd richten ſollte, iſt ohne weiteres aus dem dargelegten 
alt erkennbar und mußte auch den geſetzlichen Ver⸗ 
wi d der Bekl. aus der Reviſionsſchrift im Zuſammenhang 
Mar denn ihnen bereits zugeftellten Urteil v. 29. Sept. 1925 
N ediſionz Die unrichtige Parteibezeichnung im Rubrum der 
Der ionsſchrift kann demgegenüber nicht in Betracht kommen. 
ſiongf 53 ZPO. verlangt nicht mehr, als daß aus der Revi⸗ 
Ref eilt zweifelsfrei erh L, welches beſtimmte Urteil an⸗ 
Hen werden ſoll. Ungenauigkeiten und Unrichtigkeiten in 
Ma ezeichnung der Parteien ſchaden nicht, wenn trotz dieſer 
die Nel unzweideutig erſichtlich iſt, gegen welches Urteil ſich 
läßt eviſionseinlegung richtet. Die Rev. iſt hiernach in zu⸗ 
(aer Weise gegen die Gemeinde E. als Bekl. eingelegt. 
v. 17. Sept. 1926; 547/26 II. — Hamm.) (Ku.] 
5 WERE 
ren aum bach, ZO. Einl. vor § 128 Anm. 2; Stein⸗Jonas, 
das F. Vorbem. vor 8 128 III 4 a. E). Im vorl Falle, in welchem 
Brake ſehr ausführlich ſeine Auffaſſung begründet hat, mag aus 
rogeſſn 1 Gründen die Erwägung nahegelegen haben, nicht einen 
kann alen Angriff für entſcheidend zu halten. Aber grundſätzlich 
gungen bt anerkannt werden, daß das Gericht befugt ſei, Erkundi⸗ 
Porsche, die es eingezogen hat, für ſein Urteil zu verwerten, ohne den 
Veugns Gelegenheit zur Außerung zu geben. Die Einräumung dieſer 
lunge ma an das Gericht bedeutet den glatten Umſturz der Verhand⸗ 
axime. Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


— 


97 Wu. 1. Die „Gewinnſucht“, die ſeit dem Geldſtrafench. v. 
einge 10 1923 für die Höhe der Geldſtrafe als Schärfungsgrund 
da ührt iſt, ehört vielleicht noch mehr als die „Habſucht“, die 
Schleich 15 18. Dez. 1920 über die Verſchärfung der Strafen gegen 
Fegrifphandel uſw. als Tatbeſtandsmoment verwertete, zu den 
dann en, die im weſentlichen nur Mine erfaßt werden 
Denk; Der weitgehenden Begriffsbeſtimmung, die ſich in der 
und ubrift zu dem Entwurfe des StGB. v. 1920, S. 61 findet, 
ſchüeßt die Franck zu § 272 anknüpft, um sie abzulehnen, 
on 5 ſich das vorliegende Urteil nicht an. Daß Gewinnſucht 

ſchaffenbiliegen ſoll, wenn der Täter ſich Vermögensvorteile ver⸗ 
auch in will, billigt das Urteil nicht. Andererſeits verlangt es 
Nerd — was Franck fordert —, daß die Gewinnſucht einer 

beutn nden Geſinnung des Täters entſpricht. Daß eine Aus⸗ 
Wird ” vorliegt, wie fie das zit. G. v. 18. Dez. 1920 erforderte, 
Fall 0 enfalls nicht vorausgeſetzt, wenngleich ſie im vorliegenden 
on der Vorinſtanz feſtgeſtellt iſt und dem MG. weſent 
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b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


* 1. 8 27a StGB. Gewinnſucht iſt nicht gleich⸗ 
bedeutend mit Erſtreben eines Vermögensvor⸗ 
teils.] 7) 


Daß ein Verbrechen oder ein Vergehen auf Gewinnſucht 
beruht, iſt allerdings nicht ſchon aus dem Grunde anzuneh⸗ 
men, weil der Täter durch deſſen Verübung einen Vermögens⸗ 
vorteil für ſich erſtrebt. Dies geht ſchon daraus hervor, daß 
die auf Erlangung eines Vermögensvorteils gerichtete Ab⸗ 
ſicht des Täters bei manchen ſtrafbaren Handlungen zu deren 
geſetzlichen Tatbeſtandsmerkmalen gehört und bei den meiſten 
Vermögensdelikten wenigſtens in der Regel vorliegen wird. 
Es ergibt ſich aber auch aus dem Sinn, den der allgemeine 
Sprachgebrauch mit dem Worte „Gewinnſucht“ verbindet. Da⸗ 
nach iſt Gewinnſucht die Steigerung des berechtigten Erwerbs⸗ 
ſinnes auf ein ungewöhnliches, ungeſundes, ſittlich anſtößiges 
Maß. Sie iſt vorhanden, wenn das Verlangen des Täters 
nach Gewinnerzielung ihn mit ſolcher Gewalt beherrſcht, daß 
er ihm hemmungslos unterliegt, ohne auf die Schranken zu 
achten, deren Innehaltung Geſetz und Recht, geſchäftlicher An⸗ 
ſtand und die ſchuldige Rückſicht auf ſeine Mitmenſchen von 
ihm fordern. Sie wird häufig, braucht jedoch nicht notwendig 
eine die einzelne Tat überdauernde und in dieſem Sinne blei⸗ 
bende Eigenſchaft des Täters zu ſein, kann vielmehr auch nur 
zuweilen, ſelbſt nur ein einziges Mal in die Erſcheinung tre⸗ 
ten, z. B. durch eine unerwartete beſonders günſtige Gelegen⸗ 
heit und die in ihr liegende Verſuchung hervorgerufen werden. 
Es iſt nicht erſichtlich, daß die Stg., wenn fie auch nicht aus⸗ 
drücklich ausſpricht, was ſie unter „Gewinnſucht“ verſteht, bei 
Fällung der Entſcheidung von einer anderen als der hier dar⸗ 
gelegten Auffaſſung ausgegangen iſt. Vielmehr ergibt ſich aus 
den Urteilsausführungen unzweideutig, daß ſie das Beruhen 
der Tat des Angekl. auf Gewinnſucht aus dem Grunde an⸗ 
genommen hat, weil er ſeine Auftraggeber, die ſich, wie er 
wußte, alle in bedrängter Vermögenslage befanden und ſich 
lediglich im Vertrauen auf ſeine wahrheitswidrige Verheißung 
einer ſchnellen, ſicheren und billigen Hilfe an ihn gewendet 
hatten, in der rückſichtsloſeſten Weiſe ausgebeutet hat, ohne 
auch nur einen ernſtlichen Verſuch zu machen, ihnen als Gegen⸗ 
leiſtung für alle ihm gebrachten Vermögensopfer irgendwelche 
nennenswerte Förderung ihrer Intereſſen zu verſchaffen. Das 
iſt nicht rechtsirrig. 

(2. Sen. v. 20. Mai 1926; 2D 250/26.) A.] 


lich mit dazu dient, die Richtigkeit des Volderurteils anzuerkennen. 
Verlangt wird die Steigerung des berechtigten Erwerbsſinnes auf 
ein ungewöhnliches, ungeſundes, ſittlich anſtößiges Maß. Die 
„Unerſättlichkeit im Erwerb“, die in der in Grimms Wörter⸗ 
buch wiedergegebenen Definition Kants für „Habſucht“ als De» 
zeichnend hingeſtellt wird, entſpricht ungefähr dem, was das Urteil 
mit ſeiner Begriffsbeſtimmung umſchreibt. Ein ſolches „gieriges 
Verlangen nach Habe“ (Grimm) ſetzt im allgemeinen voraus, 
daß das Objekt des Deliktes eine größere Menge ausmacht. Nach 
der ethiſchen Seite drückt der Begriff ebenſo wie der Begriff 
der Habſucht ein Maximum der Mißbilligung aus (. mein 
Preistreibereiſtrafrecht, 7. A. S. 313 Anm. 7b). Das führt denn 
doch wieder dazu, daß, ſelbſt wenn man nicht begriffsnotwendig 
eine dauernde Eigenſchaft des Täters verlangt, dieſe doch regel⸗ 
mäßig feſtzuſtellen ſein wird, wenn der Begriff in der richtigen 
Begrenzung genommen wird. 

In jedem Falle kann es ſich bei der Fixierung deſſen, was 
man unter Gewinnſucht zu verſtehen hat, nur um taſtende Ver⸗ 
ſuche handeln, eine im weſentlichen erfühlte Vorſtellung ſo klar 
zu faſſen, daß die Willkürlichkeit der Rechtsanwendung nach Mög- 
lichkeit ausgeſchloſſen wird. Des Begriffs ſo Herr zu werden, daß 
überhaupt eine reguläre Nachprüfung durch das Rev. möglich 
iſt, wird kaum gelingen. Nur in Ausnahmefällen wird eine recht⸗ 
liche Verkennung dieſes Tatbeſtandsmerkmals nachweisbar ſem. 
Wegen der Nevifibilität ähnlicher Begriffe ſiehe Mannheim: 
Beiträge zur Lehre von der Reviſion wegen materiell rechtlicher 


Verſtöße, S. 90 f. . 
RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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Kayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
Berichtet von RA. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 

1. § 368 Ziff. 10 StGB. Die Entſcheidung v. 7. Aug. 1925 
— ber Tatbeſtand des § 368 Ziff. 10 StGB. erfordert, 
daß die zur Jagdausrüſtung gehörenden Jagdgeräte nach 
ihrer Beſchaffenheit dauernd zur Verwendung bei der 
Jagd beſtimmt ſein müſſen — (JW. 1926, 14609) wird 
aufrechterhalten. f) 

Zur Jagd ausgerüſtet iſt, wer eine Jagdausrüſtung bei ſich trägt, 
die zum Jagen jagdbarer Tiere dient. Weiterhin hat der Senat ausge⸗ 
ſprochen, daß, ſoweit es ſich um Jagdgeräte, alſo auch um Fallen, han⸗ 
delt, dieſe Gegenſtände nach ihrer Beſchaffenheit zur Verwendung bei der 
Jagd auf jagdbare Tiere geeignet ſein müſſen, daß dieſe Eignung allein 
aber nicht genügt, ſondern daß ſie auch zu dieſem Zwecke dauernd be⸗ 
ſtimmt ſein muſſen. Mit dieſer letzteren Vorausſetzung iſt aber nicht auf 
die ſubjektive Zweckbeſtimmung abgeſtellt, die der Beſitzer den Geräten 
gegeben hat; ſie iſt vielmehr dann gegeben, wenn Gegenſtände dieſer 
Art durch ihre objektive Beſchaffenheit zur Ausübung der Jagd auf 
jagdbare Tiere beſtimmt ſind, d. h., wenn ſolche Gegenſtände, ſei es 
zur berechtigten oder unberechtigten Jagdausübung, hergeſtellt oder 
verwendet zu werden pflegen. 

(BayOb s., Urt. v. 20. April 1926, RevReg. I Nr. 63/26.) 


Beſchwerdeentſcheidungen gegen 
die Entſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 


1. Preußen. 
Kammergericht. 
Berichtet von den Mitgliedern des Aufwertungsſenats. 


1. 8 3 Abſ. 1 Ziff. 7 AufwGG. Als ein Treuhandver⸗ 
hältnis i. ©. dieſer Vorſchrift iſt auch die verdeckte (ftille) 
Stellvertretung anzuſehen. (Quaſſowski S. 67; Nadler, 
Grundbuch- und Aufwertungsfragen S. 141). 

(GG., 9. 3 S., Beſchl. v. 4. Sept. 1926, 9 AW 393/26.) 
= 

2. 88 3 Ziff. 7, 11 Aufw. Abtretung auf Grund 
eines Treuhandverhältniſſes und Rückabtretung ſchließt 
nicht die an ſich vorhandene Aufwertbarkeit aus. Für 


* 


Zu 1. Der Streitpunkt iſt jetzt hinlänglich geklärt. Nach 
Bay Ob. iſt zur Jagd ausgerüſtet nur der, der Jagdgeräte bei 
ſich führt, d. h. Geräte, die zur Jagd hergeſtellt werden und verwendet 
zu werden pflegen, alſo — in Beſchränkung auf Waffen — Jagd⸗ 
waffen, wie Jagdflinten, Drillinge, Jagdbüchſen, Karabiner. Nach der 
von mir vertretenen Auffaſſung (JW. 1986, 1460) iſt nach 8 368 
Ziff. 10 auch der ſtrafbar, der Geräte bei ſich führt, die nicht zur Jagd 
hergeſtellt ſind und auch gewöhnlich nicht zu Jagdzwecken verwendet 
werden, die aber doch zur Jagd geeignet ſind, alſo z. B. — wieder 
in Beſchränkung auf Feuerwaffen — ein Infanteriegewehr, ein 
Maſchinengewehr, eine Armeepiſtole oder eine Scheibenbuͤchſe. (Eine 
Browning⸗Piſtole oder einen Revolver würde ich dagegen nicht als zur 
Jagd geeignet bezeichnen.) Erfahrungsgemäß wird auch mit Waffen 
der letzteren Art gewildert. Der Träger einer ſolchen Waffe kann 
ebenſo wie der Träger einer Jagdwaffe in Verſuchung kommen, 
fremdem Wild nachzuſtellen, und für den Jagdberechtigten iſt es ebenſo 
unerwunſcht, wenn auf ſeiner Jagd jemand mit einem geladenen In⸗ 
fanteriegewehr herumläuft, wie wenn er eine Jagdbüchſe bei ſich 
führt. Für Fallen müſſen die gleichen Erwägungen gelten wie für 
Waffen. Ich halte daher — im Gegenſatz zum Bay Obe G. — die 
ſtrenge Auslegung des 8 386 Ziff. 10 RSt&B. nach wie vor für 
richtig. Eine unbillige Einſchränkung des Publikums vermag ich in 
dieſer Auffaſſung nicht zu erblicken. 

Prof. Dr. E. Kern, Freiburg i. B. 


Zu 3. Der Beſchl., der einen praktiſch wichtigen und häu⸗ 
figen Fall betrifft, it formallogiſch zutreffend; wirtschaftlich bleibt 
er unbefriedigend. Das entgegengeſetzte Ergebnis iſt nach dem 
Sinne des Geſetzes durchaus vertretbar: 

A. verkauft ein Grundſtück an B. zu 200 000 % mit einem 
Reſtkaufgeld von 100 000 %. B. verkauft es weiter an C. für 
220000 /, gleichfalls mit einem Reſtkaufgeld von 100000 .#. 
A. erteilt die Auflaſſung unmittelbar an C. Diefer zahlt 20 000 % 
an B. und 100 000 % an A. und beſtellt in Höhe der reſtlichen 
100 000 % für A. Hypothek. Die Reſtkaufgeldforderung des A. 
iſt wirtſchaftlich eine Forderung für unmittelbare Hingabe des 
Sachwerts. In vielen Fällen iſt der zweite Vertrag auch ſo ab⸗ 
geſchloſſen worden, daß C. die Reſtſchuld des B. gegenüber A. 
übernommen und für dieſe übernommene Schuld Hypothek 
beſtellt hat. In dieſen Fällen hat A. zweifellos einen Aufwertungs⸗ 


Rechtſprechung 9 


höhere Aufwertung nach § 10 Nr. 5 zuzulaſſen. Das KG. hat de 


uni 2 


. 1} 
die Berechnung des Goldmarkbetrages bleibt der Erwes 
durch den Geſchäftsherrn maßgebend. } 

(KG., 9. ZS., Beſchl. v. 14. Okt. 1926, 9 Aw III 660 und “in 

5 1 

3. 88 3, li Aufw h. Im Fall des Erwerbs Pu 
Hypothek und Forderung bei Parzellierung des Gru eg 
ſtücks ſteht 8 11 einer Aufwertung über den norma 
Höchſtſatz entgegen. +) 0 
„Die aufzuwertende Forderung wurde erſt durch den Verte 
zwiſchen dem Parzellanten und dem Käufer einer Parzelle in, * 
Perſon des Parzellanten begründet. Der Parzellant hat feln 
Kaufgeldforderung gegen den Parzellenkäufer an den urſpri 
lichen Grundſtückseigentümer abgetreten, und zwar in Anrechm e 
auf die Kaufſchuld, die er dieſem aus dem Parzellierungsveraach 
ſchuldete. Der urſprüngliche Grundſtückseigentümer hat ſeine 695 
bigerſtellung gegenüber dem Parzellenkäufer erſt durch jene dell 
tretung erworben. § 11 ſteht daher einer Aufwertung über ©, 
normalen Höchſtſatz entgegen. Daß der urſprüngliche Grundſtüc. 
eigentümer dem Parzellenkäufer die Auflaſſung unmittelbar, ſen 
teilt hat, ändert nichts daran, daß er die Forderung gegen biel 
erſt im Wege der Abtretung vom Parzellanten erworben hat. 
(Kch., 9. 38, Beſchl. v. 7. Aug. 1926, 9 Aw 119/26.) (,. 
* 


4. 59 Aufwch. Auch wenn die hypothekariſche &% 
cherung faſt völlig wertlos iſt, iſt die Forderung i. & ® 
89 AufwG. durch Hypothek geſichert. f) 2 
Jaede Forderung, für die eine Hypothek eingetragen iſt, mc 
liegt den ff AufwG. Darauf, ob die Hypothel wirtſchaft N 
noch als Sicherung der Forderung ausgeſprochen werden ka 
kommt es nicht an. Die Forderung gilt vielmehr auch dann 
durch Hypothek i. S. des SI gefichert, wenn der Goldmarkbel en 
der Hypothek ſelbſt mit Rückſicht auf ihre bei einem niedrig 
Stande der Papiermark erfolgte Grundbucheintragung nach — 
AufwG. nur ganz geringfügig it. Zwingende und eindeutige int 
ſtimmungen des AufwG. wegen ihres unbilligen Ergebniſſes ‚m 
Einzelfalle außer acht zu laſſen, iſt nicht angängig. Aus diese a 
Grunde iſt auch der Hinweis der Antragſtellerin auf die Unbunt, 
keit, die das Aufiv®. gerade für hypothekariſch geſicherte Jong. 
rungen im Verhältnis zu ungeſicherten mit ſich bringt, unbeachtl 

(KG., 9. 3 ., Beſchl. v. 31. Juli 1926, AW III 678/26.) ., 
* 


anſpruch nach § 10, ohne daß 811 — Abtretung der Kaufgeh, 
forderung — entgegenſteht. Im Streitfalle hat C. nicht e 
Schuld des B. an A. übernommen, ſondern B. hat ſeine Ei 
Forderung gegen C. an A. abgetreten. Der Tatbeſtand it wi 
ſchaftlich völlig gleich, die Verſchiedenheit rein formal. 

? $10 will, wie anerkannt ift, den Aufwertungsanſpruch 11 
jenigen bevorzugt behandeln, der einen Sachwert hingegeben 
hat. Deshalb ſoll die Forderung in der Hand deſſen, der fie en. 
durch Abtretung erworben hat, wieder auf 25 0% beſchränkt bleiben 
Durch die Abtretung iſt die wirtſchaftliche Beziehung der For Ir 
rung auf den Sachwert gelöſt; ſie iſt für den Erwerber 0 
reinen Vermögensanlage geworden. Deshalb war es verftändll 0 
daß das KG. ebenſo wie Bayob ech. eine höhere Aufwertung 1 
dort verſagt haben, wo der Veräußerer das Kaufgeld ſchon NT 
der hypothekariſchen Sicherſtellung abgetreten oder ſogar unmitt 
bar einem Dritten überwieſen hat (vgl. JW. 1926, 1468 k, 1830 et 
183216). Damit wurde die Tragweite des 8 11 vielleicht — 
ſeinen Wortlaut hinaus erweitert, dafür aber der Sinn der — 
ſchrift zur Geltung gebracht. Hier iſt es umgekehrt. Der ein, 
des 8 11 hätte es nahegelegt, ihn nicht anzuwenden, ſondern 1 


des 


gegen einer Entſcheidung nach dem ſtrengen Wortlaute den Vorzu 
gegeben. Das iſt um jo befremdlicher, als das KG. ſonſt imme 
den Ausnahmecharakter aller die Aufwertung einengenden er 
ſchriften betont und den Grundſatz ausgefprochen hat, daß der U 

kreis der frei aufwertbaren Anſprüche möglichſt weit zu 80 17. 
ſei (gl. beſ. JW. 1926, 173 u. 1463 u. Ring Rechtſpr. 1926, 2“ 
ähnlich OLG. Stuttgart JW. 1926, 2095 a. E. und Frank 
furt Rechtſpr. 397 Sp. 1). Es wäre zu wünſchen, daß je 
KG. den Standpunkt des vorliegenden Beſchluſſes einer ernen 
Nachprüfung unterzieht. RA. Dr. Lasker, Breslau. 

einzel” 


Zu 4. Der Beſchl. iſt unzweifelhaft zutreffend. Die 15 
nen Vorausſetzungen, an die das Aufiv®. beſtimmte Rechts”, 
kungen anknüpft, können immer nur Papiermarkvvorausſetzu 15 
gen ſein, die das Geſetz bei ſeinem Inkrafttreten bereits vorge 1 
den hat. Iſt eine Forderung, wenn fie durch Hypothek geſiche, 
iſt, nach beſtimmten Grundſätzen aufzuwerten, ſo kann dau 
nur die Papiermark hypothek gemeint ſein. Ob die An 
wertung dieſer Hypothek hoch oder gering ift, ergibt ſich exit a 


1 


| j . Jahrg. 1926 Heft 25 


te § 9 Anfıv®. Übernahme von Hypotheken in An- 
ung auf den Kaufpreis. f) 
re uberninumt der Käufer eines Grundſtücks Hypotheken in An⸗ 
getilgt ig auf den Kaufpreis, ſo wird inſoweit die Kaufpreisforderung 
ſprud Mit dieſer Auflaſſung ſetzt ſich der Senat nicht in Wider⸗ 
nicht zu ſeiner in 9 Aw 13/26 geäußerten Anſicht; dort wurden 
lechnu Fremdhypotheken, ſondern Eigentümergrundſchulden in An⸗ 
dem 80 auf den Kaufpreis übernommen. Dort Konnte durch die 
ſichert erkäufer zuſtehende Grundſchuld die Kaufpreisforderung ge- 
ie werden. Deshalb war der Parteiwille dahin auszulegen, daß 
a ‚ufgelbforberung nicht durch die Übernahme der Grundſchuld 
155 wurde, ſondern beſtehen und durch die Grundſchuld geſichert 
durch Hier dagegen kann der Verkäufer feine Kaufpreisforderung 
Tenbhr ihm nicht zuſtehende, eine andere Forderung bereits ſichernde 
Sunne Opothel nicht ſichern, eine Auslegung des Parteiwillens im 
e der Entſcheidung in Aw 13/26 iſt daher nicht möglich. 
G., Beſchl. v. 31. Juli 1926, 9 Aw 484 u. 499/26.) 


* 


I 8 10 Abſ. 1 Ziff. 2, Abſ. 3 Aufwch. Der An⸗ 
preise des Überlaſſenden auf Zahlung des Überlaſſungs⸗ 
Nute unterliegt der Aufwertungsſchranke des § 10 Abſ. 3 
der! G. auch in dem Falle, daß in dem Gutsüberlaſſungs⸗ 
Erbrage gleichzeitig Abfindungen oder vorbeſchiedene 
auap „le für die Ehefrau und die Kinder des Überlafjers 
edungen find (ogl. JM Bl. 1926, 184 Nr. 4 u. 5.0) 
Lind Rur den Zuwendungen des Überlaſſers an ſeine Frau und feine 
deut kann das Vorrecht der unbeichränkten Aufwertbarkeit zuer⸗ 
recht werden. Sie allein werden mit Rückſicht auf das künftige Erb⸗ 
Kar der Bedachten im Vertrage vereinbart. Was ſich dagegen der 
aſſer ſelbſt vom Übernehmer verſprechen läßt, kann nicht anders 
laſtawertet werden als ein Kaufgeld bei einem gewöhnlichen Über⸗ 
laſſer dee oder Kaufvertrage. Denn die Forderung, die ſich der Über⸗ 
Eb vorbehält, will er nicht ſchon bei Lebzeiten ſeinen künftigen 
en zuwenden. Dieſer Anſpruch ſoll im Gegenteil von der „vor⸗ 


G. 


den 


alfo Hy pothekenvorſchriften des Geſetzes, deren Anwendung 


dabei vorausgeſetzt wird. Dagegen iſt es unmöglich, nach⸗ 
dein man durch Anwendung der Hypothekenvorſchriften zu einer 
Re at Aufwertung des dinglichen Rechts gelangt iſt, aus dieſer 
ſichentswirkung zu ſchließen, daß eine durch Hypothek ge⸗ 
wär te Forderung i. S. des Geſetzes gar nicht in Frage ſtehe. Das 
e der Schulfall einer petitio prineipii. 
daß Aus dem gleichen Gedankengange heraus war es auch richtig, 
das KG. das Vorliegen einer durch Hypothek geſicherten 
m erung auch dort angenommen und eine Aufwertung nach all⸗ 
din, n Vorſchriften abgelehnt hat wo eine Wiedereintragung des 
ofen en Rechts auf Grund der Vorſchriften der 88 20, 21 aus⸗ 
9 25 ſen, mithin die Hypothek als ſolche erloſchen war (vgl. DIZ. 
Pr 1725 Nr. 19). Gerade weil das Geſetz im Abſchnitt 
beter Hypotheken die Aufwertung des dinglichen Rechts in 
in en Fällen ausſchließt, it eben vorausgeſetzt, daß es ſich 
chu dieſen Fällen um Hypotheken handelt, auf die jener Aus⸗ 
Fort ſich erſtrecken ſoll, und demgemäß bei den zugeordneten 
Kon, erungen um Hypothekenforderungen. In allen dieſen Fällen 
863 eine Aufwertung nach den allgemeinen Vorſchriften der 
ff. nicht in Frage. RA. Dr. Lasker, Breslau. 


fin Zu 5. Die Vorſchriften des BOB. über die Schuldubernahme 
abſtrakter Natur und regeln nicht die kauſalen Rechtsbeziehungen, 
Schuld zwiſchen dem urſprünglichen Schuldner und Übernehmer der 
cane infolge der Schuldübernahme ergeben. Sie können ganz ver⸗ 
fett ener Art fein; ihr Charakter iſt im Einzelfalle beſonders feſtzu⸗ 
15 Bei der Übernahme einer durch Hypothek geſicherten For⸗ 
dach iſt die causa der Schuldübernahme regelmäßig die Ver⸗ 
nehmend auf den Kaufpreis für das belaſtete Grundſtück. Der Über⸗ 
N 5 iſt der Käufer, der den Kaufpreis ſchuldet. Er ſoll ihn dadurch 
It N daß er eine Schuld des Verkäufers zu bezahlen übernimmt. 
ie Schuldübernahme vom Gläubiger genehmigt, ſo iſt, wie das RG. 


wi 
F (RO.56, 202; 75, 840 — IRB. 1911, 442; 
2 Komm. 8415 Aum. 1/2), nach allgemeiner Verkehrsauffaſſung der 


ſin käufer von der Schuld befreit, eine kumulative Haftung 
1 nicht ſtatt. Mit der Befreiung des Verkäufers iſt der Käufer 
die eher) feiner Verpflichtung, zur Tilgung feiner Kaufgeldſchuld 
ebf chuld des Verkäufers zu bezahlen, nachgekommen. Die Kauf⸗ 
But iſt erloſchen. Der Textentſcheidung iſt daher inſoweit bei⸗ 


2 san einer Übernahme einer Grund chuld in Anrechnung auf 
is baufpreis kann man überhaupt nicht ſprechen; eine Schuld 
daß der 8414 ff. iſt hier ja nicht vorhanden. Denkbar iſt freilich, 
nicht ie Schuld, welche regelmäßig auch der Grundſchuld, wenn auch 
der a organiſcher Verknüpfung, zugrunde liegt, zum Gegenſtand 
a ernahme gemacht wird. Von ſelbſt verſteht ſich in ſolchem Falle 

dernahme der Schuld nicht; die abweichende Regelung des 8 53 


u 


__Rehtfprehung 


2633 


weggenommenen Erbteilung“ aus geſchloſſen werden und erſt 
beim Tode des Üüberkaſſers mit feinem ſonſtigen, dann noch 
vorhandenen Nachlaſſe an die Erben fallen. 
(KG., 9. 3 S., Beſchl. v. 8. Juli 1926, 9 AW III 379/26.) [N.] 
* 


7. 810 Abſ. 1 Ziff. 5 AufwG.; 891 Abſ. 2 3G. 
Der Hypothekengläubiger, der mit dem Erſteher das Be⸗ 
ſtehenbleiben der Forderung nach § 91 Abſ. 2 3G. ver ⸗ 
einbart, erlangt durch dieſe Vereinbarung nicht eine neue, 
als Kaufgeldforderung anzuſehende Forderung gegen den 
Erſteher. 


Der Antragsgegner, der das Grundſtück im Wege der Zwangs⸗ 
verſteigerung erwarb, traf mit der Antragſtellerin, deren Hypo⸗ 
thekenforderung in das geringſte Gebot fiel und durch Barzahlung 
hätte berichtigt werden müſſen, die Vereinbarung, daß die Antrag⸗ 
ſtellerin ſich für befriedigt erklärte und der Antragsgegner aner⸗ 
kannte, ihr aus geſtundetem Verſteigerungserlöſe den Betrag von 
14000 % zu verſchulden und hierfür eine Hypothek eintragen zu 
laſſen. Die Hypothel der Antragſtellerin wurde hierauf gelöſcht, 
und die neue Hypothek wurde in der angegebenen Weiſe einge⸗ 
tragen. Die Antragſtellerin verlangt deren Aufwertung in voller 
Höhe des Nennbetrages, indem ſie ſie als Kaufgeldforderung i. S. 
des § 10 Abſ. 1 3.5 Aufiv®. betrachtet. Die Vorinſtanzen lehnten 
eine Aufwertung über 25% ab. Das NG. wies die weitere Be⸗ 
ſchwerde zurück. 

Die Antragſtellerin betrachtet ihre Forderung als Kaufgeldforde⸗ 
rung i. S. des 8 10 Abſ. 13.5 Aufwch. und hält ſie deshalb für frei 
aufwertbar. Es iſt allerdings richtig, daß die Forderung nach den 
Grundakten urſprünglich als Reſtkaufgeldforderung begründet wor⸗ 
den iſt, nicht als Darlehnshypothek, wie das LG. irrtümlich angibt. 
Die Forderung hat auch durch die wiederholten Abtretungen den 
Charakter der Kaufgeldforderung nicht verloren. Es iſt auch anzu⸗ 
nehmen, daß fie dieſe rochtliche Natur behalten hat, als die Hypothek 
gelöſcht und an ihre Stelle die Hypothek für eine Forderung aus ge⸗ 


Abſ. 2 3G. findet hier keine Anwendung. Die Übernahme müßte 
hier ausdrücklich und unter genauer Bezeichnung der Forderung ver⸗ 
einbart ſein; die unkorrekten Formulierungen der Praxis, die Grund⸗ 
ſchuld werde in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen, ent⸗ 
halten ſolche Vereinbarung offenbar nicht. Wird ſie wirklich einmal 
getroffen, ſo wird die zur Entſcheidung ſtehende Frage nach den vor⸗ 
her erörterten Grundſätzen, wie bei Übernahme der hypothekariſch ge⸗ 
ſicherten Forderung, zu treffen ſein. Wird die Übernahme der mit 
der Grundſchuld verbundenen Schuld nicht vereinbart — und ſie wird 
es kaum jemals — dann hat die fog. Übernahme der Grundſchuld in 
Anrechnung auf den Kaufpreis doch nur die Bedeutung, daß der 
Kaufpreis in der Weiſe getilgt werden ſoll, daß der Käufer den Ver⸗ 
käufer von der dieſem nach § 439 Abſ. 2 BGB. obliegenden Ver⸗ 
pflichtung, die Grundſchuld zu beſeitigen, befreit. Dieſer Erfolg tritt 
ſofort mit dem Vertragsſchluß ein, ohne daß von einer Genehmigung 
des Grundſchuldgläubigers die Rede ſein kann. Da hier der Kauf⸗ 
preis in der vereinbarten Weiſe beglichen iſt, jo kann auch hier in 
Höhe der Grundſchuld ein Kaufpreis nicht mehr übrigbleiben. Das 
alles gilt von der Fremd grundſchuld, grundſätzlich aber auch von 
der Eigen timergrundſchuld. Nur iſt es in letzterem Falle, wie es 
das KG. in 9A W 13/26 getan hat, allerdings möglich, die Ver⸗ 
einbarung dahin auszulegen, daß die „Übernahme“ (richtiger das 
„Fortbeſtehen“) der Eigentümergrundſchuld nicht die Tilgung, ſon⸗ 
dern die Sicherung der Kaufpreisforderung zufolge hat. 
IR. Stillſchweig, Berlin. 


Zu 6. In dem durch obigen Beſchl. entſchiedenen Falle hal 
der Überlaſſer das Kaufgeld für das überlaſſene Gut in zwei Teile 
geteilt, von denen er den einen ſich vorbehalten, den anderen ſeiner 
Ehefrau und ſeinen Kindern zugewieſen hat. Vor Bezahlung des gegen 
hypothekariſche Sicherheit geſtundeten Kaufgeldes iſt er geſtorben. Der 
Anſpruch auf Aufwertung des geſamten Kaufgeldes ſteht daher der 
Ehefrau und den Kindern des Überlaſſers, die ihn beerbt haben, zu. 
Nach dem obigen Beſchluſſe ſoll nun die Aufwertung des ererbten 
Kaufgeldanteils anderen Vorſchriften unterliegen als die Aufwertung 
des im Vertrage den jetzigen Berechtigten zugewieſenen Anteils. 
Obwohl das Ergebnis nicht ſchön iſt, dürfte ihm zuzuſtimmen ſein. 
Die verſchiedene Behandlung der einzelnen Aufwertungsfälle im 
8 10 AufwG. ift lediglich auf die Art des aufzuwertenden Anſpruchs 
abgeſtellt ohne Rückſicht auf die Perſönlichkeit des Gläubigers. Da⸗ 
her müſſen zwei verſchiedene, demſelben Gläubiger zuſtehende An⸗ 
ſprüche verſchieden aufgewertet werden, wenn ſie im Aufi®. ver⸗ 
ſchieden behandelt find. So hat der 9. Sen. (Aw III 479/26) ß. B. 
auch in einem Falle, in dem gelegentlich eines Grundſtücksverkaufs 
der Verkäufer dem Käufer ein hypothekariſch geſichertes Baudarlehn 
gegeben hat, dieſes lediglich mit 25%, dagegen die hypothekariſch ge⸗ 
ſicherte Kaufgeldforderung nach allgemeinen Vorſchriften aufgewertet. 

RA. Dr. Leo Sternberg, Berlin. 
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ſtundetem Verſteigerungserlöſe eingetragen wurde. Aber die Forde⸗ 
rung iſt, obgleich fie jetzt noch als Reſtkaufgeldforderung anzu⸗ 
ſehen iſt, doch nicht frei aufwertbar, weil fie vor dem 1. Jan. 1909 
begründet iſt (8 10 Abſ. 1 3. 5 Aufwcz.). Das verkennt die An⸗ 
tragſtellerin auch nicht, fie verſucht aber, den Charakter der For⸗ 
derung als einer frei aufwertbaren Kaufgeldforderung in anderer 
Weiſe zu begründen. Sie betrachtet mit Mügel, DurchfVO. S. 261, 
den Erwerb im Wege der Zwangsverſteigerung als ein dem Kaufe 
ſo nahe verwandtes Geſchäft, daß eine entſprechende Anwendung 
der Vorſchriften des § 10 Aufw®. über Kaufgeld forderungen ge⸗ 
boten ſei. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Anſchauung zu 
billigen iſt, ſie ſoll jedoch zugunſten der Beſchwerdeführerin als 
richtig unterſtellt werden. Geht man von ihr aus, fo könnte doch 
höchſtens in Frage kommen, daß der Erſteher das Grundſtück von 
dem Vollſtreckungsſchuldner, dem bisherigen Eigentümer, i. S. des 
8 10 Abſ. 1 3.5 „gekauft“ hat, und das könnte dazu führen, daß 
ein etwa dem Vollſtreckungsſchuldner zukommender überſchuß 
aus dem Verſteigerungserlöſe als Kaufgeldforderung nach 810 
Abſ. 1 3. 5 zu behandeln wäre. Keinesfalls können aber die Hy⸗ 
pothekengläubiger, die mit dem Erſteher das Beſtehenbleiben ihres 
Rechts nach § 91 Abſ. 2 39G. vereinbart haben — die hier vor⸗ 
genommene Löſchung und Neueintragung iſt nur formaler Na⸗ 
tur —, als diejenigen angeſehen werden, von denen der Erſteher 
das Grundſtück „gekauft“ hat. Es ift deshalb der Gedanke ab⸗ 
zulehnen, daß die Vereinbarung nach § 91 Abſ. 2 ZUG. den Cha⸗ 
rakter eines Kaufvertrages und die Wirkung hat, daß das be⸗ 
ſtehenbleibende Recht als ſolches untergeht und als Kaufgeldfor⸗ 
derung neu erſteht. Demgemäß iſt auch die vorliegende Reſtkauf⸗ 
geldforderung, die infolge ihrer Begründung vor dem 1. Jan. 1909 
nicht frei aufwertbar iſt, nicht etwa dadurch, daß ihr Beſtehen⸗ 
bleiben vereinbart iſt, eine neue, erſt mit dieſer Vereinbarung 
begründete Kaufgeldforderung geworden. 

Zu Unrecht beruft ſich die Antragſtellerin auf Mügel a. a. O. 
Dieſer hat, wie ſeine Anm. JW. 1926, 1826 ergibt, nur den 
Anſpruch des Vollſtreckungsſchuldners auf den überſchuß im Auge. 
Wenn die Antragſtellerin ausführt, daß der bar zu zahlende Ver⸗ 
ſteigerungserlös Kaufgeld für das Grundſtück ſei, das an ſich dem 
Subhaſtaten zuftehe, daß die Gläubiger nur auf Grund ihres Pfand⸗ 
rechts zu deſſen Erhebung legitimiert ſeien, daß ihre Forderung alſo 
in Wirklichkeit die Kaufgeldforderung des Subhaſtaten ſei, fo über⸗ 
ſehen fie, daß die Hypothekengläubiger auch nach der Erteilung 
des Zuſchlags ihr altes hypothekariſches Recht geltend machen, 
nicht etwa eine ihnen übertragene „Kaufgeldforderung des Er⸗ 
ſtehers“. (Jaeckel⸗Güthe, 39G. S. 359/60). Auf dieſen Ge⸗ 
danken konnte die Antragſtellerin überhaupt nur deshalb kommen, 
weil das alte Recht nicht, wie es ſonſt regelmäßig bei einer Ver⸗ 
einbarung nach 8 91 Abſ. 2 ZIG. der Fall iſt, im Grundbuche 
ſtehengeblieben, ſondern gelöſcht und an ſeiner Stelle eine neue 
Hypothek für eine Forderung aus dem Verſteigerungserlöſe ein⸗ 
getragen worden iſt. Dieſe Vorgänge ſind aber nur formaler Natur 
und laſſen den Charakter der Forderung als einer im Jahre 1881 be⸗ 
gründeten Kaufgeldforderung unberührt. 


Zu 9. A. Ann. RA. Dr. H. F. Abraham, JW. 1926, 1828. 
B. Anm. GerAſſ. Dr. Schmidt, JW. 1926, 2373. 


C. In den Erörterungen von Abraham und Schmidt ift 
auf einen Punkt nicht hingewieſen, der m. E. auch von erheblicher Be⸗ 
deutung iſt, nämlich auf die Frage, ob das KG. nicht in dieſem Falle 
die weitere Beſchwerde an das RG. zur Entſcheidung gemäß 8 28 
Abſ. 2, 3 FGG. hätte abgeben müſſen. Der § 74 Abſ. 1 S. 5 AufwG. 
verweiſt ausdrücklich auf die genannten Vorſchriften des FGG. Vor⸗ 
ausſetzung für die Abgabe iſt, daß über die zu entſcheidende Rechts⸗ 
frage bereits eine Entſch. des RG. ergangen iſt und daß das KG. 
von dieſer abweichen will. M. E. lag der Sachverhalt hier ſo, daß 
§ 28 Abſ. 2 Auwendung zu finden hatte. Nachdem der Beſchl. des RE. 
v. 1. Okt. 1925 (JW. 1925, 2253) ergangen war, hat das RG. ſich 
in den Urt. v. 16. Dez. 1925 (JW. 1926, 976 4) und v. 10. April 1926 
(JW. 1926, 1538) zu der Frage Stellung genommen, welcher Zeit⸗ 
punkt bei ſog. Optionsverkäufen von Grundſtücken als Stichtag für 
die Aufwertung anzunehmen iſt, der Tag des Verkaufsangebots oder 
der Tag ſeiner Annahme, und ſich für den erſteren entſchieden. Im 
Urt. v. 16. Dez. 1925 hat das RG. erklärt: „Für die Bewertung der 
Gegenleiſtung, die der Verkäufer nach dem Willen der Parteien er⸗ 
halten ſollte, kann nur ... wenn ſich der Vertrag aus Angebot und 
Annahme zuſammenſetzt, die zeitlich erheblich auseinanderliegen, der 
Zeitpunkt der Stellung des Angebots maßgebend fein.“ In der ſpä⸗ 
teren Entſch. hat das RG. lediglich den Standpunkt des BG., der 
dem Urt. v. 16. Dez. 1925 in dieſer Hinſicht entſprach, gebilligt. 
Mindeſtens das Urt. v. 16. Dez. 1925 war bekannt, als das KG. 
ſeinen Beſchl. v. 28. Mai 1926 erließ. Es kann ſich daher nur um 
die Frage handeln, ob die Urteile des RG. und die Beſchlüſſe des KG. 
dieſelbe Rechtsfrage betrafen, eine Frage, die aber wohl zu bejahen iſt. 
Es ſcheint ſo, als ob Abraham bei der Beſprechung des Beſchl. 


1 „ 
Die Vorinſtanzen haben hiernach ohne Rechtsirrtum die — 
wendbarkeit des § 10 Abſ. 1 3.5 Aufiv®. verneint und eine 
wertung über 25% mit Recht abgelehnt. 1 
(KG., 9. 3S., Beſchl. v. 7. Okt. 1926, AW III 725/26.) N. 
* 


S. $10 Ab 1 Ziff. 5 Aufweß. Die Raufgeldford 
rung wird, wie RG. und KG. entſchieden haben, i. S, He 
810 Abſ. 1 Ziff. 5 AufwG. in der Regel mit dem Abſchluf 
des Kaufvertrages begründet (RG. J W. 1926, 1956). 11 

In dieſem Zeitpunkte iſt die Rechtsgrundlage für den Anson, er 
auf Zahlung des Kaufpreiſes geſchaffen. Die Vereinbarung, daß geld 
Grundſtück erſt ſpäter aufgelaſſen und übergeben und das Kauf 11 
erſt von einem jpäteren Zeitpunkte ab verzinſt werden ſolle, it 10 
die Frage der Begründung der Forderung ohne Bedeutung. 565 
AufwG. ſpricht nicht von der Entſtehung der Forderung etwa ! 00 
des § 198 BGB., ſondern von der Begründung. Dieſe iſt aber un t 
hängig davon, ob die Kaufgeldforderung etwa bedingt, betag 
oder befriſtet iſt. 

(KG., 9. 3©., Beſchl. v. 23. Sept. 1926, 9 Aw 535/26.) N 
* 


9. 810 Abſ. 1 Ziff. 5, Abſ. 3 Aufn. Das KG. 1 
an ſeiner bisherigen Auffaſſung feſt, daß bei zeitlich 4%, 
einanderfallenden Vertragsanträgen und ⸗annahmen 5 
Forderung erſt mit der Annahme des Vertragsantraß, 
begründet wird (KG. v. 1. Okt. 1925, JW. 1925, 2253). — 
Anſicht, daß die Kaufgeldforderung mit der Abgabe ei 0 
bindenden Vertragsantrags wenigſtens bedingt begründe 
werde, wird abgelehnt, und zwar auch für den Fall ein 
ſogenannten Offer tvertrages. f) 

GG., 9. 38., Beſchl. v. 28. Mai 1926, 9 Aw 44/26.) 


Abgedr. ZW. 1926, 1827. 
* — 

10. 88 16 Abſ. 1, 73 Abſ. 1 AufwG.; 88 19, 33 Rach 
Art. 15 Preuß§F GG. Die Androhung einer Ordnungig 
ſtrafe zur Erzwingung einer Begründung des nach 8 
Abſ. 1 AufwG. eingelegten Einſpruchs iſt unzuläffig- i 

Die Aufwertungsſtelle hat dem Antragsgegner, der gegen 10 
Hypothekenanmeldung den Einſpruch nach 8 16 AufwG. einge 
hatte, ohne ihn zu begründen, für den Fall, daß die Begründu 
nicht binnen zwei Wochen eingereicht werde, eine Ordnungsſtrafe 
50 RM. angedroht. Das LG. hat die Beſchwerde als unzuläſſig 
unbegründet zurückgewieſen. Die weitere Beſchwerde hatte Erfolg. dr 

Das Aufw®. regelt in $ 74 nur die gegen die endgültigen Sn 
entſch. der Aufwertungsſtelle zuläſſige ſofortige Beſchwerde. Darn 
folgt aber nicht, daß andere Beſchwerden immer unzuläſſig Auf 
Nach 575 Abſ. 1 AufwG. finden auf das Verfahren vor der det 
wertungsſtelle die Vorſchriften des RF GG. und damit auch die in 
88 19 f. über die Beſchwerde Anwendung. Es iſt deshalb auch die ar 
fache Beſchwerde nach den 88 19, 20 RF. ſtatthaft. Dies iſt v 


ſeien. Er ſpricht von einem „ſcheinbaren Widerſpruch“ der 
ſprechung des KGG. zur Entſcheidung des RG. v. 10. April 1 
verneint ihn aber deshalb, weil letztere einen Fall der freien, Auf 
tung der Beſchl. des KG. einen ſolchen der Aufwertung nach dem Auf 
beträfen. Abgeſehen davon, daß der Aufwertungsgedanke überall ben 
5 242 BGB. beruht, alſo im AufwG. keinen anderen Inhalt Da gien 
kann als ſonſt, daß ferner 8 62 Aufm®. die Vorſchriften der fr het 
Aufwertung als Rechtsnormen, die zu befolgen find, feſtſtellt, N 
je die nach 8 10 Abſ. 1 AufwG. zuläſſige höhere oder geringere ei 
wertung der perſönlichen Forderung nach den allgemeinen Vorſch nd 
ten, d. h. den durch die Rechtſprechung feſtgelegten Normen, ftatt # 
it nur, wie Schmidt (JW. 1926, 2373) richtig hervorhebt, an 
wiſſe Grenzen hinſichtlich der Art der Forderungen und der de 
räume, in denen fie entſtanden fein müſſen, gebunden. Hinſichtlich * 
Zeitpunktes der Berechnung des Geldwertes des Kaufpreiſes, der B., 
wertung der Gegenleiſtung, wie das RG. ſagt, gelten dagegen die a 
gemeinen Vorſchriften. Und inſoweit hatte das RG. bereits eine E { 
ſcheidung getroffen, d. h. die Rechtsfrage i. S. des 828 Ubf.2 SOG 
entſchieden. Das KG. konnte daher nicht ohne weiteres eine he 
chende Entſcheidung treffen. Es wird dieſe formelle Seite der Sa 
zu prüfen haben, wenn wieder ein gleicher Fall zur Entſcheidung 15. 
es gelangt. Daß materiell die Rechtsfrage einer Löſung i. S. des 20 
bedarf, hat ſchon Schmidt a. a. O. zutreffend bekont. Das Kai 
verkennt das ja auch gar nicht. Im Eingang des Beſchl. v. 28. u 
1926 hat es ſelbſt erklärt, daß fein Standpunkt zu großen Harn 
führe; und in einem andern, in der „Grundſtückswarte“ 1926, 1710 
abgedruckten Beſchl. v. 20. Mai 1926 (AW 121/26) ausgeſproche⸗ 
daß der Tag des Angebots dann der Stichtag ſei, wenn ber Käuf 2 
zur Annahme des Angebots verpflichtet ſei, da dann ein bedingt 
oder befriſteter Vertrag vopliege, deſſen Wirkung mit dem Tag 
Angebotes beginne. LOR. Kerſting, Berlin⸗Dahlem. 


v. 28. Mai 1926 auch ſchon Bedenken in dieſer Beziehung 12 


. Jahrg. 1926 Heft 25] 


m, 


digen mehrfach, z. B. für den Fall der Ablehnung des Armen⸗ 
word und für die Entſch. im Anmeldungsverfahren ausgeſprochen 
95 den (vgl. KF. JW. 1925, 798; 1926, 176; DNot V. 1926, 
om aufoNipr. S. 93; Jurgdſch. 1926, 68; ebenſo auch Quaſ⸗ 
90 Ne S. 485; Schlegelberger⸗Harmening, S. 324; 
balef, JW. 1926, 1860 Anm.; Nadler, Grundbuch- und Aufs 
eine ngsfragen S. 126). Die angefochtene Verfügung muß freilich 
berezachliche Entſchließung fein, es genügt aber, daß fie nur vor⸗ 
keit ander Natur iſt, wie z. B. eine Strafandrohung. Die Zuläſſig⸗ 
Ile der Beſchwerde gegen die Strafandrohung der Aufwertungs⸗ 
bahn a hiernach bejaht werden. Das LGG. hat aber nicht nur 
ahi gegen das Geſetz verſtoßen, daß es die Beſchwerde als un⸗ 
Bert ig angeſehen hat, ſondern weiter auch noch dadurch, daß es die 

ſchwerde für unbegründet erklärt hat. 
dend ach den gemäß 8 73 Abſ. 1 Aufmb. ſinngemüß anzuwen⸗ 
. Vorſchriften der 88 33 f. RFGG., Art. 15 Pr§GG. iſt die 
zulſehung einer Ordnungsſtrafe zur Erzwingung einer Handlung nur 
nahm; wenn derjenige, gegen den die Drohung ſich richtet, zur Vor⸗ 
begun der Handlung geſetzlich verpflichtet iſt. Der Art. 15 PröchG. 

5 udet nicht etwa die Befugnis des Gerichts, Verpflichtungen auf⸗ 
ascher ſetzt vielmehr voraus, daß die Verpflichtung durch andere 
% iche Beſtimmungen begründet iſt (vgl. Joſef, Anm. 12 zu 
U. 0 Preh; Schlegelberger, FGG. S. 295; KJ. 32, 
b. 29. R. 57, 138). Weder das Aufwcß. noch die Durchſ VO. 
t J. Nov. 1925 enthalten aber eine Vorſchrift, nach der der Eigen⸗ 
ein oder Schuldner zur Begründung eines nach § 16 Abſ. 1 Aufwch. 
Vel, legten Einſpruchs verpflichtet iſt. Ebenſowenig läßt ſich eine ſolche 
Wchchchtung aus den ſinngemäß anzuwendenden Vorſchriften des 
af J. oder des Pr. herleiten. Die Androhung der Ordnungs⸗ 
* war hiernach im vorliegenden Falle unzuläſſig. 

ch., 9. 3 ., Beſchl. v. 23. Sept. 1926, AW III 968/26.) [N. 


— * 
tun 11. 8 15 S. 2 AufwG. Richtlinien für die Abwer⸗ 
8 nach 815 S. 2 AufwG. 
x 5 Nach der ftändigen. Rechtſprechung des KG. iſt auch bei 
li Entſch. über einen Abwertungsantrag des Eigentümers erheb⸗ 
muß Gewicht auf den Wert des Grundſtücks zu legen. Dieſer Wert 
PN in zuverläſſiger Weiſe feſtgeſtellt werden, und es muß dann 
ae werden, ob die Aufwertung auf den Normalſatz unter Berückk⸗ 
in gung der ſonſtigen Belastungen des Grundstücks für den Eigen⸗ 
einer tragbar iſt. Auf dieſe Frage iſt das LG. überhaupt nicht 
was gangen, obwohl ſie von der Antragſtellerin eingehend erörtert 
un; Unter beſonderen Umſtänden kann es zur Verneinung einer 
9 vulligen Härte ſchon genügen, daß das Grundſtück einen erheblichen 
t hat und durch die Aufwertung auf den Normalſatz einſchließlich 
unzelenſtigen Belaſtungen in einer für den Eigentümer als ſolchen 
Ion Det zu tragenden Weiſe belaſtet iſt, ohne daß es auf jeine 
in gen wirtſchaftlichen Verhältuiſſe ankommt. Im allgemeinen ſind 
nich auch die ſonſtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe neben denen 
beo Grundſtüchs zu berückſichtigen, denn nur die wirtſchaftliche Lage 
Naser Parteien im ganzen ermöglicht ein Urteil darüber, ob die 
wertung auf den Normalſatz eine unbillige Härte für den Eigen⸗ 
„bedeuten würde. a 
A Die Hypothek der Antragitellerin iſt die erſte Hypothek, 
und ehe an einer nach menſchlichem Ermeſſen völlig ſicheren Stelle 
hei; ir im Falle einer Zwangsverſteigerung in erſter Reihe be⸗ 
zeittalte Wenn nun die Abwertung der erſten Hypothek und gleich⸗ 
e 0 die nachſtehender Hypotheken in Frage kommt, jo entſpricht 
ie der Regel, ſofern nicht die allgemeine wirtſchaftliche Lage der 
der en im einzelnen Falle eine andere Beurteilung rechtfertigt, 
luv Billigkeit, daß die erſte Hypothek erſt abgewertet wird, wenn 
Ab Abwertung der nachſtehenden Hypotheken noch eine weitere 
tünwertung zur Vermeidung einer unbilligen Härte gegen den Eigen⸗ 
beg, notwendig wird. Dieſen Geſichtspunkt hat das LG. nicht 
keſchtet Es Hat die erſtſtellige Sparkaſſenhypothek auf 5% herab⸗ 
bt, die nachſtehende Hypothek dagegen nur auf 15%. 
ſowe i 3. Zu beanſtanden find endlich auch die Ausführungen des LG., 
— ! fie die Herabjegung damit begründen, daß die Antragſtellerin 
gef Sparkaſſe ſei, für die die Herabſetzung keinesfalls exiſtenz⸗ 
hrdend werden könne. Der Senat hat wiederholt ausgeſprochen, 
Her bei der Entſch. der Frage, ob gegenüber einer Sparkaſſe die 
ißt abſetzung des Aufwertungsbetrages am Platze ſei, auch zu beachten 
bet, daß die Sparkaffe die Aufwertung für ihre Tilgungsmaſſe 
8 eibt und daß die Aufwertung ihren Spargläubigern zugute kommt. 
dieser iſt ſeſtzuhalten. Im einzelnen Fall mag es geboten ſein, 
Eutsgh Tatſache weniger Bedeutung beizulegen, z. B. wenn von der 
här Über die Abwertung geradezu die Exiſtenz des Schuldners ab- 
Gru 5 Aber auch in einem ſolchen Falle wird man, wenn das belaſtete 
an undſtück durch die Aufwertung auf den Normalſatz im Verhältnis 
Ra einem Werte nicht erheblich belaſtet wird, in der Regel nicht ſagen 
nen, daß die Aufwertung eine unbillige Härte bedeutet. 


Gch, 9. 88, Beſchl. v. 16. Sept. 1926, AW III 765/26.) [R.] 
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12. 88 68, 78, 79, 10 Ziff. 5 und Abſ. 3 AufwG. Der 
Gläubiger einer Kaufgeld forderung kann nach rechts⸗ 
kräftigem Abſchluß eines Aufwertungsverfahrens nach der 
3. Steuer Not VO. nicht auf Grund des AufwG. eine ander⸗ 
weite Feſtſetzung des Aufwertungsbetrages verlangen, 
da er durch das AufwG. nicht beſſer geſtellt worden iſt. “) 

(KG., 9. 38., Beſchl. v. 7. Okt. 1926, 9 Aw III 637/26.) [Go.] 
* 

13. 8 69 AufwG.; Art. 118, 127 Abf. 1 Durchf. 
Die Zuſtän digkeit für die Aufwertung von Deckungs⸗ 
hypotheken der Hypothekenbanken. Die auf Grund der 
3. Steuer NotVoO. und ihrer Durchf VO. bei einer Auf⸗ 
wertungsſtelle anhängigen Verfahren gelten als Verfah- 
ren, die auf Grund des AuſwG. und der Durchf VO. an⸗ 
hängig ſind. 


Das AG. B.⸗M. hatte das Aufwertungsverfahren, das bereits 
unter der Herrſchaft der 3. Steuer NotVO. anhängig geworden war, 
nach 8 24 der 3. DurchfVO. zur 3. Steuer NotVO. als zuſtändige 
Aufwertungsſtelle bearbeitet, da es ſich um die Deckungshypothel 
einer Hypothekenbank handelt. Nach Inkrafttreten des Aufwch. 
gab es die Sache an das AG. Fr. ab, in deſſen Bezirk das be⸗ 
laſtete Grundſtück liegt. Dieſes nahm die Sache auch in Bearbeitung, 
gab ſie aber am 1. Mai 1926 dem AG. B.⸗M. unter Bezugnahme 
auf den Beſchluß des OLG. Karlsruhe = JW. 1926, 1580; Aufw⸗ 
Rſpr. S. 142 zurück. Dieſes lehnte die Übernahme der Sache ab und 
legte ſie dem KG. zur Entſch. über die Zuſtändigkeit gemäß Art. 118 
Durchf VO. vor. 

Das KG. ſchließt ſich dem Standpunkt des OLG. Karlsruhe 
an. Deſſen Berechtigung folgt in erſter Linie aus der Vorſchrift 
des Art. 127 Abſ. 1 DurchfVO. Das AufwG. behandelt das nach der 
3. Steuer Not VO. eingeleitete und nach dem Inkrafttreten des AufwG. 
fortgeſetzte Verfahren als ein einheitliches Verfahren. Für dieſes Ver⸗ 
fahren iſt die Zuſtändiglieit durch 8 24 der 3. DurchfVO. zur 
3. Steuer NotVO. geregelt, und für eine Anwendung der Zuſtändig⸗ 
keitsvorſchriften des ſpäteren Art. 118 DurchfVO. iſt deshalb Kein 
Raum. Da die Zuſtändigkeit der Aufwertungsſtelle eine ausſchließ⸗ 
liche iſt, wird ſie weder durch eine Vereinbarung der Parteien, 
noch durch die übernahme der Bearbeitung durch eine unzuſtändige 
Aufwertungsſtelle berührt (ogl. Quaſſowski, S. 476; vgl. auch 
8 164 Abſ. 1 S. 2 RFGG.). 

(KG., 9. 3 ., Beſchl. v. 23. Sept. 1926, AW III 962/26.) [N.] 
* 


14. 8 73 AufnG.; 8 12 RF GG. Die Aufwertungs⸗ 
ftelle muß Unklarheiten und Widerſprüche im tatſäch⸗ 
lichen Vorbringen einer Partei aufklären. Auch eine in 
Kürze fällige Schuld kann ſchon die jetzige Wirtſchafts, 
lage beeinfluſſen. 

Das CG. hat feine auf 8 73 AufwG., 812 RG. beruhende 
Ermittelungspflicht dadurch verletzt, daß es, obwohl nach ſeiner 
Anſicht zwiſchen den Angaben der Antragſtellerin im Aufwertungs⸗ 
verfahren und in dem von ihr überreichten Schriftwechſel Unſtim⸗ 
migkeiten beſtanden, nicht verſucht hat, dieſe Unſtimmigkeiten 
durch Befragung der Antragſtellerin aufzuklären, ſondern aus dieſen 
Unſtimmigkeiten ohne weiteres ungünſtige Schlüſſe für die Antrag⸗ 
ſtellerin gezogen hat. 

Das LG. hat ferner nicht geprüft, wie die Wirtſchaftslage der 
Antragſtellerin ſein wird, wenn ſie das von ihr neu aufgenommene 
Hypothekendarlehen von 200 000 RX, das ſchon am 1. April 1927 
angeblich fällig iſt, zurückzahlen muß. Dieſe in Kürze fällige 
Schuld kann in ſehr erheblicher Weiſe ſchon jetzt die ganze Wirt⸗ 
ſchaftslage der Antragſtellerin beeinfluſſen, und auch dies muß 
bei der Prüfung, ob die Aufwertung auf den Normalſatz für die 
Antragſtellerin eine unbillige Härte bedeuten würde, berückſichtigt 
werden. 

(Kch., 9. 8 S., Beſchl. v. 14. Okt. 1926, 9 Aw III 634/26.) [Go. 
* 


15. Art. 18 DuchfVD. Stellt der Schuldner eines 
Pfandbriefdarlehns das Beſtehen des Anſpruchs in Ab⸗ 
rede, weil er in der Rückwirkungszeit nach Nennbetrag 
und Ausgabetag unſtreitige Pfandbriefe hingegeben hat, 
ſo liegt kein Streit über den aufzuwertenden Anſpruch, 
ſondern über die Höhe der Anrechnung der Pfandbriefe 
vor. Die Aufwertungsſtelle hat daher nicht das Ver⸗ 
fahren auszuſetzen, ſondern gemäß Art. 18 Durchf. zu 
entſcheiden. +) 

Für die Antragſtellerin, die Schleswig⸗Holſteiniſche General⸗ 
landſchaftsdirektion, waren auf dem Grundſtück des Antragsgegners 
Pfandbriefhypotheken in Höhe von 32000 % eingetragen. Der An⸗ 


1) Vgl. gl. A. KG. Beſchl. v. 13. Juli 1926, 9 AW 427/26 — 
JW. 1926, S. 2208. 


Zu 15. Der Grundſatz, daß über das Beſtehen eines auf⸗ 
zuwertenden Anſpruchs nicht die Aufwertungsſtelle, ſondern die ordent⸗ 
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tragsgegner lieferte am 6. Juni 1923 Pfandbriefe im Nennbetrage 
von 32 000 % ein, worauf die Hypotheken gelöſcht wurden. Der 
Antragsgegner hat gegen die Anmeldung der Antragſtellerin Ein⸗ 
ſpruch eingelegt; er beſtreitet feine Aufwertungsverpflichtung, weil er 
die Darlehusſchuld wertbeſtändig durch Einlieferung von Pfand⸗ 
briefen zurückgezahlt habe. Die Aufwertungsſtelle erklärte ſich für 
unzuſtändig, weil der Antragsgegner den Grund des Anſpruchs 
beſtreite. Das LG. wies das AG. an, das Verfahren nicht auszuſetzen, 
ſondern, falls der Antragsgegner bei dem Beſtreiten des Anſpruchs 
beharre, über die Höhe des Anſpruchs bedingt zu entſcheiden. Die 
weitere Beſchwerde hatte Erfolg. 

Die Aufwertungsſtelle hat ſich für unzuſtändig erklärt und 
ſomit eine Entſch. über den Aufwertungsantrag abgelehnt. Hierin iſt 
eine endgültige Sachentſch. i. S. des 874 Abf. 1 S. 1 zu erblicken, 
die mit der ſofortigen Beſchwerde anfechtbar iſt (KG. 9 AW 29/24). 

Die Antragſtellerin verlangt mit der weiteren Beſchwerde die 
Aufhebung der Verfügung des AG. v. 7. Mai 1926 und damit die 
Durchführung des Auſwertungsverfahrens. Sie bekämpft den Stand⸗ 
punkt des LG., daß der Antragsgegner das Beſtehen des Anſpruchs 
beſtritten habe. Nach ihrer Auffaſſung liegt ein Streit über die Höhe 
der Aufwertung vor, für den die Aufwertungsſtelle zuſtändig iſt. Das 
KG. erachtet mit der Autragſtellerin die Zuſtändigkeit der Auf⸗ 
wertungsſtelle für gegeben. 

Der Beſchwerdeführerin ſtand eine hypothekariſch geſicherte For⸗ 
derung in Höhe von 32 000 % zu. Auf dieſe ſind in der Rück⸗ 
wirkungszeit (8 15 AufwG.) 32 000% in Pfandbriefen gezahlt 
worden. Die Antragſtellerin hat den Anſpruch auf Aufwertung der 
Hypothek und der Forderung rechtzeitig nach § 16 Abſ. 1 S. 1 
AufwGG. angemeldet. Der Antragsgegner wendet gegen den von der 
Antragſtellerin erhobenen Aufwerkungsanſpruch lediglich ein, daß 
er die Schuld mit alten Pfandbriefen abgelöſt habe und daß damit 
die Forderung der Antragſtellerin endgültig getilgt ſei. Den Angaben 
der Antragſtellerin über den Nennwert, Ausgabetag und Goldmark- 
betrag der Pfandbriefe, die ihm zur Außerung mitgeteilt ſind, hat 
er nicht widerſprochen. Der Antragsgegner beſtreitet hiernach in 
Wahrheit nicht den aufzuwertenden Anſpruch, ſondern die Höhe des 
für die hingegebenen Pfandbriefe anzurechnenden Betrages. Er will 
dieſe Pfandbriefe in Höhe ihres Nennbetrages auf den Nennbetrag 
der Hypothek anrechnen. Über die Höhe der Anrechnung von Pfand⸗ 
briefen, die zur Erfüllung hingegeben ſind, hat aber im Falle eines 
Streits nach Art. 18 DurchfVO. die Aufwertungsſtelle zu entſcheiden 
(Quaſſowski, 555; Nadler, Grundbuch und Aufwertungs⸗ 
fragen 2. A. S. 135). Die Beſchlüſſe der Vorinſtanzen beruhen auf 
der rechtsirrtümlichen Annahme, daß ein Streit über den Anſpruch 
vorliege, und ſind deshalb aufzuheben. Zur weiteren Verhandlung und 
Entſch. war die Sache an das AG. zurückzuverweiſen. 

Sollte der Antragsgegner nunmehr beſtreiten, daß er die von 
der Antragſtellerin bezeichneten Pfandbriefe hingegeben habe, ſo hätte 
die Aufwertungsſtelle allerdings, ſofern nicht ihre Zuständigkeit nach 
571 Aufm®. vereinbart wird, das Verfahren bis zur Entſch. des 
Prozeßgerichts hierüber auszuſetzen (Nadler a. a. O.). Wenn die 
Antragſtellerin freilich, z. B. durch Vorlegung ihrer Akten, den Nach⸗ 
weis erbringen ſollte, daß der Antragsgegner die von ihr bezeichneten 
Pfandbriefe hingegeben hat, fo könnte die Aufwertungsſtelle die Über⸗ 
zeugung gewinnen, daß der Antragsgegner die Hingabe 
dieſer Pfandbriefe offenſichtlich grundlos, insbeſ. 
zum Zwecke der Verſchleppung des Verfahrens, be⸗ 
ſtreitet. In dieſem Falle hätte ſie von der Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens Abſtand zu nehmen (vgl. K. = JW. 1926, 1597). 

(RE, 9. 3 S., Beſchl. v. 16. Juli 1926, 9 AW III 357/26.) [N.) 


lichen Gerichte zu entſcheiden haben, darf nicht dahin verſtanden wer⸗ 
den, daß die Zuſtändigkeit der Aufwertungsſtelle dann erliſcht, wenn 
ein aufzuwertender Anſpruch nicht übrigbleibt. Mit der vom KG. 
entſchiedenen Frage nahe verwandt iſt die Frage, ob die Aufwertungs⸗ 
ſtelle zuſtändig iſt, Darüber zu entſcheiden, in welcher Höhe eine Zah⸗ 
lung, deren Nennbetrag feſtſteht, anzurechnen oder eine, ihrer Papier⸗ 
markhöhe nach feſtſtehende Gegenforderung aufzurechnen iſt. Auch dieſe 
Frage iſt zu bejahen (vgl. meine Anm. 2 in meinem Nachtrag zu 
8 69); a. M. iſt allerdings eine vor Inkrafttreten des Auf. er⸗ 
gangene Entſch. des BayO6L®. v. 10. Jan. 1925 — BayRpflg. 
1925, 52 hinſichtlich der Aufrechnung. 

Die Stellung des KG. zu der Frage, ob dann, wenn die Entſch. 
eines Streites teils ihr, teils den ordentlichen Gerichten zuſteht, 
die Aufwertungsſtelle ihre Entſch. auszuſetzen hat, entſpricht ſeiner 
feſtſtehenden Rechtſprechung. M. E. iſt es zu eng, wenn das KG. 
eine Ausſetzung nur dann nicht für erforderlich hält, wenn eine von 
der Aufwertungsſtelle nicht zu entſcheidende Tatſache offenſichtlich 
grundlos insbeſ. zum Zwecke der Verſchleppung beſtritten wird, 
vielmehr iſt es eine reine Zweckmäßigkeitsfrage, ob die Aufwertungs⸗ 
ſtelle ausſetzt oder über die zu ihrer Zuſtändigkeit gehörige Frage 
befindet. Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin 


2. Bahern. 
Vayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


1. S 10 Ziff. 5 AufwG. Für die Anwendung des 5 
Ziff. 5 AufwG. kommt es auf den wirtſchaftlichen Chart, 
des Kechtsgeſchäftes an und nicht auf feine Bezeihlun, 
und äußere Aufmachung. In dem Verkauf ſämtlicher 5 
ſchäftsanteile einer GmbH. kann der Wille, den Se 
beſitz der Gmbh. zu veräußern, erblickt werden. In ts 
ſem Falle iſt die Abtretungsſchuld, die durch Burgſchhel 
übernahme der GmbH. für die Schuld und durch Hype it, 
errichtung auf den Grundbeſitz der Gmbh. gejigen, zu 
als Kaufgeldforderung i. S. des 810 Ziff. 1 Aufmb. 
behan deln. f) 

(BayObs G., Beſchl. v. 8. Juli 1926, Reg. VIII Nr. 105/26.) 


Abgedr. IW. 1926, 2377. 
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es 
2. $15 Ziff, 2 Aufwcg. beſchränkt die Haftung Ir 
perſönlichen Schuldners nicht etwa auf die Bereiche der 


Wiederveräußerung erzielten Erlöſes bei der Beurtei 
der Frage, ob eine unbillige Härte vorliegt. 10 
Die Schuldner haben am 20. Okt. 1921 von den Gch len 
ein Anweſen gekauft. Für einen Kaufſchillingsreſt von 100 000 gel. 
wurde am 3. Jan. 1922 auf dem Anweſen Buchhypothel eingetrah 
Die Schuldner haben das Anweſen am 7. Dez. 1922 weiter ve 
Am 20. Dez. 1922 wurde die Hypothek in Papiermark zurückbez of 
Die Gläubiger verlangen nunmehr Aufwertung der Forderung 
den perſönlichen Schuldnern. Dieſe haben die Anwendung des 8 
Ziff. 2 AufwG. beantragt, da fie bei der Wiederveräußerung 
Hauſes einen Verluſt von 2536 GM. erlitten hätten. Die Aufwe⸗ gl. 
N. hat am 21. Juni 1926 die perſönliche Forderung auf 1000 si 
aufgewertet, das LG. hat die Aufwertung auf 1877,20 GM. erben 
Die ſofortige weitere Beſchwerde der Schuldner iſt unbegrün 7 
8 15 Ziff. 2 Aufv®, beſchränkt die Haftung des früheren Gre 
ſtückseigentümers nicht etwa auf die Bereicherung, ſondern TO ten 
lediglich die Berückſichtigung des bei der Wiederveräußerung erde 
Erlöſes bei der Beurteilung der Frage, ob eine unbillige Härte 
liegt. Daneben Rann aber auch die wirtſchaftliche Lage des Schuld fi 
zu berückſichtigen fein — vgl. Duafjfowski, Aufmß. 3. lo- 
Bem. II S. 193. Das LG. hat nach den eigenen Angaben der. Schi 
ner angenommen, daß die Einkommens⸗ und Vermögensverhält gat 
der letzteren jene der Gläubiger derart übertreffen, daß eine ’ 
wertung auf etwa 6% des Goldmarkbetrages der Forderung weer 
keine unbillige Härte für die Antragsgegner darſtelle. Dadurch iſt # 
Vorſchrift des 8 15 Ziff. 2 Aufv®. infofern Rechnung getragen, len 
die nach § 10 Abf. I Ziff. 5 und Abſ. III AufwG. auf den vo 
Betrag zuläſſige Aufwertung, die an ſich gegebenenfalls in In 
gekommen wäre, zum Teil als nicht berechtigt erachtet wurde. Fr 
übrigen hat aber das LG. die Grenzen des ihm zuſtehenden freien aht 
meſſens keineswegs überſchritten. Es kann insbeſondere mit“ 17 
nicht beanftandet werden, wenn es davon ausgegangen iſt, daß ieh 
von den Schuldnern verglichene Goldmarkbetrag der Anzahlung Fr 1 
Kaufe und des Erlöſes bei der Wiederveräußerung nicht für die per 
des Verluſtes der Schuldner maßgebend ſein kann, da das Sinken 1 
Kaufkraft der Mark auf dem Grundſtücksmarkt erfahrungsge ge 
mit der Geldentwertung im ſonſtigen Verkehr keineswegs Schritt m 
halten hat und daher im Dezember 1922 die Bapiermark au 
Grundſtücksmarkte verhältnismäßig eine größere Kaufkraft hatte et 
im Oktober 1921, jo daß der Verluſt zweifellos erheblich wen 
als 2536 GM. betrug. Die Schuldner haben auch nach den getroffe 


ſondern fordert lediglich die Berückſichtigung des BE und 


15 


Zu 1. Nach der Entſch. RG.98, 291 kann ein Kaufverkte 
über ſämtliche Anteile einer GmbH. dahin ausgelegt werden, daß . 
auch den Verkauf des Geſchäftsvermögens, alſo — wenn zu die 
Grundſtücke gehören — auch den Verkauf dieſer Grundſtücke in den 
ſchließt. Iſt dies der Fall, jo unterliegt, falls Hypothek für "x 
Kaufpreis auf dieſen Grundſtücken beſtellt wird, die Anwendung den 
§ 10 Ziff. 5 keinem Bedenken. In dem vorliegenden Falle, in M 
mit den Anteilen auch die Geſchäftsführerſchaft überging, jo daß . 
Erwerber der Anteile volles Verfügungsrecht über das Grundſtück ber 
hielt, kann ein Verkauf des Grundſtücks neben dem Verkauf and 
Geſchäftsanteile als gewollt angeſehen werden. Es iſt nicht 9 9 
ſicher, ob Bay Obe. feine Entſch. auf die Beſonderheit des v 
liegenden Falles gründet oder alle Fälle, in denen Hypothele für De 
Kaufpreis aller Geſchäftsanteile einer Gmb. beftellt wird, der ichn 
ſtimmung des 8 10 Ziff. 5 unterwerfen will. Für das letztere [PEN 
die Bezugnahme auf §3 GrErwStG., der nur verlangt, daß et 
Anteile einer GmbH. zu deren Vermögen Grundſtücke gehören, U, 
tragen werden. Für das erſtere läßt ſich dagegen anführen, daß 
Gericht nach Darlegung der beſonderen Vertragsbeſtimmungen 
„derartigen Verträgen“ ſpricht und beſonderes Gewicht auf die pie 
kreten Zahlungsbedingungen legt. Große Bedeutung hat aber 
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Jeſeſellungen ein Rückgriffsrecht gegen ihre Rechtsnachfolger, was bei 
kunvendung des 815 Ziff. 2 Aufn. nicht unberückſichtigt bleiben 
n — gl. Mügel, Aufwertungsrecht 1 S. 282 —. 
(BayDbe G., Entſch v. 24. Sept. 1926, VIII 188/26.) 
Mitgeteilt von Inſpektor Hans Meyer, Nürnberg. 


3. Württemberg 
Oberlandesgericht Stuttgart. 


ſei 1. 88 69, 70 Nr. 2 AufwG. Beſtreitet der Schuldner 
3 Aufwertungspflicht ohne ſchlüſſrge Behauptung, jo 
rf die AufwStelle das Verfahren nicht ausſetzen 
Der Gläubiger verlangt rückwirkende Aufwertung einer Kauf⸗ 
orderung. Der Schuldner wendet ein, daß er die Rückzahlung 
des 1923 auf Kündigung des Gläubigers gemacht habe und 
5 halb zur Aufwertung nicht verpflichtet ſei. Die AufmStelle hat 
raufhin das Verfahren ausgeſetzt bis zur Entſch. des ordentlichen 
N richtz darüber, ob Rückwirkung zutrifft. Auf die weitere Beſchwerde 
Gläubigers wurde die Ausſetzung aufgehoben. 
die Das LG. geht wie die AufwStelle davon aus, daß der Schuldner 
wi Entſtehung des Aufwertungsanſpruchs beſtreite. In dieſem Falle 
äre allerdings das ordentliche Gericht zur Entſch. über den Grund 
50 Anſpruchs anzurufen; eine „Vorentſch.“ der AufwStelle über die 
wi „ wie ſie von Mügel, Wagemann und Levis befürwortet 
Aud muß mit Quaſſowski, 4. Aufl. S. 483 abgelehnt werden. 
en läßt ſich aber das Vorbringen des Schuldners zunächſt dahin auf⸗ 
“fen, daß er Herabſetzung des Aufwertungsanſpruches auf Null 
tend machen will, um fo mehr als nach 8 15 Ziff. 3 die Kündigung 
Gläubigers für die Herabſetzung erheblich ſein kann. Wäre aber 
m Schuldner der Anſicht, daß eine Kündigung des Gläubigers die 
antſtehung des Anſpruchs auf Rückwirkung hindere, fo wäre das nur 
a e rechtliche Folgerung, die er aus ſeinem tatſächlichen Vorbringen 
Seht, und auf dieſe Rechtsanſchauung des Schuldners kommt es bei 
i Prüfung, ob der Grund des Anſpruchs beſtritten iſt, nicht an; 
zu mehr hat die Aufw Stelle nach ihrer eigenen Rechtsauffaſſung 
da entſcheiden, ob das tatſächliche Vorbringen dafür ſchlüſſig iſt, 
er der Schuldner den Grund des Anſpruches beſtreitet. Anderen⸗ 
3 könnte der Schuldner jederzeit das Aufwertungsverfahren mit 
Be bloßen Erklärung aufhalten, daß er den Grund des Anſpruchs 
zoſtreiten wolle. Hiernach iſt die Zuſtändigkeit der AufwStelle für die 
er leßung des Verfahrens aus § 69 und 8 70 Ziff. 2 AuſwG. be- 
ae und ſind wegen Nichtanwendung dieſer Beſtimmungen die an⸗ 
ſochtenen Beſchlüſſe aufzuheben. 
u „Dieſes Ergebnis ſteht nicht im Widerſpruch mit der vom LO. 
m lühtten Entſch. des OLG. Dresden in AufwRipr. S. 199. Dort 
Gerbe nur ausgeſprochen: wenn der Schuldner ſowohl gegen den 
BR als gegen die Höhe der Aufwertung Einwendungen vorbringt, 
ub das Prozeßgericht angegangen werden und dies kann auch nicht 
= durch erſpart werden, daß die Einwendungen des Schuldners offen- 
chtlich unbegründet erſcheinen. 
L. Stuttgart, 1. 35., Beſchl. v. 29. Sept. 1926, Aw N 47.) 
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4. Sachſen. 
Oberlandesgericht Dresden. 


zei 1. 58 23 AufwG. Die Verteilung einer zwiſchen⸗ 
dentlich eingetragenen, auf Grund der Vorſchriften über 
Er guten Glauben der aufgewerteten Hypothek vor⸗ 
debenden Geſamthypothek hat auch dann ſtattzufinden, 
denn die aufgewertete Hypothek eine auf den gleichen 
rundſtücken haftende Geſamthypothek iſt. 

Gef Sowohl der Wortlaut als auch die Zweckbeſtimmung der 
eſetzesvorſchrift ſpricht dafür, daß die Verteilung der inzwiſchen ein⸗ 

getragenen Geſamtgrundſchuld der Antragsgegnerin auch bei der 
05 ereintragung einer auf den gleichen Grundſtücken früher ein⸗ 
a ragenen gelöſchten und dann aufgewerteten Geſamthypothek zu 
„tofgen hat. Dem fteht auch nicht entgegen, daß im Einzelfalle die 
zorgeſchriebene Verteilung dem Aufwertungsgläubiger einer Geſamt⸗ 
Dpothek keinen genügenden Schutz bieten mag; dieſer Nachteil 
Am auch bei einer wiedereinzutragenden Nichtgefamthypothek 
en. 


(OLG. Dresden, Beſchl. v. 17. Aug. 1926, 6 Reg Aufw. 70/26.) 


r 
Enterſcheidung nicht, da in der Regel ein Kaufgeſchaft über das 
Grundſtück anzunehmen ſein wird, wenn für den Kaufpreis mit dem 
an udſtück Hypothelk beſtellt wird. Wenn ich daher auch grundſätzlich 

meiner Anſicht feſthalten möchte, daß der Verkauf aller Anteile 
= GmbH. nicht gleichbedeutend mit dem Verkauf des Geſchafts⸗ 
Ermögens iſt, fo Komme ich doch praktiſch im weſentlichen zu dem 
denebniſſe, daß i. S. des 3 10 Ziff. 5 der Verkauf aller Anteile 

m Verkauf des Grundſtücks gleichzuſetzen iſt. 
Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 


5. Baden. 
Oberlandesgericht Karlsruhe. 


1. 8 69 AufwG.; § 414 BGB. 1. Die Aufwertungs⸗ 
ſtelle iſt für die Entſcheidung über die Höhe der Auf wer⸗ 
tung auch dann zuſtändig, wenn die Hypothek, deren 
Aufwertung kraft Rückwirkung verlangt wird, deshalb 
nicht wieder eingetragen werden kann, weil das Grund- 
ſtück nach der Leiſtungsannahme und der Löſchung der 
Hypothek von einem Dritten gutgläubig als laſtenfrei 
erworben iſt. 2. Eine in der Inflationszeit ſeitens des 
Käufers eines Grundſtücks erklärte Schuldübernahme iſt, 
ſofern nicht ausdrücklich eine Einſchränkung auf einen 
Teilbetrag erfolgt iſt, auf den ganzen Betrag der über⸗ 
nommenen Hypothek und nicht etwa nur auf einen ihrem 
damaligen Goldmarkwert entſprechenden Teilbetrag zu 
beziehen. 7) 

In 8 14 iſt beſtimmt, es finde Aufwertung ſtatt, wenn der Gläu⸗ 
biger die Leiſtung zwar angenommen, ſich aber bei der Annahme 
ſeine Rechte vorbehalten habe; dann heißt es weiter: „Liegt dieſe 
Vorausſetzung für die perſönliche Forderung vor, ſo wird neben dieſer 
auch die Hypothel aufgewertet; dies gilt nicht, wenn der Gläubiger 
ſich ſeiner Rechte auf Aufwertung der Hypothek ausdrücklich be⸗ 
geben hat.“ Mit dieſer Vorſchrift iſt am Schluſſe eine Sachgeſtaltung 
behandelt, wo nur die perſönliche Forderung aufgewertet wird, die 
alte Hypothek aber beſeitigt ift. Hier ſoll, wie nach dem Zuſammen⸗ 
hange nicht zweifelhaft ſein kann, alles maßgebend ſein, was das 
Geſetz für die hypothekariſch geſicherten Anſprüche anordnet; nur 
ſoll eben eine Aufwertung der Hypothek nicht ſtattfinden. Daraus er⸗ 
gibt ſich eindeutig, daß das Geſetz bei der Aufwertung kraft Vor⸗ 
behalts die Heranziehung der von ihm aufgeſtellten Grundſätze nicht 
davon abhängig macht, daß die Hypothek wieder zur Entſtehung 
kommt; nur muß fie im Augenblick, als die Leiſtung unter Vor⸗ 
behalt angenommen wurde, beſtanden haben. Und, was für die Kraft 
Vorbehalts der Rechte aufzuwertende Forderung gilt, muß auch bei 
der Aufwertung kraft Rückwirkung Rechtens ſein. Werden doch die 
Aufwertung kraft Vorbehalts und die Auſwertung kraft Rückwirkung 
grundſätzlich, wenn auch nicht in allen Einzelheiten, nach den gleichen 
Rechtsvorſchriften behandelt. Sonach iſt eine Forderung, welche im 
Rückwirkungszeitraume bezahlt wurde und bei der im Augenblicke 
der Leiſtungsannahme eine Hypothek beſtand, ſtets als eine Forderung 
anzuſehen, die nach den Vorſchriften des 2. Abſchn. des AufwG. zu 
behandeln iſt. (Ebenſo Mügel, ErgBd. 89 Aufwch. A. 2 S. 258; 
Schlegelberger-Harmening , 99 A. 1 S. 152; v. Karger, 
AufwG. 8 9 A. 1; Lewis, S. 41 zu Note 11.) Iſt ſonach der An⸗ 
ſpruch der Antragſtellerin nach den Vorſchriften des 2. Abſchn. des 
Aufro®. zu behandeln, jo folgt daraus weiter, daß auch die Zuſtändig⸗ 
Reit der Aufwertungsſtelle (869 AufwG.) gegeben iſt. 

Die Antragsgegnerin hat eine beſtehende Schuld übernommen. 
Im Beſtande der Schuld hat ſich damit die Perſon des Verpflichteten 
geändert. Eine ſolche Anderung des Subjekts läßt aber nach deutſchem 
Rechte anders als nach älterem römiſchen Rechte im übrigen den 
objektiven Beſtand der Obligation grundlätzlich unverändert. Insbeſ. 
wird die Höhe der Forderung durch einen Wechſel in der Perſon 
der Beteiligten nicht beeinflußt. Von dieſem bürgerlich⸗ rechtlichen 
Grundſatze ſchafft nun allerdings das AufwGG. eine Ausnahme. Es 
ſetzt (82) an Stelle des Forderungsbetrags in weitem Umfange den 
Erwerbspreis, falls die Forderung auf einen anderen Gläubiger über⸗ 
geht. Dieſe Vorſchrift entſpringt der Abſicht, die Aufwertung zu⸗ 
gunſten des Schuldners dort zu beſchränken, wo der Gläubiger die 
Forderung zu niederem Preiſe erwarb. Es ſoll alſo insbeſondere 
demjenigen, der einen Anſpruch aus Spekulation übernahm, der 
Spekulationsgewinn abgeſchnitten werden. Der damit verfolgte Ge⸗ 
ſetzeszweck iſt nun aber nicht derart, daß ſich aus der Vorſchrift 
des AufwG. ableiten ließe, auch ein Wechſel des Schuldners übe, ab⸗ 
weichend von den allgemeinen bürgerlich⸗rechtlichen Anſchauungen, 
auf die Höhe der Forderung einen Einfluß aus. Es iſt unrichtig, 
wenn die Beſchwerdeführerin im Anſchluß an die Ausführungen von 
Weisbecker (Frankf. v. 20. Aug. 1925 Nr. 618) geltend macht, 
fie habe die Schuld der Antragſtellerin nur mit dem Goldmarkbetrag 
übernommen, der zur Zeit der Hypothekenübernahme beſtand. In 
Wahrheit war die Verbindlichkeit bei der übernahme überhaupt nicht 
durch einen beſtimmten Goldmarkbetrag auszudrücken. Es handelte 
ſich um eine frei aufwertbare Forderung. Die Beſchwerdeführerin 
ging damit eine Verpflichtung ein, die ſich den jeweiligen Verhält⸗ 


Zu 1. 1. Die Frage, wenn eine hypothekariſch geſicherte Forde⸗ 
rung i. S. des AufwG. vorliegt, iſt im Hinblick auf die verſchieden⸗ 
artige Behandlung der geſicherten Forderungen in 88 9 ff. und der un⸗ 
geſicherten Forderungen in 88 62 ff. von größter Bedeutung. Einig⸗ 
keit beſteht im weſentlichen darüber, daß ein beſtimmter Stichtag über 
das Vorliegen einer hypothekariſch geſicherten Forderung entſcheidet. 
Welcher Zeitpunkt dies iſt, ob der 14. Febr. 1924 (51 Aufw®.) oder 
der 15. Juli 1925 (Inkrafttreten des AufwGh.) iſt ſtreitig und durch die 
höchſtrichterliche Rechtſprechung noch nicht geklärt; ein dritter Stichtag, 

331 


niſſen — gemäß den Anforderungen der Billigkeit — in ihrer Höhe 
anſchmiegte. Dieſe Rechtslage iſt zwar erſt durch die ſpätere Recht⸗ 
ſprechung allmählich klargeſtellt worden. Im Auguſt 1920 war ſie 
der Beſchwerdeführerin unbekannt und mußte ihr unbekannt ſein. 
Die Beſchwerdeführerin hat eben eine Schuld übernommen, über 
deren wahren Wert ſie ſich nicht klar war und, angeſichts der Un⸗ 
ſicherheit der Währungslage in Deutſchland, nicht klar ſein konnte. 
Heute aber iſt Klarheit geſchaffen, und zwar in der Art, daß nun⸗ 
mehr feſtſteht: Die Schuld war durch ihren Papiermarknennbetrag 
nicht eindeutig beſtimmt: ſie war aufzuwerten; die Aufwertung war 
zunächſt lediglich nach den Grundſätzen der Billigkeit vorzunehmen. 
Seit dem 14. Febr. 1924 iſt dagegen der Aufwertungsbetrag durch 
die Geſetzgebung beſtimmt. An dieſen beſtimmten Betrag iſt die Be⸗ 
ſchwerdeführerin gebunden. Und zwar hat ſie genau das gleiche zu 
entrichten, was ihr Rechtsvorgänger in der Schuld heute bezahlen 
müßte. Iſt doch die Beſchwerdeführerin durch die Schuldübernahme 
lediglich an die Stelle des früheren Verpflichteten getreten. Natürlich 
hätte ſie auch vereinbaren können, daß ſie nur bis zu einem be⸗ 
ſtimmten Betrag in die alte Schuld eintrete; dann würde die Sach⸗ 
lage anders zu beurteilen ſein. Daß aber eine ſolche Abmachung, 
die jedenfalls in der Zeit vor den Jahren 1922/1923 zu den größten 
Seltenheiten gehörte, getroffen worden ſei, hat die Beſchwerdeführerin 
nicht einmal behauptet. Die Beſchwerdeführerin hat alſo die Schuld 
ſo, wie ſie beſtand, übernommen, und ſie hat darum auch die Schuld 
genau in der Art zu begleichen, wie dieſe gemäß ihrer urſprünglichen 
Begründung heute beſteht. 

Wenn allerdings die Beſchwerdeführerin die Hypothekenſchuld 
alsbald nach der Übernahme vor dem 15. Juni 1922 bezahlt hätte, 
würde ſie ſich durch eine Leiſtung, welche ihrem Werte nach geringer 
iſt, als die heute verlangte, von ihrer Verbindlichkeit haben befreien 
können. Damit wird aber lediglich auf eine allgemein bekannte, 
mit Notwendigkeit aus den Beſtimmungen des AufmG&. folgende Un⸗ 
ſtimmigkeit hingewieſen, die mit der Einführung des 15. Juni 1922 
als Stichtag (5 15 Aufw®.) verknüpft iſt. 

(OLG. Karlsruhe, Beſchl. v. 28. Juli 1926, Z 1 AW 15/26.) 


6. Braunſchweig. 
Oberlandesgericht Braunſchweig. 


1. 57 Abſ. 4 Aufw®. 1. Vergünſtigung kommt nur 
denjenigen wertbeſtändigen Rechten zu, welche bereits 
zur Zeit des Inkrafttretens des Aufwertungsgeſetzes be⸗ 
ſtanden. 2. Die Rangſtelle des Eigentümers bleibt ſpäter 
beſtellten wertbeftändigen Rechten gegenüber auch dann 
gewahrt, wenn der Eigentümer es unterläßt, bei Be⸗ 
ſtellung dieſer Rechte den Rangvorbehalt für ſich ein⸗ 
tragen zu laſſen. 3. Der Rangvorbehalt in bezug auf ein 
an erſter Stelle ſtehendes aufgewertetes Recht kommt nur 
dann zur Entſtehung, wenn dieſem Rechte ein anderes 
Recht nachgeht. 

Nach 87 Abſ. 1 Aufw®. iſt der Grundſtückseigentümer befugt, 
im Range nach dem an erſter Stelle eingetragenen aufgewerteten 
Rechte und vor den dieſem nachgehenden Rechten eine Hypothek oder 
Grundſchuld in Höhe von 25 v. H. des Goldmarkbetrags des auf⸗ 
gewerteten Rechtes mit dem üblichen Zinsfuß eintragen zu laſſen. 
Die durch §7 Abſ. 1 Aufwch. dem Eigentümer vorbehaltene Rang⸗ 
ſtelle nimmt nach 57 Abſ. 4 Aufm. nur ſolche wertbeſtändige Rechte 
ein, die zur Zeit des Inkrafttretens des AufwG. ſchon beſtanden 
haben. Das ergibt ſich aus der Faſſung des §7 Abſ. 4 AufwG.: 


der 1. Jan. 1918, den das RC. zunächſt in Betracht zu ziehem ſchien 
(RG. 111, 320 = JW. 1926, 145), ſcheidet nach den Urt. des RG. — 
JW. 1926, 2557 aus. Wenn die hypothekariſche Sicherung, die zu⸗ 
nächſt für die Forderung beſtand, vor dem maßgebenden Stichtag 
— mag dies nun der 14. Febr. 1924 oder 15. Juli 1925 fein — 
weggefallen iſt, ſo liegt eine hypothekariſch geſicherke Forderung nicht 
vor. Zweifelhaft iſt — und mit dieſer Frage befaßt ſich die vor⸗ 
ſtehende Entſch. —, ob dieſer Grundſatz auch dann gilt, wenn nach 
dem AufwGG. nur die perſönliche Forderung und nicht auch die 
früher beſtehende Hypothek aufzuwerten iſt. Der wichtigſte Fall iſt der 
in der Entſch. behandelte, wo die Hypothek nicht rückwirkend auf⸗ 
gewertet werden kann, weil ein Dritter das Grundſtück gemäß 8 20 
AufwG. gutgläubig laſtenſrei erworben hat. In Ubereinſtimmung mit 
nahezu ſämtlichen Schriftſtellern und insbeſ. BayObLG. — Zurf. 
1926, Nr. 178 iſt das OLG. Karlsruhe der Anſicht, daß in dieſem 
Falle trotz Erlöſchens der Hypothek eine hypothekariſch geſicherte For⸗ 
derung i. S. des Aufw®. vorliegt. Ich habe als Outſider den ent⸗ 
gegengeſetzten Standpunkt vertreten. Wenn es richtig iſt, daß das Recht 
des Eigentümers, ſich auf gutgläubigen Rechtserwerb zu berufen, nach 
allgemeinen Rechtsvorſchriſten begründet iſt und nicht auf beſonderen 
Vorſchriften des AufwG. beruht (KG. v. 1. Juli 1926, AW III 
326/26 1)), jo iſt m. E. nicht einzuſehen, warum eine hypothekariſch ge⸗ 


1) JW. 1926, 2091. 


Rechtſprechung 
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„Beſtehen“ an dem Grundſtücke Rechte uſw.; es wird in der Vor 
ſchrift aber nicht geſagt: „Beſtehen“ ſolche Rechte uſw. „oder werden 
ſolche Rechte beſtellt“. Der Grund für die verſchiedenartige 
handlung der bei dem Inkrafttreten des AufwöG. bereits beſtehenden 
wertbeſtändigen Rechte und der erſt ſpäter zur Entſtehung kommende 
wertbeſtändigen Rechte liegt klar zutage. Die zur Zeit dez Inkraft 
tretens des AufwG. bereits beſtehenden wertbeſtändigen Rechte ſollen 
nicht durch den im Aufwcg. für den Grundſtückseigentümer neu 9% 
ſchaffenen Rangvorbehalt, mit dem bei der Begründung der wert⸗ 
beſtändigen Rechte vor dem AufwG. nicht gerechnet werden konnte, 
in ihrem Range zurückgedrängt und damit zum Vorteile des Grund⸗ 
ſtückseigentümers geſchädigt werden. Dieſe Erwägung trifft aber für 
wertbeſtändige Rechte, die erſt nach dem Inkrafttreten des Aufw c. 
begründet find, nicht zu. Mit dem Inkrafttreten des AufwG. iſt der 
Rangvorbehalt des Eigentümers ins Leben gerufen, und die Gläu⸗ 
biger erſt ſpäter begründeter wertbeſtändiger Rechte haben die Möglich 
keit gehabt, den Rangvorbehalt zu berückſichtigen und von dem Ur 
werbe der Rechte abzuſehen, falls fie ſich mit dem Rangvorbehalle 
nicht abfinden wollten und der Eigentümer ſeinerſeits auf den Rach, 
vorbehalt auch nicht verzichten wollte (vgl. auch Mügel zu 8 
AufwGG. A. 10 Abf. 2 S. 238; Schlegelberger⸗Harmening 
zu 8 7 AufnG. A. 9 S. 120 und Nadler, Grundbuch⸗ und Auf 
wertungsfragen? X 13 S. 88 ſowie in den Beſchl. der Berlin. Grund⸗ 
buch⸗ und Aufwertungsrichter, DNot Z. 1925, 447). 

Es muß aber weiter geprüft werden, ob der Beſchwerdeführel 
den in 87 Abſ. 1 Aufw c. vorgeſehenen Rangvorbehalt nicht eh 
aus anderen Gründen eingebüßt hat. Mügel führt zu 87 Aufw⸗ 
A. 2 S. 233 aus, daß der Rangvorbehalt des 8 7 Aufwcz. im Gegen⸗ 
ſatze zu dem der Eintragung ins Grundbuch bedürftigen Rang 
vorbehalte des 8881 BGB. ohne eine ſolche Eintragung beſtehe und 
auch durch 87 Abſ. 3 Aufiv®. gegenüber dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs geſchütt ſei. In § 7 Abſ. 3 AufivG. wird ausdrüt 
lich beſtimmt: „Die Befugnis, an der vorbehaltenen Rangſtelle eine 
Hypothek oder Grundſchuld eintragen zu laſſen (Abſ. 1), wird, a 
ſolange die Befugnis nicht eingetragen iſt, dadurch nicht berührt, daß 
ein im Range nachgehendes Recht von einem Dritten erworben wird. 
Michaelis führt zu 87 AufwG. A. 6 S. 66 unter Darlegung 
der Entſtehungsgeſchichte der in 8 7 Aufw G. getroffenen Beſtimmungen 
aus, durch die jetzige Faſſung der Geſetzesbeſtimmungen ſei nunmehr 
außer Zweifel geſtellt, daß die in 8 7 Abſ. 1 AufwG. vorgeſehene 
Befugnis, auch wenn ſie nicht eingetragen ſei, durch den Erwerb von 
Rechten an dem Grundſtücke von ſeiten Dritter nicht berührt werde 
und die auf Grund ihrer einzutragenden Eigentümergrundſchuld, au 
wenn die Befugnis nicht eingetragen geweſen ſei, mit der Eintragung 
mit dem im Geſetze beſtimmten Range rückwärts wirkend ins Leben 
trete. Schlegelberger-Harmening führen zu $7 AufwG. A. 2 
S. 108 aus, die in 87 Abſ. 1 AufwG. vorgeſehene Befugnis des 
Eigentümers entſtehe kraft Geſetzes und ſei, auch wenn ſie m 
eingetragen ſei, gegen eine Beeinträchtigung durch einen gutgläubigen 
Rechtserwerb an dem belaſteten Grundſtücke durch die Vorſchrif 
des 87 Abſ. 3 Satz 1 Aufw h. geſchützt, die einem Rechtserwerbe 
gegenüber der Befugnis den Schutz des öffentlichen Glaubens (8 8 
BEB.) nicht zuerkenne. Schließlich führt Nadler a. a. O. X 3 S. 77 
aus, für die erſt nach dem Inkrafttreten des Aufw®. eingetragenen 
Rechte und ihr Verhältnis zu dem Rangvorbehalte gelte folgendes! 
„Der Rangvorbehalt iſt am 15. Juli 1925 kraft Geſetzes an der ihm 
vom Geſetze zugewieſenen Rangſtelle entſtanden. Er wirkt, ob ein⸗ 
getragen oder nicht, nach § 7 Abſ. 3 AufwG., ohne weiteres gegen 
alle Rechte, die nach dem 15. Juli 1925 neu eingetragen werden, 
und geht ihnen vor.“ 

Es beſteht die Möglichkeit, daß zur Zeit des Inkrafttretens 
des Aufw Gg. lediglich die Hypothek zu 50 000 % als aufwertungs⸗ 


ſicherte Forderung dann vorliegen ſoll, wenn die Hypothek vor dem 
Stichtag durch gutgläubigen Rechtserwerb erloſchen iſt, während eine 
geſicherte Forderung unſtreitig dann nicht vorliegt, wenn der Gläu⸗ 
biger beiſpielsweiſe vor dem Stichtag auf die Hypothek verzichtet 
hat. Bei dieſer Auffaſſung würde freilich Art. 118 Abf. 1 S. 2 Durchf⸗ 
VD. nur dann einen Sinn geben, wenn man ſich für den 14. Febr. 
1924 als maßgebenden Stichtag entſcheidet. Das NG. ſcheint in dem 
Urt. JW. 1926, 2357 meiner Auffaſſung beipflichten zu wollen, doch 
iſt das Urt. zu unklar, um über dieſe Frage endgültigen Aufſchluß 
geben zu können. 

2. Die Auffaſſung des OLG. Karlsruhe, daß eine in der Ju⸗ 
flationszeit ſeitens des Käufers eines Grundſtücks erklärte Schuld⸗ 
übernahme auf die geſamte Aufwertungsſchuld und nicht etwa nur 
auf einen nach dem Zeitpunkt der Übernahme zu berechnenden Teil 
betrag zu beziehen iſt, bedarf heute kaum noch der Rechtfertigung 
Nicht erkennbar hingegen iſt, wie das OLG. Karlsruhe überhaupt dazu 
kam, im Aufwertungsverfahren über dieſe Frage zu entſcheiden, 
ſich der Einwand des Antragsgegners, er habe die Schuld nur zu 
einem Teilbetrage übernommen, als teilweiſes Beſtreiten der Aufwer⸗ 
tungsforderung darſtellt, worüber im ordentlichen Prozeßverfahren 
zu entſcheiden geweſen wäre (vgl. KG. JW. 1926, 2370). 

RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 


* 85. Jahrg. 1926 Heft 25 


90 Sppothek in Anſehung des Grundſtücks noch vorhanden ge⸗ 
führen it. Trifft das zu, fo it ein Rangvorbehalt des Beſchwerde⸗ 
5 = nach $7 Abſ. 1 Aufw®. überhaupt nie zur Entſtehung ge⸗ 
. Der 87 Abſ. 1 AufwG. ſpricht vom „au erſter Stelle ein⸗ 
. und von „dieſem nachgehenden Rechten“. Die Vorſchrift 
org mithin ein vorhergehendes und ein auf dies folgendes Recht 
8. Zwiſchen beiden ſoll die Befugnis des Eigentümers zur 
ein gang kommen können. Iſt aber überhaupt nur ein Recht 
auch tagen, kommen nachſtehende Rechte überhaupt nicht in Frage — 
t wiedereinzutragende —, ſo ſteht dem Eigentümer keine Be⸗ 
a b nach § 7 Abſ. 1 Aufw®. zu; denn 8 7 Abſ. 1 Aufwb. ſetzt 
eg Auf daß nachſtehende Rechte vorhanden find (KG. v. 4. März 1925 
auf ufwRſpr. 1, 229; Nadler a. a. O. X3 S. 77 unter Hinweis 
} 1,8. v. 17. Dez. 1925, 1 X 778/251); ferner auch Nadler, 
*15 S. 91 unter Hinweis auf RC. v. 14. Jan. 1926, 1X 818/25 2h. 
G. Braunſchweig, Beſchl. v. 7. Aug. 1926, 1 W 117/26.) 


Rechtseutſcheide in Pachtſchutzſachen. 
erichtet von Kammergerichtsräten Dahmann u. Dr. Günther, Berlin. 
län 1. 8 1 Abſ. 3 RPSchd.; 8 3 PreußPSch O. Die Ver⸗ 
vo gerung des Pachtvertrages kann nach 8 3 Preuß PSchd. 
in 30. Sept. 1925 nicht für einen Teil des Pachtlandes 
folgen, das durch dieſen Vertrag verpachtet iſt. f) 


ſchungen des 83 PSchO. Verträge auch über einen Teil des Pacht⸗ 


Da dug die Verlängerung des Pachtvertrages ſchlechthin beantrage. 


bescheid noch nicht beantwortet iſt, liegen die Vorausſetzungen für 
den Rechtsentſch. vor. Dem LG. konnte nicht zugeſtimmt werden. 


In d 
Int der Senat bereits ausgeführt „ 32 Abſia (jept 83 Abſ 1) 


einzelne Abſchnitte des Pachtlandes verſchieden zu erkennen. Wenn 


1 Einheitlichkeit der Kündigung ſelbſt, daß dieſe in Hinſicht auf 
i 


An es ſich aber nur um eine Verlängerung des Vertrages, alſo des 
Re) beſtimmten, bereits vorhandenen Vertrages, handelt, ſo iſt dem 
An „die Befugnis verſagt, den Inhalt des Vertrages abzuändern. 
En ganz weſentliche Juhaltsänderung und deshalb eine unzuläſſige 
ein ich. wäre es aber, wenn das VEN. den Pachtvertrag nur für 
de en Teil des Pachtlandes beſtehen laſſen würde, während es für 
19 Reſt der Fläche bei ſeinem Ablaufe bewendet.“ An dieſer Be⸗ 
ung iſt auch für die neueſte PShD. feilzuhalten, da keinerlei 
18 erung erfolgt iſt, die eine teilweiſe Verlängerung des Vertrages 
anſſertigen Könnte. Erwägungen der Billigkeit, wie ſie das LG. 
9 führt, können gegenüber dem klaren Wortlaut der PSchO. nicht 
un eichent, um dem Pen. die Befugnis zur Anderung des Vertrags⸗ 
Ahalts in bezug auf den Umfang des verpachteten Landes beizulegen. 


1) JW. 1926, 177. 


ö Zu 1. Der ſoziale Pachtſchutz wirkt ſich in drei Formen aus 
‚at 83 Abſ. 1 a bis c der Preuß. PShD. v. 30. Sept. 1925) 
S. S. 117). 
ts 1. Gekündigte Verträge können bis zur Dauer von zwei Jah⸗ 
n fortgeſetzt werden; . 
15 2. ohne Kündigung ablaufende Verträge können bis zur Dauer 
N n 2 Jahren verlängert werden (1 und 2 ſogenannter Verlänge⸗ 
ungsſchutz); a 
hob 3. Verträge können vor Ablauf der vereinbarten Friſt aufge⸗ 
ben werden (ſogenannter Aufhebungsſchutz). 
5 Bei einem einheitlichen Pachtvertrag kann unmöglich 
hedlglich eines räumlichen Teiles des Pachtverhältniſſes der Auf⸗ 
länangsſchutz und bezüglich eines anderen räumlichen Teiles der Ver⸗ 
ne Serungsfchuß eintreten. Dies würde der Einheitlichkeit des Pacht⸗ 
beiteages widerſprechen und eine Zerreißung des Pachtvertrages her- 
führen. Der Entſch. des RG. iſt daher beizupflichten. 
RA. Dr. Hermann Richter, Halle a. d. S. 


2) JW. 1926, 268. 


Rechtſprechung 


Auch der Umſtand, daß der Pächter ſelbſt nur die teilweiſe Verlän⸗ 
gerung beantragt, iſt ſo lange ohne Bedeutung, als der Verpächter der 
Teilung des Pachtlandes nicht zuſtimmt. 

Die Anſicht des Senats wird auch im Schrifttum, ſoweit es ſich 
überhaupt mit der Frage der teilweiſen Verlängerung beſchäftigt, faſt 
ausnahmslos geteilt. Allerdings hatten Wagemann⸗Krug (2. 
Aufl. 4d zu 83) in Übereinſtimmung mit einem Beſchl. des LG. 
in Münſter die Befugnis zur teilweijen Verlängerung aus den Wor⸗ 
ten „und inſoweit“ entnehmen zu können geglaubt. Wagemann⸗ 
Marwitz (3. Aufl. Ad zu 83) haben dieſe Anſicht aber aufgegeben 
und halten mit dem Senat die Zerreißung des Vertrages für unzu⸗ 
läſſig (vgl. auch Günther, JW. 1924, 1936). Bei Ponfick⸗ 
Menzel (2. Aufl. 35 zu 8 1) findet ji) zwar der Satz: „Die aus⸗ 
nahmsweiſe Möglichkeit einer ſolchen teilweiſen Verlängerung ſoll 
nicht beſtritten werden.“ Eine Begründung wird für dieſe Möglichkeit 
aber nicht gegeben. 

(KG., 17. 3 S., Rechtsentſch. v. 4. Febr. 1926, 17 Y 153/25.) [G. 


* 


2. Zu 8 2 preuß. PSHD. Vei Jagdpachtverträgen, 
die nach der Feſtigung der deutſchen Währung geſchloſſen 
ſind, rechtfertigt die inzwiſchen eingetretene Verände⸗ 
rung des Geldwertes für ſich allein die Ermäßigung des 
Pachtzinſes nicht. 7) 

Nach § 2 PreußPSchd., der auch für Jagdpachten gilt, kann 
das PEN. Leiſtungen nur ändern, wenn fie unter den veränderten 
allgemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſen nicht mehr gerechtfertigt ſind. 
Ob eine Veränderung der allgemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
eingetreten iſt, die das Wertverhältnis der Leiſtungen aus dem Pacht⸗ 
vertrage derart eingreifend verſchoben hat, daß die Billigkeit Abhilfe 
fordert, muß bei Jagdpachtverträgen beſonders ſtreng geprüft werden, 
da ſie zumeiſt der Befriedigung von Luxusbedürfniſſen dienen. Des⸗ 
halb bedarf es hier keiner Prüfung, wie die geſtellte Frage für den 
Pachtvertrag über ein landwirtſchaftlich genutztes Grundſtück zu be⸗ 
antworten wäre. Für die Jagdpacht ift fie jedenfalls zu verneinen. 
Allerdings ſind eine Reihe von wirtſchaftlichen Veränderungen ſeit“ 
der Feſtigung der Währung zu beobachten. So iſt eine Erſchwerung 
in der Beſchaffung von Kredit eingetreten, die Erwerbsloſigkeit hat 
zugenommen, zahlreiche Wirtſchaftsbetriebe ſind zuſammengebrochen. 
Hierbei handelt es ſich aber nicht um eine allgemeine Veränderung 
i. S. der VSHD., denn die angeführten Erſcheinungen haben ſich 
nicht einheitlich auf die ganze Wirkſchaft ausgewirkt, find auch inner⸗ 
halb der ſeit der Feſtigung der Währung verfloſſenen Zeit ſtetem 
Wechſel unterworfen geweſen. Es iſt richtig, oaß die Preiſe auf 
manchen Gebieten eine Senkung gegen die Anfangszeit erfahren haben. 
Das beruht zum Teil darauf, daß der Verkehr zunächſt unter der 
Wirkung der hohen Ziffern ſtand, mit denen ihn die Zeit der Geld⸗ 
entwertung vertraut gemacht hatte. Wenn man inzwiſchen zur rich⸗ 
tigeren Erkenntnis hinſichtlich der Bedeutung von Zahlen gekommen 
iſt, ſo liegt darin keine wirtſchaftliche Veränderung, ſondern nur die 
Vermeidung von Fehlern, die damals bei der Einſchätzung der Preiſe 
gemacht wurden. Solche Fehler der Partei abzunehmen, die ſie beim 
Abſchluß des Vertrages begangen hat, ermöglicht die PSchdO. jedoch 
nicht. Zum Teil beruht die in gewiſſem Umfange eingetretene Preis⸗ 
ſenkung auf der Abnahme der Kaufkraft des Volkes. Die Be⸗ 
wegung der Reichsrichtzahl läßt aber erkennen, daß nicht etwa gleich⸗ 
zeitig eine Erhöhung der Kaufkraft des Geldes eingetreten iſt oder 
doch, daß dieſe nur in ganz beſcheidenem Ausmaße vermutet werden 
kann. Aus dieſem Grunde liegt in der Anderung der Preisbildung 
und dem etwaigen Anſteigen des Geldwertes bisher keinesfalls die all⸗ 
gemeine Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe, die zur Er⸗ 
mäßigung eines Februar 1924 vereinbarten Jagdpachtzinſes erforder⸗ 
lich wäre. 


(KG., 17. 3 S., Rechtsentſch. v. 9. Juli 1926, 17 Y 50/26.) [G.] 
** 


Zu 2. In der Inflationszeit galt es namentlich bei den ſog. 
Neureichen als vornehm, eine Jagd gepachtet zu haben, ſelbſt wenn 
man von der Jagd überhaupt nichts verſtand. Infolgedeſſen wurden 
die Jagdpachten bei den öffentlichen Verſteigerungen derartig hoch 
getrieben, daß der Pachtzins meiſt in gar keinem Verhältnis mehr 
zum Wert des Jagdpachkreviers ſtand und daß die weniger bemit⸗ 
teften, aber wirklich weidgerechten Jäger zu einem großen Teil aus 
ihren alten Jagdrevieren geradezu hinausgedrängt wurden, was in 
Jägerkreiſen eine erhebliche Verbitterung hervorrief. Derartige Über⸗ 
preife ſind zum Teil auch noch in der Zeit nach der Inflation ge⸗ 
boten worden. Auch im vorliegenden Fall, deſſen Tatbeſtand nicht 
mit zum Abdruck gekommen iſt, handelt es ſich um einen Pacht⸗ 
abſchluß aus der Übergangszeit von der Inflation zur ſtabilen Wäh⸗ 
rung, nämlich aus Februar 1924, wobei das Mehrfache des Friedens⸗ 
pachtzinſes vereinbart iſt. Dieſe hohen Jagdpachten drücken jetzt 
naturgemäß die Pächter außerordentlich und ſie ſuchen ſie auf alle 
mögliche Weiſe herunterzudrücken. Im vorliegenden Fall iſt dies durch 
das Anrufen des PEN. verſucht worden. er: 

In Übereinftimmung mit den aus den Gründen erſichtlichen 
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3. Zu 8 25 preuß. PSHD.1925. Ein Streit über den 
Grund des Anſpruchs liegt nicht vor, wenn der Pächter 
behauptet, der Pachtzins ſei im Vertrage beſonders 
niedrig feſtgeſetzt worden, weil der Preis für das dem 
Pächter überlaſſene Inventar über den Wert dieſes In⸗ 
ventars bemeſſen worden ſei, und der Verpächter dieſe 
Angabe beſtreitet. 

Iſt ein Anſpruch nach Grund und Betrag ſtreitig, ſo hat das 
PEA. den Beteiligten eine Friſt zu ſetzen, innerhalb welcher wegen 
des Beſtehens des Anſpruchs das ordentliche Gericht anzurufen iſt. 
Dieſe Vorſchrift des § 25 darf nicht wörtlich genommen werden, weil 
ſie ſonſt zu Ergebniſſen führen würde, die beſtimmt nicht gewollt find 
(vgl. Günther, PächtZ. 1925, 246). Sie trägt nur dem Umſtande 
Rechnung, daß das PeA., dem im weſentlichen nur Entſcheidungen 
nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten übertragen find, bürgerlich⸗recht⸗ 
liche Streitigkeiten nicht endgültig entſcheiden kann. Deshalb ſoll 
durch die Friſtſetzung den Parteien Gelegenheit gegeben werden, ſolche 
Streitigkeiten vor dem ordentlichen Gericht endgültig auszutragen, 
bevor eine Entſcheidung des PGA. über Fragen des eigentlichen 
Pachtſchutzes ergeht, die je nach dem Ausgange des bürgerlich⸗recht⸗ 
lichen Streites eine verſchiedene praktiſche Bedeutung für die Be⸗ 
teiligten haben muß. Unter Grund des Anſpruchs darf man deshalb 
in § 25 nicht dasſelbe verſtehen, was nach dem Sprachgebrauch, ins⸗ 
beſondere was im Bereiche der ZPO. darunter begriffen wird (ſo auch 
Wagemann⸗ Marwitz, 3 zu 8 25), ſondern alle diejenigen Strei⸗ 
ligkeiten, die nicht zum eigentlichen Aufgabengebiete des PEA. ge⸗ 
hören. Darunter aber fällt ein Streit über die Wechſelwirkung zwi⸗ 
ſchen dem Inventarpreis und dem vertraglich vereinbarten Pachtzins 
nicht. Von ihm hangt überhaupt nicht die Wirkung der Entſch. des 
TEL. ab, ſondern ihr Inhalt. Hat nämlich das BEA. den Pachtzins 
neu feſtgeſetzt, ſo iſt ſeine rechtskräftige Entſcheidung für die Parteien 
verbindlich, ohne Rückſicht darauf, ob die Erwägungen, die der Ande⸗ 
rung und Bemeſſung des Zinſes zugrunde liegen, zutreffend ſind oder 
nicht. Zu dieſen Erwägungen gehört aber auch die Prüfung, ob der 
Pachtzins mit Rückſicht auf den geſamten Inhalt des Vertrages, alſo 
auch wegen der Bemeſſung des Inventarpreiſes höher oder niedriger 
angeſetzt werden muß, wobei auch von Bedeutung ſein kann, welchen 
Einfluß die Parteien beim Vertragsſchluß ſelbſt dem Inventarpreis 
oder anderen Umſtänden auf den Zins eingeräumt haben. Für die 
Frage, ob das Rechtsverhältnis der Parteien einem Spruch des REN. 
überhaupt zugänglich iſt, ob alſo der Spruch für den Pachtvertrag 
rechtliche Bedeutung haben kann, ſind dieſe nur ſeinen Inhalt be⸗ 
treffenden und deshalb in den Aufgabenkreis des PEA. fallenden 
Momente ohne Belang. Sie können alſo niemals zu einem Wider⸗ 
ſtreit zwiſchen dem PA. und dem ordentlichen Gericht mit der Folge 
führen, daß die Entſcheidung des erſten ſich als gegenſtandslos her⸗ 
ausſtellt. Demgemäß bezieht ſich auch 8 25 PSchd. nicht auf einen 
Streit, wie ihn das LG. zum Inhalt ſeiner Frage gemacht hat. 

(KG., 17. 3S., Rechtsentſch. v. 14. Mai 1926, 17 Y 40/26.) [G.] 


* 


4. f 41 Abſ. 1 Preuß. PSchO. 1925. Die Berufung 
wird nicht dadurch zuläſſig, daß die Entſcheidung des 
PE A. mehrere Pachtungen betrifft, deren Jahrespacht⸗ 
zinſe zuſammen über 500 RM. betragen. 

Nach § 41 Abſ. 1 PrPSchd. v. 30. Sept. 1925 iſt die Berufung 
gegen die Entſch. des PE A. nur zuläſſig, wenn der Jahrespachtzins 
über 500 % beträgt. Dieſe Vorſchrift beruht auf 83 Abſ. 1 Satz 1 
RPSHD. v. 23. Juli 1925, wonach die Länder gegen Schlußentſch. der 
PEsl. bei Verträgen, bei denen der Jahrespachtzins 500 % überſteigt, 
die Berufung zulaſſen müſſen. Preußen hat alſo die Zulaſſung der 
Berufung nicht weiter ausgedehnt, als es infolge der reichsrechtlichen 
Anordnung geſchehen mußte. Deshalb können die für die Abgren⸗ 
zung im Reichsrecht maßgebenden Gründe auch für die Auslegung 
der landesrechtlichen Vorſchrift verwendet werden. Sie ergeben, daß 
eine Zuſammenrechnung der Pachtzinſen aus den Pachtverträgen ver⸗ 
ſchiedener Vertragsparteien auch dann nicht ſtattfinden darf, wenn 
das Verfahren ſich zugleich gegen dieſe verſchiedenen Beteiligten richtet. 
Die Erwägungen, die eine ſolche Zuſammenrechnung des Wertes der 
Beſchwerdegegenſtände in ähnlichen Fällen für die Reviſionsſumme 
(8546 ZRD.) rechtfertigen, treffen hier nicht zu, denn der Zweck des 
Erforderniſſes der Reviſionsſumme iſt ein weſentlich anderer. Das 
Erfordernis iſt aufgeſtellt, um das RG. vor einer Überlaftung mit 


Grundſätzen der Entſch. iſt nicht zu verkennen, daß die Verhältniſſe 
bei den Jagdpachten anders liegen als bei landwirtſchaftlichen Pach⸗ 
tungen. Denn bei den Jagdpachten kommen Liebhaberwerte in Be⸗ 
tracht und mit Recht müſſen deshalb die Verhaltniſſe bei dieſer Art 
von Pachtungen nach ſtrengeren Grundſätzen beurteilt werden. Die 
Entſch. kommt durch die Verneinung einer Veränderung der all⸗ 
gemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſe für die Jagdpachten zu einer 
Ablehnung der vom Jagdpachter beantragten Ermäßigung des Pacht⸗ 
zinſes. Wenn man auch wirklich dieſer Begründung nicht ganz bei⸗ 
treten wollte, fo muß man auch dann noch die Entſch. i. S. der 
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Sachen geringerer Bedeutung zu ſchützen, alſo um die Arbeit ber 
Gerichts in Grenzen zu halten. Die Geringfügigkeit der Sache 15 
auch dann zu verneinen, wenn die Entſch. eine Mehrheit von klein 
ren Anſprüchen einheitlich betrifft, die hinſichtlich des Beſchwerd 
gegenſtandes in ihrer Geſamtheit die Grenze überſchreiten. Die 1 
grenzung in 8,3 Abſ. 1 RPSchd. iſt aber überhaupt nicht mit Rück 
ſicht auf die Gerichte erfolgt, ſondern dient dem Schutze der MEN 
pächter gegen die Eutſtehung höherer Verfahrenskoſten. Dies g 0 
ſchon daraus hervor, daß die Zulaſſung der Berufung gar nicht * 
der Höhe des Beſchwerdegegenſtandes, ſondern von dem Jahrespach⸗ 
zinſe abhängig gemacht iſt, obwohl der Jahrespachtzins weder pie 
Höhe des geltend gemachten Anſpruchs noch diejenige des Beſchwerde 
gegenſtandes zu beſtimmen braucht. Hingegen gibt dieſer Jahrespach! 
zins einen Anhalt für die Größe der Pachtung. Daß nur die Größ 
der Pachtung maßgebend fein ſollte, geht aus der Entſtehungs 
geſchichte klar hervor. Anfangs war vorgeſehen, durch die RPSch 6 
die Berufung ausnahmslos einzuführen. Die ſpäter angenommen. 
Faſſung beruht auf einem Antrage des Abgeordneten Wilkens, de 
in der Sitzung vom 23. Juni 1925 (Sitzungsberichte des Ne 
S. 2550) ausführte: „Was die vom Ausſchuß geſchaffene Berufung 
inſtanz anlangt, ſo wollen wir dieſe für ſolche Pachtungen eingerich 
wiſſen, deren Jahreszinsertrag mindeſtens 500 % beträgt. Die 9 
rufungsinſtanz hat ein ſo teures Verfahren — es ſind da Ortsbeſg 
tigungen, Sachverſtändigenvernehmungen uſw. notwendig —, daß 
kleine Pächter gar nicht in der Lage ſind, eine Berufung durchzufüh 
ren, weil ſie die Koſten nicht tragen können, weil die Koſten wel 
über das hinausgehen, was ſie überhaupt an Pacht zu zahlen haben. 
Wir meinen deshalb, wir ſollten für die kleinen Pachtungen das 
halten, was ſich bisher bewährt hat, nämlich die Möglichkeit, a 
billigere Rechtsbeſchwerde durchzuführen.“ Handelt es ſich hiernach un 
eine Schutzbeſtimmung für die Kleinpachten (vgl. Marwitz, Pächtg 
1925, 178; Wagemann⸗ Marwitz, 2 zu 8 41; Groffebe n. 
Verpächter 1926, 3), fo muß es bei dieſem Schutze auch bleiben, wen! 
das Verfahren ſich gleichzeitig mit mehreren Kleinpachtungen beider 
tigt; die Zuſammenrechnung der Jahrespachtbeträge bei Prüfung der 
Berufungsſumme iſt alſo ausgeſchloſſen. 
(KG., 17. 3 ., Rechtsentſch. v. 4. Okt. 1926, 17 Y 82/26.) [G. 


* 


5. Zu 8 58 preuß. PSchd. 1925. Abgeſchloſſen i. S. d. 
§ 58 Abſ. 4 PSchd. ſind Pachtverträge, ſobald ein Ver“ 
tragsteil an die als Vertragsinhalt vorgeſehenen , 
machungen rechtlich gebunden ift. 

Daß die preuß. VO. zur Ausdehnung der PSchd. auf Jagd⸗ 
pacht⸗ und Fiſchereipachtverträge v. 23. Nov. 1922 fortdauernd gilt, iſt mit 
Wagemann⸗Marwitz (S. 279) ohne Bedenken anzunehmen. Auch 
hat das PEN. ſelbſt zu entſcheiden, ob der Pachtvertrag nach 9 9° 
PSHD. von den Pachtſchutzbeſtimmungen ausgenommen iſt. Beſteht 
Streit über den Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes, ſo iſt nicht etwa 
das Verfahren nach § 25 PSchdO. einzufchlagen, denn dieſe Vorſchrift 
bezieht ſich nur auf bürgerlich⸗ rechtliche Streitigkeiten, für deren end. 
gültige Entſcheidung nicht das BEN, ſondern das ordentliche Gerich 
zuſtändig iſt. Zwar ſpricht die Vorſchrift vom Streit über den Gru 
des Anſpruchs. Doch darf fie nicht wörtlich verſtanden werden, ſchon 
deshalb nicht, weil die Länder wohl zur Regelung des Verfahrens, 
nicht aber zur Abänderung der reichsrechtlich geregelten Befugniſſe 
des PEN. befugt find. Auch § 25 kann deshalb nur als Verfahrens 
vorſchrift gemeint ſein und angewendet werden. Inſoweit beſtehen 
gegen ſeine Gültigkeit keine Bedenken. Er kann aber nicht dazu 
führen, daß die Erledigung der zum eigentlichen Aufgabengebiet des 
PEN. gehörigen Streitpunkte dem ordentlichen Gericht übertragen 
wird. Wie es aus dieſem Grunde ausgeſchloſſen iſt, daß die Prüfung 
des Vorliegens einer Veränderung der allgemeinen wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe dem Gericht überlaſſen wird, jo hat auch das PGA. als⸗ 
bald ſelbſt zu entſcheiden, ob die PSHO. für den Vertrag überhaupt 
gilt oder die Ausnahme des 8 58 Abf. 4 vorliegt. y 

Der mit $7 Abſ. 3 APSHO. v. 23. Juli 1925 übereinſtim⸗ 
mende $ 58 Abſ. 4 PrpPSchd. iſt, ſoweit er hier in Betracht kommt, 
nur eine Wiederholung des Art. II der von der Reichsregierung 11 
laſſenen VO. zur Anderung der BSD. v. 13. Febr. 1924. Damals 
aber wurde der Pachtſchutz für die nach dem 1. Marz 1924 abgeſchloſ 
ſenen Verträge verſagt, weil man aunahm, daß die Beteiligten bann 
Neuabſchluß eines Pachtvertrages ſich bei der ſeit dem 1. März 192 
vorliegenden Wirtſchaftslage deſſen zweckmäßige Geſtaltung nach allen 


PSchO. als voll zutreffend im Ergebnis bezeichnen. Denn der 92 
PSch O. ſagt ausdrücklich, daß die anderweitige Feſtſetzung des Pacht, 
zinſes ſtets nur inſoweit ſtattfinden ſoll, als es der Billigkei 
entſpricht. Bei der Erwägung der Billigkeitsfrage fällt aber 
gerade zuungunſten der Jagdpächter ins Gewicht, daß es ſich bei ihnen 
nur um die Befriedigung einer Liebhaberei handelt. Auch in den 
Kreiſen der wirklich weidgerechten Jäger wird man die Entſch. mit 
Genugtuung begrüßen, die den für ſie günftigen Erfolg haben wirb, 
daß bei Abgabe der Jagdpachtgebote wieder vorſichtiger verfahren wird. 
AGR. Görcke, Eberswalde. 
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tungen genau überlegen könnten (vgl. Wagemann⸗Mar wih, 
ful Er): Deshalb dürfen unter den neu abgeſchloſſenen Verträgen nur 
fälle verſtanden werden, bei denen beide Vertragsteile die freie Ent⸗ 
mg über den Vertragsabſchluß noch nach dem 1. März 1924 
denen während die PSHD. in ſolchen Fällen anzuwenden iſt, in 
3 auch nur ein Teil vor dieſem Tage gebunden war (vgl. Gün⸗ 
Ai T, Pächt Z. 1924, 69). Schon die Bindung eines Teils muß ge⸗ 
. um die Pachtſchutzvorſchriften für den ganzen Vertrag in Gel⸗ 
ei 9 zu laſſen, weil die Anwendung der Schutzvorſchriften nur für 
nen Vertragsteil im Geſetz nicht vorgeſehen iſt. 
Bar Für den vorgelegten Fall ergibt ſich aus dieſen Erwägungen, 
der Jagdpachtvertrag der Parteien unter der PSHD. ſteht. Die 
naachtende Stadtgemeinde hat das Gebot des Pächters, an das er 
195 den Bietungsbedingungen gebunden war, noch vor dem 1. März 
wirke angenommen. Iſt auch damals der Pachtvertrag noch nicht 
"am zuſtande gekommen, weil den Formvorſchriften nicht genügt 
Pi lo war doch ein Vorvertrag und eine einſeitige Bindung des 
e geſchaffen worden. Da die PrJagdO. für die Verpachtung 
Eigenjagdbezirks Schriftform nicht fordert, fehlte nur die Beob⸗ 
Yung der Formvorſchrift für die Verpflichtungsurkunde der Stadt⸗ 
Emeinde. Dieſes Erfordernis, das zum Schutze der Stadt und zur 
ocderung des Verkehrs aufgeſtellt ift, hindert aber nicht, daß ſchon 
Ger ſeiner Erfüllung durch eine entſprechende Abmachung der andere 
duntragsteil rechtsgeſchäftlich gebunden wird. Auf eine ſolche Bin⸗ 
dung aber war der Wille der Parteien offenſichtlich gerichtet, wenn der 
Fachter auf die Jagd ein Gebot abgab und der Bürgermeiſter, nach⸗ 
A maßgebenden Stellen zugeſtimmt hatten, dem Bieter die An⸗ 
Ay dme ſeines Gebots mitteilte. Dies wird zudem klargeſtellt durch die 
er lache, daß der Pächter auf Grund der Abmachungen die Jagd im 
0 it ternehmen mit der Verpächterin, entſprechend dem Vertragsinhalt, 
dem 1. Febr. 1924 ausgeübt hat. 


(Ach,, 17. 88., Rechtsentſch. v. 14. Mai 1926, 17 V 42/26.) [G. 
** 


ab 6. Der Rechtsentſch. v. 25. No v. 1925 (17 Y 128/25) 
d er die Inanſpruchnahme einer Altſitzerwohnung nach 
em Tode des Altſitzers wird aufrechterhalten. 
1 Ein Widerſpruch gegenüber dem Rechtsentſcheide 17 Y 7/24 liegt 
ak vor. Dort iſt ausgeſprochen, daß der Tod des Wohnungs⸗ 
d habers die Wohnung allein noch nicht zu einer unbenutzten mache; 
Er komme erſt dann in Frage, wenn die Nachlaßwohnung von den 
Rien tatſächlich aufgegeben werde. Anders liegt der Fall des Rechts⸗ 
5 ſcheides 17 X 128/25. Dort handelte es ſich um eine Altſitzer⸗ 
gohnung, deren Inhaber verſtorben war. Im Gegenſatz zum Fall der 
echtsentſcheide 17 Y 7/24 und 17 Y 106/24 — Hertel Nr. 79 — 
ber im Falle des Rechtsentſcheides 17 1 128/25 ein Verfügungs⸗ 
derechtigter, deſſen Recht geeignet erſcheinen könnte, der Benutzung 
zer Wohnung durch die tatſächlich darin befindlichen Perſonen zur 
ſigendlage zu dienen, nicht mehr vorhanden. Mit dem Tode des Alt⸗ 
de deſſen Recht nicht vererblich, ſondern nur lebenslänglich iſt, 
it die Verfügungsberechligung nicht nur in der Perſon des Altſitzers, 
bondern überhaupt erloſchen; in den Fallen der Rechtsentſcheide 17 K 
„/24 und 17 Y 100,25 war das Recht nicht mit dem Tode des Woh⸗ 
ungsinhabers erloſchen, ſondern auf die Erben übergegangen. 


Gch, 17. 35., Rechtsentſch. v. 14. Mai 1926, 17 Y 47/26.) D. 
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Zu 1. Die Entſch. iſt in jeder Beziehung zutreffend. 
1 1. Mit Recht mißt das KG. dem Ablauf der in 8 16 Aufwcg. 
Sorgeſchriebenen Einſpruchsfriſt nur die Bedeutung bei, daß der 
1 uldner dem Gläubiger gegenüber nicht mehr die in 88 14, 15 
u G. enthaltenen beſonderen Vorausſetzungen der Aufwertung kraft 
bletbebalts oder Rückwirkung beſtreiten kann. Unbenommen dagegen 
0 bt es dem Eigentümer trotz Verſäumung der Einſpruchsfriſt, 
andere materiellrechtliche Einwendungen zu erheben, die außerhalb der 
f 14, 15 Aufw ch. liegen, alſo insbeſondere das Beſtehen des An⸗ 
bruchs im übrigen zu beſtreiten. Hieraus folgt, daß ſich der Grund⸗ 
llülckseigentümer auch nach Ablauf der Einſpruchsfriſt auf den Unter⸗ 
au des aufzuwertenden Rechtes infolge der durch 820 in das AuſwG. 
bezogenen Vorſchriften über den gutgläubigen Erwerb berufen kann. 
werbaſſowski, 3. Aufl. ©. 202; Nadler, Grundbuch und Auf⸗ 
ens 2. Aufl. S. 53 Anm. 4; Menzel, D. 1925, 1728; 
v. 7. Juni 1926 1 X 352/26.) 
S. 8 2. Nach Auffaſſung von Quaſſowski, S. 248; Nadler, 
N05 5 LG. II Berlin JW. 1925, 2640; KG. 1 X 806/25 iſt 8 20 
6 2 AufwGg. dann nicht anzuwenden, wenn der Erwerber des 
un nöſtücks die gelöſchte Hypothek im Kaufvertrag übernommen 
— ſelbſt die Bezahlung der Hypothekenſumme und die Erteilung 
ri Löſchungsbewilligung veranlaßt hat. Mir ſcheint dies nicht un⸗ 
90 enklich zu ſein. Die techniſche Abwicklung der Hypothekenablöſung 
angt in derartigen Fällen in fo ſtarkem Maße von Zufälligkeiten 
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Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
a) Kammergericht. 


1. 820 AufwG. Das Grundbuchamt hat, auch wenn 
der Grundſtückseigentümer keinen Einſpruch gegen die 
Anmeldung des Anſpruchs auf Aufwertung einer ge⸗ 
löſchten Hypothek erhoben hatte, von Amts wegen zu 
prüfen, ob der Wiedereintragung der Hypothek ein gut- 
gläubiger Erwerb des Grundſtücks entgegenſteht. f) 


Bei der Prüfung des Antrags auf Wiedereintragung einer ge⸗ 
löſchten Hypothek hat der Grundbuchrichter die etwa aus den Akten 
ſich ergebende Tatſache zu beachten, daß nach der Löſchung oder der 
Erteilung der Löſchungsbewilligung (§ 20 Abſ. 2 AufwG.) ein Wed). 
ſel im Eigentum des Grundſtücks ſtattgefunden hat; er hat ferner zu 
beachten, daß nach der Vorſchrift des 8892 BGB. zugunſten des 
Erwerbers der Inhalt des Grundbuchs als richtig gilt, ſo wie er ſich 
3. Z. des Erwerbes darſtellte, ſolange nicht der Nachweis feiner Kennt⸗ 
nis von der Unrichtigkeit des Buches erbracht iſt; der weitere Aus⸗ 
nahmefall der Eintragung eines Widerſpruchs gegen die Richtigkeit 
komnıt hier nicht in Betracht. Durch die Verſäumung der Einspruch 
friſt ſeitens des Eigentümers, die allerdings eine der im 8 16 Abi. 2 
aufgeführten Vorausſetzungen der Wiedereintragung bildet (vgl. Art. 10 
DurchfVO.), wird an der Sachlage inſoweit nichts geändert. Durch 
deren Verſäumnis wird für den Eigentümer die Möglichkeit aus⸗ 
geſchloſſen, das Fehlen der im Aufiv$. normierten beſonderen Vor- 
ausſetzungen einer Aufwertung auf Grund des Vorbehalts der Rechte 
oder kraft Rückwirkung (88 14, 15) geltend zu machen. Das Recht 
des Eigentümers, ſich auf gutgläubigen Rechtserwerb zu berufen, iſt 
dagegen in allgemeinen Vorſchriften begründet, und wird ihm dutch 
die Sonderregelung des 8 16 nicht genommen (vgl. Quaſſowski, 
AufwG.s, 88 16 II F., KG. v. 17. Juni 1926, 1 X 352/26). Daß 
aber der Grundbuchrichter auch gegenüber einem einfeitig vom Gläu⸗ 
biger geſtellten Wiedereintragungsantrage bis zum Nachweiſe des 
Gegenteils von einem gutgläubigen Erwerbe des neuen Eigentümers 
ausgehen muß, ergibt ſich aus dem Geſagten. 


Die Anwendung der Vorſchriften über den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs zugunſten des gegenwärtigen Eigentümers kam vor⸗ 
liegendenfalls jedoch in Frage, und zwar die Anwendung der Sonder⸗ 
vorſchrift des § 20 Abſ. 2 Aufw®. Denn im Zeitpunkt der Stellung 
des Antrags auf Eintragung des Eigentumswechſels lag die in An⸗ 
ſehung der Hypothek Nr. 1 ausgeſtellte Löſchungsbewilligung, auf 


Grund deren demnächſt die Löſchung erfolgt iſt, bereits vor. Es kann 
dahingeſtellt bleiben, ob die Anwendung der Beſtimmung des 8 20 


Abſ. 2 dann ausgeſchloſſen ſein würde, wenn auf Grund der im Kauf⸗ 
vertrage geſchehenen übernahme der Hypothek durch den Erwerber 
der letztere ſchon vor ſeiner Eintragung im Grundbuch für eigene 
Rechnung die Hypothek zurückgezahlt hätte (vgl. Quaſſowski, 
§ 20 II B. S. 248/9). Denn dieſer Fall iſt hier ſowohl nach dem obi⸗ 
gen wiedergegebenen Inhalt der Löſchungsbewilligung wie nach den 
von der Gläubigerin in der Beſchwerdeſchrift ausdrücklich aufgeſtellten 
Behauptungen nicht gegeben. Darnach hat vielmehr trotz der Über⸗ 
nahme durch den Erwerber die Veräußerin die Rückzahlung bewirkt. 
Die Löſchungsbewilligung iſt dann offenbar der Veräußerin erteilt, 
von der ſie dem Grundbuchamt mit dem Antrage auf Vornahme der 
Löſchung überreicht iſt. Der Beſchwerdeführerin etwa den Nachweis 
einer durch den Erwerber bewirkten Rückzahlung nachzulaſſen, 
beſtand für das Grundbuchamt ſchon nach dieſer Sachlage keine Ver⸗ 
anlaſſung. — Das Grundbuchamt hatte bei der gegebenen Sachlage 


ab, daß die Verneinung eines Schutzbedürfniſſes des Grundſtücks⸗ 
erwerbers nicht immer der praktiſchen Sachlage gerecht wird, ganz 
abgeſehen davon, daß die einſchränkende Auslegung mit dem Wort⸗ 
laut des § 20 Abſ. 2 AufwG. nur ſchwer vereinbar iſt. Jedenfalls 
iſt aus der obigen Entſch. feſtzuſtellen, daß das KG. die einſchrän⸗ 
kende Auslegung des 820 Abſ. 2 AufwG. nur dann für vertretbar 
hält, falls der Erwerber nicht nur die Hypothek übernommen, ſondern 
auch zurückgezahlt und die Löſchungsbewilligung erwirkt hat. Hat 
dagegen der Veräußerer die Hypothek zurückgezahlt, jo iſt 8 20 Abſ. 2 
AufwG. auch dann anzuwenden, wenn der Erwerber die Hypothek 
übernommen hat, ohne daß darauf abzuſtellen iſt, woher die von dem 
Veräußerer zur Zahlung der Hypothek verwandten Mittel ſtammten. 

3. Bei der Wiedereintragung von gelöſchten Hypotheken hat, 
wie das KG. zutrefſend ausführt, der Grundbuchrichter von Amts 
wegen zu prüfen, ob die Vorſchriften über den guten Glauben die 
Eintragung zulaſſen. Für den Grundbuchrichter iſt der neue Eigen⸗ 
tümer nach 8 892 BGB. gutgläubig. Falls ein Eigentumserwerb 
vor dem 1. Juli 1925 ſtattgefunden hat, muß der Grundbuchrichter 
demnach die Wiedereintragung ablehnen und den Gläubiger auf den 
Prozeßweg verweiſen. Keinesfalls darf der Grundbuchrichter, ohne auf 
die Frage des guten oder böſen Glaubens einzugehen, die Hypothel 
trotz des Eigentumswechſels wiedereintragen und es dem Eigentümer 


überlaſſen, ſeinen guten Glauben nachzuweiſen. 


RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 
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vielmehr zu prüfen, ob die in 8892 zugunſten des Erwerbers auf⸗ 
geſtellte Fiktion der Richtigkeit des Grundbuchinhalts in Anſehung 
des Nichtmehrbeſtehens der Hypothek infolge einer ihm innewohnen⸗ 
den Kenntnis der Unrichtigkeit des Buches nicht Platz greife. Die 
Bösgläubigkeit des Erwerbers mußte von der Gläubigerin nachgewie⸗ 
ſen werden. Nach dem Nachweis einer Tatſache, aus der nach den maß⸗ 
geblichen rechtlichen Geſichtspunkten die Bösgläubigkeit zu entnehmen 
wäre, iſt nicht die Rede. — Die Kenntnis der Papiermarkzahlung allein 
iſt ohne Belang. In Frage kommt höchſtens, ob anſtatt ſofortiger Ab⸗ 
weiſung des Wiedereintragungsantrags der Erlaß einer Zwiſchenver⸗ 
ügung geboten war, durch welche der Gläubigerin der Nachweis von 
Tatſachen anheimgegeben wurde, aus denen ſich die Bösglänbigkeit 
ergab. Auch zu einer Verfügung mit dieſem Inhalt beſtand jedoch 
kein Anlaß, da aus dem Sachverhalt entnommen werden kann, daß 
ſie ſolche Tatſachen überhaupt nicht anzuführen vermag. Damit eine 
Kenntnis des Erwerbers von der Unrichtigkeit des Grundbuchs an⸗ 
enommen werden könnte, müßle nicht nur ſeine zur maßgeblichen 
Zeit beſtehende Kenntnis der Aufwertung, alſo das Weiterbeſtehen der 
Hypothek, begründeten Tatſachen dargetan werden, d. h. der Erklä⸗ 
rung eines Vorbehalts durch die Gläubigerin bei Annahme der Zah⸗ 
lung, oder des nach 8 15 AufwGg. erheblichen Zeitpunkts der Zahlung 
ſondern auch die Kenntnis der Bedeutung dieſer Tatſachen als der 
Grundlagen der Aufwertung (vgl. KG. v. 6. Nov. 1924 und 26. Nov. 
1925, JurRdſch. 1925, Nr. 144 und Aufwꝗgſpr. 1, 53). Ein Vorbe⸗ 
halt iſt hier nicht erklärt, übrigens von der Gläubigerin auch nicht 
behauptet. 

Ebenſowenig aber hat ſie die Behauptung aufgeſtellt, daß der 
Erwerber ſchon zu jener Zeit die Bedeutung des Zeitpunktes der 
Rückzahlung als eines in den Zeitraum der ſog. Rückwirkung fal⸗ 
lenden gekannt hätte, oder Tatſachen angeführt, die dafür ſprächen; 
eine ſolche Kenntnis kommt in der Tat nicht in Frage. Für eine auf 
die Erbringung des Nachweiſes der Bösgläubigkeit gerichtete Zwi⸗ 
ſchenverfügung fehlte und fehlt es ſomit an jeder Unterlage. 

(GG., 1. 38., Beſchl. v. 24. Juni 1926, 1X 354/26.) 
Mitgeteilt von GerAff. Rüger, Hildesheim. 
. 


2. 851 68D.; 88 1115, 1187, 1190 BGB. Bei Be⸗ 
ſtellung von Höchſtbetragshypotheken für die Forderun⸗ 
gen aus Schuldverſchreibungen auf den Inhaber iſt die 
Anzahl der Teile der Teilſchuldverſchreibungen nicht an⸗ 
zugeben. f) 

Die Zwiſchenverfügung, welche durch die Beſchwerde zur Nach⸗ 
prüfung geſtellt worden iſt, geht dahin, daß auch bei einer für Teil⸗ 
ſchuldverſchreibungen auf den Inhaber beſtellten Höchſtbetragshypothek 
gemäß 8 51 GBO. die Anzahl der Teile anzugeben ſei. Das Grund⸗ 
buchamt bemängelt hiernach nicht die Zulaſſigkeit der Höchſthypothek 
für Forderungen aus Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, ſondern 
ſtellt ſich vielmehr auf den ihre Statthaftigkeit bejahenden Standpunkt 
des KG. (ch J. 30 S. A. 284), der in der Rechtslehre, ſoweit er⸗ 
ſichtlich, nirgends bekämpft, dagegen dort, wo überhaupt zu der Frage 
Stellung genommen wird, gebilligt worden iſt (Güthe⸗Triebel, 
8 44 Anm. A. 3 und Vorbemerkungen zum II. Abſchnitt A. 54 Abf. 1 
a. E.; Biermann, 8 1187 A. 2; Planck, 4 8 1187 A. 3 a. 
Abſ. 2; RGR. 1187 A. 1). An der in der erwähnten Entſch. des 
KG. vertretenen Auffaſſung iſt auch nach wie vor feſtzuhalten. Nach 
81187 S. 1 BGB. iſt als Form der dinglichen Sicherung für For⸗ 
derungen aus Schuldverſchreibungen auf den Juhaber lediglich die 
Verkehrshypothek ausgeſchloſſen; dagegen iſt nicht beſtimmt, daß als 
Sicherungshypothek nur Die in § 1184 geregelte gewöhnliche Siche⸗ 
rungshypothek zugelaſſen ſei. Da auch die Höchſtbetragshypothek nach 
$ 1190 Abſ. 3 BGB. eine Sicherungshypothek iſt, ſo beſtehen gegen 
ihre Verwendung als Grundſtückspfand für Forderungen aus Schuld⸗ 
verſchreibungen keine Bedenken. Hinzu kommt, daß nach § 1190 
BOB. die Art der Forderungen, für welche die Höchſthypothek als 
Sicherung dienen ſoll, ohne jede Bedeutung iſt, ſo daß auch Forde⸗ 
rungen aus Schuldverſchreibungen auf den Inhaber durch ſie geſichert 
werden können. 


Zu 2. Der vom KG. in ſtändiger Rechtſprechung feſtgehaltene 
Satz, daß zur Sicherung von Forderungen aus Inhaberpapieren nicht 
bloß die Sicherungshypothek des 8 1187, ſondern auch die Höchſt⸗ 
betragshypothek des § 1190 BGB. verwendet werden könne, iſt nicht 
zu beſtreiten und wohl allgemein in der Rechtſprechung und im Schrift⸗ 
tum anerkannt. Fraglich kann nur ſein, ob, wenn bei der Beſtellung 
der Hypothek die letztere Rechtsform gewählt worden ift, darauf auch 
die grundbuchrechtliche Beſtimmung des 8 51 GBO. entſprechend an⸗ 
zuwenden iſt, wonach der Geſamtbetrag der Hypothek unter Angabe 
der Anzahl, des Betrages und der Bezeichnung der Teile einzutragen 
iſt. Das wird vom KG. in obiger Entſch. m. E. mit zutreffenden 
Gründen mit Recht verneint. Es muß genügen, daß der geſicherte 
Forderungskreis in der Eintragungsbewilligung im allgemeinen be⸗ 
zeichnet wird, da ja die Feſtſtellung der Forderung, für welche die 
Hypothek haftet, vorbehalten bleibt. Der § 51 GBO. bezieht ſich nur 
auf die Sicherungshypothek des § 1187 BGB. 

SenpPräſ. a. D. Dr. Reinhard, Dresden. 


Rechtſprechung 


lguriſtiſche Wochenschrift * 


Ein Rechtsirrtum liegt dagegen darin, daß das Grundbu 5 
und mit ihm das LG. den § 51 GBO. auf Höchſthypotheken für Te 
ſchuldverſchreibungen auf den Inhaber für anwendbar erklären. Na 
der genannten Vorſchrift genügt es, bei der Eintragung einer Hype⸗ 
thek für Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, wenn der Geſamt 
betrag der Hypothek unter Angabe der Anzahl, des Betrages und der 
Bezeichnung der Teile eingetragen wird. Der bloße Wortlaut diefer 
Geſetzesbeſtimmung könnte den Vorinſtanzen Recht geben. Die Ein, 
ſicht in ihre wahre Bedeutung zeigt jedoch, daß ſie auf die Eintrage 
von Höchſthypothekken nicht zur Anwendung kommt. Nach der De 
ſchrift S. 57 iſt die Vorſchrift eingefügt worden, weil die 88 1115, 
1187 BGB. unter Umſtänden zu der Auffaſſung Anlaß geben könnten, 
daß für die Forderung aus jeder einzelnen Teilſchuldverſchreibung eine 
beſondere Hypothek eingetragen werden müſſe. Es iſt hiernach füt 
den Fall, daß die Schuldverſchreibung in Teile zerlegt iſt, 1 
gelaſſen, eine zuſammengefaßte Hypothek einzutragen (RES. 35 S. ®- 
29, 38 S. B. 68, 50 S. 198); zugleich ift hinſichtlich der Eintragung 
des Geldbetrages der Forderung der 8 1115 BGB. dahin ergänzt wor⸗ 
den, daß es genügt, den Geſamtbetrag der Hypothek unter Angabe der 
Anzahl, des Betrages und der Bezeichnung der Teile im Grundbuche 
zu vermerken (ogl. auch Güthe⸗Triebel, 851 A. 2—5). Hieraus 
folgt, daß SSL G0. nur Hypotheken betrifft, bei denen die Eintragung 
des Geldbetrages der Forderungen geboten iſt. Er bezieht ſich ale 
nur auf die gewöhnliche Sicherungshypothek nach SS 1184, 118 
BGB., die für beſtimmte Forderungen aus beſtimmten Schuldverſchrei⸗ 
bungen beſtellt wird. Werden Forderungen aus Teilſchuldverſchrei⸗ 
bungen, deren Feſtſtellung im übrigen vorbehalten wird, dagegen durch 
eine Höchſtbetragshypothek ſichergeſtelll, jo Kommt nach $ 1190 BOB. 
die Eintragung des Geldbetrages der Forderungen nicht in Frage 
(REF. 23 S. A. 237, 35 S. A. 279, 40 S. 314). Eingetragen iſt viel- 
mehr lediglich der Höchſtbetrag, bis zu dem das Grundſtück haften 
ſoll. Inſoweit erleidet daher die Inhaberhypothek, welche als Höchſt 
betragshypothek gebucht wird, eine Anderung. Im übrigen bleiben 
jedoch die Vorſchriften über Jnhaberhypotheken, insbeſondere 91J89 
BGB., in Geltung. Iſt hiernach bei der Eintragung der beantragten 
Höchſtbetragshypothek an Stelle des Geldbetrages der geſicherten For⸗ 
derungen die Haftſumme im Grundbuche zu vermerken, ſo iſt für die 
Anwendung des 8 51 GBO. kein Raum. 

(KG., 1. 3S., Beil. v. 17. Juni 1926, 1 X 349/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Friedrich Kempner, Berlin. 
* 


3. Die nach dem Inkrafttreten des preuß. Gef. vom 
20. Juli 1925 (GS. S. 93) neu vorgenommene Auflaſfung 
iſt nicht deswegen unwirkſam, weil das Verpflichtungs“ 
geſchäft, in deſſen Erfüllung ſie erklärt iſt, nach dem 
Gr Verk. genehmigungsbedürftig iſt, aber die Genehmi“ 
gung nicht erhalten hat. Das Grundbuchamt darf die Ein? 
tragung der Eigentums veränderung auf Grund einer 
ſolchen Auflaſſung nicht von dem Nachweis der behörd⸗ 
lichen Genehmigung abhängig machen. 5) 

Der als Eigentümer eingetragene Schneidermeiſter F. machte in 
notarieller Verhandlung v. 25. Sept. 1922 der T.⸗Grundſtückserwerbs 
geſellſchaft ein Kaufangebot, das von dieſer durch die notarielle Ur⸗ 
kunde v. 18. Dez. 1922 angenommen wurde. In der notariellen Ber 
handlung v. 5. Jau. 1925 ließ F. das Grundſtück auch an die genannte 
Geſellſchaft auf. In der Auflaſſungsverhandlung wurde noch beurkun⸗ 
det, daß ſich die Geſellſchaft nachträglich verpflichtet habe, gewiſſe mel“ 
tere Koſten, Stempel und Steuern zu tragen. Auf den bei dem Grund⸗ 
buchamt geſtellten Antrag auf Einkragung der Eigentumsveränderung 
verlangte dieſes den Nachweis der behördlichen Genehmigung nach dem 
GrVerkch. v. 10. Febr. 1923. Die Beteiligten brachten darauf eine 
Verhandlung v. 14. Aug. 1925 bei, in der der Veräußerer und die Er⸗ 
werberin folgendes erklärten: 

„Wir beziehen uns auf die notarielle Verhandlung v. 5. Jan. 
1925. Die in dieſer Verhandlung von uns abgegebenen Erklärungen 
werden von dem Grundbuchamt als rechtsunwirkſam betrachtet, weil 
die damals noch erforderliche Genehmigung des Bezirksamts nicht er⸗ 


Zu 3. An der Richtigkeit der obigen Entſch. kann ein Zweifel 
Raum beſtehen. Der Gedanke des Grundbuchamts, daß eine Umgehung 
des Geſ. v. 10. Febr. 1923 vorliege, wenn die Parteien nach Inkraft“ 
treten des Gef. v. 20. Juli 1925 die Auflaſſung wiederholen, kann nur 
als völlig abwegig bezeichnet werden. Durch die Aufhebung des Bel 
v. 10. Febr. 1923 für neu abgeſchloſſene Rechtsgeſchäfte hat der Geſetz⸗ 
geber zum Ausdruck gebracht, daß er die behördliche Nachprüfung 
ſolcher Geſchäfte im öffentlichen Intereſſe nicht mehr für geboten hielt. 
Es kann daher keine Umgehung darſtellen, wenn die Parteien von der 
ihnen wiedergegebenen Vertragsfreiheit Gebrauch machen. Es wäre Die 
Frage, ob Auflaſſung und Kaufalgeſchäft i. S. des Geſ. v. 20. Juli 1925 
eine Einheit bildeten, jo daß ein neu abgeſchloſſenes Geſchäft hinſicht⸗ 
lich der Auflaſſung nicht vorlag, wenn der Kaufvertrag noch unter 
altem Recht zuſtande gekommen war. Mit Recht hat das RG. dieſe 
Frage verneint. Weder das Geſetz v. 10. Febr. 1923 noch das Geſetz 
v. 20. Juli 1925 begründen eine von dem früheren Rechtszuſtand ab 
weichende Verbindung zwiſchen Kaufalgeſchäft und Auflaſſung. Der 
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— iſt. Inzwiſchen ſind die geſetzlichen Beſtimmungen dahin geändert, 
io Pet Genehmigung nicht mehr erforderlich ijt. Mit Rückſicht hierauf 
00 erholen und beſtätigen wir die in der vorbezeichneten Verhand⸗ 
ug abgegebenen Erklärungen hierdurch ihrem ganzen Inhalte nach. 
er find auch heute darüber einig und bewilligen und beantragen 
f mals, daß als Eigentümerin des Grundſtücks an Stelle des Er⸗ 
wöch. ian zu 1) F. nunmehr die T.⸗Grandſtückserwerbsgeſellſchaft 
in Berlin in das Grundbuch eingetragen werde.“ 
Z Das Grundbuchamt (Rechtspfleger) verlangte gleichwohl durch 
80 iſchenverfügung den Nachweis der behördlichen Genehmigung. Die 
die er Erwerberin und dem Veräußerer eingelegte Erinnerung und 
5 udel werde hatten keinen Erfolg. Ihre weitere Beſchwerde iſt be⸗ 
et. 


grün 
1925 dach Art.] Saß 1 des Geſ. v. 20. Juli 1925, das am 4. Aug. 
6 5 Geltung erlangt hat, tritt das Geſetz über den Verkehr mit 
Grundſtücken v. 10. Febr. 1923 mit Wirkung für die Rechtsgeſchäfte 
0 ), welche nach dem Inkrafttreten des Aufhebungsgeſetzes neu ab⸗ 
dä boſſen werden, außer Kraft. Das LG. iſt der Anſicht, daß durch 
% Verhandlung v. 14. Aug. 1925 wohl die Auflaſſung, nicht aber der 
q aufvertrag neu vorgenommen worden ſei. Es erachtet daher, da das 
zu verk. den Kaufvertrag und die Auflaſſung dem Genehmigungs⸗ 
zwange unterwerfe, mit Rüchſicht auf die Genehmigungsbedürftigkeit 
es ſchuldrechtlichen Veräußerungsgeſchäfts den Nachweis der Genehmi⸗ 
Kung für erforderlich. Das Beſchwerdegericht ſteht hiernach offenſicht⸗ 
Ei auf dem Standpunkt, daß bei dem Antrage auf Eintragung der 
igentumsveränderung die Genehmigungspflicht des Kaufvertrages von 
dem Grundbuchamte auch dann gemäß $ 10 des Gef. v. 10. Febr. 1923 
10 berückſichtigen ſei, wenn die Auflaſſung ſelbſt der Genehmigung 
auc bedürfe. Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrtümlich. Das Grundbuch⸗ 
Ei hat es bei der Eintragung eines auf Rechtsgeſchäft beruhenden 
igentumswechſels lediglich mit der Auflaſſung zu tun und hat nur 
an Wirkſamkeit zu prüfen. Da das dingliche Erfüllungsgeſchäft 
8 uflaſſung) nach dem BGB. (58 873, 925) als ein von dem Grund⸗ 
echtsgeſchäft losgelöſter, geſondert davon beſtehender Vertrag aus⸗ 
deſtaltet iſt, fo iſt es grundſätzlich von dem Rechtsbeſtande des ſchuld⸗ 
109 lichen Vertrages unabhängig (KJ. 41, 163; 51,178; R. 104, 
5 21); 109, 2012). Die Nichtigkeit oder Unwirkſamkeit des Kauf- 
autrages berührt daher grundſätzlich die Auflaſſung nicht. Daran hat 
auch das GrVerkch. v. 10. Febr. 1923 nichts geändert. Richtig iſt alfer- 
Uings die Ausführung des LG., daß nach dem genannten Geſetze der 
traufvertrag und die Auflaſſung von dem Genehmigungszwange be⸗ 
roffen werden. Die Auflaſſung bedarf jedoch der beſonderen Genehmi⸗ 
dung nur dann, wenn das zugrunde liegende Verpflichtungsgeſchäft, 
de h der Kaufvertrag, nicht genehmigt iſt. Nach dem GrVerkG. liegt 
dier in der Genehmigung des Kaufvertrages die Genehmigung des 
mislichen Erfüllungsgeſchäfts beſchloſſen. Wenn in 8 10 Gerlach. 
nit Rückſicht auf die durch das Gejeh eingeführte Genehmigungspflicht 
orſchriften für das vom Grundbuchamt bei der Erledigung von An⸗ 
trägen auf Eintragung der Eigentumsveränderung zu beachtende Ver⸗ 
uhren gegeben find, jo handelt es ſich dabei für die Buchung der 
nachtsänderung nur um die Genehmigung der Auflaſſung. Die Ge⸗ 
nehmigung des der Auflaſſung zugrunde liegenden Kaufvertrages hat 
in dieſem Zuſammenhange lediglich als Genehmigung der Auflaſſung 
v deutung. Da nun nach dem Gef. v. 20. Juli 1925 das GrVerkG. 
„10. Febr. 1923 mit Wirkung für die ſonſt nach 8 1 dem Genehmi⸗ 
ſungszwange unterworfenen Rechtsgeſchäfte, welche nach ſeinem In⸗ 
N afttreten neu abgeſchloſſen werden, aufgehoben ift, ſo bedarf die in 
er Verhandlung v. 14. Aug. 1925 erklärte Auflaſſung, falls ſie als 
en vorgenommen anzuſehen tft, keiner behördlichen Genehmigung 
mehr. Sie ift unter der genannten Vorausſetzung auch ohne Genehmi⸗ 
gung rechtswirkſam, und dieſe Rechtswirkſamkeit erleidet ſelbſt dadurch 
keine Einbuße, daß der Kaufvertrag noch genehmigungsbedürftig und 
aher bei fehlender Genehmigung unwirkſam iſt. Die Auffaſſung des 
K „daß der Veräußerer und die Erwerberin in der notariellen Ur⸗ 
kunde v. 14. Aug. 1925 eine neue Mıflafjung erklärt haben, iſt nach 
dem Inhalte der beurkundeten Erklärungen nicht zu beanſtanden. Ihr 
he nicht der Umſtand entgegen, daß die Beteiligten bereits vorher 
ieſelbe Auflaſſung vorgenommen hatten. Da das Grundbuchamt dieſe 
ur genehmigungspflichtig und daher für unwirkſam erachtet hatte, ſo 
f ieb es den Beteiligten unbenommen, eine neue rechtswirkſame Auf⸗ 
aſſung vorzunehmen, ſoweit das Geſetz dies zuließ. Mit Recht betont 
allerdings das Grundbuchamt, daß es ſich bei der neuen Auflaſſung 


— — 


Grundbuchrichter hat daher nach wie vor nur zu prüfen, ob eine rechts⸗ 
gültige Auflaſſung vorliegt. Dieſe iſt aber hinſichtlich ihrer Rechts⸗ 
Gültigkeit von dem Kauſalgeſchäft unabhängig. Übrigens wird in der 
5 iederholung der Auflaſſung zugleich eine ſtillſchweigende Beſtätigung 
es Kaufvertrages durch die Parteien zu erblicken fein. Durch rechts⸗ 
gültige Auflaſſung und Eintragung wird dieſe Beſtätigung des Kaui- 
daz ages gemäß 8313 Satz 2 BOB. formgültig. Demnach muß auch 
as Kauſalgeſchäft nach erfolgter Eintragung des Eigentumswechſels als 
rechtsbeſtändig und nicht mehr genehmigungsbedürftig erachtet werden. 
RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 


1) JW. 1922, 1196. 2) JW. 1925, 471. 


Rechtſprechung 
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nicht um eine Beſtätigung i. S. von § 141 Abf.1 BGB. -handle. Es 
liegt vielmehr die rechtswirkſame Wiederholung einer hinſichtlich ihrer 
Wirkſamkeit zweifelhaften Auflaſſung vor. Rechtsirrtümlich iſt dagegen 
die Meinung des Grundbuchamts, daß die Vornahme einer neuen Auf⸗ 
laſſung im vorliegenden Falle auf eine Umgehung des Gef. v. 10. Febr. 
1923 hinauslaufe. Da das Geſ. v. 20. Juli 1925 die Möglichkeit ges 
ſchaffen hat, durch die erneute Abſchließung des vorher der Genehmi⸗ 
gungspflicht unterworfenen Rechtsgeſchäfts den Genehmigungszwang 
auszuſchließen, ſo kann in der Benutzung dieſer Möglichkeit keine Um⸗ 
gehung des früheren Geſetzes geſehen werden. Die Beibringung der 
neuen Auflaſſung hat allerdings zur Folge, daß die Eigentumsverände⸗ 
rung nunmehr nur auf dieſer Grundlage eingetragen werden kann. 
Dies iſt aber auch als Wille der Beteiligten anzunehmen. Der ur⸗ 
ſprüngliche Antrag hat daher durch die Antragſteller eine dahingehende 
Abänderung erfahren. 

Hiernach durfte die Buchung der Eigentumsveränderung, ſelbſt 
wenn der Kaufvertrag nicht auch in der Verhandlung v. 14. Aug. 1925 
neu abgeſchloſſen, und wenn er genehmigungspflichtig ſein ſollte, nicht 
von dem Nachweis der behördlichen Genehmigung abhängig gemacht 
werden. Im übrigen hätte das LG. von ſeinem Standpunkte aus 
prüfen müſſen, ob nicht die Genehmigungspflicht entfällt, weil die Auf⸗ 
laſſung möglicherweiſe in Erfüllung eines vor dem 1. Jan. 1923 rechts⸗ 
wirkſam abgeſchloſſenen Verpflichtungsgeſchäfts erfolgt iſt. 

(KG., 1. 38., Beſchl. v. 10. Dez. 1925, 1 X 760/25.) 
Mitgeteilt von KHR. Dr. Karge, Berlin. 


b) Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


1. 88 119, 181 86 B.; Art. 12 Bay. AG. z GB.; 
8 24 GrErwSt. Wird bei der notariellen Beurkundung 
eines Grundſtückkaufvertrags verſehentlich ein falſcher 
Käufer aufgeführt, fo liegt nicht falsa demonstrat io 
vor, ſondern wirklicher Geſchäfts irrtum i. S. des 8 119 
BGB. Wird in einer Nachtragsurkunde der richtige Er⸗ 
werber eingeſetzt, ſo iſt dies ein rechtswirkſamer Über⸗ 
tragungsakt, auch wenn dieſer Vorgang nur als „Be⸗ 
richtigung“ der früheren Urkunde bezeichnet wird. Zwei 
Auflaſſungsbeteiligte können den gleichen Vertreter be⸗ 
ſtellen. f) . 

Zur Urkunde des Notariats M. v. 2. Dez. 1925 verkaufte K. 
ihr Grundſtück Pl. Nr. 541 1/3 an die Stadtgemeinde M., die bei 
dieſem Akte der rechtskundige Stadtrat St. auf Grund Vollmacht des 
Stadtrats M. vertrat. Nach Maßgabe der in jener Urkunde erklärten 
Auflaſſung wurde der Eigentumsübergang am 10. Dez. 1925 grund⸗ 
bücherlich vollzogen. Unterm 16. Jan. 1926 errichtete das vorgenannte 
Notariat eine Nachtragsurkunde zu jenem Kaufvertrag, wonach die 
frühere Urkunde dahin berichtigt wurde, daß als Käuferin die unter 
der Verwaltung der Stadtgemeinde M. ſtehende ſtädtiſche Waiſen⸗ 
hausſtiftung zu gelten habe; infolge eines Verſehens bei der Erteilung 
der Vollmacht für den Vertreter der Stadtgemeinde ſei irrtümlich die 
Stadtgemeinde ſelbſt in der urſprünglichen Urkunde als Käuferin 
aufgeführt worden. 

Mit Beſchl. v. 3. März 1926 gab das Grundbuchamt M. dieſe 
zum Vollzuge vorgelegte Nachtragsurkunde dem genannten Notariate 
als unvollziehbar zurück, da bei der gegebenen Sach⸗ und Rechtslage 
eine Berichtigung der früheren Urkunde und des Grundbuchs nicht 
in Frage ſtehen könne, vielmehr eine neue beſondere Eigentumsüber⸗ 
tragung auf die Waiſenhausſtiftung ſtattfinden müſſe. Die hiergegen 
vom Stadtrate M. eingelegte Beſchwerde wies das LG. M. als un⸗ 
begründet zurück, den Rechtsſtandpunkt des Grundbuchamts billigend. 
Die hiergegen eingelegte weitere Beſchwerde iſt begründet. 

Die Beſchwerdeführerin beruft ſich zur Stütze ihres Rechtsmit⸗ 
tels in erſter Reihe darauf, daß es ſich im gegebenen Falle um eine 
bloße falsa demonstratio handle, die der vollen Rechtswirkung des 
durch die erſte Urkunde geſchaffenen Übertragungsaktes nicht im Wege 
ſtehen könne. Dieſe Rechtsanſchauung kann aber nicht gebilligt wer⸗ 
deu. Eine falsa demonstratio ſetzt voraus, daß der wahre Wille der 
Vertragsteile von keiner unrichtigen Vorſtellung getrübt wurde und 
daß bei der Erklärung nur inſofern ein Verſehen unterlief, als der 
klar vorgeſtellte Vertragsgegenſtand oder das fragliche Rechtsverhält⸗ 
nis nur unrichtig bezeichnet wurde. Dies trifft für den vorliegenden 


Zu 1. Die Eutſch. iſt von dem begrüßenswerten Beſtreben ge⸗ 
leitet, die praktiſche Erledigung eines durch einen Irrtum kompli⸗ 
zierten Falles auf einfachſtem Wege zu ermöglichen. Es erſcheint jedoch 
fraglich, ob die Begründung überall zutrifft. Falsa demonstratio liegt 
allerdings nicht vor; aber auch die Anfechtung des Kaufes und der 
Auflaſſung aus 8 119 BGB. dürfte nicht gegeben ſein. Nach 8 166 
BGB. würde es nur auf den Irrtum des Vertreters ankommen. 
Dieſer hat jedoch auf Grund der ihm erteilten Vollmacht im Namen 
der Stadtgemeinde gehandelt; ein Geſchäftsirrtum lag bei ihm nicht 
vor. Ein ſolcher war vielmehr nur bei der Voll machtserteilung 
gegeben. Der Stadtrat wollte die in der Vollmacht enthaltene, auf die 
Stadtgemeinde bezügliche Erklärung überhaupt nicht abgeben. Infolge⸗ 
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Fall nicht zu, vielmehr handelt es ſich hier um einen wirklichen Ge⸗ 
ſchäftsirrtum i. S. des § 119 BGB. mindeſtens auf der einen Ver⸗ 
tragsſeite, da — wie in tatſächlicher Hinſicht als richtig unterſtellt 
werden darf — das betreffende Grundſtück nicht der Stadtgemeinde 
M., ſondern der Waiſenhausſtiftung M. übertragen werden wollte 
und ſollte. Dieſe Waiſenhausſtiftung iſt ein anderes felbftändiges 
Rechtsſubjekt als die Stadtgemeinde M. nur die Vertretung durch 
den Stadtrat M. iſt eine gemeinſame. 

Ein echter Geſchäftsirrtum ſolcher Art berechtigt zur Aufechtung 
des Rechtsaktes. Letztere iſt ſeitens des Stadtrats M. rechtzeitig gegen⸗ 
über dem anderen Verkragsteile erklärt worden. Damit iſt aber auch 
der erſtgeſchloſſene Kaufvertrag rechtlich hinfällig geworden. 

Es bleibt weiter zu prüfen, ob die „Nachtragsurkunde“ i. S. 
eines neuen rechtswirkſamen Übertragungsalktes gewertet werden 
kann. Dieſe Frage iſt zu bejahen. 

Die Auflaſſung bedarf keiner ſolennen Wortform, es muß ge⸗ 
nügen, wenn der Wille, Eigentum zu übertragen und entgegenzu⸗ 
nehmen, in der betr. Urkunde zum Ausdruck gelangt iſt. Dies trifft 
aber bet der Nachtragsurkunde zu. Der Umſtand, daß hierin zugleich 
von einer „Berichtigung“ des früheren Vertrags geſprochen wird, 
kann nicht als abträglich erſcheinen, da das Weſentliche, nämlich der 
vorbetonte Wille, immerhin genügenden Ausdruck in der Urkunde ge⸗ 
funden hat. Es waren bei dieſem Rechtsakte auch die drei Beteiligten 
vertreten, nämlich die Verkäuferin B. K. ſowie die Stadtgemeinde M. 
und die Waiſenhausſtiftung M., letztere beide durch den gemeinſamen 
Bevollmächtigten. a 

Ein unzuläſſiges Selbſtlkontrahieren gegen die Regel des $ 181 
BGB. liegt auf Seite jenes Bevollmächtigten nicht vor, da es recht⸗ 
lich angängig iſt, daß zwei Auflaſſungsbeteiligte — hier die Stadl 
gemeinde M. und die Waiſenhausſtiftung M. — den gleichen Ver⸗ 
treter beſtellen (vgl. Planck, Bem. 12 zu § 925 BGB.; Stau⸗ 
dinger, Bem. 5a zu § 181 und Bem. B, IL, 3f. zu § 925 BGB.). 

Auch ein Verſtoß gegen Art. 12 Bay AG. 3. GBO. kann nicht 
angenommen werden, da der erſte Vertrag notariell beurkundet wurde 
und die Beteiligten in der notariellen Nachtragsurkunde den vollen 
Inhalt des früheren Vertrags — mit Ausnahme der Perſönlichkeit 
der Käuferin — aufrechterhalten haben. Schließlich kann auch aus 
8 24 GrErwStG. kein Vollzugshindernis für den Grundbuchbeamten 
nach Lage des Falles erwachſen. Denn für die Auflaffung vom 
2. Dez. 1925 iſt die angefallene Grunderwerbſteuer nach der Be⸗ 
ſcheinigung des Notars auf der Urk. v. 2. Dez. 1925 ſichergeſtellt; für 
die in der Urk. v. 16. Jan. 1926 nach dem Vorbemerkten enthaltene 
Auflaſſung iſt allerdings die anfallende Grunderwerbſteuer an ſich 
nicht ſichergeſtellt. Allein infolge der Anfechtung des Stadtrats iſt die 
Auflaſſung v. 2. Dez. 1925 nichtig; die für die ſichergeſtellte Grund⸗ 
erwerbſteuer müßte alſo nach $ 23 GrErivSt®. zurückerſtattet werden. 
Selbſtverſtändlich wird dieſer Umweg nicht gewählt, ſondern nach der 
erkennbaren Abſicht der Beteiligten und des Notars bezieht ſich die 
Sicherſtellung, die an ſich nur für die Auflaſſung v. 2. Dez. geleiſtet 
iſt, infolge der veränderten Rechtslage nunmehr auf die Auflaſſung 
v. 16. Jan. Dies darf unbedenklich angenommen werden. 

(Ban Ob LG., Beſchl. v. 31. Mai 1926, Reg. III Nr. 39/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 
* 


2. Art. 129 Durchf. z. Aufw®.; 88 3—9 ZRD.: 89 
GKch.; Art. 30 Bayr. Koften®. Gebühren in Grundbuch⸗ 
ſa chen. f) 

Die Gläubigerin beantragte, zur Sicherung des Anſpruchs auf Wie⸗ 
dereintragung einer Hypothek einen Widerſpruch einzutragen. Das Grund⸗ 
buchamt entſprach dem Antrag, obwohl die Hypothek gelöſcht 
war. Der Eigentümer legte Beſchwerde ein, der Gläubiger bewilligte 
nach Mitteilung der Beſchwerde die Löſchung des Widerspruchs. Die 
Koſten des Beſchwerdeverfahrens wurden dem Glaubiger auferlegt. Der 
in Betracht kommende, noch nicht gelöſchte Hypothekteilbetrag betrug 
2133 46, der Aufwertungsbetrag / = 533 Goldmark. Der Streitwert 
wurde gemäß 83 ZPO. auf 300 Reichsmark feſtgeſezt. Der Gläubiger 
beantragte Feſtſetzung auf 533 Goldmark gemäß § 6 ZRD., weil der 


deſſen war die Vollmacht anfechtbar, jo daß nach Erklärung der Au⸗ 
ſechtung ein Fall des § 177 BGB. Vertragsſchluß ohne Vollmacht) 
vorlag. Da der Magiſtrat die nachträgliche Genehmigung namens der 
Stadt ablehnte, war Kauf und Auflaſſung endgültig unwirkſam. Es 
bedurfte demnach eines neuen Kaufvertrages und einer Auflaſſung an 
die Städtiſche Waiſenhausſtiftung. Ob dieſe Rechtsakte in der Be⸗ 
richtigungsverhandlung enthalten waren, iſt Auslegungsfrage. Er⸗ 
forderlich war die in der notariellen Verhandlung zum Ausdruck ge⸗ 
brachte Einigung, daß das Eigentum auf die Stiftung übergehen ſollte. 
Vieſer übereinſtimmende Wille ſcheint in der Verhandlung genügenden 
Ausdruck gefunden zu haben. — Die Umdeutung der Beſcheinigung 
aus § 24 GrErwStch. auf die Auflaſſung v. 16. Jan. 1926 erſcheint 
bedenklich. Es handelte ſich bei dieſer zweiten Auflaſſung um ein 
ganz neues Rechtsgeſchäft mit einer andern Partei, als in der erſten 
unwirkſamen Auflaſſung. $ 24 GreErwStch. verlangt aber eine Be⸗ 
ſcheinigung, daß die Steuer für denjenigen Eigentumsübergang, der 
im Grundbuch eingetragen werden ſoll, ſichergeſtellt iſt. Hierüber 
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Streitwert durch den „Betrag der Forderung“ beſtimmt werde. Die 
Sachlage ſei die gleiche wie bei der Sicherung einer Forderung durch 
Vormerkung (Walter⸗Joachim Friedländer 6] bei Anm. 1 
zu § 10 RAbgdO.). Die Beſchwerde wurde aus folgenden Gründen zu 
rückgewieſen: 

Der Widerſpruch i. S. des 8 16 Aufiw®. iſt ein beſonderes durch 
die Aufwertungsgeſetzgebung eingeführtes Sicherungsmittel, das einer 
Vormerkung nicht gleichgeſtellt werden darf. Ihrem eigentlichen 
Rechtsinhalte nach fiel die vorwürfige Beſchwerde in den Rahmen des 
beſonderen Aufwertungsrechts, worin bei Feſtſetzung des Gegenſtands⸗ 
werts freies Ermeſſen obwalten darf (vgl. Art. 129 der JurchfVO. 
v. 29. Nov. 1925 z. Aufw G. und Quaſſo wski, 3. Aufl. Bent. zu 
8 76 AufwG.). 

(SayObecg., Entſch. v. 4. Aug. 1926, III Nr. 80/26.) 
* 


3. 8 29 888. Eine Zwangsſicherungshypothel 
tann gelöſcht werden, wenn der Rechtsanwalt, der a 
Prozeßbevollmachtigter des Gläubigers die Eintragung 
veranlaßte, in notariell beglaubigter Urkunde beſtätigt⸗ 
daß fein Vollmachtgeber für alle feine Anſprüche be⸗ 
friedigt worden iſt. 

Auf die Zwangshypothek, d. h. die im Wege der Zwangs. 
vollſtreckung erfolgende Eintragung einer Sicherungshypothek ( 866 
350.) finden die Vorſchriften der ZPO. nur inſoweik es ſich um die 
Vorausſetzungen der Eintragung handelt, Anwendung. Im übrigen 
gelten ausſchließlich die grundbuchrechtlichen Vorſchriften (vgl. Rh. 
106, 811); KG. 43, 2470. 4 

Auch die Loſchung einer Zwangshypothelk bildet ausſchließlich 
einen Akt des Grundbuchverfahrens. 

Sie unterſteht daher grundſätzlich den Normen des 8 29 
GO. 8 30 GBD. hat hier auszuſcheiden, auch was den Voll 
machtspunkt anbelangt, zumal es ſich hier nicht mehr um eine 
Stellung von Anträgen im Rahmen eines Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahrens handelt. 

Da eine unmittelbare Löſchungsbewilligung ſeitens des einge? 
tragenen Gläubigers nicht erklärt wurde, liegt der zweite Fall des 
§. 29 a. a. O. dahin vor, daß der Nachweis der Unrichtigkeit de⸗ 
Grundbuchs durch Urkunden erbracht werden will. , 

In letzterer Hinſicht iſt zu prüfen, ob und inwieweit die u 
Vorlage gebrachte Quittung des NA. Dr. P. den Erforderniffen des 
§ 29 GBO. entſpricht. 

Die Quittung des Rel. Dr. P. wollte offenſichtlich für den 
Gläubiger Dr. E. de F. abgegeben werden. An ſich würde auch 
die hierzu notwendige Vollmacht dem Formerforderntſſe des 8 2 
Abſ. 1 88D. unterliegen. Es kann aber nach Maßgabe des Abſ. 2 
des § 29 a. a. O. der Nachweis folder Bevollmächtigung durch 
Offenkundigkeit erſetzt werden. 

Der Beſchwerdeführer behauptet, daß die dem Rel. Dr. . 
ſeinerzeit erteilte Vollmacht ſich auch auf die Abgabe von Quittungs⸗ 
erklärungen erſtreckt habe — wie dies ja auch in M. bei der 
Ausſtellung von Vollmachtsurkunden für Rechtsanwälte bei Rechts⸗ 
ſtreiten allgemein üblich iſt —, und verweiſt darauf, daß dieſe Tatſache 
aus deu einſchlägigen, hier die Grundlage der Eintragung bildenden 
und dem Grundbuchamt jederzeit zugänglichen Akten des AGG. M. 
als Vollſtreckungsgericht entnommen werden können. 

Trifft dies aber zu, ſo deckt ſich, inſoweit die hierin liegende 
Aktenkundigkeit mit einer Offenkundigkeit i. © 
des § 29 Abſ. 2 a. a. O. mit der Folge, daß ein weiteres be’ 
ſonderes Formerfordernis im Vollmachtspunkkt nicht aufzuſtellen iſt. 

Vgl. Güthe⸗Triebels Bem. 124 u. 144 zu § 29 G0. 

(BaydodsG. 3. 3S., Beſchl. v. 8. Juli 1926, III 66/26.) 
Mitgeteilt von RA. Carl Troll, München. 


fehlte es an einer Beſcheinigung. Wenn in der obigen Entſch. von der 
erkennbaren Abſicht der Beteiligten und des Notars die Rede iſt, ſo 
kann es ſich nur um die Parteien und den Notar handeln. Haupt⸗ 
beteiligter war aber das GrErwSt A., das von der Umdeutung ſeiner 
Beſcheinigung anſcheinend keine Kenntnis hatte. Da im obigen Falle 
der Stadtrat Vertragspartei war, lag ein praktiſches Bedenken nicht 
vor. Andernfalls wäre eine neue Beſcheinigung nicht zu entbehren ge⸗ 
geweſen. RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 


Zu 2. Die Entſcheidung iſt irrig, Art. 129 Durchf VO. z. 
AufwöGl. bezieht ſich nur auf die Feſtſetzung des Streitwertes durch die 
Aufwertungsſtelle; für den Streitwert in Grundbuchſachen gelten nach 
Art. 30 des Bayr. Koften®. in Verbindung mit 89 GKG. die 88 3—9 
3PO., von welchen das LG. den 8 3 angewendet hatte. Tatſächlich 
ſchlägt aber 8 6, Sicherſtellung einer Forderung, ein. 

RA. Dr. Waffertrüdinger, Nürnberg. 


1) JW. 1923, 505. 


k 


Jahrg. 1926 Heft 25] 


deln. Oberlandesgerichte. 
1 I. Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. 
ber che 87 GrdſtVerkG. Zur Feſtſtellung des Ablaufs 
lber nehmigungsfriſt iſt die Richtigkeit der Beſcheinigung 
dondifn ingang des Genehmigungsantrags nachzuprüfen. 
durch ion der Auflaſſung nach Grundbuchberichtigung 
5 iedereintragung des Verkäufers. f) 

2, nf die einfimeilige Verfügung des beſchließenden Senats v. 
kagung 925 iſt Wiedereintragung des Verkäufers gegen die Ein⸗ 
ein 9 der Vell. als Eigentümer im Grundbuche zugunſten des Kl. 
gung zwerſpruch eingetragen worden, der ſich auf die Nichtgenehmi 
1 Veräußerung durch die Gemeindebehörde ſtützt. Der Kl. hat 
d aß einer weiteren einſtweiligen Verfügung dahin beantragt, 
Bekl. verboten wird, Anträge auf Neueintragung als Eigen 
{tan u den Grundakten zu ftellen. Gegen die Ablehnung dieſes An 
Nach durch den angefochtenen Beſchluß richtet ſich die Beſchwerde. 
Hrundher am 4. Juni 1925 erfolgten Eintragung des Widerſpruchs im 
des zo uche haben die Bell. am 6. Aug. 1925 eine Beſcheinigung 
gemäß Frksamts F. eingereicht, inhalts deren beauskunftet wird, daß 
der Au 6 GrVerkich. v. 10. Febr. 1923 der Antrag auf Genehmigung 
ſei u. allung des Grundſtücks am 12. Mai 1925 dort eingegangen 
ai, der Auflaſſung Ausdruck gegeben wird, daß damit die Auf 
habe 10 b. 20. Mai 1923 gemäß 87 dieſes Gef. genehmigt fei. Sie 
Adern ann gegen die ergangene einſtweilige Verfügung des K. 
Ro bruch erhoben und dieſen Widerſpruch darauf geſtützt, daß eine 


rfolgt und nunmehr die Auflaſſung genehmigt fei. 
Gen 
N yungsperfahren kein Raum fei, 
f vorgelegt jet und führt aus, eine durch widerſpruchs⸗ 
lange bed 
tin, ie Eintragung des B. als Eigentümer erfolge. Die neue 
ter im Grundbuche eingetragen find, find ſie auch trotz des 


er 
ncht dung der Genehmigung innerhalb der dreiwöchentlichen Friſt 
den EST. behauptet, dieſe Beſcheinigung ſei unrichtig, weil für ein 
Kauf ſolange nicht ein gültiger 
hosen ertrag 
Ablauf der dreiwöchentlichen Friſt erfolgte Genehmigung ſei 
Ukranı eutungslos, als nicht auf Grund eines neuen Eintragungs 
Korb; > e Verfügung ſei erforderlich, um den Anſpruch des Kl. auf 
Eigen on der Auflaſſung zu erhalten. — Solauge die Bekl. als 
nue ntün 
es m Sunften des Kl. eingetragenen Widerſpruchs Eigentümer und 


Nanbar ein neuer Antrag auf Eintragung des Widerſpruchs gegen- 
inmelos. Richtig iſt, daß die Genehmigung der Rechtsänderung 
NEPAL erfolgen könnte. Die Auflaſſung bedarf nach 81 


grunde 1b. 10. Febr. 1923 (GS. 25) der Genehmigung, wenn das 
fi e liegende Rechtsgeſchäft nicht genehmigt iſt. Nach 8 6 a. a. O. 
5 Antrage auf Genehmigung beizufügen und zwar bei allen 
aufgeführten Rechtsgeſchäften alſo auch bei der Auflaſſung 
und „ eine Ausfertigung oder beglaubigte Abſchrift des Vertrages 

er dazu gehörigen Anlagen; 
wiſchen eine ſchriftliche Verſicherung der Vertragsteile, daß der 
ſonde: ihnen geſchloſſene Vertrag richtig und vollſtändig ift, ins⸗ 
ere der Vertragsinhalt mit den tatſächlich getroffenen Ver⸗ 


lern dn 1. Die Eutſch. enthält ſich eines Eingehens auf die den 
auf des Sachverhalts bildende Rechtsfrage und gründet den Spruch 
Mein, andere Tatbeſtandsmomente ohne allgemeineres Intereſſe. Sie 
Unten eboch von dem Grundſatz auszugehen, daß ein rechtsgültiger 
fi erun auf Genehmigung nur vorliegt, wenn die ſchriftliche Ver⸗ 
das gung beider Vertragsteile gemäß 8 6 Nr. 2 beigefügt iſt, und daß 
halte kb cht dieſen Untſtand nachzuprüfen hat. In beiden Punkten 
b. 4 6 den gekennzeichneten Standpunkt für unzutreffend. § 6 Geſ. 
ift, d, ebr. 1923 iſt eine Verfahrensvorſchrift, welche dazu beſtimmt 
ſſcher er zuſtändigen Verwaltungsbehörde diejenigen Unterlagen zu 
Jorſcht te für ihre Entſcheidung erforderlich ſind. Jedenfalls hat die 
Fd er * einen rein praktifchen Charakter und kann unmöglich als 
For ale betrachtet werden. Nichts iſt ſo gefährlich, als die 
dle ein iſierung von Verfahrensvorſchriften, beſonders bei Geſetzen, 
ebenen ſyſtematiſchen gründlichen Durcharbeitung ſeitens der geſetz⸗ 
neueren Faktoren entbehren, wie dies bei Gelegenheitsgeſetzen der 
n Zeit faſt durchweg der Fall iſt. Das Geſetz ſtellt weder für 
au 89 05 noch für ſeine Anlagen irgendwelche Formalerforderniſſe 
Hope ME ergibt ſogar, daß ein ausdrücklicher Antrag gar nicht 
daher Ed) iſt. Die Formaliſierung der Erforderniſſe des § 6 liegt 
Ar. 2 offenbar nicht im Sinne des Geſetzes. Wenn nun 86 Abſ. 1 
Deſtin ur eine ſchriftliche Verſicherung der Vertragsteile ohne nähere 
Kar ung der Form dieſer Verſicherung fordert, ſo muß jede Er⸗ 
werd 0 fausreichen, die überhaupt als eine Verſicherung angeſprochen 
als kann, die ſich alſo nicht nur als private Außerung, ſondern 
dem Fgantwortliche Tatſachenerklärung darſtellt. Wird alſo z. B. eine 
beglaußf richt gegenüber abgegebene eidesſtattliche Verſicherung in 
rung „er Abschrift eingereicht, jo kann und muß dieſe Verſiche⸗ 
gleichen es, Verwaltungsbehörde genügen, da ſie mindeſtens einen 
ger »Veweiswert hat, wie eine gegenüber der Verwaltungsbehörde 
meſſen ene Verſicherung. Jedenfalls eutſcheidet ausſchließlich das Er⸗ 
ſichern er Verwaltungsbehörde darüber, ob eine eingereichte Ver⸗ 
lung dig als Beweisgrundlage ausreichend iſt oder nicht. Die Ertei⸗ 
U, Genehmigung durch die Verwaltungsbehörde iſt nach 8 8 

endgültig und unanfechtbar. Sie kann alſo aus dem Geſichts⸗ 
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einbarungen übereinſtimmt und keine weiteren Nebenabreden ge⸗ 
troffen ſind. 

Über den Eingang des Antrages auf Genehmigung hat die zu⸗ 
ſtändige Behörde alsbald den Vertragsteilen eine Beſcheinigung zu 
erteilen. Nach §7 hat ſich die zuſtändige Behörde binnen 3 Wochen 
zu erklären, ob eine Genehmigung erteilt oder verſagt wird. Die 
Erklärung iſt dem Grundbuchamt gegenüber abzugeben. Wird inner⸗ 
halb der Friſt eine Erklärung nicht abgegeben, ſo gilt die Genehmi⸗ 
gung als erteilt. Die Beſcheinigung über den Eingang des Antrages 
ſetzt voraus, daß auch ein den Vorſchriften des 8 6 eutſprechender 
Antrag eingegangen iſt. Nachdem der Kl. mit feinem früheren Au⸗ 
trage auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung glaubhaft gemacht hat, 
daß der vereinbarte Kaufpreis nicht dem beurkundeten entſpricht und 
damit die Nichtigkeit des Kaufvertrages v. 29. Juni 1923 glaubhaft 
gemacht iſt, kann ein den Vorſchriften des 8 6 entſprecheuder Antrag 
nicht mehr geſtellt worden fein. Denn der Kl. wird, nachdem er den 
Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung geſtellt war, die 8 6 
Abſ. 1 Ziff. 2 a. a. O. abgegebene Erklärung nicht mehr abgegeben 
haben. Es kann auch nicht verkannt werden, daß der Grundbuchrichter 
zunächſt mit der von den Bell. vorgelegten Beſcheinigung, deren 
Richtigkeit er nicht nachprüfen“ kann, ſich begnügen kann. Solange 
aber der im Grundbuche eingetragene Widerſpruch gegen die Eintra⸗ 
gung der Behl. als Eigentümer beſteht, beſteht eine Gefahr für den 
Kl. nicht. Im Widerſpruchsverfahren gegen die erſte einſtweilige Ver⸗ 
fügung wird zu prüfen ſein, welche Bedeutung der Einreichung der 
Beſcheinigung v. 6. Juli 1925 beizumeſſen iſt. Inſoweit bedarf es des⸗ 
halb nicht des Erlaſſes einer neuen einſtweiligen Verfügung. Es beſteht 
nur die Gefahr, daß, wenn der Kl. im Hauptprozeß die Berichtigung 
des Grundbuchs durchſetzt, die Bekl. dann auf Grund der Auflaſſung 
und der Beſcheinigung v. 6. Juli 1925 oder einer anderen aufs neue 
ihre Eintragung beantragen, dieſe dann erfolgt und die Behl. ſo die 
unbejchränkte Verfügung über das Grundſtück wieder erlangen. 
Dem kann der Kl. aber dadurch begegenen, daß er gleichzeitig mit der 
Klage auf Berichtigung des Grundbuchs die Auflaſſung Kondiziert 
und einen entſprechenden Klageantrag ſtellt. Unter dieſen Umſtänden 
kann der Erlaß der beantragten einſtweiligen Verfügung nicht als 
erforderlich angeſehen werden. 


(KG., 2. ZS., Beſchl. v. 22. Sept. 1925, 2 W 4983/25.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. John Wolfſohn, Berlin. 


* 


2. 58 581, 554 BGB.; 8 2 Preuß PSchd. FKriſtloſe 
Kündigung des Pachtverhältniſſes kann auch deshalb be⸗ 
gründet ſein, weil der Pächter die noch nicht rechtskräftige 
en des Pachtzinſes durch das PE A. nicht bezahlt 

at. 

Legt man nur die vertraglichen Sätze zugrunde, ſo hat der Kl. 
(Pächter) für 1924 alles bezahlt, bevor eine Kündigung ausge⸗ 
ſprochen war. Nun hat aber das BEN. am 16. Okt. 1924 einen 


punkt nicht angegriffen werden, daß die Anlagen des Genehmigungs⸗ 
antrages dem 86 nicht entſprochen hätten. Vielmehr find die Ent⸗ 
ſcheidungsgründe der Verwaltungsbehörde jeder Nachprüfung ent⸗ 
zogen, wenn die Genehmigung erteilt iſt. Das Geſetz ſteht auf dem 
Standpunkt, daß das Erfordernis der Genehmigung eine Einſchrän⸗ 
kung des privaſ rechtlichen Verkehrs darſtellt, daß alſo, wenn die 
Genehmigung erteilt iſt, ein Beſchwerdegrund für die Beteiligten gar 
nicht gegeben ſein kann. Dies folgt aus dem Geſichtspunkt, daß die 
Genehmigung ausſchließlich aus Erwägungen öffentlich rechtlicher 
Natur erteilt oder verſagt werden darf. Auch der Verſagungsgrund 
des 84 Nr. 3 (unbillige Bedingungen) kommt nur in feiner Bedeu⸗ 
lung für die Allgemeinintereſſen in Betracht. Die beteiligten Ver⸗ 
äußerer bleiben auf die Rechtsbehelfe des bürgerlichen Rechts (8 138 
BGB.) augewieſen. Iſt aber hiernach die Erteilung der Genehmigung 
endgültig, auch wenn Faſſung und Inhalt der Antragsbeilagen nach 
der Auffaſſung des ordentlichen Gerichts nicht ausreichend geweſen 
ſein ſollten, ſo kann das Gericht an dieſen Anlagen auch dann keine 
Kritik üben, wenn die Genehmigung nicht ausdrücklich, ſondern nur 
durch Friſtablauf erteilt iſt. Hat die Verwaltungsbehörde die Beſcheini⸗ 
gung über den Eingang des Antrages gemäß 8 6 Abſ. 2 erteilt, ſich 
alſo mit den eingereichten Anlagen begnügt, jo kann das Gericht 
nicht nachprüfen, ob die Verwaltungsbehörde nicht weitergehende 
Unterlagen hätte erfordern ſollen. Im obigen Falle war Genehmi⸗ 
gung der Auflaſſung beautragt worden. Hier erſcheint es überhaupt 
zweifelhaft, ob unter dem Vertrag i. S. des 86 Abſ. 1 Nr. 1 der 
Auflaſſungsvertrag oder der Kauſalvertrag zu verſtehen iſt. Auch wenn 
man der letzteren Anſicht iſt, bedarf es hier nicht der Einreichung 
eines formgerechten Kaufvertrages. Die Auflaſſung kann viel⸗ 
mehr auch dann genehmigt werden, wenn der Kauſalvertrag nur 
mündlich oder pribatſchriftlich vereinbart worden iſt. Im erſteren 
Falle genügt die ſchriftliche Angabe der mündlich getroffenen Ver⸗ 
einbarungen ſeitens der Antragſteller. 


RA. Dr. Eruſt Hagelberg, Berlin. 
Zu 2. Das Urteil erweckt berechtigte Bedenken. Es bejaht 
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Pachtzins von 600 Zentner Roggen als angemeſſen feſtgeſetzt, und 
das LG. hat die Beſchwerde des Kl. mit der Begründung zurückge⸗ 
wieſen, daß der Kl. nicht beſchwert ſei, weil das PEN. die Notlage 
der Bekl. (Verpächterin) zu wenig und die Wirtſchaftslage des Kl. 
zu weit berückſichtigt habe. Somit war zum Ausdruck gebracht, daß 
mindeſtens 600 Zentner Roggen auf jeden Fall angemeſſen ſeien. 
Es mag dahingeſtellt bleiben, ob infolge der formellen Aufhebung 
des Beſchl. des PEA., die auf die Beſchwerde der Bell. erfolgte, der 
auf 600 Zentner lautende Beſchl. des PEA. Rechtskraft hatte, wie 
die Bekl. meint. Jedenfalls iſt das BEA. an die rechtlichen Geſichts⸗ 
punkte des LG. gebunden und kann auch bei erneuter Entſch. nicht 
unter 600 Zentner Roggen heruntergehen. Dieſer Sinn war dem Kl. 
auch nicht verborgen, der als Laie aus der Zurückweiſung ſeiner Be⸗ 
ſchwerde und auch aus der Begründung nichts anderes entnehmen 
konnte, als daß 600 Zentner mindeſtens angemeſſen ſeien. Der Kl. 
mußte alſo nach Kenntnis des landgerichtlichen Beſchl., die er unſtrei⸗ 
tig Mitte Jan. 1925 erlangte, die Pacht auf der Grundlage von 
600 Zentner nachzahlen; von da ab gereicht ihm zum Verſchulden, 
wenn er die Nachzahlung nicht leiſtete, beſonders da die Bekl. dies 
rügte. Bevor er die Nachzahlung leiſtete, hatte die Bekl. wegen der 
rückſtändigen Pacht die Kündigung ausgeſprochen. Da mehr als eine 
Vierteljahrsrate rückſtändig war, iſt die Kündigung nach 8 554 BGB. 
wirkſam. 
(KG., 17. 3 S., Urt. v. 11. Jan. 1926, 17 U 9523/25. 
Mitgeteilt von KR. Dr. Günther, Berlin. 


* 
Breslau. 

3. 82 Pr. Pacht SchO. Angehen des Pachteinigungs⸗ 
amtes bei Vorauszahlung des Pachtzinſes. f) 

Der Berl. hat vom Kl. als dem Jagdvorſteher die Gemeinde⸗ 
jagd Sp. für die Zeit v. 1. Aug. 1920 auf die Dauer von ſechs 
Jahren gegen einen jährlichen Pachtzins von 1750 % gepachtet. Die 
Pacht war jährlich im voraus zu entrichten. Außerdem hatte der 
Pächter eine Kaution in Höhe des einjährigen Pachtzinſes zu leiſten, 
welche zugleich als Pachtzins für das letzte Pachtjahr angerechnet 
werden ſollte. Auf Anruf des Verpächters hat das Pachteinigungsamt 
(PEA.) am 8. Jan. 1925 den Pachtzins rückwirkend v. 1. Aug. 1924 
an auf 576 % jährlich feſtgeſetzt. Mit der Klage verlangt Kl. Zahlung 
dieſes Betrages für das letzte Pachtjahr unter Kürzung des Gold⸗ 
wertbetrages der ſeinerzeit geleiſteten Kaution in Höhe von 146,57 . 
Das LG. brachte die Kaution unter Berückſichtigung der Indexzahlen 
mit 250 % in Abzug und verurteilte den Bekl. zur Zahlung von 
326 /. Seine Berufung blieb erfolglos. 

Nach der VO. v. 23. Nov. 1922 (GS. 440) über die Ausdehnung 
der Pacht SchO. auf Jagd⸗ und Fiſchereibetriebe in der Faſſung der 
VO. v. 27. Febr. 1924 (GS. 115) in Verb. mit $2 der Preußpacht⸗ 
SchO. konnten bei Jagdpachtverträgen Leiſtungen, welche unter den 
veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſen nicht mehr gerechtfertigt ſind, 
vom BEN. anderweit feſtgeſetzt werden, ſoweit dies der Billigkeit ent⸗ 
ſprach. Nach § 12 Abſ. 2 daſelbſt kann der Antrag auf anderweitige 
Feſtſetzung ſogar noch innerhalb zwei Monaten nach Ablauf des be⸗ 


die Kündigung nach 8 554 BGB., der Verzug des Mieters (Pächters) 
zur Vorausſetzung hat. Ein Verzug des Pächters liegt ſo lange nicht 
vor, als die Entſch. über den Pachtzins nicht rechtskräftig iſt. Das 
KG. ſetzt ſich in dieſem Urteil über die im Pachtſchutz von demſelben 
Senat ſelbſt anerkannte konſtitutive Wirkung der Entſch. der 
BEL, hinweg. Ich verweiſe auf den Rechtsentſcheid v. 19. März 
1923 (17 Y 3/23) (abgedruckt in JW. 1923, 158), welcher in feinen 
Entſcheidungsgründen als Zeitpunkt der Fälligkeit des neu feſt⸗ 
geſetzten Pachtzinſes die Rechtskraft der Entſch. des Pacht⸗ 
einigungsamtes feſtlegt. In der Begründung wird ausdrücklich 
hervorgehoben: „Früheſtens zu dieſem Zeitpunkt kann der Mehr⸗ 
betrag des Pachtzinſes fällig werden, denn der Inhalt erſt des rechts⸗ 
kräftigen Beſchluſſes über den Pachtſtreit gilt nach § 46 Abſ. 1 der 
PSchutz O. unter den Parteien als Vertragsinhalt und ſchafft damit 
die rechtliche Grundlage für die Pachtzinsforderung, ſoweit ſie in⸗ 
folge der Neufeſtſetzung den bisherigen Betrag überſteigt.“ An dieſer 
konftitutiven Natur der Entſch. der PER. hat die neue NSchutz O. 
v. 30. Sept. 1925 nichts geändert, vielmehr befindet ſich in § 56 
dieſer neuen PSchutz O. gleichfalls die Beſtimmung, daß der Inhalt 
des rechtskräftigen Beſchluſſes über den Pachtſtreit unter den Parteien 
als Vertragsinhalt gilt. Gerade wegen dieſer Ronftitutiven Natur der 
Entf. der PEA. iſt, um in der Zeit bis zur Rechtskraft keine wirt⸗ 
ſchaftlichen Nachteile für eine der beiden Parteien entſtehen zu laſſen, 
in § 23 der neuen Preuß. PSchutzO. die Beſtimmung getroffen wor⸗ 
den, daß für die Zeit bis zur rechtskräftigen Entſch. des PEN. der 
Vorſitzende durch einſtweilige Anordnung das ſtreitige Pachtverhältnis 
regeln kann. Es hätte alſo im vorliegenden Falle der Verpächter eine 
einſtweilige Anordnung dahingehend beantragen können, daß der Päch⸗ 
ter bis zur rechtskräftigen Entſch. den Wert von 600 Zentner Roggen 
zu zahlen habe. Hat er dies unterlaſſen, fo wurde feine endgültige 
Pachtzinsforderung erſt mit der Rechtskraft des Pachteinigungsver⸗ 
fahrens fällig. 

Im übrigen ergibt ſich die kouſtitutive Natur der Entſch. der 


treffenden Pachtjahres geſtellt und der Pachtzins rückwirkend under 
feſtgeſetzt werden. Schon daraus ergibt ſich, daß nach dem Willen 111 
Geſetzgebers eine anderweitige Feſtſetzung offeubar auch dann 
ausgeſchloſſen ſein ſoll, ſoweit der Pachtzins entrichtet worden 
insbeſondere wenn der Pachtzins bereits bei Beginn des Bad pa 
oder zu einem noch früheren Zeitpunkt im voraus entrichtet w mar 
iſt (vgl. KG. Rechtsentſcheid v. 22. Juni 1925, 17 157/55, Ig 
Bl. 1925, 340) 1). In den letzten Jahren haben ſich eben die . 
ſchaftsverhältniſſe zunächſt infolge der Geldentwertung und dann !F zii 
rum infolge der Stabilifierung derartig geändert, daß eine in frün ab⸗ 
Zeit erfolgte Vereinbarung oder Feſtſetzung des Pachtzinſes, Nane 
geſehen von der Entwertung des Papiermarkbetrages, für einen I! 10 
Zeitpunkt häufig nicht mehr gerechtfertigt erſcheint. Deshalb ſtand 4. 
der Umſtand, daß der Bekl. bei Beginn des Pachtverhältniſſes 1 
1920 eine Kaution in Höhe des Pachtzinſes für ein Pachtiahſ e 
den Kl. zahlte und dieſe Kaution auf den Pachtzins für das! 
Pachtjahr verrechnet werden ſollte, ſelbſt wenn man darin ein m 
reits i. J. 1920 erfolgte Vorauszahlung des Pachtzinſes für das lebte 
Pachtjahr erblickt, einer Neufeſtſetzung des Pachtzinſes für das Te 
Pachtjahr durch das PEN. nicht entgegen. Die Leiftung, welche in, 
Bekl. i. J. 1920 machte, erſcheint eben unter den veränderten 1 
ſchaftlichen Verhältniſſen nicht mehr als angemeſſener Pacht an 
das Jahr 1925/26. Es kommt noch hinzu, daß die Kaution Fon 
falls bis zum Beginn des letzten Pachtjahres nicht als endg a 
Zahlung des Pachtzinſes für das letzte Jahr gelten konnte, a 
dem Verpächter zur Sicherheit für feine Anſprüche aus dem F. saß 
vertrage diente. Ebenſo geht die Ausführung des Bekl. Tehl n 
das VEN. für das Pachtjahr 1925/26 den Pachtzins nicht fel 
konnte, weil die damalige Pacht SchO. nur bis zum 30. Sept. 
Geltung hatte. og 
Zunächſt bleiben die vom PEN. anderweit feſtgeſetzten Leigh, 
auch über die Geltungsdauer der betreffenden VO. hinaus win abel 
da die Feſtſetzung durch das PGA, dieſelbe Wirkung wie Pan; 
vereinbarungen hat und dieſe eben an Stelle der urſprünglichen nit 
einbarung tritt; ſodann aber iſt auch die frühere PadtChd. nich m 
dem 1. Okt. 1925 außer Kraft getreten, ſondern fie ift lediglich 
Grund des RGeſ. v. 23. Juli 1925 (RGBl. I, 151) geändert 097 
ihre Geltungsdauer in der neuen Faſſung bis zum 20. Sepk. , 
ausgedehnt worden. Der Bekl. iſt daher verpflichtet, den vom , 
feſtgeſetzten Pachtzins auch für das Schlußjahr 1925/26 zu entel 7% 
Dasjenige, was der Bekl. bereits auf den Pachtzins für. Del 
letzte Pachtjahr durch Leiſtung der Kaution entrichtet hat, iſt 1 
Pachtzins anzurechnen. In der Bewertung der vom Bekl. ele h 
Vorauszahlung ift das LG. bereits dem Bekl. in weitgehendem Tg 
entgegengekommen, indem es hierfür den Zeitpunkt der Leistung u 
Kaution — den 20. Aug. 1920 — und die damals dem Gelde 55 
wohnende Kaufkraft nach Maßgabe der allgemeinen Richtzahl 
grunde gelegt hat. 
(OLG. Breslau, Urt. v. 20. März 1926, 5 U 3/26.) fi: 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Opp 


* 


PEH. aus der Tatſache, daß es ſich hier um eine ſpezialiſierke a 

sula rebus sic stantibus handelt, die ſtets konſtitutiven ran. 

in fi) birgt (vgl. auch Marwip, Sind die Fetfegungen ber Dun 

konſtitutiver Natur? in der Zeitſchr. des Reichsbundes landw. PR 

4. Jahrg. Nr. 7/8 S. 162 ff.). 6 
RA. Dr. Hermann Richter, Halle a. d. 


Zu 3. In der Entſch. iſt die Verrechnung einer bei Begin 
Inflation in Papiermark gezahlten Jagdpachlkaution berechiige pr 
ihrem Goldwert auf den inzwiſchen vom BEN. anderweitig in da 
mark feſtgeſetzten Pachtzins für zuläſſig erklärt. Nach den in um 
Rechtſprechung ausgeſprochenen Grundfätzen über die Aufwertung fie 
Kautionen hätte dieſe im vorliegenden Falle, da der Verpächte zur 
beim Empfang i. J. 1920 ſchon beliebig in Sachwerte hätte ante 
können, von dieſem aufgewertet zurückbezahlt werden müſſen. des 
fie nach dem Inhalt des Jagdpachtvertrags aber als Pachtzind au 
letzten Pachtjahrs angerechnet werden ſollte, iſt die Verrechnung h 
dieſen einwandsfrei. Inſoweit enthält die Entjch. eigentlich gar nel 
für das Jagdrecht beſonderes, fie trifft vielmehr auch für jede a 
Art 'von Pachtzins zu. . 2 bet 

Charakteriſtiſch für die jagdrechtlichen Verhältniſſe iſt dag | 
Ausſpruch, daß das PEN. auch über die grade zur Zeit feiner abe 
in Geltung geweſenen PSchoO. hinausgehende Pachtzeit einen uu die 
weitigen Pachtzins feſtzuſetzen berechtigt iſt. Mit Recht Jag he 
Entſch., daß die mehreren, zum Teil in kurzer Folge hinterem 1057 
ergehenden PSchd., die ja zweifellos ſeit der VO. v. 23. Febr. ih 
auf die Jagd und Fiſcherei alle Anwendung finden, als ein inches 
fortdauerndes Geſetz anzuſehen find. Sie ſind ein einheitl! 
Geſetz. Eine Unterbrechung in der Geltung der PSchd. iſt am; 
erſten Ergehen nicht eingetreten. Die ſpäteren Geſetze, Verord 


1) Vgl. neuerdings auch den Rechtsentſch. vom 11. Dei 105 
— 17 1 135/25 — im PrVerwBl. 47, 315. 
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enn 5 
arte; 
hunde kn ſelbſt aber im Einverſtändnis miteinander ge⸗ 


t haben. +) 
„Frankfurt a. M., 5. 3S., Urt. v. 9. Juni 1926, 5 U 78/26.) 
bgedr. JW. 1926, 2386. 


Köln. * 


m 20 Art. 1 Geſetz über den Verkehr mit Grundſtücken 
dar, „Juli 1925. Nach dem Grundſtücksverkehrsgeſetz be⸗ 
inte Rechtsvorgänge, die erſt am 16. Februar 1923 zur 
agung gelangten, der Genehmigung. 
Hagge Antragſtellerin hat durch Akt v. 5. Jan. 1923 dem An⸗ 
t ter ihr Hausgrundſtück verkauft und aufgelaſſen. Die Ein- 
te 9 im Grundbuch erfolgte am 16. Febr. 1923. In dem nota⸗ 
begeben ertrage iſt der Kaufpreis mit 3500000 Papiermark an⸗ 
r f ei 0 Die Antragſtellerin hält die Veräußerung aus zwei Gründen 
& habe einmal weil der Kaufpreis unrichtig beurkundet ſei; denn 
dieſer latſächlich 6000 000 Papiermark betragen und ſei auch in 
35000 dhe bezahlt worden. Der Landrat habe aber nur den über 
dung ſei Papiermark beurkundeten Akt genehmigt. Die Veräuße⸗ 
nicht lei auch um deswillen hinfällig, weil die Rechtsänderung noch 
neh mi zum 16. Febr. 1923 wirkſam vollzogen geweſen, daher 
Da f er mngs bedürftig, die Genehmigung aber nicht erteilt ſei. 
kumtragt atragsgegner beabſichtigte, das Haus zu verkaufen, hat ſie 


am bei Vermeidung einer Geldſtrafe zu unterſagen, daß 

2 rundſtück zu veräußern oder zu belaſten. 
der . DRG. hat ſich, entgegen dem LG., auf den Standpunkt 

e geſtellt mit der Begründung: 
Bag, er formgültige Vertrag v. 5. Jan. 1923 wurde durch die Ein⸗ 
u : voll wirleſam, wenn er nicht außerdem der Genehmigung 
, Sa Geſ. v. 10. Febr. 1923 bedurfte. Diefe Genehmigung war 
dat deegen der Anſicht des LG., hier erforderlich. Denn nach 
buen Geſ. v. 20. Juli 1925 und 8 15 des Ger v. 10. Febr. 1923 
nahmen — abgejehen von den hier nicht intereſſierenden Aus⸗ 
andern — alle Grundſtücksveräußeurngen, bei denen die Rechts⸗ 
Hlundeu am 16. Febr. 1923 noch nicht durch Eintragung im 
{tag es; wirkſam vollzogen war, der Genehmigung. Die Ein⸗ 
fin, d mußte alſo bis zum Beginn. des 16. Febr. 1923 bewirkt 
1923 Vamit die Genehmigung nicht notwendig wurde. Der 16. Febr. 
freie dann nicht, wie der Antragsgegner glaubt, in die genehmigungs⸗ 
10. Ft einbezogen werden, weil an dieſem Tage das Gef. vom 
Tugeg r. 1923 in Kraft trat und nur die bis zum Beginn dieſes 
Ay In getretenen Rechtsänderungen unberührt bleiben ſollten (jo 
Wer G. in JW. 1924, 1990 2 und 1925, 1395 26 das KG. f. 

da v. 19. Febr. 1926 und JurR. 1925, 939 III). 
Köln, 4. 8S., 16. April 1926, 4 U 23/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Plum, Köln. 


un —— 


Ya, beten ftets die Fortſetzung der früheren, nur daß darin die 
eh und die Geltungsdauer derſelben geändert wurde. Daß die 
ie ana eines anderweitigen Pachtzinſes durch das PEN. auch für 
erſten ide Dauer der Jagdpachtverträge gilt, entſpricht dem von der, 
tung 55 zur jetzigen PSchdO. geltenden Grundſatz, daß die Feſt⸗ 
Varteie es Pachtzinſes durch das PEN. die frühere Vereinbarung der 
n über die Höhe des Pachtzinſes erſetzt. 
AGR. Görcke, Eberswalde. 


5 4. Die Entſch. iſt im Ergebnis richtig. 
die fie gen die Begründung ergeben ſich aber die gleichen Bedenken, 

. 9 eh, Rat Prof. Dr. Endemann in der Fußnote zu RG. 
besen 5, 2602 Ziff. 2 geltend gemacht hat. Da die Pläne nicht 
Io ee Beſtandteile, auch nicht Zubehör des Grundſtücks find, 
ltr die Beurkundung eines beſtimmten Preiſes für das Grund⸗ 
A En eines ſolchen für die Pläne rechtsgeſchäftliche und nicht 
bar, Atſächliche Bedeutung. Der Zweck der Parteien, Steuern zu 
Sei wird ja auch nur erreicht, wenn die beiden beurkundeten 
lachenden rechtliche Bedeutung haben. Dieſe Erwägung führt 
zu ei ig aber zu der allein zutreffenden Begründung, mit der man 
haben er Gültigkeit des Vertrages gelangen kann: Die Parteien 
RN hohen Preis der Pläne nicht zum Schein, ſondern ernſtlich 
Weppj,.’ um dadurch zum Zweck der Steuererſparnis zu einem 
lei chhacken Preis für das Grundſtück zu kommen, den ſie aber 

alls ernſtlich „gewollt“ haben. 


RA. Dr. Julius Weigert, Berlin. 
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Berlin. II. Strafſachen. 

1. 58 292, 59 StGB.; 8 854 BGB. In Fallen gefan- 
genes Wild gelangt nur dann im Augenblick des Fanges 
in den Beſitz des Jagdberechtigten, wenn es ſich nicht 
mehr befreien kann, dagegen nicht, wenn es mit ſamt der 
Falle auf fremdes Jagdgebiet flüchten kann. Irrtum über 
den Beſitzerwerb ſchließt den Vorſatz aus. f) 

Nach der Feſtſtellung der Stk., die den Angekl. wegen Jagd⸗ 
vergehens verurteilt hat, iſt der Angekl. einem Fuchs, der auf 
ſeinem Jagdgebiet im Tellereiſen ſich gefangen hatte, daun aber 
ſamt dem Eiſen auf fremdes Jagdgebiet geflüchtet war, nachgefolgt 
und hat ſich dort den Fuchs angeeignet. 

Der Reviſion, die Verletzung fachlichen Rechts rügt, war der 
Erfolg nicht zu verſagen. Allerdings iſt die Annahme der Stgt., 
daß der Angekl. nicht befugt war, den Fuchs auf fremdem Jagd⸗ 
gebiet an ſich zu nehmen, und daß er dadurch fremdes Jagdrecht ver⸗ 
letzte, rechtlich nicht zu beanſtanden. Dadurch, daß der Fuchs in das 
Fanggerät des Angekl. geriet, hatte dieſer Beſitz und Eigentum an 
dem Tier noch nicht erlangt. Beſitzerwerb ſetzt die Erlangung der 
tatsächlichen Gewalt über die Sache voraus (8 854 BGB.); dieſe 
beſteht darin, daß der Beſitzer beliebig auf die Sache einzuwirken 
und beliebig über fie zu verfügen vermag (Leipznomm. zum BGB. 
Anm. 3 zu § 854). Daher gelangt freilich in der Regel das in 
aufgeſtellten Fallen gefangene Wild im Augenblick des Fangens in 
den Beſitz und folgeweiſe in das Eigentum des Jagdberechtigten, 
auch wenn er vom Fange keine Kenntnis hat (RGSt. 32, 165; 
Bauer, Zagdd. 4. Aufl. S. 21). Dies trifft aber nur dann zu, 
wenn das Tier derart feſtgehalten wird, daß es ſich nicht mehr befreien 
kann (Leipz Komm. zum StGB. Anm. V zu 9 292). Andernfalls kann 
es zum Beſitzerwerb nicht kommen, und das gleiche gilt, wenn es dem 
Tier gelingt, mitſamt der Falle auf ein anderes Grundſtück zu 
flüchten. Denn fo lange die Möglichkeit bleibt, daß das Tier ſich 
gänzlich losreißt oder mit der Falle ſpurlos verſchwindet, kann von 
einer tatfächlichen Gewalt über das Tier nicht die Rede fein. In An⸗ 
wendung dieſer Grundſätze hat die Sit. zutreffend angenommen, daß 
der im Eiſen des Angekl. gefangene Fuchs nicht deſſen Eigentum, 
ſondern noch herrenlos war, als der Augekl. ihn auf fremdem Jagd⸗ 
gebiet an ſich nahm. 

Die Gründe des Urteils laſſen jedoch eine Erörterung der Frage 
vermiſſen, ob der Angekl. in dem Bewußtſein gehandelt hat, ein 
herrenloſes Tier ſich anzueignen. Bei der Zweifelhaftigtzeit der Be⸗ 
ſitzverhaltuniſſe kann dies aus dem feſtgeſtellten Sachverhalt nicht ohne 
weiteres gefolgert werden. Nahm aber der Angekl. im Augenblick der 
Tat irrtümlich an, daß ihm der Fuchs auf Grund früherer Aneig⸗ 
nung bereits gehörte, ſo wäre die Feſtſtellung eines vorſätzlichen 
Jagdvergehens ungerechtfertigt (RGSt. 10, 234). Die Urteilsgründe 
laſſen hiernach die Möglichkeit offen, daß die StR. den § 59 StGB. 
zu Unrecht nicht angewandt hat. Dieſer Mangel des Urteils muß zu 
ſeiner Aufhebung führen. 

(KG., 2. StrS., Urt. v. 2. Juni 1926, 2 8 237/26.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Wer, Berlin. 


* 
Kiel. 

2. 8 360 Ziff. 8 StB. Die Bezeichnung als Land⸗ 
meſſer fällt nicht unter $ 360 Ziff. 8 StGB. 

Der Angeklagte hat ſich im geſchäftlichen Leben als Landmeſſer 
bezeichnet. Von der Beſchuldigung, dadurch eine Übertretung des 
8360 Ziff. 8 StGB. begangen zu haben, hat ihn das Gericht frei⸗ 
geſprochen, indem es annimmt, daß er ſich jo habe nennen dürfen. 
Das beanſtandet die Reviſion zu Unrecht. 

Nach § 360 Ziff. 8 StGB. wird unter anderem beſtraft, wer 
unbefugt einen Titel annimmt. Es fragt ſich aber, ob es ſich bei 
der Berufsbezeichnung „Landmeſſer“ um einen Titel im Sinne 
dieſer Strafvorſchrift handelt. Anerkanntermaßen fallen darunter 


Zu 1. Die Entſcheidung verdient Beifall. 

I. Der Jagdberechtigte hatte noch kein Eigentum an dem Fuchs 
erlangt, da der Fuchs noch in der Lage war, fortzukommen. Auf den 
Umſtand allein, daß der Fuchs ſich aus dem Elfen nicht mehr frei 
machen konnte, kommt es nicht an (A. A. Dickel, Forſtzivilrecht? 
666); entſcheidend iſt vielmehr nach 88 854, 958 BGB. lediglich, ob 
der Jagdberechtigte die tatſächliche Gewalt an dem Fuchs er⸗ 
langt hatte. Das war aber nicht der Fall, wenn der Fuchs nicht an 
Ort und Stelle feſtgehalten war. Selbſt wenn er ſich nicht weit 
ſchleppen und wenn ſeine Spur leicht zu erkennen und zu verfolgen 
war, iſt die Sachlage nicht anders zu beurteilen. — Das Eigentum 
an der Falle hatte der Jagdberechtigte natürlich nicht verloren. 

II. Jagdwilderei erfordert Vorſatz. Über das Vorliegen des Vor⸗ 
ſatzes hätten ſich die Urteilsgründe ausſprechen müſſen, weil bei der 
Zweifelhaftigkeit der objektiven Rechtslage ein vorſatzausſchließender 
Irrtum ſehr nahe lag. Ob ſich der Angekl. ſelbſt in der Hauptver⸗ 
handlung auf Irrtum berufen hat oder nicht, ſpielt infolgedeſſen keine 
Rolle. Prof. Dr. E. Kern, Freiburg i. B. 


332” 


2648 


Rechtſprechung 


Guriſtiſche Wochenſcher 


auch ſogenannte Berufstitel. Als Berufstitel iſt aber nur ein ſolcher 
Titel anzuſehen, der irgendwie amtlich abgeſtempelt iſt, alſo nicht 
eine bloße Berufsbezeichnung bedeutet (vgl. Leipz. Komm. 
Anm. VIII, 7, Abs. 9 zu 5360 3.8 StchB.). Zu dieſen Berufs⸗ 
titeln ſind zu zählen Bezeichnungen wie gerichtlicher Bücherrevi⸗ 
ſor, vereidigter Auktionator, auch vereidigter Landmeſſer. Hier 
aber ſteht zur Entſcheidung, ob jemand ſich ſchlechthin Landmeſſer 
nennen darf oder nicht. Wollte man dies dem, der Landmeſſer 
iſt, verbieten, ſo würde man ihm damit unterſagen, ſeinen Beruf 
richtig zu bezeichnen. Ein ſolches Ergebnis erſcheint unannehmbar, 
es würde auch dem § 36, Abſ. 1 GewO. widerſprechen, wonach das 
Gewerbe der Feldmeſſer — dieſer Bezeichnung iſt die als Land⸗ 
meſſer gleichzuſtellen — frei betrieben werden darf, und die Be⸗ 
hörden nur befugt ſind, eine Perſon, die ein ſolches Gewerbe be⸗ 
treiben will, auf die Beobachtung der beſtehenden Vorſchriften zu be⸗ 
eidigen und öffentlich anzuſtellen. Allerdings wird denjenigen Per⸗ 
ſonen, die die vorgeſchriebene Prüfung beſtanden haben, ein Be⸗ 
fähigungszeugnis als Landmeſſer erteilt (826 der Vorſchriften über 
die Prüfung und Ausbildung der öffentlich anzuſtellenden Land⸗ 
meſſer v. 23. Febr. 1920, MinBl. f. d. i. Verw. S. 93), aber der 
Umſtand, daß dieſe geprüften Landmeſſer auch nur ein Zeugnis 
als Landmeſſer ſchlechthin erhalten, rechtfertigt nicht die Annahme, 
daß die nichtgeprüften Landmeſſer ſich nicht entſprechend ihrem Be⸗ 
rufe Landmeſſer nennen dürfen. Wollen diejenigen, die die Prü⸗ 
fung beſtanden haben, verhindern, daß ſie mit den nicht geprüften 
Landmeſſern verwechſelt werden, ſo iſt es ihnen unbenommen, ſich 
als geprüfte Landmeſſer zu bezeichnen. Daß auch in den Kreiſen 
der Landmeſſer ſelbſt die Auffaſſung beſteht, die Berufungsbe⸗ 
zeichnung „Landmeſſer“ ſei nach den zur Zeit geltenden Vorſchriften 
nicht behördlich abgeſtempelt und daher ſchutzlos, ergeben die Ver⸗ 
handlungen des Beirats für das Vermeſſungsweſen vom 27. und 
28. Nov. 1924 (Sonderheft der Zeitſchrift für das Vermeſſungs⸗ 
weſen, Beilage zu Heft 11 und 12, Jahrgang 1925, S. 90—94). 
(OLG. Kiel, Strafjen., Urt. v. 31. März 1926, S 280/25.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Jonas, Altona. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


1. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat Dr. Boethke, 
Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München. 


I Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Neichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 55 R Abg.; 8 1 GrErwStG. Mobiliſierung des 
Grundbeſitzes i. S. der Entſch. RF H. 5, 247 und 11, 310 
liegt nicht ſtets dann vor, wenn der in einem Grundftüd 
ſteckende Vermögenswert in eine Kapitalgeſellſchaft über- 
führt wird, ſondern nur dann, wenn der Verkehr mit den 
Geſellſchaftsanteilen tatſächlich einen Verkehr mit dem 
Grundſtück ſelbſt bezweckt. +) 

Die i. J. 1922 gegründete G.⸗Straße 12 Grundſtücks Akt G., 
deren alleiniges Vermögen das Grundſtück G.⸗Straße 12 bildet, 
umfaßt 300 Aktien. Je 30 Aktien haben die Beſchwerdeführer i. J. 
1924 von einem Vorbeſitzer, der nicht zu den Gründern gehörte, er⸗ 
worben und ſind deshalb auf Grund des $ 1 GreErwStG., § 5 RAbgd. 
zur GrErwSt. von je 10% des gemeinen Grundſtückswertes heran⸗ 
gezogen worden. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt begründet. 

Der Standpunkt des Berufungsurteils enthält eine Überſpan⸗ 
nung des Grundſatzes im $5 RAGgD., der in der Rechtſpr. des Senats 
keine Grundlage findet. Der Senat hat zwar ausgeführt, daß 8 5 
NAbgO. i. Verb. mit 8 1 GrErwStch. unter gewiſſen Umſtänden dazu 
führen kann, über den Rahmen des § 3 GrErwStG. hinaus, im 
Falle der Übertragung von Anteilen an Grundſtücksgeſellſchaften an 
mehrere Perſonen eine Veräußerung des Grundſtücks zu unterſtellen. 
Das ſetzt aber, wie die Darlegungen ergeben, voraus, daß dieſe 
Übertragung ſich wirtſchaftlich als übertragung des Grundſtücks 
darſtellt, entfällt jedoch, wie in der Entſch. des RF. 11, 310 aus⸗ 
drücklich hervorgehoben, wenn die Übertragung von Geſchäftsanteilen 
als der wirtſchaftliche Vorgang erſcheint. Nur in dieſem Sinne iſt 


Zu 1. Dieſe ebenſo erfreuliche wie bedeutungsvolle Entſcheidung 
wird dazu dienen, Unklarheiten und Unſicherheiten bei Veräußerungen 
von Aktien und GmbH.⸗Anteilen von Grundſtücksgeſellſchaften zu 
bejeitigen. Sie verdient nachdrücklichſte Beachtung aller Grundſtücks⸗ 
intereſſenten. 

IR. Stillſchweig, Berlin. 

Zu 2. 


Die vom RF. offen gelaſſene Frage, ob das i. J. 1914 


e 

der Ausdruck „Mobiliſierung des Grundbeſitzes“ zu verſtehen m 
beſagt alſo, wie gleichfalls in dem letzterwähnten Urteil Karge 
iſt, nur die Verwirklichung der Abſicht, ſtatt der an ſich in A ge 
genommenen Veräußerung des Grundbeſitzes ſelbſt entgegen dem 
wollten wirtſchaftlichen Erfolge Geſchäftsanteile zu übertragen. die 
liegt nicht immer ſchon dann vor, wenn Grundvermögen ! 
Form einer Kapitalgeſellſchaft überführt wird. Im weſentlichen Ab⸗ 
die Anwendung des 8 5 dann gegeben fein, wenn zwiſchen den 
tretungen an verſchiedenen Perſonen ein innerer Zufammenhank sc 
ſteht, welcher insgeſamt die Verfügungsmacht über das Grun ei 
verleiht, nicht kann ſie aber dazu führen, ohne weiteres jeden i uf 
einem ideellen Grundſtücksanteil gleichzuſtellen. Ganz beſonders ale 
fältig zu prüfen iſt die Vorausſetzung bei AktG., welche ande e 
die GmbH. wenig geeignet ſind, einen inneren Zuſammenhang 
ſchen den einzelnen Aktienbeſitzern herzuſtellen. die 

Der Vorderrichter hat nun nichts weiter feſtgeſtellt, als daß 
AktG. zur Mobiliſierung des Grundſtücks errichtet iſt, und de 7 
ſchwerdeführer je 30 von ihren 300 Aktien von einem Vorbeſiße del 
worben haben. Der Verſuch, auf dieſen Vorgang die Grundſüze 
Entſcheidungen des Senats anzuwenden, wird von der Rechts beſchw ie 
mit Recht als ungenügend begründet bekämpft. Auch wem mau, ou 
dies der Senat in der Eutſch. v. 26. März 1926 — II A 1180, 
(Mrozek, Steuerkartei, RAbgO. 8 5 Rechtsſpruch Nr. 18) . 
geſprochen hat, eine theoretiſche Aufzählung der möglichen Rec 
nachteile nicht für ausreichend zum Ausſchluß der Anwendung det 
85 Abſ. 3 RAbgd. erachtet, jo iſt doch nach dem Geſagt . @ 
Begriff Mobiliſierung vom Berufungsrichter zu weit gefaßt, "tl 
iſt nicht angängig, allein den Umſtand, daß zur leichteren Verwet 
des in einem Grundbeſitze ſteckenden Vermögens eine Geſellſchac, N 
gründet ift, als eine zur Steuerumgehung gewählte ungewö er" 
Rechtsform anzuſehen. Dazu bedarf es weiterer Feſtſtellungen, w * 
den Schluß rechtfertigen, daß die über die Geſellſchaftsanteile l. 
ſchloſſenen Rechtsgeſchäfte das wirtſchaftliche Eigentum an dem Gr 
ſtück ſelbſt vermitteln ſollten. 1 

Die Vorentſcheidung unterliegt deshalb der Aufhebung. Bei IB; 
Beurteilung ift die Sache ſpruchreif. Auch wenn bei den Erwerber 
Aktien die Abſicht beſtanden haben ſollte, ſie ſämtlich zwech 3 
langung der Verfügungsbefugnis über das Grundſtück in eine en 
zu bringen, ſo ſchließt die Art der Veräußerung, welche nach gen 
nicht angezweifelten Vortrag der Beſchwerdeführer ſeitens der ak 
beſitzer, die zudem nicht die Gründer waren, in einer großen hie 
zum Teil kleinſter Poſten erfolgt iſt, die Annahme aus, daß es 5 
um die Übertragung des Eigentums am Grundſtüch zu tun ge 
ſei. 81 GrErw StG. kann daher nicht angewendet werden. 

Daraus ergibt ſich die Freiſtellung. 

(REP, II. Sen., Urt. v. 24. Sept. 1926, II A 413/26.) 


* 


75 
>2. 8 5 Abf. 1 und 2 GrcwStc, Iſt eine Veraz, 
lagung auf Grund des $ 5 Abſ. 1 Grérw StG. rech 
kräftig geworden, ſo kann, auch wenn dieſe Veranlager⸗ 
geſetzlich unzuläſſig war, nach erfolgtem Eigentums üb 19 
gang eine weitere Steuer nur unter der Voraus ſetzu 
des 8 5 Abſ. 2 GrErwStG. erhoben werden. f) 958 
Die Vorinſtanz hat angenommen, daß die am 13. Juni 1 54 
auf Grund des 85 Ab. 1 erfolgte Verſteuerung des Veräußen 
geſchäfts v. 9. Juni 1914 geſetzlich unzuläſſig geweſen und deshalb 
ganz außer Betracht zu laſſen ſei. Allerdings iſt das GrErw ein 
(837 Abſ. 1) erſt am 1. Okt. 1919 in Kraft getreten. Ob aber . 
Fall des 8 5 Abſ. 1 nur dann vorliegen kann, wenn der Ablauf Mi 
Jahres nach Abſchluß des Veräußerungsgeſchäfts unter der Herr! nn 
des GrErwSiG,. eingetreten ift, kann hier dahingeſtellt bleiben. 
auch wenn dies richtig ſein ſollte, durfte die Vorinſtanz die 1 
erfolgte Veranlagung nicht als nicht geſchehen behandeln. Nach 
dieſe Veranlagung rechtskräftig geworden war, ſteht unter ben, füſts 
teien rechtskräftig feſt, daß die Steuerpflicht des Veräußerungsgeſch an 
nach § 5 Abſ. 1 eingetreten iſt, und es kann daher aus Anlaß der ut 
1. Dez. 1923 erfolgten Eigentumsumſchreibung eine weitere Steuer n, 
unter der Vorausſetzung des 85 Abſ. 2 erhoben werden. Die Ta“ 
inſtanz, die glaubt, auf Grund ſelbſtändiger Prüfung zu einer per; 
neinung der Steuerpflicht aus § 5 Abſ. 1 gelangen zu können, 
ſtößt gegen die Regeln der Rechtskraft eines Urteils. 


(RZ9., II. Sen., Urt. v. 11. Mai 1926, II A 150/26.) 
— 


abgeſchloſſene Veräußerungsgeſchäſt auf Grund des 8 5 Abſ. 1 Gre, 


StG. verſteuert werden durfte, iſt nach allgemeinen Grundſätzen , it, 


der Ablauf des Jahres vor Inkrafttreten des GrErw StG. erfelh, 6. 
trotz 8 37 Abſ. 5 GréErwStG. zu verneinen, da ein folder Fall ol! 
von dieſer Geſetzesſtelle nicht betroffen wird. Da die trotzdem eren 
Beſteuerung aber rechtskräftig geworden iſt, jo hat der RF H. ein 
gehen auf dieſe Frage mit Recht abgelehnt. lin. 
IR. Stillſchweig, Ver 


58 Abſ. 1 Nr. 1 Grunderw&t®. Erhält jemand 
“ t einem Altenteil belaſtetes Grunditüd geſchenkt, 
derg Daß er die perſönlichen Altenteilsleiſtungen beſon⸗ 
Sche übernimmt, fo ift das i. S. des GrunderwStG. eine 
en ung unter einer Auflage, wobei als Auflage die 
Ausn mie Altenteilslaſt anzuſehen iſt. Anders nur in dem 
wird ahmefalle, daß dem Beſchenkten das Rechteingeräumt 
Rep. für alle aus der Belaſtung mit dem Altenteil ent⸗ 

en Nachteile Schadloshaltung zu verlangen. f) 
mali er Bauerngutsbeſitzer L. überließ ſeiner Tochter Klara L., der 
lag igen Braut, jetzigen Ehefrau des Beſchwerdeführers, durch Ver⸗ 
die El 16. Mai 1924 ſeine Bauernwirtſchaft. Gleichzeitig wurde für 

ſen sen ein auf dem Grundſtück einzutragender Auszug vereinbart, 
ſelben Jahreswert 1000 Reichsmark beirägt. Durch Vertrag von dem⸗ 
Maut ange ſchenkte Klara L. dem Beſchwerdeführer, ihrem damaligen 
Kimi, die Hälfte der ihr überlaſſenen Bauernwirtſchaft. Der Be⸗ 
der Wührer erklärte in dem Vertrag, es ſei ihm bekannt, daß auf 
auch irtſchaft der Auszug der Eheleute L. ruhe, und er beantragte 
ließ ſeinerſeits die Eintragung des Auszugs im Grundbuch. Ferner 
Wr een 15 Grundſtück an die Tochter und den Beſchwerde⸗ 

e zur Hälfte auf. 

924 Tie Steuerſtelle ſetzte dem Beſchwerdeführer gegenüber die nach 
au GreErwStch. zu leiſtende Vorauszahlung feſt. Sie ging davon 
88 daß die Überlaſſung der Wirtſchaft an Klara L. ſteuerfrei ſei 
Halt; 6. 1 Nr. 1, 4 des Geſ.), daß dagegen für die Übertragung der 
und an den Beſchwerdeführer eine Grunderwerbſteuer zu erheben ſei, 

er dar, da eine Schenkung unter einer Auflage vorliege, nach dem 

des auf dem Grundſtück ruhenden Auszugs. 
Kegel Einſpruch wurde ebenfo wie die gegen den Einſpruchsbeſcheid 
beſch ate Berufung als unbegründet zuruckgewieſen. Auch die Rechts⸗ 
erde konnte keinen Erfolg haben. 

und 5 T Leibgedingsvertrag iſt regelmäßig ein Gemiſch von Reallaſt 
ken hranter perſönlicher Dienſtbarkeit (BOB. 8 1105, § 1090; 
hp b. Ausfch. zum BGB. Art. 15 $1; NH. 16,264). Er ift des⸗ 

Te und mit dem belafteten Grundſtück zu gewähren. Perſönliche 
werbe ichtungen entſtehen nur ſoweit, als Reallaſtleiſtungen fällig 
Ver N. Für dieſe haftet der Eigentümer auch mit ſeinem ſonſtigen 
Tags men, ohne daß er ſie beim Erwerbe des Grundſtücks, wenn da⸗ 
Evi as Ausgedinge ſchon beſtand, übernommen hat ($ 1108 BGB.). 
io 3 jemand ein mit einem Ausgedinge belaſtetes Grundſtück, 


0 
us 


ein = 


es einer beſonderen Übernahme der Ausgedingeleiſtungen 
en, den Erwerber wenigſteus dann nicht, wenn er ſie, wie hier, 
leiſtun Übernimmt der Erwerber die ihm bekannten Ausgedinge⸗ 
hatte den nicht, ſo ſteht er ebenſo da, wie wenn er ſie übernommen 
werbe Die Erfüllung des Ausgedinges gehört alſo zu den dem Er⸗ 
912 f „infolge der Veräußerung obliegenden Leiſtungen“ i. S. des 
der 6. 2 Satz 1 GrErwStGG. Von dieſem Geſichtspunkt aus hat 
baß DD. ſchon in der angeführten Eutſch. NFH. 16, 264 ausgeſprochen, 
nich as Vorhandenſein eines Leibgedinges den Wert des Grundſtüchs 
dender Iſt dies aber die für das Recht der Grunderwerbſteuer 
ſedinebende Auffaſſung, ſo muß die Schenkung eines mit einem Aus⸗ 
Luftaa belaſteten Grundſtücks regelmäßig als Schenkung unter einer 
Gre ge angeſehen werden. Daß „Auflage“ i. S. des § 8 Abſ. 1 Nr. 1 

1 WSLG. nicht unbedingt dasſelbe tft, wie Auflage i. S. des BGB., 
dar 5 Senat ſchon in einer Entſch. v. 13. Febr. 1923 (NH. 11, 286) 
At. fegt. Nach dieſer Entſch. iſt unter Auflage i. S. des 8 8 Abſ. 1 
Rep, jede dent Beſchenkten als ſolchem auferlegte Leiſtung zu ver⸗ 
eig „ die keine vertragliche Gegenleiſtung bildet, jedoch ſeine Be⸗ 
Seen und infolgedeſſen auch die für die Zuwendung zu erhebende 
Kun ungsfteuer mindert. Der Beſchwerdeführer war infolge der Schen- 
wars. mit dem Auszug kraft Geſetzes belaſtet, i. S. des GrErwstG. 
ſche h M eine entſprechende Leiſtung auferlegt. Der Wert der ihm ge- 
10 ten Grundſtückshälfte war an ſich ohne Rüchſicht auf den Aus⸗ 
beſſen beſtimmen; ſeine Bereicherung wird aber durch den Auszug um 
n Wert vermindert. 
gegen 5 wäre allerdings denkbar, daß der Erwerber dem Veräußerer 
über jede Haftung, auch die dingliche, für das Leibgedinge ab- 
KX—K—K—— 


2 2 5 \ ; 
halt, Zu 3. Die Entſch. wiederholt die bereits RF. 11, 286 ent⸗ 
Are Ausführungen über den Begriff der „Auflage“ i. S. von 88 
dun , Nr. 1 GrEmStb. und zieht hieraus die zutreffenden Folge⸗ 
dene Auch hier wieder zeigt ſich die wenig durchdachte Faſſung des 
eft 


estextes, die es notwendig macht, einen für das Zivilrecht an ſich 


bar zbenden Rechtsbegriff durch Umdeutung für das Steuergeſetz brauch⸗ 
du geſtalten. RA. Dr. A. Bergſchmidt, Berlin. 


un ‚Du 4. Nach $2 Nr. 1b UmfSt®. in Verbindung mit 8 11 A 
1926 kalten AusfBeſt. bzw. 8 I der neuen Durchf Beſt. v. 25. Juni 
Beiig, NÖBL. 1. 323) find die erſten Umfäge aus dem Ausland ein⸗ 
lite 11 Gegenſtände ſteuerfrei, wenn die Gegenſtände in der Frei⸗ 
Vearz, ſtehen, der Umſatz im Großhandel ſtattfindet, ohne daß eine 
Vegenſeß ng oder Verarbeitung erfolgt iſt und die Herkunft der 
ben on: aus dem Ausland ſichergeſtellt ift. Da Schlachtvieh unter 
Er it bens mitteln der Freiliſte Ib aufgeführt iſt, dreht ſich der 
lg aher nur darum, ob eine Bearbeitung oder Verarbeitung er⸗ 

ft. Bearbeitung foll nach § 11 B III der Ausf Beſt. bzw. jetzt 
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lehnt, ſo daß der Veräußerer ihn, ſoweit das Grundſtück oder er per⸗ 
ſönlich in Anſpruch genommen wird, ſchadlos zu halten hätte. In 
dieſem Falle könnte von einer Auflage keine Rede ſein, ſoweit die 
Beteiligten davon ausgehen, daß der Veräußerer den Erwerber auch 
ſchadlos halten Kann. Denn der durch die Belaſtung mit dem Aus⸗ 
zug entſtandene Nachteil wird durch die Erſatzleiſtungen ausgeglichen 
(vgl. hierzu die Entſch. des R§c H. v. 13. Febr. 1923, II A 20/23; 
Mrozek, Steuerkartei Rechtsſpruch Nr. 2 zu § 8 Abſ. 1 Nr. 1). 
So iſt die Sachlage hier aber offenſichtlich nicht. Daß dem Beſchwerde⸗ 
führer gegen ſeine Ehefrau kein Rückgriffsrecht zuſteht, erkennt der 
Beſchwerdeführer auch ausdrücklich an. 

Demgemäß iſt die Vorauszahlung zutreffend nach dem unbeſtrit⸗ 
tenen Werte des Auszugs bemeſſen worden. 

(RFH., II. Sen., Urt. v. 30. Okt. 1925, II A 528/25.) 
* 


4. § 2 Nr. 1b UmſStG. Der erſte inländiſche Um⸗ 
ſatz im Inland geſchlachteter, aus dem Ausland einge⸗ 
führter Schweine iſt nicht umſatzſteuerfrei. f) 

Erſte Umſätze aus dem Ausland eingeführter Gegenſtände ſind 
nach § 2 Nr. 1b UmſStG. unter den ſonſtigen Vorausſetzungen nur 
dann von der Beſteuerung ausgenommen, wenn die Weſensart der 
Gegenſtände gewahrt bleibt. Die Frage, ob das Schlachten von lebend 
eingeführten Schweinen durch den Großſchlächter die Weſensart ver⸗ 
ändert, iſt von den Vorderrichtern mit Recht bejaht. Das Schlachten 
geht über eine Bearbeitung und Verarbeitung eingeführten Viehes 
zum Zwecke der Reinigung, Sortierung und Erhaltung hinaus. Die 
amtliche Fleiſchbeſchau ſetzt erſt nach der Schlachtung ein, und dieſe 
geſchieht nicht etwa zu dem Zwecke, um jene zu ermöglichen. Nach 
der maßgebenden Verkehrsauffaſſung wird durch das Schlachten der 
Schweine ein anderes Verkehrsgut, eine andere marktgängige Ware 
geſchaffen. 

(RFH., V. S., Urt. v. 15. Juni 1926, V A 371/26 8.) 


Reichsverſicherungsamt. 
Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Zielke, Berlin. 

1. 88 546, 922 RVO. Die Heranziehung zu häus⸗ 
lichen und anderen Dienſten muß, um den 8 546 RVO. zur 
Anwendung zu bringen, kraft des landwirtſchaftlichen 
Arbeitsverhältniſſes erfolgt ſein. 

Nach dem 8 546 in Verb. mit § 922 RVO. erſtreckt ſich zwar 
die Verſicherung auch auf häusliche und andere Dienſte, zu denen Ver⸗ 
ſicherte, die hauptſächlich im Betriebe beſchäftigt ſind, von dem 
Unternehmer herangezogen werden. Die Heranziehung zu den häus⸗ 
lichen oder anderen Dienſten muß aber, um den 8 546 RVO. zur 
Anwendung zu bringen, kraft des landwirtſchaftlichen Betriebs⸗ 
verhältniſſes erfolgt ſein. Die Kl. iſt Haustochter. Die Hausarbeiten 
verrichtet fie daher nicht kraft eines Arbeits-, ſondern kraft Familien⸗ 
verhältniſſes. 

(RVA., Entf. v. 19. März 1926, Ia 1632/25.) 8. 


II. Länder. 
1. Oberverwaltungsgerichte. 
a) Preußen. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVGR. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 

1. Die Beſteuerung des Jagdrechts als ſolchen ift 
nach 87 Kreis- u. Prov.⸗AbgabG. unzuläſſig. 7) 

$1 der Steuerordnung des Kreiſes B. lautet: „Jagdſteuerpflichtig 
iſt jeder, der auf Grundſtücken, die im Landkreiſe B. gelegen ſind, das 
Recht zur Ausübung der Jagd hat oder dieſes Recht durch Dritte aus⸗ 
üben läßt.“ 


$ 11 II der DurchfBeſt. vorliegen, wenn die Weſensart des Gegen⸗ 
ſtandes geändert wird; das geſchieht durch eine Bearbeitung oder 
Verarbeitung des Gegenſtandes, die über die Zwecke der Umpackung 
(neu eingeſchaltet!), Sortierung, Reinigung oder Erhaltung hinaus⸗ 
geht. Beim Schlachten von Tieren trifft dies zweifellos zu. Der 
Reichsfinanzminiſter kann nun zwar beſtimmte Bearbeitungen oder 
Verarbeitungen als Vorgänge anerkennen, die für die Steuerfreiheit 
unſchädlich ſind (8 11 B III AusfBeſt. bzw. jetzt § 11 II DurchfBeſt.) 
und hat dies auch für viele Fälle in einem früher in den AusfBeſt. 
enthaltenen, jetzt in den Anhang der amtlichen Handausgabe I 3 ver⸗ 
wieſenen Verzeichnis getan; das Schlachten von Tieren zählt nicht 
dazu. Der Reichsfinanzminiſter hat im Gegenteil neuerdings die Be⸗ 
günſtigung des Schlachtens ausdrücklich abgelehnt (Koppe⸗ Ball, 
UmſStG. [11] Anm. Ad zu § 2). Die Entſch. des RFh. iſt daher zu⸗ 
treffend. RA. Dr. Waſſertrüdinger, Nürnberg. 


Zu 1—5. A. Demojthenes warf einſt, als ſeine Zuhörer ihm 
nicht genügende Aufmerkſamkeit ſchenkten, die Frage auf, ob, wer 
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Der Vezirksausſchuß hat ſich gegenüber der Ausführung der 
Kl., daß durch die in der angeführten Beſtimmung vorgeſehene Be⸗ 
ſteuerung des Jagdrechts die Steuer zu einer direkten geſtempelt 
werde und deshalb unzulaſſig ſei, auf den Standpunkt geſtellt, daß, 
wie das OVG. in feinen Entſch. v. 11. Dez. 1923 (PrVerwBl. 45, 
205) und v. 7. Okt. 1924 (JW. 1925, 1169) anerkannt habe, Jagd⸗ 
ſteuern ſowohl in der Form der Beſteuerung der Ausübung des 
Jagdrechts, wie auch der Beſteuerung des Jagdpachtver⸗ 
trags mithin der Beſteuerung der Jagdberechtigung ſelbſt eingeführt 
werden könnten. 

Dieſe Ausführungen gehen fehl. Bei der Entſch. v. 11. Dez. 1923 
handelte es ſich um eine Steuerordnung, die den Abſchluß von Jagd⸗ 
pachtverträgen der Beſteuerung unterwarf, und der Gerichtshof hat 
eine derartige Steuer, bei der der Abſchluß des Vertrags das Steuer⸗ 
objekt bildet, alſo der Rechtsvorgang, nicht das Recht ſelbſt, als mit 
dem derzeitigen Rechtszuſtande vereinbar anerkannt. Eine Beſteuerung 
des Jagdrechts als ſolchen, wie ſie die Steuerordnung des 
Kreiſes B. vorſieht, ſtellt ſich dagegen allerdings als eine direkte 
Steuer dar, deren Einführung gegen 88 7ff. KruProvAbgG. verſtoßen 
würde (vgl. OVG. 79, 10). Da der 8 1 der Steuerordnung, der gegen 
das beſtehende Recht verſtößt, eine weſentliche Beſtimmung der Steuer⸗ 
ordnung bildet, entbehrt dieſe der Rechtsgültigkeit. Die Entſch. des 
Bezirksausſchuſſes, die dieſe Rechtslage verkannt hat, unterliegt daher 
der Aufhebung. Bei freier Beurteilung war die Sache ſpruchreif und 
mußte, ohne daß es eines Eingehens auf das übrige Vorbringen der 
Kl. bedurfte, deren Freiſtellung in dem durch den Einſpruch beantrag⸗ 
ten Umfang erfolgen. Die von den Kl. im Laufe des Streitverfahrens 
begehrte völlige Freiſtellung von der Steuer ſtellt eine unzuläſſige 
Erweiterung des Klageantrags dar, weil in der Klage niemals über 
den Einſpruchsantrag hinausgegangen werden darf. 

(Pr. OG., II. S., Urt. v. 9. März 1926, II C 196/25.) 


* 


2. Die Verpachtung einer Jagd iſt nicht jagd⸗ 
ſteuerpflichtig. f) 

Der beklagte Magiſtrat erachtet den Kl. für ſteuerpflichtig, weil, 
ebenſo wie in der Verpachtung eines Grundſtücks, eine Ausübung 
des Eigentumsrechts, ſo auch in der Verpachtung einer Jagd eine 
Ausübung des Jagdrechts i. S. des 81 der Steuerd. liege. Das 
OVG. hat in feiner Entſch. Pr Verw. 46, 172 OVG. 79, 10 aus⸗ 
geführt: 

„Nach der Steuerordnung wird jede Ausübung der Jagd, die 
ſich auf ein für ſie kauſales Recht ſtützt, mit einer Steuer belegt. 
Steuerpflichtig iſt demnach ſowohl der Grundeigentümer, der im 
Eigenjagdbezirke die Jagd in eigener Perſon oder durch Stellver- 
treter ausübt, als auch der Jagdpächter, der auf dem Jagdgebiete 
ſelbſt jagt oder durch Stellvertreter jagen läßt.“ 

Nicht ſteuerpflichtig iſt danach der Verpächter der Jagd, weil bei 
ihm das ſteuerliche Tatbeſtandsmoment der Jagdausübung (auf Grund 
Raufalen Rechtes) fehlt. 

(Pr. OVG., II. S., Urt. v. 4. Mai 1926, II C 102/26.) 
* 


einen Eſel vermiete, auch ſeinen Schatten vermiete. Eine ähnliche 
Frage ins Offentlich-Rechtliche überſetzt, iſt die, ob eine Körperſchaft, 
wenn ſie ein Recht nicht beſtenern darf, auch die Ausübung 
dieſes Rechtes nicht beſteuern darf. 

In der obigen Entſch. 1 iſt mit zutreffendem Grunde dargelegt, 
daß der preußiſche Kreis nicht berechtigt iſt, das Jagdrecht zu ver⸗ 
ſteuern. Dies wäre eine direkte Steuer, ſolche aber darf der preußiſche 
Kreis nicht erheben. 

In ſeiner früheren, ſehr eingehenden Entſcheidung 79, 10 
dagegen legt das OVG. dar, die Beſteuerung der Ausübung des 
Jagdrechtes ſei eine indirekte Steuer. Zu ihrer Erhebung ſei 
der Kreis befugt. 

Vergebens fragt ſich der Laie nicht nur, ſondern auch der Juriſt, 
ob dieſe reine konſtruktive Betrachtung dem wirtſchaftlichen Leben 
gerecht wird. Zufolge der obigen Entſch. wird der Landrat die 
Kreisſteuerordnung abändern, er wird anſtatt des Jagdrechts das 
Jagdausübungsrecht der Beſteuerung unterwerfen und alles iſt in 
Ordnung. 8 4 RAD. ſagt: Bei Auslegung der Steuergeſetze find ihr 
Zweck, ihre wirtſchaftliche Bedeutung und die Entwicklung der Ver⸗ 
haltniſſe zu berückſichtigen. Formell gilt dieſe Vorſchrift nur für die 
Reichsſteuern, aber materiell wird man ſagen müſſen: die menſchlichen 
Rechte führen ihr irdiſches Daſein nicht als verklärte Schemen, als 
platoniſche Ideen, ſondern in der Erſcheinungsform der praktiſchen 
Ausübung, d. h. der Eigentümer hat ſein Eigentum am Grundſtück 
nicht um des Eigentumes ſelbſt willen, ſondern utendi, kruendi, 
alienandi, vindicandi willen. Neuerdings hat allerdings die Geſetz⸗ 
gebung ein nudum jus geſchaffen: das des Reichs an den Gegen⸗ 
ſtänden, die dem Betrieb der Reichsbahngeſellſchaft unterliegen. Aber 
das iſt eine Ausnahmeerſcheinung. In der Regel dient das Recht der 
Ausübung. Iſt der Eſel vermietet, fo iſt der Schatten mitvermietet. 
Umgekehrt: iſt das Recht nicht ſteuerbar, ſo iſt auch die Ausübung 
nicht ſteuerbar. 

Zum ſelben Ergebniſſe gelangt man, wenn man den praktiſchen 


Raechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochen 


1 
3. Das Steuerobjekt einer Zagdfeuerorbuung ne 
nicht der Beſitz des Jagdrechtes, Sondern deſſen 
übung. 7) ll 
Die Anſicht des Bezirlisausſchuſſes, daß die Kl. das rah 
au der Eigenjagd ihres Gutes als Eigentümerin habe und Vet 
ohne Rückſicht darauf, ob ſie die Jagd ſelbſt ausübt oder durch untich 
ausüben läßt, auch allein ſteuerpflichtig ſei, beruht auf einer i 1 
tigen Auslegung des geltenden Rechtes. Nach den in den gehen 
dungen des Gerichtshofs, betr. das Jagobeſteuerungsrecht, darge agd⸗ 
Grundſätzen (OVG. 79, 10) iſt nicht der Beſitz des 54 in 
rechts, ſondern deſſen Ausübung Steuerobjekt. brecht 
der Klage behauptet war, daß die Kl. die Ausübung des en dos 
ihrem in T. lebenden Bruder übertragen hätte, während Be elne 
Vorliegen einer rechtsgültigen Überlaſſung beſtritten hat, hätte 
Aufklärung dieſes für das Beſtehen oder Nichtbeftehen einer fr 
pflicht maßgebenden Rechtsverhältniſſes erfolgen müſſen. Das 12 
geſchehen. Die Entſch. des Bezirksausſchuſſes unterlag deshalb und: 
Rechtsirrtums und weſentlichen Verfahrensmangels der Aufhe 
Bei freier Beurteilung war die Sache nicht ſpruchreif und 
zwecks weiterer Aufklärung in die Vorinſtanz zurückverwieſen 
(Pr. OVG., II. S., Urt. v. 4. Mai 1926, II C 159/25.) 
4. Eine Kreis⸗Jagdſteuerordnung, die der ante 
forderlichen Beſtimmtheit in Normen und Sätzen 
behrt, iſt ungültig. f) uche 
Der vom beklagten Kreisausſchuß zur Anwendung gebe 
Steuerſatz ſtützt ſich auf folgende Beſtimmung der Steuerordnung ge 
„Steht das Pachtgeld nicht im richtigen Verhältniſſe zum 
der Jagd, ſo iſt dieſer durch den Kreisausſchuß nach Anhörung 
von ihm zu benennenden geeigneten Sachverſtändigen feſtzuſtellem ur 
Da der Pachtpreis der Steuermaßſtab für die Erhebung ge 
Jagdſteuer iſt und als Pachtpreis das Pachtgeld gilt, kann biele alt 
ſtimmung nur dahin verſtanden werden, daß der Jagdwert einm ereil⸗ 
Vergleichsobjekt für die Nachprüfung der Angemeſſenheit der Grm? 
barten Pachtſumme, zum anderen als Grundlage für bie en 
berechnung dienen ſoll. In beiden Beziehungen iſt der Jagdwerd ie 
geeigneter Maßſtab. Er entbehrt der erforderlichen Beſtimmthe die 
Steuerordnung enthält keinerlei objektive Merkmale, welche ge; 
Bewertung der Jagd einen Anhalt gewähren könnten und dieſe Mi 
wertung der willkürlichen Beſtimmung durch den Steuergläubige daß 
entziehen vermöchten. Dieſer Mangel wird durch die Vorſchriſt, 
der Jagdwert vom Kreisausſchuß erſt nach Anhörung eines von ben 
zu benennenden Sachverſtändigen feſtgeſetzt werden darf, nicht behm ch, 
da der Sachverſtändige einſeitig vom Steuergläubiger ausgewählt 
der Kreisausſchuß an das Gutachten nicht gebunden iſt und rt 
für den Sachverſtändigen an jedem Anhalte fehlt, wie er den ber 
wert ſchätzen ſoll. Sonach entbehrt die Steuerordnung der e iche 
lichen Beſtimmtheit in Normen und Sätzen, welche, wie der 
hof wiederholt eutſchieden hat, die notwendige Vorausſetzung 
Gültigkeit einer Steuerordnung bildet. ; bol, 
Die Entſch. des Bezirksausſchuſſes, welche dies verkannt 


Vorgang bei Beſteuerung der Jagdausübung betrachtet. Zu Beg 
des Steuerjahres ſchickt der Kreisſekretär die Veranlagungen an ur 
Jagbbeſitzer heraus. Ob einer die Jagd im Steuerjahr ausüb. hen 
nicht, ob er das Wild ein Jahr ſchonen will oder nicht, weiß Pr 
Landrat noch nicht. „Der Steuerpflichtige wird ſich ſchon meldeten 
Es wird alſo ins Blaue hinein verſteuert ohne Rückſicht darauf, oh 
ſteuerpflichtige Vorgang eintritt oder nicht. Auch das zeigt den jeht 
wie tatſächlich nicht die Ausübung, ſondern das Recht er 


wird. 5 seine 

Mit Recht jagt darum das Sächſ. OVG. II. Senat in 
Entſch. v. 11. Juni 1925: weil 

„Die Jagdpachtſteuer gehört zu den direkten Bezirksſteuerne aer 
fie einen Zuſtand, nämlich die vom Steuerpflichtigen auf die 3 4 
des Jagdpachtvertrages erlangte oder die ihm kraft Geſetzes (88 glich 
75 Jagdgeſetzes v. 1. Dez. 1864) zuſtehende ſelbſtändige öffen 
rechtliche Berechtigung zur Ausübung der Jagd betrifft.“ i 

Sell 8 Er ben Rechlaboden des preuß. OVG., ſo i 
folgendes zu bemerken: 

Dreierlei Begriffe bedürfen klarer Sonderung: Das 
recht, die Ausübung des Jagdrechts, die Aus! 
der Jagd. P. 

Jagdausübung kann auch vom Nichtberechtigten, eine 
vom Wilderer ausgehen; der Wilderer ſtützt ſich nur auf M 
Flinte, nicht auf ein für die Ausübung kauſales Recht; Steuer ah 
entſteht darum weder in ſeiner Perſon, noch in der des wi 

Zap“ 


zog) 
found 


Berechtigten. 
Ausübung des Jagdrechts liegt ſtets vor, wenn der 
ausübungsberechtigte die Jagd ausübt, d. h. Wild ol 1150 
oder zu okkupieren verſucht. In dieſem Fall iſt der ſteuerpfli Ri 
Rechts vorgang nach Anſicht des preuß. DVG. gegeben 
preußVerwBl. 45, 205 E. v. 11. Dez. 1923 iſt eine auf pie 
verträge zu Laſten des Pächters gelegte Jagdpachtſteuer en 

gerechtfertigt erklärt, weil nach 8 13 KAG. dieſe Steuer zu 
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Rechtſprechung 
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dar 
dar daher wegen Rechtsirrtums aufzuheben. Bei freier Beurteilung 
gets, Kl. von der angeforderten Steuer mangels eines gültigen 
br ebe 1 
-D8G,, I. Sen,, Urt. v. 20. April 1926, II O 145/25.) 
* 


Eine Jagdſteuerordnung, die die Steuerpflicht 
Meinen) Borhandenjein von Jagdſitzen abhängig macht, 
oder gültig ob ſie zur Ausübung der Jagd benutzt werden 
nicht, iſt inſoweit ungültig. f) 
9.9 Abſ. 1 JagdStO. des Kreiſes T. lautet: 
Lese dur jeden in einem Jagdbezirke vorhandenen Hochſitz und 
bon 2 hat der Jagdberechtigte eine jährliche Steuer im Gegenwerte 
oldmark zu entrichten.“ 


don 5 


Inf 
Ha, als er behauptet, daß eine beſondere Beſteuerung der 


Nine D. 


and weffender Weiſe ausgeführt, daß derſelbe Rechtsvorgang Gegen⸗ 
z. B „zweier verſchiedener indirekten Steuern fein kann, wie dies 
wertet, Grundſtücksverkäufen der Fall iſt, welche neben der Grund⸗ 
0 ſteuer gegebenenfalls gleichzeitig der Wertzuwachsſteuer unter⸗ 
jeden A d 
lagdz 

un, merpſichi erklärt, an ſich nicht aus, daß neben der allgemei⸗ 
ine > dem Pachtpreiſe berechneten Steuer noch eine andere für 
kan, ondere Art der Ausübung des Jagdrechts erhoben werden 


ob ſßerhandenſein von Jagdſitzen abhängig, gleichgültig, 


odere zur Ausübung des Jagdrechts benutzt werden 
gane nicht. Damit wird die Steuerpflicht nicht von einem Vor⸗ 
nich 6. abhängig gemacht, deſſen Eintritt regelmäßig im voraus 


freche ne weiteres beſtimmbar iſt, worin nach der ſtändigen Recht⸗ 
mal e; 


Neuer er indirekten Steuer nach preußiſchem Rechte beſteht. Die 
8 U ſoll vielmehr einen tatſächlichen Zuſtand, das Vor⸗ 
teuer 


Din, > deren Einführung den Kreiſen nach dem Kreis⸗ und Pro⸗ 


rm: iſt ſonach ungültig, ohne die Gültigkeit der Steuer⸗ 
pr 9 im ganzen zu berühren. 5 
OG., II. S., Urt. v. 11. Mai 1926, II C 147/25.) 


* 

Die Polizei ift grundſätzlich berechtigt bei Ge⸗ 
a 5 der Gejundheit der Nachbarn gegen Bienen- 

ug einzuſchreiten. 
Aczten mag ſein, daß der Bienenſtich bei gewiſſen Krankheiten von 
an als Heilmittel empfohlen wird und auch ein ſolches darſtellt. Das 
Folgen aber nichts an der Tatſache, daß der Bienenſtich mit den ihm 
gen a mehr oder minder erheblichen und ſchmerzhaften Anſchwellun⸗ 
eine gt Haut des menſchlichen Körpers unter normalen Verhältniſſen 
. örperverlezung darſtellt und namentlich in ſeiner Mehrzahl oder 
Mirage —— 
N in 07 gehört. Von Jagdausübung, die beſteuert würde, 
die „dieſem Urteil nicht die Rede — es würde auch nicht angehen, 
Deldagderpachtung als Ausübung der Jagd zu bezeichnen. 
zu — deckt das allg. Recht der Gemeinde, indirekte Steuern 
dacht eben, dieſe Heranziehung. Dagegen iſt in 2. die Ver⸗ 
bier being als nicht ſteuerfähig bezeichnet. Der Gerichtshof hält 
recht eine Ausübung der Jagd für gegeben. Darin hat er 
Ubun Denn der Verpächter okkupiert nicht. Wohl aber liegt Aus 
Recht des Jagdrechts vor, und zwar auf Grund Rauſalen 
berg’, nämlich auf Grund des Jagdrechts, darum müßte der 
hof von feinem Standpunkte aus die Beſteuerung zulaſſen. 
ſehendee Entſcheidung zu 4 ist folgerichtige Anwendung längſt feit 
folgender, Grundſätze des Rechtes der indirekten Steger, zu 5. 
Heuchtg ige (und ſehr erfreuliche) Anwendung der Theorie des 

8 über den Begriff der Jagdſteuer als indirekter Steuer. 

RA. Dr. Görres, Berlin. 


bringt! 5. Um die für ihre Verwaltung erforderlichen Mittel auf⸗ 
igt zu können, iſt von den Kommunen, denen ja eine Reihe 
beta, er Steuern zur ſelbſtändigen Erhebung von der Geſetzgebung 
arg n iſt, vielfach die Jagd als Steuerobjekt herangezogen und 
pen; elaftet worden. Neben der Jagdſteuer ſelbſt, die mit einem 
Jagd n Prozentſatz von dem Wert der Jagd oder von dem 
wie i chtzins jetzt faſt überall erhoben wird, iſt öfter auch noch, 
leſte im vorliegenden Fall, die Jagdausübungsart trotz aller Pro⸗ 
er Jäger durch kommunale Jagdſteuerordnungen zum Gegen⸗ 

Heilen einer beſonderen Steuer gemacht. Wenngleich dieſe mehrfache 
kann dung gleichmäßig den Jagdausübungsberechtigten allein trifft, 
pe wie die Entſch. richtig ausführt, von einer wirklichen 
derſch beſteuerung keine Rede fein, da die Steuerobjekte tatſächlich 
beſondeden find. Im vorliegenden Falle iſt als ſolche Steuer einer 
eren Jagdausübungsart die Jagdſitzſteuer eingeführt. Mit den 
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wenn er beſonders lee Stellen des menschlichen Körpers, 
wie die Augenlider oder die Lippen, trifft, zu einer ſchweren Ge⸗ 
fährdung der Geſundheit, ja ſogar des Lebens, führen kann. Ebenſo 
iſt notoriſch, daß Bienen, auch wenn ſie von ihrem Eigentümer ſach⸗ 
gemäß gehalten werden, Menſchen nicht bloß ſtechen, wenn ſie von 
ihnen tatſächlich gereizt ſind, ſondern auch, wenn ſie ſich nur von 
ihnen gereizt glauben, wozu ſie beſonders in der Zeit geneigt ſind, 
da der Imker ihnen den Honig fortnimmt. Steht ſomit feſt, daß 
Bienenhaltung, deren hoher volkswirtſchaftlicher Wert ſelbſtverſtänd⸗ 
lich nicht zu verkennen iſt, unter Umſtänden eine Gefahr für das 
Publikum ſein kann, ſo ergibt ſich daraus die grundſätzliche Berech⸗ 
tigung der Polizei, gegebenenfalls auf Grund des 8 10 II 17 ALR. 
gegen ſie einzuſchreiten, wie in dem Urteile des OVG. v. 8. Jan. 
1904 (PrVerwBl. 25, 780) bereits ausgeſprochen iſt. Wann Bienen⸗ 
haltung eine Gefahr für das Publikum darſtellt, richtet ſich nach der 
örtlichen Lage; in Städten mit ihren oft engen Verhältniſſen wird 
eine ſolche eher vorliegen, als auf dem Lande. Daß der im Juni 
1924 23 bis 25 Stöcke umfaſſende Bienenſtand des Kl. eine Gefahr 
für das Publikum i. S. des 8 10 II 17 ALH. gebildet hat, ergibt 
ſich aus folgenden Erwägungen (folgt Würdigung des Sachverhalts). 
(Pr. OG., 3. Sen., Urt. v. 10. Dez. 1925, III A 33/25.) 


* 


7. 88 338, 340 Pr. Waſſergeſetz; 8 52 Gew.; 88 112, 
113 Zuſtändigkeits G. v. 1. Aug. 1883. Ein Beſchluß des Be⸗ 
zirksausſchuſſes, der einen Antrag auf Entziehung oder 
Beſchränkung eines Staurechts abweiſt, iſt der mate- 
riellen Rechtskraft nicht fähig. f) 

Am 29. Mai 1923 beantragte die für das Gebiet oberhalb 
der B.er Mühle gebildete G.⸗Entwäſſerungsgenoſſenſchaft bei dem 
Bezirksausſchuß Senkung des Mühlenſtaues gemäß § 338 Waſſerch. 
wegen überwiegender Vorteile für die Landeskultur. Der Vorſttzende 
des Bezirksausſchuſſes wies durch Beſcheid v. 5. Okt. 1923 den 
Antrag zurück, weil § 338 a. a. O. auf gewerbepolizeilich genehmigte 
Anlagen keine Anwendung finde und es ſich bei der Ber Mühle ſeit 
1864 um eine ſolche handele. Dieſer Beſcheid blieb unangefochten. 
Unter dem 31. Dez. 1923 wiederholte die G.⸗Entwäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft ihren Antrag auf Herabſetzung des Mühlenſtaues 
mit dem Bemerken, daß infolge äußerer Umſtände die Rechtsmittel⸗ 
friſt gegen den Beſcheid v. 5. Okt. 1923 ungenützt verſtrichen ſei. 
Die Genoſſenſchaft wollte, laut ihrer Darſtellung auch ſchon in 
ihrem früheren Antrag, ihr Begehren nach Herabjegung des Staues 
nicht nur gemäß 8338 a. a. O., ſondern nach jeder irgendwie ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmung des Waſſergeſetzes oder der Gewerbeord⸗ 
nung beurteilt wiſſen, insbeſondere auch gemäß 8 84 Waſſerg., 
da nach der Annahme des Beſcheids v. 5. Okt. 1923 die gewerbe⸗ 
polizeiliche Konzeſſion bezüglich des Staurechts wie eine Verleihung 
wirke. Auch dieſer Antrag wurde zurückgewieſen, und zwar, ſoweit er 
auf 8338 Wajfer®. geſtützt war, ohne Eingehen auf die Sache ſelbſt 
wegen der materiellen Rechtskraft des früheren Beſcheids, im übrigen 
als ſachlich unbegründet. Auf die Beſchwerde hob das OVG. den 
Beſchluß des Bezirksausſchuſſes auf und verwies die Sache dort⸗ 
hin zurück. 


Jagdſitzen hat es folgende Bewandtnis. An den Grenzen der Jagd⸗ 
reviere, namentlich wo dieſe an Forſten ſtoßen und wo deswegen be⸗ 
ſonders Hochwild auszutreten pflegt, werden öfter ſtändige Anſitz⸗ 
plätze hergerichtet. Teils werden ſie als Kanzeln auf hohen Pfählen 
mit Zugangsleitern hergeſtellt (Hochſitze), teils in die Erde einge⸗ 
gegraben (Tiefſitze). Sie dienen dazu, das ſcheue Hochwild leichter zu 
Schuß zu bekommen. Mit Recht hat die Entſch., die in Jägerkreiſen 
große Befriedigung hervorrufen wird, der Beſteuerung lediglich der 
Exiſtenz ſolcher Jagdſitze den Charakter einer indirekten Steuer ab⸗ 
geſprochen. Nach der Begründung iſt es aber zweifellos, daß die 
Fälle der tatſächlichen Jagdausübung von derartigen Jagdſitzen 
aus von den Kommunen beſteuert werden können, da ja nach 
der Entſch. auch die Lappjagd als beſondere Jagdart beſteuerungs⸗ 
fähig iſt. AGR. Görcke, Eberswalde. 


Zu 7. Zu der Frage, ob es ſich bei den Anträgen der Be⸗ 
ſchwerdeführerin der Sache nach nur um ſolche gemäß § 3838 Waſſer G. 
handelte, kann nicht Stellung genommen werden, da die diesbezüg⸗ 
lichen Ausführungen des Beſchluſſes nicht mitgeteilt ſind. Nach der 
Begründung des Beſcheides v. 5. Okt. 1923 und nach der Dar⸗ 
ſtellung der Beſchwerdeführerin hat es den Anſchein, als ob der Sache 
nach auch Anträge gemäß 88 51, 52 RGewO.; 8 84 Wafler®, in Be⸗ 
tracht gekommen wären (vgl. dazu Holtz⸗Kreutz, Waſſerrecht, 
Anm. 7 zu 8 338). 

Im übrigen befaßt ſich der obenſtehende Beſchluß in ſeinem enk⸗ 
ſcheidenden Teile mit der Frage, ob Verwaltungsakte der Beſchluß⸗ 
behörden der Rechtskraft fähig ſind oder nicht. Im Schrifttum beſteht 
hierüber lebhafter Streit — F. Friedrichs, Verwaltungsrechts⸗ 
pflege S. 507 ff.; v. Bitter, Handwörterbuch der Preuß. Verw. 
Bd. II S. 358; v. Brauchitſch, Preußiſche Verwaltungsgeſetze 
23. Aufl. Anm. 3b zu 8 81; Schultzenſtein, Verwaltungs Arch. 
XI, S. 365 —, und in der Rechtſprechung iſt bisher eine klare grund⸗ 


Bei den Anträgen der Beſchwerdeführerin v. 29. Mai und vom 
31. Dez. 1923 handelte es ſich der Sache nach nur um ſolche gemäß 
9 338 des Waſſerc h. (Wird ausgeführt.) Waren demnach die An⸗ 
träge gegenſtändlich gleichartig, fo iſt es nicht zu billigen, daß der 
angefochtene Beſcheid ſich einer ſachlichen Prüfung des letzten Antrags 
mit Rückſicht auf die vermeintliche materielle Rechtskraft der über 
den erſteren getroffenen Entſch. verſagt hat. 

8 338 Waſſer G. hat feine Stellung im fünften, die ſogenannten 
Zwangsrechte behandelnden Abſchnitte des Waſſer. Das Verfahren 
regelt § 340. Die darin getroffenen Entſch. der Beſchlußbehörden 
ſind in gleicher Weiſe, wie die ihnen ſonſt geſetzlich übertragenen 
Entſch., ſoweit ſie nicht im Verwaltungsſtreitverfahren ergehen, Ver⸗ 
waltungsakte und als ſolche der materiellen Rechtskraft, wie man 
dieſen Begriff auch ſonſt auffaſſen mag, jedenfalls dann nicht 
fähig, wenn ſie den Antrag abweiſen. In dieſer Hinſicht iſt es weder 
von maßgebender Bedeutung, daß die Entſch. in einem geſetzlich ge⸗ 
ordneten Verfahren ergehen, noch daß dieſes parteimäßig geſtaltet 
iſt. In Wahrheit handelt es ſich nicht um, wenn auch nur bedingt, be⸗ 
reits beſtehende Anſpruͤche des einen Beteiligten gegen einen anderen, 
ſondern um den öffentlich⸗ rechtlichen Anſpruch des Antragſtellers gegen 
die entſcheidende Behörde auf eine ihm günſtige Entſch., falls nicht 
ein aus dem Geſetze zu entnehmender Hinderungsgrund beſteht. Eine 
ähnliche Geſtaltung des Anſpruchs des Antragſtellers auf eine zu⸗ 
ſprechende Entſch. iſt auch auf anderen Rechtsgebieten zu finden. 
Es ſei hier nur auf die 88 33, 33 a, 57 b Gew. verwieſen. Dem⸗ 
zufolge kann ein „Anſpruch“ der hier fraglichen Art auch nach der 
Abweiſung durch eine nicht mehr anfechtbare Entjch. ſtets von neuem 
erhoben werden und iſt in dieſem Falle auch von neuem ſachlich zu 
prüfen und zu beſcheiden. Es entſpricht dies auch der Rechtſprechung 
des OVG. auf anderen Gebieten (vgl. OVG. 5, 291 ff., 293) und 
iſt in der Natur der Sache begründet. Denn die Vorausſetzung für die 
Entziehung und Beſchränkung eines Staurechts gegen Entſchädigung 
bilden überwiegende Vorteile für die Landeskultur oder die Schiff⸗ 
fahrt, bei deren Beurteilung die zur Entſch. berufenen Behörden 
nicht an die von dem Antragſteller vorgebrachten Tatſachen ge⸗ 
bunden ſind. Schon dieſe Erwägung ſchließt es aus, bei wiederholten 
Anträgen ſolcher Art die für die Konſumierung des Anſpruchs un⸗ 
erläßliche Gleichheit des Gegenſtandes für gegeben zu erachten, 
ſelbſt wenn in den ferneren Anträgen neue Tatſachen nicht geltend 
gemacht werden. Der gegenteiligen Anſicht a. a. O. ſteht auch inſofern 
das praktiſche Bedenken entgegen, als unter Umſtänden die Ent⸗ 
ziehung oder Herabſetzung eines Staues nach unanfechtbarer Ab⸗ 
weiſung des Antrags etwa des Hauptbeteiligten ausgeſchloſſen wäre, 
ſelbſt wenn die Entſch. offenſichtlich fehlgeht. 

(Pr. OBG., Beſchl. d. Waſſerwirtſch. Sen. v. 9. Juli 1925, V W 79/24.) 


b) Sachſen. 


Sächſiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von RA. Dr. Taeſchner, Leipzig. 


1. 5 17 Sächſ. Wegebau. v. 12. Jan. 1870. Gültig⸗ 
keit des Gef. im Hinblick auf 8 12 des Finanzausgeichs⸗ 
geſetzes. RG Bl. I 1923 (S. 494ff.) Berechnung der Wegebau⸗ 
beiträge bei außergewöhnlicher Abnutzung der Wege. +) 

Die Kl., die in mehreren Schächten Steinkohlenabbau betreiben, 
laſſen einen Teil der Kohle mit Geſchirr und Laſtautomobilen ab⸗ 
fahren und find von einer Anzahl Gemeinden nach 8 17 WegebauG. 
zu den Unterhaltungs⸗ und Herſtellungskoſten der Straßen heran⸗ 
gezogen worden. Auf ihre hiergegen erhobenen Vorſtellungen ſetzte die 
Amtshauptmannſchaft zugunſten der beteiligten Gemeinden Wege⸗ 
baubeiträge feſt, die die Kl. entrichten ſollten. Die Kreishaupt⸗ 


ſätzliche Stellungnahme nicht zu erkennen. Auch die obenſtehende 
Entſch. bringt keine allgemein gültige Klärung der geſamten Frage, 
denn die Entſch. geht dahin, daß Verwaltungsakte der materiellen 
Rechtskraft jedenfalls dann nicht fähig ſind, wenn ſie den An⸗ 
trag abweiſen. 

Dem Ergebnis des Beſchluſſes ſtimme ich zu, wenn ich auch der 
Begründung nicht in allen Teilen zu folgen vermag. 

Richtig erſcheint mir, daß — anſcheinend unter einer gewiſſen 
Abweichung von den in OVG. 41, 284 aufgeſtellten Richtlinien 
(vgl. v. Brauchitſch, Anm. 3b zu 8 381) — der geſetzlich ge⸗ 
ordneten Form und der parteimäßigen Geſtaltung des Verfahrens 
eine maßgebende Bedeutung nicht beigelegt wird. Die Art des Ver⸗ 
fahrens kann nicht materielle Rechtskraft bewirken (vgl. Fried⸗ 
richs, S. 502; Schultzenſtein a. a. O. S. 382). 

Bedenklicher ſcheinen mir die Ausführungen über die rechtliche 
Geſtaltung des „Anſpruches“ des Antragſtellers zu fein, zumal wenn 
ſie ſich auf alle gemäß den Beſtimmungen des 5. Abſchn. (Zwangs⸗ 
rechte) des preuß. Waſſerch. möglichen Anträge beziehen ſollen. Bei 
einem Antrage gemäß 8 338 iſt das Antragsrecht nicht auf beſtimmte 
Perſonen beſchränkt, im übrigen aber handelt es ſich bei den Zwangs⸗ 
rechten um Anſprüche beſtimmter Berechtigter gegen beſtimmte Ver⸗ 
pflichtete (vgl. Holg⸗Kreutz, Preuß. Waſſerc c. S. 392). Dent- 
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% auf die 
mannſchaft wies den Rekurs der Kl. als unbegründet zurück, auß 
Anfechtungsklage hob das OVG. die Vorentſcheidungen auf: _ Fir; 

Der Einwand der Kl., daß $17 Wegebau®. durch, 9 n Gr 
Auzgl®. aufgehoben ſei, ift zwar nicht zutreffend, da hier DIE ce 
hebung von Beiträgen zur Deckung der Koſten für äußergewö geist" 
Abnutzung der Wege aufrechterhalten iſt und das Sächſ. Ken 
ſteuer G. b. 27. März 1923 ſolche Beiträge zuließ, auch fallen ©; 
werksunternehmungen unter 8 17 Wegebau®., da der Geſetzgebe per 
„Unternehmern aller Art“ ſpricht. Dagegen iſt das Verfahren all 
anſtanden, auf Grund deſſen die Vorinſtanzen eine außergen 
Abnutzung der Wege durch die Kl. und demgemäß die von ih haben 
leiſtenden Wegebaubeiträge feſtgeſtellt haben. Die Vorinſtanzen Auel 
ſich darauf beſchränkt, auf Grund einer Verkehrszählung den ach 
der Kl. am Verkehr auf den Wegen feſtzuſtellen und die Kl. r 
dieſem Anteil mit den den Gemeinden im vergangenen Raten it 
entftandenen Wegebaukoſten zu belaſten. Dieſe Berechnung de Br 
gegen S17 Wegebau®., denn die öffentlichen Wege dienen beg ee 
meingebrauche und nur eine im Hinblick auf die Art des 015 
außergewöhnliche Abnutzung rechtfertigt die Erhebung ven 
trägen. Bei Wegen, die zwei Dörfer rein landwirtſchaftlichen 6 zan 
ters verbinden, ſind geringere Anforderungen an die wegebaupfliche he 
Gemeinden zu ſtellen als bei Verbindungswegen zwiſchen Inden 
dörfern, bei dieſen Verbindungswegen wiederum geringere als bei her 
ſtädtiſchen Verbindungsſtraßen. Demgemäß iſt der Begriff der a per’ 
gewöhnlichen Abnutzung der Wege je nach der Art der Wege d 
ſchieden. Ob und in welchem Maße nun ein Unternehmer auf dent 
des 8 17 Wegebaud. Beiträge zu zahlen hat, läßt ſich nur aus tat⸗ 
Unterſchied der Koſten beſtimmen, die der baupflichtigen Gemeinde 
ſächlich erwachſen ſind und der Koſten, die ihr erwachſen wären, . 
der Unternehmer den Weg — nicht etwa gar nicht — ſondern ge 
mit übermäßigen Laſten in Anſpruch genommen hätte. Die 
teiligung eines Unternehmers am Geſamtverkehr auf Grund eine 
kehrszählung kann alſo nicht maßgebend fein, ſondern nur das jur 
einanderhalten der Wegebaukoſten früherer Jahre mit dem Jule 
das der Unternehmer herangezogen werden ſoll. Zugunſten des line 
nehmers muß aber weiter zu beachten ſein, ob nicht eine algen age 
Verkehrsſteigerung die ſchnellere Abnutzung der Wege Gerbeigtl nie“ 
hat, wofür eine Verkehrsſtatiſtik aus früherer Zeit die nötigen eine 
lagen liefern kann, und weiter, daß nicht alle Mehrkoften, für l 
grundhaftere Herſtellung einer Straße dem Beitragspflichtigen olle 
gebürdet werden dürſen. Wird z. B. eine chauſſierte Straße in air 
Breite befeſtigt, jo it zu bedenken, daß für den Verkehr mit 
wagen eine Pflaſterungsbreite von 5 m ausreicht. 

(SächſOVG., I. S., Urt. v. 16. Mai 1925.) 


2. Sonſtige Derwaltungsbehörden und verwaltung“ 
gerichte. 


a) Preußen. 


Preußiſcher Gerichtshof 
zur Entſcheidung von Kompetenzkouflikten. * 


1. 88812, 839 86 V., 8 1, 2, 4 Pr StHafto. v. 1. Win 
1909; $ 42 Pr. Enteign®. v. 11. Juni 1874. Ein auf Gu 
der BD. zur Behebung der dringendſten Wohnung y 
v. 9. Dez. 1925 ergangener Enteignungsbeſcheid iſt ae 
in einem Rechtsſtreite gegen denjenigen, zu beit 
Gunſten die Enteignung erfolgt ift — der Nachprüßun 
im ordentlichen Rechtsweg entzogen, ſelbſt dann, 0 
im Enteignungsverfahren zwingende Vorſchriften 1 
beachtet fein ſollten. Mit einer auf § 839 BGB. und 


5 or 
gegenüber wirken die Darlegungen des Beſchluſſes nicht ver! 
überzeugend. Won 

Wirklich entſcheidend iſt die aus der Natur der Sache en voll 
mene Begründung. Die diesbezüglichen Ausführungen ſind dn 
inhaltlich zu billigen. Die angeſtellten Erwägungen müſſen > ehr 
überzeugen, daß die Anerkennung der Rechtskraft einer im Berg 
ren gemäß § 340 Preuß WG. ergehenden Entſch., die den An 
abweiſt, zu unhaltbaren Ergebniſſen führen würde. h 

RA. Dr. Becker, Minden, 


e: 
Zu 1. Der § 17 Wegebau. gilt nur für öffentliche Bin 
nur für dieſe kann der Unternehmer zu Beiträgen herangezogen per 
den, wenn er den Weg außergewöhnlich abnützt. Den Begriff III 
außergewöhnlichen Abnutzung hat das OVG. u. a. Jahrb. Bd. Inn 
S. 300 in Übereinſtimmung mit vorliegender Entſch. feſtgelegt. "id 
denken beſtehen hiergegen nicht; die Feſtſetzung der Beiträge wird 
im Einzelfalle auch unter Zugrundelegung der vom OVG. gege t die 
Richtlinien ſchwierig geſtalten. In nichtbezirksfreien Städten ſteh lag 
erſtinſtanzliche Entſcheidung der Amtshauptmannſchaft zu. Die Or 
keit des § 17 Wegebaud. iſt außer Zweifel, und zwar trotz 1956 
hebung des Zugtierſteuergeſetzes (zu vgl. Sächſ. Gef. v. 27. Mai 
(GBl. 1210). RA. Dr. Taeſchner, Leipzih 
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gunatshaftungsgeſetz geſtützten Klage kann die Beſeiti⸗ 

nee Staatshoheitsaktes und feiner Wirkungen 

für en ordentlichen Gerichten nicht verlangt werden. 

uwennen Schadensanſpruch, der ſich bei entſprechender 
endung des 8 42 Preuß. Enteign G. v. 11. Juni 1874 


er 
en ſoll, und für einen Anſpruch aus ungeredt- 
mit gter Bereicherung, der darauf beruhen ſoll, daß der 


iſt err Enteignung bezweckte Erfolg nicht erreicht ſei, 
er ordentliche Rechtsweg zugelaſſen. +) 
wohn urch Beſcheid des Regierungspräſidenten in H. als Bezirks⸗ 
des Al. Kommiſſars ſind auf Antrag des Bekl. mehrere Parzellen 
dringen auf Grund der 88 3 und 4 der VO. zur Behebung der 
Vangendſten Wohnungsnot zugunſten des Bekl., eines gemeinnützigen 
Eggen, enteignet worden und iſt der Bekl. im Grundbuche als 
ntümer dieſer Parzellen eingetragen worden. 
gewi, Das Ic, hat die Klage auf Auflaſſung einer der Parzellen ab- 
eſen. 
1 985 Kl. hat Berufung eingelegt. Demnächſt hat die Regierung 
zulg „ den Kompetenzkonflikt erhoben, weil der Rechtsweg für un⸗ 
* ſſig erachtet werde. 
beſch Die Klage richtet ſich unmittelbar gegen den Enteignungs⸗ 
beſ eid des Regierungspräſidenten. Der angegriffene Enteignungs⸗ 
nun d iſt auf die WO. zur Behebung der dringendſten Woh⸗ 
„ v. 7. Dez. 1919 (RGBl. S. 1968) geſtützt, von der für 
und Ausſpruch der Enteignung zuſtändigen Staatsverwaltungsſtelle 
Sn der vorgeſchriebenen Form ergangen und ſtellt ſich als eine 
nicht shandlung des Staats dar. Staatshoheitsakte ſind aber, ſoweit 
Aue „elonbere den Rechtsweg zulaſſende Vorſchriften beſtehen, der 
74 ztung und Nachprüfung im ordentlichen Rechtswege entzogen. 
behö den deſondere auch gegen Enteignungsbeſchlüſſe der Verwaltungs⸗ 
Entz en, ſoweit ſie nicht die Entſchädigung, ſondern unmittelbar die 
den, dg oder Beſchränkung von Grundeigentum zum Gegenſtande 


om u, die Klage im ordentlichen Rechtswege nicht gegeben iſt, it 
17 von dem RG. (vgl. RG. 44, 325; 62, 193; JW. 1925, 


6 gr wie von dem Gerichtshof zur Entſch. der Kompetenzkonflikte 
Forde, Preuß Verw kl. 45, 155; 47, 58) wiederholt ausgeſprochen 
inder An dieſer Beurteilung vermag auch der Umſtaud nichts zu 
Handi, daß der Rechtsſtreit nicht gegen die Staatsbehörde, deren 
ſond ung für wirkungslos erklärt werden ſoll, oder den Staat ſelbſt, 
ein ern gegen eine Privatperſon geführt wird. Wenn es unzuläſſig iſt, 

en taatshoheitsakt, ſeine Wirkſamkeit und feine Folgen unmittel⸗ 
Re csdenüber der Behörde, die ihn vorgenommen hat, im ordentlichen 
Wirgrvege anzufechten, dann hann es auch nicht ſtatthaft ſein, ſeine 
ſeiti ungen in einem Rechtsſtreit vor den ordentlichen Gerichten zu be⸗ 
der gen zu ſuchen, der ſich gegen denjenigen richtet, zu deſſen Gunſten 
imm Staatshoheitsabt ergangen iſt. Auch in dieſem Prozeſſe bleibt 
eige er die Rechtmäßigkeit der hoheitlichen Amtshandlung ſelbſt der 
ſbentliche Gegenſtand des Streits, fie wird nicht etwa zu einer Vor⸗ 
Fun don deren Beantwortung ein bürgerlich⸗rechtlicher Anſpruch ab⸗ 
dens iſt. Die Eigenſchaft eines Staatshoheitsakts kann vorliegend 
nich Enteignungsbeſcheide des Regierungspräſidenten auch um deswillen 
Erl abgeſprochen werden, weil nach der Behauptung des Kl. vor dem 
Ae des Enteignungsbeſcheids entgegen der Beſtimmung des $ 4 
kein 1 BO. v. 9. Dez. 1919 den Beteiligten, namentlich dem Kl. ſelbſt, 
Kopie Gelegenheit zur Außerung gegeben worden iſt. Daraus, daß der 
scha tungspräſident zwingende, für ſein Verfahren maßgebende Vor⸗ 

en nicht beachtet haben ſollte, würde nicht folgen, daß er außer⸗ 


jezt Zu 1. Das Urteil ſchreitet auf dem Wege fort, der durch die 
ſteht ſchon feſtſtehende Rechtſprechung des Gerichtshofs betreten iſt, es 
in Übereinſtimmung auch mit den Grundſätzen des RG. 
king 1. Eine Klage gegen den Staat oder eine Behörde auf Aufhebung 
werd aatlichen Hoheitsakts kann im Rechtsweg niemals verfolgt 
des en. Wäre der Anſpruch hier unmittelbar gegen den Staat wegen 
woh nteignungsbeſcheids des Regierungspräſidenten als Bezirks⸗ 
nungskommiſſar erhoben, jo könnte kein Zweifel beſtehen, daß 
griff echtsweg von vornherein unzuläſſig war. Denn gerade bei Ein⸗ 
j ha in das Privateigentum handelt der Staat kraft feiner Herr⸗ 
Vehör gewalt, und der betroffene Staatsbürger iſt der ausführenden 
. untergeordnet, nicht gleichgeordnet: der Rechtsweg iſt 
Kon aſſig (RG. 93, 258 JW. 1918, 618; 102, 252. Komp⸗ 
flcderd. PrVerwöbl. 44, 404). 
a Umgekehrt ift der Rechtsweg unzweifelhaft zuläſſig, wenn der 
gerad che Beſtand des Hoheitsaktes nicht beſtritten wird, ſondern 
ihr e auf Grund des ſtaatlichen Eingriffs vermögens⸗rechtliche An⸗ 
ben he erhoben werden (RG. 105, 192 Pr. V. Bl. 47, 58). Das iſt 
l chen nere und berechtigte Grund für die Zuſtändigkeit der ordent⸗ 
N Gerichte zur Entſcheidung über die Enteignungsentſchädigung. 
dealt in gleicher Weiſe, wenn wegen Nichtbenutzung der Enteignungs⸗ 
oh fe oder wegen ihrer unrichtigen Anwendung Anſprüche er- 
Anſpr werden, wie ſie in 8 42 Pr. Enteign®. geregelt find. Für ſolche 
anf win hat das Geſetz den Rechtsweg eröffnet. Soweit der Klage⸗ 
den uch auf 8 22 geſtützt war, hat der Gerichtshof daher mit Recht 
zompetenzkonflikt für unbegründet erklärt. Ob der Anſpruch 


ſach 8 5 
chlich begründet iſt, iſt ſelbſtverſtändlich damit nicht geſagt; dies 
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halb ſeiner Zuständigkeit gehandelt hätte, und daß der von ihm er⸗ 
laſſene Enteignungsbeſcheid als ein jeder rechtlichen Grundlage ent⸗ 
behrender und daher rechtlich unbeachtlicher Willkürakt anzuſehen 
wäre (vgl. RG. 101, 53). 

In der Berufungsinſtanz hat der Kl. die Klage weiter auf 8 839 
BGB. in Verbindung mit 88 1, 2 StHafi®. geſtützt. Prozeſſe, die auf 
Grund dieſer geſetzlichen Beſtimmungen gegen den Staat wegen vor⸗ 
ſätzlicher oder fahrläſſiger Amtspflichtverletzungen ſeiner Beamten er⸗ 
hoben werden, ſind als bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten i. S. 8 13 
GVG. anzuſehen und gehören vor die ordentlichen Gerichte, falls nicht 
etwa die Form dieſer bürgerlich⸗rechtlichen Forderungen gewählt ſein 
ſollte allein zu dem Zwecke, auf dieſe Weiſe einem öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Anſpruche den ihm ſonſt verſchloſſenen ordentlichen Rechtsweg 
zu eröffnen. Ob vorliegend trotz der beſtimmten Angaben über die 
Perſon des angeblich ſchuldigen Beamten und die Handlung, die die 
Amtspflichtverletzung darſtellen ſoll — die Nichtanhörung der Be⸗ 
teiligten —, eine derartige unzuläſſige Einkleidung eines öffentlich⸗ 
rechtlichen Anſpruchs in ein bürgerlicherechtliches Gewand etwa deshalb 
angenommen werden müßte, weil hier die Klage nicht gegen den Staat, 
ſondern gegen eine Privatperſon erhoben iſt, die an der angeblichen 
Amtspflichtverletzung des Regierungspräſidenten auch bei Zugrunde⸗ 
legung des Vorbringens des Kl. in keiner Weiſe beteiligt iſt, kann 
dahingeſtellt bleiben. Denn das Ziel der Klage iſt, auch ſoweit ſie auf 
8839 BGB. und das StHaft®. geſtützt wird, wie der Kl. auch be⸗ 
ſonders hervorgehoben hat, die Aufhebung der Enteignung und die 
Rückgängigmachung der durch ſie herbeigeführten Folgen ſo, als ob die 
Enteignung niemals ausgeſprochen und vollzogen worden wäre. Die 
Beſeitigung eines Staatshoheitsaktes und feiner Wirkungen kann aber 
auch unter dem Geſichtspunkte der Herſtellung des früheren Zuſtands 
nach 8249 BGB. im Wege einer auf die angeführten geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen geſtützten Schadenserſatzklage vor den ordentlichen Ge⸗ 
richten nicht verlangt werden (vgl. RG.: LZ. 1925, 599; Jur. 
Rundſch. 1926, Nr. 405). 

Der Kl. hat ferner vorgetragen, der Klageanſpruch ſei als auf 
Herſtellung des früheren Zuſtands gerichteter Schadenserſatzanſpruch 
auch deshalb begründet, weil der mit der Enteignung beabſichtigt ge- 
weſene Zweck unmöglich geworden ſei und ſomit bei der gebotenen 
entſprechenden Anwendung der Beſtimmung des⸗§ 42 Preuß. Enteign®. 
der Bekl. ihm die durch das Enteignungsverfahren ihm entſtandenen 
Nachteile erſetzen, d. h. das durch dieſes verlorene Eigentum an dem 
Grundſtück ihm wieder verschaffen müſſe. Nach der angeführten Vor⸗ 
ſchrift haftet der Unternehmer, der von dem ihm verliehenen Ent⸗ 
eignungsrecht nicht binnen der in § 21 gedachten Zeit Gebrauch macht 
oder von dem Unternehmen zurücktritt, bevor die Feſtſetzung der Ent⸗ 
ſchädigung durch Beſchluß der Regierung erfolgt iſt, dem Entſchädi⸗ 
gungsberechtigten im Rechtswege für die Nachteile, welche dem⸗ 
ſelben durch das Enteignungsverfahren erwachſen ſind. Wenn alſo, 
worüber der Gerichtshof nicht zu entſcheiden hat, dieſe Beſtimmung auf 
den Fall entſprechend angewendet werden muß, den der Kl. hier be⸗ 
hauptet, daß nämlich die ſofortige oder jedenfalls innerhalb Rürzefter 
Friſt zu bewirkende Herſtellung von Klein⸗ und Mittelwohnungen von 
dem Beklagten, zu deſſen Gunſten die Enteignung erfolgt iſt, vereitelt 
worden ſei, indem jetzt, mehr als vier Jahre nach der Durchführung 
der Enteignung, mit dem Bau ſolcher Wohnungen überhaupt noch nicht 
begonnen ſei und nach der derzeitigen Lage auf dem Baumarkte auch 
mit der Errichtung geeigneter Häuſer in abſehbarer Zeit nicht gerechnet 
werden könne, und wenn deshalb dem Kl. gegen den Bekl. ein An⸗ 


zu beurteilen, ſteht dem Gerichtshof nicht zu, ſondern iſt Aufgabe des 
ordentlichen Richters. 

3. Nach beiden Richtungen (1 und 2) ändert ſich nichts, wenn 
ſich die Klage nicht gegen den Staat ſelbſt richtet, ſondern gegen das⸗ 
jenige Rechtsſubjekt, das den Vorteil aus der Enteignung hat. Das iſt 
klar, ſobald eine Verleihung des Enteignungsrechts im normalen Ver⸗ 
fahren des Pr. EntG. angenommen wird, oder ein Verfahren nach 
dem Fluchtliniengeſetz. Dann handelt der Unternehmer kraft öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher Befugnis, muß nur den ihm geſtatteten Eingriff in 
fremdes Eigentum im geordneten Verwaltungsverfahren durchſetzen. 
Eine Klage auf Rückgängigmachung dieſes Eingriffs, auch der Ent⸗ 
eignung, ſei es als Vindikation, ſei es als Feſtſtellung der Ungültig⸗ 
keit der Verwaltungsakte, hat das RG. mit Recht für im Rechtsweg 
nicht verfolgbar erklärt. Das vorliegende Urteil führt ſelbſt die Ent⸗ 
ſcheidungen des RG. an (RG. 62, 195; ZW. 1925, 11171). 

4. Die Beſonderheit des hier entſchiedenen Falles liegt darin, 
daß die Enteignung im vereinfachten Verfahren nach der VO. v. 
9. Dez. 1919 erfolgt iſt, alſo durch unmittelbaren Verwaltungsbeſcheid, 
ohne daß dem Begünſtigten (Unternehmer) eine allgemeine Ermächti⸗ 
gung zur Enteignung (Fluchtliniengeſetz!) oder eine beſondere Ver⸗ 
leihung (EntG. 82) zur Seite ſtand. Daher ſtellt ſich die Klage gegen 
den Begünſtigten auf Auflaſſung der enteigneten Parzellen zunächſt als 
privat⸗rechtlicher Anſpruch dar. 

a) Die Grundregel für die Frage der Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs iſt zwar, daß der Inhalt der Klage maßgebend und nach ihm zu 
beurteilen iſt, ob der erhobene Anſpruch ein öffentlich⸗rechtlicher oder 
privat⸗ rechtlicher iſt (Stölzel, Rechtsweg und KompKonfl. S. 26 ff.). 
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ſpruch auf Entſchädigung zufteht, der dem in § 42 vorgeſehenen ent- 
ſpricht, dann hat für die Verfolgbarkeit dieſes Schadens erſatzanſpruchs 
im Rechtswege dasſelbe zu gelten, was für den unmittelbar aus 8 42 
entſprechenden Anſpruch ſelbſt gilt. Für dieſen iſt aber ausdrücklich 
vorgeſchrieben, daß er im ordentlichen Rechtswege durchzuführen iſt. 
Ebenſo iſt aber auch im Ergebniſſe zu entſcheiden, wenn der aus dem 
hier vorgetragenen Sachverhältnis für den Kl. ſich etwa ergebende 
Anſpruch auf Rückgewähr des Grundſtücks als Bereicherungsanſpruch 
aus 8 812 Satz 2 BGB. angeſehen werden müßte. Wenn der Kl. das 
enteignete Grundſtück von dem Behl. zurückzuverlangen berechtigt iſt, 
weil der mit der Enteignung nach dem Inhalte des Enteignungsbe⸗ 
ſcheides bezweckte Erfolg, die Errichtung von Häuſern mit Mittel- und 
Kleinwohnungen auf dem Grundſtücke in kürzeſter Friſt, nicht erreicht 
iſt, dann richtet ſich dieſer Anſpruch nicht gegen den urſprünglichen Be⸗ 
ſtand des Enteignungsbeſcheids; dieſer und ſeine anfängliche Wirkſam⸗ 
Reit ſollen Aan bleiben, und es ſollen nur von einem ſpäteren 
Zeitpunkte ab die Folgen rückgängig gemacht werden wegen nachträg⸗ 
lich eingetretener Umſtände, die nach der Annahme des Kl. zeigen, daß 
nach der jetzt gegebenen Sachlage die Aufrechterhaltung der Wirkungen 
ber Enteignung für die Zukunft dem in dem Enteignungsbeſcheide 
ſelbſt erſtrebten Zwecke widerſprechen würde. Die Sache liegt dann 
nicht anders, als wenn der Enteignungsbeſcheid unter der auflöſenden 
Bedingung der Bebauung des enteigneten Grund und Bodens inner⸗ 
halb einer beſtimmten Friſt ergangen wäre, und der Kl. jetzt den Ein⸗ 
tritt dieſer Bedingung behauptete. In diefem Falle würde der Anſpruch 
des Kl. auf Rückgewähr des Grundſtücks gegen denjenigen, dem es im 
Enteignungsbeſchluſſe zugeſprochen worden iſt, bürgerlich⸗ rechtlicher 
Natur ſein, und dasſelbe iſt von dem hier in Frage ſtehenden An⸗ 
ſpruche auf Rückgewähr nach § 812 Satz 2 BGB. anzunehmen. Um 
eine unzuläſſige Einkleidung eines öffentlich-rechtlichen Anſpruchs in 
ein bürgerlich⸗rechtliches Gewand handelt es ſich hierbei nicht. 

Aus dieſen Gründen iſt, ſoweit der Klageanſpruch aus der bisher 
unterbliebenen Bebauung des enteigneten Grundſtückhs und dem Un⸗ 
möglichwerden des Enteignungszweckes hergeleitet wird, der Rechts⸗ 
weg für zuläſſig und der erhobene Kompetenzkonflikt für unbegründet, 
im übrigen aber der Rechtsweg für unzuläſſig und der Kompetenz— 
Konflikt für begründet zu erachten. 

(GH. z. Entſch. d. Kompkonfl., Eutſch. v. 20. März 1926, Pr. L. 2905.) 


Preußiſches Landesamt für Familiengüter. 
Rechtsentſcheid. 


Berichtet v. dem Präſidenten des Landesamtes, Miniſterialdirektor i. R., 
Wirkl. Geh. Oberjuſtizrat Dr. Kübler, Berlin. 


1. 1. Die Vorſchrift des § 12 Abſ. 4 der Zwangsauf⸗ 
löſungsverordnung über die Beſchränkungen des Wald- 
gutsbeſitzers in der Verfügung über das Waldgut iſtrechts⸗ 


Indes dieſe Regel erleidet zahlreiche Ausnahmen, vor allem nach der 
Richtung, daß die bloße Einkleidung eines öffentlich⸗rechtlichen Ver 
hältniſſes in ein privat⸗rechtliches Gewand deu Rechtsweg nicht er⸗ 
öffnen kann (z. B. NG. 70, 398 = JW. 1909, 252; 79, 429 
JW. 1912, 879: 99, 45; 103, 134; 104, 207). 

b) Hier handelt es ſich aber in Wahrheit gar nicht um die Um⸗ 
wandlung eines öffentlichen Rechtsverhältniſſes in einen privat⸗ 
rechtlichen Tatbeſtand, ſondern der öffentlich⸗rechtliche Vorgang, der 
ſtaatliche Hoheitsakt der Enteignung, iſt unmittelbarer Klaggrund. Die 
Klage auf Auflaſſung beſtreitet die Gültigkeit des Erwerbsgrundes des 
Eigentums der Beklagten: obwohl grundbuchmäßig der Beklagte als 
vollberechtigter Eigentümer erſcheint, will die Klage die Rechtswidrig⸗ 
keit dieſes nach außen beſtehenden Zuſtandes dartun. Alſo iſt Grund 
der Klage die Ungültigkeit der Enteignung. Nach dem eigenen Vor⸗ 
bringen des Kl. kann ſeinem Anſpruch nur entſprochen werden, wenn 
die Nichtigkeit der Enteignung feſtgeſtellt wird. Damit aber ſoll der 
ſtaatliche Hoheitsakt ſelbſt beſeitigt werden, der Auflaſſungsanſpruch 
ſoll die Enteignung wieder rückgängig machen. Die Klage will das 
Grundſtück, das dem Kl. durch ſtaatlichen Eingriff entzogen iſt, zurüch⸗ 
gewinnen. Der Richter könnte alſo dem Klageanſpruch nur ſtattgeben, 
wenn er die Enteignung für rechtlich unwirkſam erklärte. Ein ſolches 
Übergreifen in die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden und die 
Nachprüfung ihrer Handlungen iſt dem Richter verwehrt (RG. 93, 
259 JW. 1918, 618; 103, 59; 105, 40 = JW. 1922, 1578; 
Warneyer 1918 Nr. 21, KompKonflGerch.; Pr. VerwBl. 45, 155). 
Auch über eine Klage zwiſchen zwei Rechtsſubjekten des Privat⸗ 
rechts darf er in ſolchem Fall nicht entſcheiden (RG. 103, 56; 
KompKonflGer h. JW. 1922, 535 98. 

e) Deshalb handelt es ſich auch nicht un eine bloße Vorfrage des 
öffentlichen Rechts, zu deren Entſcheidung der Richter ſtets befugt ift. 
Denn aus der Ungültigkeit der Enteignung ſoll ſich nicht ein prival⸗ 
rechtlicher Anſpruch des Kl. ergeben (z. B. Schadeuserſatz, Bereiche⸗ 
rung), ſondern dieſe Ungültigkeit iſt unmittelbarer Inhalt des Klage⸗ 
anſpruchs ſelbſt. „Nicht der Erfolg der Maßnahme gibt in dieſer Hin⸗ 
ſicht den Ausſchlag, ſondern das Mittel, mit dem der Erfolg erzielt 
iſt“ (KompKonflGerch. JW. 1922, 5341). 

5. Ob der Enteignungsbeſcheid formell richtig oder fehlerhaft er⸗ 
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gültig. 2. Auch zur Belaſtung eines Waldgutes, das rein 
Fideikommißeigenſchaft mehr hat, bedarf es daher (de 
Genehmigung der Auflöſungsbehörde oder, falls eine Bin 
fläche von mehr als 100 ha in Frage kommt, der Geng hn 
gung des Juſtizminiſters uud des Miniſters für 3 
wirtſchaft, Domänen und Forſten. 3. Die Aufnahme Ine 
Hypotheken, Grund- oder Rentenſchulden auf nur einze 
Teile eines Waldgutes iſt nicht zuläſſig. f) 4 
In einer beim Auflöfungsamt für Familiengüter in C. 
hängigen Fideikommißſache ſind folgende Fragen entſtanden: dr 
1. Kann ein Waldgut, das keine Fideikommißeigenſchaft, ws 
hat, ohne Genehmigung der Auflöſungsbehörde oder, falls eine War 
fläche von mehr als 100 ha in Frage kommt, ohne Genehmigung 
Juſtizminiſters und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen 
Forſten belaſtet werden? 3 
2. Können Teile eines Waldgutes, z. B. nur die landwirtſchal 
lichen Grundſtücke, mit Hypotheken, Grund- oder Rentenſchulden 
belaſtet werden, die nicht den Charakter von Gutsſchulden tragen! 900 
Das Auflöſungsamt hat mit dem Hinweis darauf, daß u 
Fragen demnächſt auch in einer Reihe anderer Fideikommißſachen — 
entſcheiden ſein würden, den Erlaß eines Rechtsentſcheids beant N 
und in dem Begleitbericht ſich zu den einzelnen Fragen, wie ij 
geäußert: 005 
Zu 1: Der 8 12 Abſ. 4 ZwAV. ſchreibe allgemein vor, ee 
Verfügungen des Beſitzers über das Gut oder einzelne dafl 
hörende Grundſtücke unter Lebenden genehmigungsbedürftig chen 
Daß der Begriff der Verfügung nach allgemeinem jweiitl@ 
Sprachgebrauch die Belaſtungen mit umfaſſe, und daß auch fan 
ZWAR. die Belaſtungen der Genehmigungspflicht habe untermells 
wollen, werde wohl von keiner Seite ernſtlich beſtritten h 
Rechtsentſcheid des Landesamts Nr. 31). Zweifel beſtänden 16 ef? 
in der Richtung, ob die Landesgeſetzgebung die Befugnis habe, gelung 
über den reichsrechtlichen Vorſchriften eine derartige Veſchrüne 
der Belaſtung von Waldgütern einzuführen. Breme, Das Walor der 
der Auflöſungsgeſetze S. 79 Anm. 5, S. 84 Aum. 10a, ſtreite pie 
Landesgeſetzgebung diefe Befugnis ab und ſei der Meinung, daß en 
Landesgeſetze nur im Rahmen des Art. 117 Ecce. Beſchränkung . 
der Belaſtung hätten einführen können. Demgegenüber vertrete ul. 
Begründung zur ZWAR. und Güthe⸗Triebel, G80. 4. Apes 
2. Bd. S. 2001/ den Standpunkt, daß die Beſchränkungen Eu 
Waldgutsbeſitzers in dem weitgehenden Vorbehalt des Art. 64 © 
BGB., der das Anerbenrecht betreffe, feine reichsrechtliche Stütze de 
Das Auflöfungsamt möchte ſich, wenn auch nicht ohne gewiſſe ul 
denken, der letzteren Auffaſſung anſchließen. Die Bedenken, die her 
tauchen könnten, ſeien folgende: Das Weſentliche des Waldgutsrech 
ſei die Schaffung einer aus Wald und landwirtſchaftlichem Veſiß ng 
Zubehör beſtehenden Geſamtwirtſchaft, deren einheitliche Erhalt 


gangen iſt, kann ebenfalls im Rechtsweg nicht geprüft werden. 25 
ein Staatsakt wird nicht zu einer Privathandlung, wenn er in fte 
richtiger Handhabung der Geſetze vorgenommen iſt; auch die fehlerha 
obrigkeitliche Maßnahme bleibt Hoheitsakt (RG. 93, 261 = J. 
1918, 618. Ihre Aufhebung oder Richtigftellung kaun nur . 
öffentlich-rechtlihen Verfahren erzielt werden (Ramponfl@er* 
JW. 1922, 534). + 
6. Anders wäre es nur, wenn ſich der Enteignungsbeſcheid 2 
vornherein als jeder geſetzlichen Grundlage entbehrend darſtellte, wen. 
er als reiner MWillkürakt gewertet werden müßte. Dann wäre 20 
Rechtsweg zuläſſig (RG. 97, 179: 102, 250; 105, 39 JW. 197 
1578; KompKonflGerb. JW. 1922, 534r). Hiervon kann na 
dem Tatbeſtand keine Rede ſein. N 
7. Die Entſch. erweiſt ſich alſo nach jeder Richtung hin als weh 1 
begründet und jcheidei richtig die gerade in einem ſolchen Fall 100 
erkennbaren und ſich verſchlingenden Grenzen zwiſchen Gericht 
Verwaltung. RA. Dr. Georg Benkard, Frankfurt a.“ 


Zu 1. 1. u. 2. Der aufgetauchte Zweifel, ob die durch 
Landesgeſetzgebung Preußens in der Zw AV. für den Waldgutsbeen 
eingeführten Beſchränkungen der Verfügung auch unter Lebend 
durch das EGBGB. gedeckt und ob fie deshalb reichsrechtlich Sn 
haupt zuläſſig ſind, hat das LA. zugunſten der Zw. entſchie, 5 
Dabei iſt aus der Aufrechterhaltung und Anwendung des landesge ne 
lichen Anerbenrechts (Art. 64 EGBGB.) auch für Waldgüter “ 12 
weiteres gefolgert, daß die Landesgeſetzgebung befugt ſei, Verfügung. 
beſchränkungen über Waldgüter auch unter Lebenden einzu ll er 
Selbſt bei weitgehender Auslegung dieſes Art. 64 iſt dieſe Fol 
rung, wenn auch für den vorliegenden Fall gewiß zweckdienlnn 
ſo doch allgemein und rechtlich nicht ganz unbedenklich zu nenne 
Aber jedes Bedenken kann bezüglich der Waldgüter zurücegeſ n 
werden, weil der in der Entſch. angeführte Art. 109 EGBGB. I 
Beſchränkungen einwandfrei deckt. Denn in ihm iſt in Anlehnen 
die Aufrechterhaltung der landesrechtlichen Einführungsvorſ 9 
ausdrücklich ausgeſprochen, daß die im öffentlichen Intereſſe von 
geordneten Beſchränkungen ſowohl des Eigentums als auc iger 
Rechten in den einzelnen Ländern unberührt bleiben. Nach ſtänd 
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l 
bern ber Waldwirtſchaft im offentlichen Intereſſe liege. Demgegen⸗ 
einer habe die Einführung des Anerbenrechts nur die Bedeutung 
daz „Nebenwirkung. Das zeige ſich deutlich in den Fällen, in denen 
90 Waldgut Beſtandteil einer Stiftung geworden ſei und in denen 
1985 die anerbenrechtlichen Beſtimmungen über die Gutsfolge nicht 
‚ Wendung kommen könnten. Gleichwohl trete das Auflöſungs⸗ 
Galoſtun Auffaſſung bei, daß die Vorſchriften der Zw V. über die 
Art. 64 Böbeichränkungen des Waldgutes durch den Vorbehalt des 
ee EGBGB. bei weitherziger Auslegung gedeckt würden. Der 
Rech gedanke der Anerbengeſetzgebung ſei, wie Breme S. 98 mit 
bemerke, ein volkswirtſchaftlicher, nämlich das Intereſſe der 

äh hemeinheit an der Erhaltung geſunder Bauernwirtſchaften. Ein 
und der Gedanke liege der Einrichtung der Waldgüter zugrunde, 
tun zwar ſei es hier das Intereſſe der Allgemeinheit an der Erhal⸗ 
gew von Geſamtwirtſchaften, die den Schutz des deutſchen Waldes 
bauer leisteten. Das Gemeinſame, das beide Einrichtungen — das 
Öffengg; e Anerbengut und das Waldgut — verbinde, ſei alſo das 
wirt iche Intereſſe an der geſchloſſenen Erhaltung gewiſſer Privat⸗ 
gut ſchaften. Unter dieſem Geſichtspunkte werde man auch das Wald⸗ 
felbſt 3 Anerbengut im weiteſten Sinne anſehen können, und zwar 
auß dann, wenn die Beſtimmungen über die Gutsfolge zeitweise 
ber Kraft blieben. 
viel ‚gu 2: In einer anhängigen Sache ſei dem Waldgutsbeſitzer 
Teil aran gelegen, nicht das geſamte Waldgut, ſondern nur einen 
belaf und zwar ben landwirtſchaftlichen Teil, hypothekariſch zu 
au en. Er wolle einen verhältnismäßig niedrigen Kredit aufnehmen, 
beſſen Deckung der landwirtſchaftliche Teil des Waldgutes genüge, 
last, möchte den Waldbeſitz für etwa jpäter notwendig werdende Be⸗ 
haft "gen freihalten. Dem Auflöſungsamt ſei nicht ganz unzweifel⸗ 
M Ei eine derartige Teilbelaſtung des Waldgutes zuläſſig ſei, es 
eth 10 jedoch, dieſe Frage bejahen zu müſſen. Der § 12 Abſ. 4 Zw AV. 
ae am Schluß die durch das Geſetz v. 7. Jan. 1922 hinzu⸗ 
ernte Beſtimmung: „Die Eintragung neuer Gutsſchulden darf nur 
a Gen, wenn das geſamte Waldgut belaſtet wird.“ Es werde ſich 
auf fragen, ob jede mit Genehmigung der zuſtändigen Behörde neu 
eine nommene Hypothek, Grund⸗ oder Rentenſchuld den Charakter 
ſchuld Gutsſchuld trage oder ob Hypotheken, Grund⸗ oder Renten⸗ 
get en mit Genehmigung der zuständigen Inſtanzen auch neu ein⸗ 
erhelden werden könnten, ohne die Bezeichnung als Gutsſchuld zu 
a Breme ſcheine der Meinung zu ſein, daß alle mit Geneh⸗ 
loft ng des Auflöſungsamts eingetragenen hypothekariſchen Be⸗ 
bee ohne weiteres den Charakter von Gutsſchulden trügen und 
Meinlb auch als Gutsſchulden eingetragen werden müßten. Dieſe 
ben finde jedoch in der ZWAR. keine Stütze. Der § 12 Abſ. 4 
Doole als Gutsſchulden, abgeſehen von zwei anderen Fällen, ſolche 
Yuan een, Grund⸗ oder Rentenſchulden, die mit Genehmigung der 
ſeien ſungsbehörden als Gutsſchuld auf das Waldgut eingetragen 
amt Aus dieſer Faſſung ergebe ſich nach Anſicht des Auflöſungs⸗ 
nah ſolgendes: Jede Belaſtung des Waldgutes, alſo auch jede Auf⸗ 
5 88 einer Hypothek, Grund⸗ oder Rentenſchuld, ſei genehmigungs⸗ 
1 lig; aber nicht jede mit Genehmigung neu aufgenommene Hypo⸗ 


Ian ld entſtehe nur, wenn die Belaſtung ausdrücklich als „Guts⸗ 


a | 2 5 2 : 
Noanpäperfteigerung, die aus einer ſolchen Hypo:hek betrieben werde, 


fi 

auf ung, daß nur das geſamte Waldgut belaftet werden dürfe, nur 
0b 0 

au en, nicht verboten. Allerdings finde ſich in 8 12 Abſ. 4 Zw AV. 


a 
des eine Beſtimmung, wonach das Auflöſungsamt bei der Bildung 
Waldgutes darauf hinzuwirken habe, daß die beſtehenbleibenden 


nt fpreung find die Waldgüter gerade im Intereſſe der Allgemein⸗ 
llubedum dieſer die Waldflächen als ſolche zu erhalten, geſchaffen. 
j er önklich Können daher jene Einſchränkungen in der Verfügung 
Mind waldgüter dieſem Vorbehalt des EGBGB. unterſtellt werden. 
mgneltens durch Art. 100 würden mithin alle durch 5 12 Abf. 4 
Ion V. eingeführten Beſchränkungen, insbeſondere auch die dort 
ug ſahenen Genehmigungsvorſchriften, gedeckt und rechtsbeſtän⸗ 


3 10h . 
ſtel. : Nach der als richtig anzuerkennenden ferneren Entſch. 
En ſich, mit knappen Worten ausgedrückt, die Zuläſſigkeit der 
nobuchlichen Belaſtung von Waldgütern wie folgt dar: 
erſteren ſind zu unterſcheiden Guts⸗ und Nicht gutsſchulden. Zu 
gutg e gehören die öffentlichen Laſten, alle bei Bildung des Wald- 
ſigtseſchen beſtehenden und die ſpäter mit Genehmigung der Auf⸗ 
ebehörde im Grundbuch ausdrücklich als Gutsſchulden ein⸗ 
da geten Belaſtungen. Mit ihnen kann nur das Waldgut in der 
umtheit, wie § 12 Abſ. 4 letzter Satz der ZwAV. ausdrücklich 


— 
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Belaſtungen auf den geſamten zum Waldgut gehörigen Grundbeſitz 
erſtreckt würden. Die Beſtimmung betreffe aber einmal nur die alten 
Belaſtungen, die bei der Waldgutsbildung bereits vorhanden ſeien, 
und ſei ferner auch nach Meinung des Auflöſungsamts nicht derartig 
zwingender Natur, daß es dem Auflöſungsamt nicht im Einzelfalle 
geſtattet ware, aus beſonderen Gründen von der einheitlichen Be⸗ 
laſtung des Waldgutes abzuſehen. Daß die ZWAR. eine Teilbelaſtung 
des Waldgutes — außer bei Gutsſchulden — nicht habe ausſchließen 
wollen, ergebe ſich auch aus dem Wortlaut des erſten Satzes des 8 12 
Abſ. 4, denn es ſei dort die Rede von Verfügungen des Beſitzers 
über das Gut oder einzelne dazugehörende Grundſtücke 
und demnächſt von der Abtrennung einer Waldfläche von mehr als 
100 ha und von der Verfügung über eine ſolche Waldfläche. 
Breme ſcheine ſogar bei Gutsſchulden eine Teilbelaſtung unter ge⸗ 
wiſſen Vorausſetzungen zuzulaſſen (S. 87 Anm. 3 zu § 12 Abſ. 5). Es 
ſei jedoch nicht einzuſehen, wie dieſe Meinung mit der ausdrücklichen 
Vorſchrift, die eine Teilbelaſtung mit Gutsſchulden verbiete, in Ein⸗ 
klang gebracht werden ſolle. — 

Die vom Auflöſungsamt geſtellten Fragen ſind durch einen 
Rechtsentſcheid des Landesamts bisher noch nicht entſchieden. In dem 
Rechtsentſcheid Nr. 31 v. 19. März 1923 iſt die Frage zu 1 zwar bes 
rührt, aber unentſchieden gelaſſen. Auch im übrigen ſind die Voraus⸗ 
ſetzungen für den Erlaß eines Rechtsentſcheides nach 8 27 Abſ. 4 
Zw. gegeben. Das Waldgutsrecht bildet einen weſentlichen Be⸗ 
ſtandteil des Fideikommißauflöſungsrechts, und ſeine Vorſchriften 
ſind daher fideikommißrechtliche Vorſchriften im Sinne des 8 27 
Abs. 4 der ZwAV., durch die und in der es geſchaffen und geregelt 
iſt (vgl. Rechtsentſcheid des Landesamts Nr. 50 v. 8. Juni 1925). 
Nach 8 27 Abſ. 4 hat das Landesamt ſolche Vorſchriften, ſofern ſie 
von grundſätzlicher Bedeutung ſind, mit bindender Wirkung für alle 
Auflöſungsbehörden auszulegen. Demgemäß hat das Landesamt ins⸗ 
beſondere auch die Frage der Zuläſſigkeit der Vorſchrift über die Be⸗ 
ſchränkung der Belaſtung von Waldgütern in § 12 Abſ. 4 Zw A. 
zu beantworten. Denn Vorausſetzung für die Anwendbarkeit einer 
Beſtimmung des Geſetzes iſt immer zunächſt die Entſch. der Frage, 
ob das Geſetz ſelbſt auf verfaſſungsmäßiger Grundlage beruht. Die 
Prüfung dieſer Frage bildet die Grundlage der „Auslegung“. Der 
Zweck der Vorſchrift des 8 27 Abſ. 4 ZwealV., die Einheit auf dem 
Gebiete des Fideikommißrechts zu wahren, würde auch vereitelt 
werden, wenn die Vorfrage nach der verfaſſungsmäßigen Grund⸗ 
lage des Geſetzes nicht gleichzeitig gelöſt würde, ſondern der Entſch. 
der einzelnen Auflöſungsämter überlaſſen bliebe. 

Es iſt nun zwar richtig, daß Breme in ſeinem Buche über das 
Waldrecht der Auflöſungsgeſetze S. 79 und 84 den Standpunkt ver⸗ 
treten hat, daß die Landesgeſetzgebung nur im Rahmen des Art. 117 
EGBGB. — Verbot der Belaſtung eines Grundſtücks über eine be⸗ 
ſtimmte Wertgrenze hinaus — Beſchränkungen der Belaſtung hätte 
einführen können. Breme hat dieſe Anſicht aber anderwärts ſelbſt 
nicht vertreten. Sie findet ſich insbeſondere nicht in feinem Aufſaß 
über das Waldgut der Zwangsauflöſung (Gruch Beitr. 65, 319). Sie 
iſt auch nicht zutreffend. Die Beſchränkung der Verfügungsbefugnis 
des Waldgutsbeſitzers nach 8 12 Abſ. 4 Zw AV. hat in dem Vor⸗ 
behalt des Art. 64 EGBGB. ihre reichsrechtliche Stütze. Nach dem 
Art. 64 bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Anerben⸗ 
recht in Anſehung land⸗ und forſtwirtſchaftlicher Grundſtücke un⸗ 
berührt, und dieſer Vorbehalt iſt nach der Abſicht des Reichsgeſetzes 
weitgehend auszulegen (Staudinger, Anm. III 5 zu Art. 64; 
Planck BGB. Art. 64 ebenda Anm. 2 und 5). Die Waldgüter 
ſind aber durch die preußiſche Fideikommißauflöſungsgeſetzgebung 
ausdrücklich dem Anerbenrecht unterworfen (ZwAV. 813). Somit 
war die Auflöſungsgeſetzgebung auf Grund des gedachten Vorbehalts 
wohl befugt, nicht nur die Anwendung des für die Anerbengüter 
charakteriſtiſchen Sondererbrechts anzuordnen, ſondern auch in anderen 
Beziehungen Rechtsvorſchriften zu erlaſſen, alſo auch, wie ſie es getan 
hat, den Eigentümer des dem Anerbenrecht unterliegenden Grund⸗ 
ſtücks in der Verfügung unter Lebenden zu beſchränken (Planch 
d. a. O.). Auf dem hier vertretenen Standpunkt ſteht die amtliche 


Begründung zur ZwuV. (IM Bl. 1920, 688/689), und er wird 


vorſchreibt, belaſtet werden. Aus ſolchen Gutsſchulden kann die 
Zwangsverſteigerung des Waldguts ohne Genehmigung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde, die ja die Eintragung genehmigt hatte, betrieben 
werden. Nicht gutsſchulden ſind die ohne Genehmigung der Auf⸗ 
ſichtsbehörden eingetragenen Belaſtungen privatrechtlicher Art. Wie in 
der Entſch. ausgeführt iſt, können freiwillig ſolche überhaupt auf 
dem Waldgut nicht eingetragen werden, alſo weder auf dem Geſamt⸗ 
gut noch auf einzelnen Teilen. Als Nicht gutsſchulden kommen des⸗ 
halb nur die Zwangs eintragungen von Gläubigern in Betracht. 
Um aus ihnen die Zwangsverſteigerung zu betreiben, iſt die Geneh⸗ 
migung der Aufſichtsbehörde erforderlich. Auch ſolche Zwangsein⸗ 
tragungen dürfen nach der Entſch. richtiger Weiſe nur auf dem 
Geſamtgut und nicht auf einzelnen Teilen desſelben eingetragen 
werden. Denn ſonſt wäre ja die gerade durch die Schaffung von 
Waldgütern im öffentlichen Intereſſe angeſtrebte Vermeidung der 
Zerſplitterung fideikommiſſariſcher Waldflächen wieder gefährdet 
worden. AGR. Görcke, Eberswalde. 
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auch noch neuerdings geteilt im Komm. Güthe⸗Triebel, G0. 
(1925) Bd. 2 S. 2001/2. Danach ergeben ſich die oben unter Ziff. 1 
und 2 formulierten Sätze, ohne daß es noch einer Prüfung bedarf, 
ob die Beſchränkung in der Belaſtung nicht auch durch den Vorbehalt 
in Art. 109 EGBGB. gedeckt ſein würde. 

Was die oben unter Ziff. 3 getroffene Entſch. anlangt, ſo war 
die Rechtsauffaſſung des Auflöſungsamts hinſichtlich der Zuläſſigkeit 
der Teilbelaſtung eines Waldgutes mit ſogenannten Nicht⸗Gutsſchulden 
abzulehnen. Dies ergibt ſich ſchon aus dem von der Auflöſungs⸗ 
geſetzgebung eingenommenen grundbuchlichen Standpunkt. Denn nach 
§6 GB. iſt ein Grundſtücksteil, der mit einem Recht belaſtet 
werden ſoll, von dem Grundſtüch abzuſchreiben und als ſelbſtändiges 
Grundſtück einzutragen. Das müßte alſo an ſich auch bei einer Teil⸗ 
belaſtung des Waldgutes geſchehen. Dem ſteht indeſſen die Vorſchrift 
des 8 12 Abſ. 2 Satz 5 Zw AV. entgegen, wonach die zum Waldgut 
gehörenden Grundſtücke auf einem einheitlichen Grundbuchblatte ein⸗ 
zutragen und tunlichſt zu einem Grundſtück zu vereinigen ſind. Ent⸗ 
ſcheidend iſt aber folgende Erwägung: Das Geſetz verſteht unter 
Gutsſchulden — abgeſehen von den öffentlichen Laſten und den 
früheren Fideikommißſtammſchulden — die freiwillig aufgenommenen 
und behördlich genehmigten Schulden (vgl. amtliche Begründung 
a. a. O. S. 689; Breme, S. 84). Freiwillig ſoll das Waldgut 
ohne Genehmigung mit Schulden überhaupt nicht belaſtet wer 
den. Für freiwillig aufgenommene Schulden, die Nicht⸗Guts⸗ 
ſchulden ſind, iſt danach kein Raum. Weil die Aufnahme der Guts⸗ 
ſchulden in allen Fällen der Genehmigung unterliegt, war die Ge⸗ 
nehmigung zur Zwangsverſteigerung wegen Gutsſchulden entbehrlich, 
wie dies in § 12 Abf. 4 Satz 3 ausgeſprochen iſt. Das Auflöſungsamt 
geht davon aus, daß auch für die Aufnahme der ſogenannten Nicht⸗ 
Gutsſchulden die Genehmigung erforderlich ſei. Ein rechtlicher Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Gutsſchulden und Nicht⸗Gutsſchulden iſt dann aber 
überhaupt nicht erkenubar, und es iſt auch nicht verſtändlich, weshalb 
das Auflöſungsamt für die Zwangsverſteigerung wegen der bereits 
genehmigten ſogenannten Nicht⸗Gutsſchulden wiederum die Genehmi⸗ 
gung verlangt. 

Das Auflöſungsamt meint weiter, die Beſtimmung des 85 
Abi. 2 des Geſetzes v. 7. Jan. 1922, wonach bei der Bildung des 
Waldgutes darauf hinzuwirken ſei, daß die beſtehenbleibenden Be⸗ 
laſtungen auf den geſamten zum Waldgut gehörigen Grundbeſitz 
erjtreckt würden, ſtehe feiner Anſicht nicht entgegen, weil ſie ſich 
nur auf die alten Belaſtungen beziehe und nicht abſolut 
zwingender Natur fei. Letzteres iſt zwar richtig, die Konftruktion des 
Auflöſungsamts ſetzt ſich aber mit dem Grundgedanken der Be⸗ 
ſtimmung in Widerſpruch, die auf die Geſamtbelaſtung des Wald⸗ 
gutes abzielt, um im Falle der Zwangsverſteigerung eine Zer⸗ 
ſplitterung des Waldgutes zu verhüten (vgl. amtliche Begründung 
zum Geſetz v. 7. Jan. 1922 Druckſ. des Landtags 1922 Nr. 1350 
S. 1533; Breme S. 84). Zutreffend weiſt das Auflöſungsamt 
andererſeits darauf hin, daß der Anſicht von Breme, S. 87 
Aum. 3, nicht zuzuſtimmen fein würde, wenn fie dahin zu verſtehen 
wäre, daß auch nach dem Inkrafttreten des Geſetzes v. 7. Jan. 1922 
unter gewiſſen Vorausſetzungen die Teilbelaſtung des Waldgutes mit 
einer Gutsſchuld zuläſſig ſei. Zu Unrecht beruft ſich das Auflöſungs⸗ 
amt für ſeine Auffaſſung ſchließlich noch auf die Beſtimmung in 
9,12 Abſ. 4 Satz 1, die von Verfügungen des Beſitzers über das 
Gut oder einzelne dazugehörende Grundſtücke und weiter von der 
Abtrennung einer Waldfläche von mehr als 100 ha und von der 
Verfügung über eine ſolche Waldfläche handelt. Für die Aus⸗ 
legung dieſer Beſtimmung ſind die Veränderungen, die das Geſetz 
v. 7. Jan. 1922 gebracht hat, natürlich zu beachten (vgl. Breme, 
S. 84 Anm. 1b). Im übrigen iſt wegen der Auslegung dieſer 
Vorſchrift auf den unter dem heutigen Tage ergangenen Rechts⸗ 
entſcheid des Landesamts zu § 12 Abſ. 4 Zw V. zu verweiſen. 

Nach alledem iſt die Teilbelaſtung eines Waldgutes mit Nicht⸗ 
Gutsſchulden nach dem beſtehenden Recht nicht zuläſſig. 

(Landesamt für Familiengüter, RE. v. 19. Jan. 1926, Nr. 58.) 


Preußiſches Oberlandeskulturamt. 
Berichtet von Oberlandeskulturamtspräſident Krenzlin, Berlin. 


1. Art. 12 preuß. AG. z. BGG B.; 88 126, 316, 317 BB. 
Ein Rentengutsvertrag iſt unwirkſam, wenn in dem Kauf⸗ 
vertrag der Kaufpreis nicht feſt beſtimmt oder doch ohne 
weiteres beſtimmbar angegeben iſt. Der Kulturamtsvor⸗ 
ſteher darf den Kaufpreis, deſſen Höhe aus dem Vertrag 
nicht entnommen werden kann, nicht durch obrigkeitliche 
Feſtſetzung oder richterlichen Spruch in einer für die 
Parteien bindenden Weiſe beſtimmen. 

Für den Rentengutsvertrag iſt bei den durch Vermittelung des 
Kulturamtsvorſtehers begründeten Rentengütern ſchriftliche Form ge⸗ 
ſetzlich (Art. 18 8 1 UOBGB.) vorgeſchrieben. Es findet alſo 8 126 
Abs. 1 BGB. Anwendung. Er erfordert, daß der für das Rechtsgeſchäft 
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Juriſtiſche Wochenschrift. 
weſentliche Inhalt vollſtändig und unmittelbar aus der Urkunde WE 
vorgeht (vgl. RG. 67, 214 1)). Zum weſentlichen Inhalt eines 0 f 
vertrages gehört aber unzweifelhaft der Kaufpreis. Dieſer muß des! 
in dem Vertrag feſt beſtimmt oder doch ohne weiteres beſtim 
angegeben ſein. Das iſt in dem Vertrage zwiſchen dem Renteng 
ausgeber und dem Käufer W. nicht geſchehen. 8 3 des Vertrages m 
ſtimmt hinſichtlich des Kaufpreiſes lediglich: „nach dem Durchs. 14 
von zirka 67 Pfund pro Morgen und Jahr“. Es iſt alſo ein Du 10 
ſchnittspreis angegeben, der aber für die einzelnen Siedlerſtellen 5 
beſonders beſtimmt werden ſollte. Wie er zu beſtimmen iſt, iſt im ch 
trage nicht angegeben. Dies wäre notwendig geweſen, denn erſt badi 
wurde er beſtimmbar. § 316 BGB. greift hier nicht Plaßz. an 
wird aber vom Beſchwerdeführer behauptet, daß der Kaufpreis U 
Kulturamtsvorſteher nach dem Durchſchnitt von 67 Pfund je Mor 1 
beſtimmt werden ſollte. Nach $317 BGB. iſt allerdings zugeleſ e 
daß der Kaufpreis durch einen Dritten beſtimmt wird. Eine fol 
vertragliche Feſtſetzung muß aber in dem ſchriftlichen Vertrage ie A 
zum Ausdruck kommen, fie gehört zum weſentlichen Inhalt des ber 
trages. Der Rentengutsvertrag enthält darüber nichts; insbeſon of? 
enthält er keinerlei Feſtſetzung darüber, daß etwa der KulturamlsV 
ſteher den Kaufpreis beſtimmen ſollte. Eine erläuternde Auslegung ber 
Vertrages unter Berückſichtigung anderer Tatbeſtände iſt, ſeweit eg 
weſentliche Inhalt des Vertrages in Betracht kommt, nicht zuläl 
(vgl. RG. 67, 214 2)) Den 

Hiernach liegt ein rechtswirkſamer Kaufvertrag nicht vor. 
Rentengutsausgeber kann aus ihm Rechte nicht herleiten. Die Sprn 05 
kammer hat mit Recht den Beſchluß des Kulturamtsvorſtehers aufe, 
hoben, der den Kaufpreis richterlich beſtimmt. Die Befugniſſe u 
Kulturamtsvorſtehers im Rentengutsverfahren gehen nicht ſo weit, ® 
er den Kaufpreis, deſſen Höhe aus dem Vertrage nicht entnomm 
werden kann, durch obrigkeitliche Feſtſetzung oder richterlichen Sp! 
in einer für die Vertragsparteien bindenden Weiſe beſtimmen kan 


(Os K., Beſchl. v. 9. Juli 1926, S Nr. 42.) 


b) Vahern. 
Bayeriſches Landesverſicherungsamt. | 
1 


„ 
1. 8 915 RVO. Zerlegen von Fleiſch für den Mit 
tagstiſch — landwirtſchaftliche Tätigkeit. 2 
Die Unternehmersehefrau iſt beim Zerlegen von Fleiſch 5 
Schaden gekommen, das für den Mittagstiſch gekocht war. Allerding 
it die Bereitung der Mittagskoſt und was mit ihr zuſammen hä 
in der Regel hauswirtſchaftlicher Natur, und zwar auch dann, wa, 
es ſich um Fleiſch handelt, das von einem im eigenen landwirtſchalt 
lichen Betrieb gezogenen Tier ſtammt. Unter Umſtänden erleidet 
dieſe Regel eine Ausnahme. In dem landwirtſchaftlichen Betrieb 12 
Unternehmersehefrau werden ſtändig ſieben nicht zur Familie 11 
hörige Arbeiter beſchäftigt, die im Hauſe die Koſt erhalten und ſelbſ 
verſtändlich an dem Genuß des am 23. Dez. 1924 zubereiteten 1 
ſches um jo mehr teilgenommen hätten, als es ſich um Fleiſch ® 5 
einer Hausſchlachtung und um den Vorabend des Weihnachtsfeſtes 9 
handelt hat. Das Fleiſch war alſo vorwiegend zur Beköſtigung md 
im Betriebe beſchäftigten landwirtſchaftlichen Arbeiter beſtimmt, 2 
inſofern diente feine Zubereitung der Förderung des Betriebes. 
Tätigkeit iſt daher nach 8 915 RVO. verſichert. 5) 
(Bayr. Landesverſicherungsamt, Entſch. v. 9. Nov. 1925, A 195 b 
1 


Berichtigung. ; 
In der Beſprechung des Buches von Goldſchmidt „Der Probe 
als Rechtslage“ in Heft 21 muß es auf S. 2415 2. Spalte Saal 
von oben ſtatt „Urteilsinhalt“ „Urteilsmaßſtab“ heißen und fe 115 
auf S. 2416 1. Spalte 23. Zeile von oben „Rationalität“ anſt 
„Nationalität“. 


Die Feilerſchen Umwertungszahlen. 


85 Wohlſtands⸗ Umwertungz⸗ 
dünne  Öelbwertjahfen Han zahlen 
Juli 1926 1,424 Bill. 63,0% 897 Mild- 
Auguft 1,425 „ 63,5% 905 „ 
September 142008, 64,0% 909 „ 
Oktober 2 64,5 % 917 „ 


1) JW. 1908, 78. 2) JW. 1908, 78. 


DB Iahrg. 1926 Heſt 25 
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I. Sachregiſter. 


Ohne Rechtſprechung.) 


derigtenng 2657 Mieter 

änenbetriebe Einfluß der ZV. u. ZVerw. eines 
uchbeſprechung) 2615 Grundſtücks auf die M. u. 
dalreditbeſchaffng Pächter (Beſprechung) 2613 
2605 2010 fcaftliche Pächter mobiliarhnpother 2616 

anelbrechung) 2613 pächter 
wirtſ vgl. Pfandrecht vgl. Mieter 


eiche Unfallverſicherung 2613 vgl. Pfandrecht 


Pachtſchutzordnung Unfallverſicherung 2613 
e 2614 verpächterpfandrecht 


Verzicht des Verpächters ohne 
Zuſtimmung des Hypotheken- 
gläubigers 2616 

Viehkauf 
(Beſprechung) 2613 
Feilerſche Zahlen 2657 


Pf. am landwirtſchaftlichen In⸗ 
ventar (Stillſchweig) 2605f. 
(Lippmann) 2610 f. 
(Beſprechung) 2313 
Rentenbant 
(Buchbeſprechung) 2615 


II. Aberſicht der Rechtfprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


A. 
5 Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Reich. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


Wird 119, 181 86 B.; Art. 12 Bay. AG. z. GBD.; $ 24 GrErwSt®. 
55 bei der notariellen Beurkundung eines Grundſtückkaufvertrags 
al dentlich ein falſcher Käufer aufgeführt, jo liegt nicht falsa de- 

Wirt tratir vor, ſondern wirklicher Geſchäftsirrtum i. S. des § 119 BOB. 

dies in einer Nachtragsurkunde der richtige Erwerber eingeſetzt, ſo iſt 

nur ein rechtswirkſamer Übertragungsakt, auch wenn dieſer Vorgang 

Au als „Berichtigung“ der früheren Urkunde bezeichnet wird. Zwei 

laffungsbeteiligte tönen den gleichen Vertreter stellen. Ben. 

2 


mute 126, 316, 317 86 B.; Art. 12 preuß. AG. z. BGB. Ein Renten⸗ 
nicht rtrag iſt unwirkſam, wenn in dem Kaufvertrag der Kaufpreis 


ge: 8 
ſezungg nicht entnommen werden kann, nicht durch obrigkeitliche Feſt⸗ 
Weiß 


wens 138, 318 B60 V.; PrGrVerkch. Schwarzverkauf liegt nicht vor, 
wenn nut der richtige Geſamtkaufpreis angegeben iſt, mag auch die 
nicht 


Serteien ſelbſt aber im Einverſtändnis miteinander gehandelt haben. 


0 ˙1ll.,,,?? 6ů¹U¹mmn ̃ v r = 


M. 
lehr 88 157, 155, 652 868.; BR VO. v. 15. März 1918 über den Ver⸗ 
an p 


Bar 162 BGB. Ein der BN VO. vom 15. März 1918 unterliegender 


der ) 
Gen 0 


— ein e wegen eulpa in contrahendo nicht in 
Nh de: 8162 BGB. iſt auf ſog. Rechtsbedingungen nicht N 
R111 ̃˙ ͤ s: «0 cn er 2619? 
Mrd d 181, 119 86 B.; Art. 12 Bay. AG. z. GB.; 824 GrErwVtG. 
der bei der notariellen Beurkundung eines Grundſtückkaufvertrags 
ſehentlich ein falſcher Käufer aufgeführt, fo liegt nicht falsa de- 
Vir stratio vor, ſondern wirklicher Geſchäftsirrtum i. S. des 9119 BB. 
dieß in einer Nachtragsurkunde der richtige Erwerber eingeſetzt, ſo iſt 
ein rechtswirkſamer Übertragungsakt, auch wenn dieſer Vorgang 
Aufl „Berichtigung“ der früheren Urkunde bezeichnet wird. Zwei 
Obhloſſungsbeteiligte können den gleichen Vertreter beſtellen. Bay⸗ 
V 26431 
242 868. Zur Aufwertung von Pachtkautionen. RG. . 26204 

iu § 242 BB. Grundſätze für die Aufwertung des Pachtpreiſes für 
3 nä de pachtetes Bergwerksunternehmen. Für jede Aufwertung iſt 


Nich chſt von den beſonderen Umſtänden des Einzelfalles 1 
TVC ĩ ⁰——— ee 26192 


S$ 316, 317, 126 BGB.; Art. 12 preuß. AG. z. BGB. Ein Renten⸗ 
gutsvertrag iſt unwirkſam, wenn in dem Kaufvertrag der Kaufpreis 
nicht feſt beſtimmt oder doch ohne weiteres beſtimmbar angegeben iſt. 
Der Kulturamtsvorſteher darf den Kaufpreis, deſſen Höhe aus dem 
Vertrag nicht entnommen werden kann, nicht durch obrigkeitliche Feſt⸗ 
ſetzung oder richterlichen Spruch in einer für die Parteien bindenden 
! Cr 26561 

$ 414 BGB.; 569 AufwG. 1. Die Aufwertungsſtelle iſt für die 
Entſcheidung über die Höhe der Aufwertung auch dann zuſtändig, wenn 
die Hypothek, deren Auſwertung kraft Rückwirkung verlangt wird, des⸗ 
halb nicht wieder eingetragen werden kann, weil das Grundſtück nach 
der Leiſtungsannahme und der Löſchung der Hypothek von einem 
Dritten gutgläubig als laſtenfrei erworben iſt. 2. Eine in der Inflations⸗ 
zeit ſeitens des Käufers eines Grundſtücks erklärte Schuldübernahme iſt, 
ſofern nicht ausdrücklich eine Einſchränkung auf einen Teilbetrag erfolgt 
iſt, auf den ganzen Betrag der übernommenen Hypothek und nicht etwa 
nur auf einen ihrem damaligen Goldmarkwert entſprechenden Teil⸗ 
betrag zu beziehen. OLG. Karlsruhe. 26371 

SS 581, 554 BGB.; 52 Preuß Scho. Friſtloſe Kündigung des 
Pachtverhältniſſes kann auch deshalb begründet ſein, weil der Pächter 
die noch nicht rechtskräftige Erhöhung des Pachtzinſes durch das PEN. 
r . Eee 2645° 

§8 652, 157, 155 B6B.; BRVO. v. 15. März 1918 über den Ver⸗ 
lehr mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken. — 1. Hinfälligkeit des 
Mäkleranſpruches bei Ausbleiben der landrätlichen Genehmigung für 
den vermittelten Grundſtückskaufvertrag. — 2. Auslegung von Ver⸗ 
tragsurkunden nicht nach den einſeitigen Intereſſen und dem bloßen 
inneren Willen der einen Partei, ſondern nach den Intereſſen und dem 
erklärten Willen beider Parteien. Rc. 26205 

§§ 812, 839 BGB.; 55 1, 2, 4 Pr. StHaftG. v. 1. Aug. 1909; 8 42 
Pr. Enteign®. v. 11. Juni 1874. Ein auf Grund der VO. zur Ve⸗ 
hebung der dringendſten Wohnungsnot v. 9. Dez. 1925 ergangener 
Enteignungsbeſcheid iſt — auch in einem Rechtsſtreite gegen denjenigen, 
zu deſſen Gunſten die Enteignung erfolgt iſt — der Nachprüfung im 
ordentlichen Rechtsweg entzogen, ſelbſt dann, wenn im Enteignungs⸗ 
verſahren zwingende Vorſchriften nicht beachtet fein ſollten. Mit einer 
auf $83I BGB. und das Staatshaftungsgeſetz geſtützten Klage kann 
die Befeitigung eines Staatshoheitsaktes und feiner Wirkungen vor den 
ordentlichen Gerichten nicht verlangt werden. Für einen Schadens⸗ 
anſpruch, der ſich bei entſprechender Anwendung des § 42 Preuß. 
Enteign®. v. 11. Juni 1874 ergeben ſoll, und für einen Anſpruch aus 
ungerechtfertigter Bereicherung, der darauf beruhen ſoll daß der mit 
einer Enteignung bezweckte Erfolg nicht erreicht ſei iſt der ordentliche 
Rechtsweg zugelaſſen. KompKonflõ dg d d. 26521 

§ 883 BGB. 1. Hat der durch die Vormerkung (V.) Verpflichtete 
alles geleiſtet, was ihm aus dem obligatoriſchen Vertrage gegenüber 
dem V.⸗Berechtigten obliegt, dann hat die V. ihren Zweck erfüllt, und 
der V.⸗Geſchützte kann darüber hinaus nicht einen weiteren Schutz in 
Anſpruch nehmen. 2. Begriff der Verfügung i. S. 8883 Abſ. 2 BGB.: 
nicht ſchon die rechtsgeſchäftliche, ſondern die dingliche Anderung einer 
Rechtslage. 3. Die V. ift keine Verfügungsbeſchränkung i. S. 88 878, 
F ß 621 

SS 1115, 1187, 1190 BGB.; 851 GBO. Bei Beſtellung von 
Höchſtbetragshypotheken für die Forderungen aus Schuldverſchrei⸗ 
bungen auf den Inhaber iſt die Anzahl der Teile der Teilſchuldverſchrei⸗ 
bungen nicht anzugeben. KW. 26442 


Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 


Art. 109, 119 EGBGB. Die Befugnis zur Einführung landes⸗ 
rechtlicher geſetzlicher Vorkaufsrechte ſtützt ſich nicht nur unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der Eigentumsbeſchränkung auf Art. 109 CG BGB., der auf 


2658 


das Vorliegen des öffentlichen Intereſſes abſtellt, ſondern auch als Ver⸗ 


äußerungsbeſchränkung auf den vom Geſichtspunkt des öffentlichen 
Intereſſes abſehenden Art. 119 dal. RM... 26237 
Pachtſchutzordnung ). 


§ 1 Abf. 3 RPSch d.; 13 PreußPSchO. Die Verlängerung des 
Pachtvertrages kann nach 83 Preuß PSch O. v. 30. Sept. 1925 nicht für 
einen Teil des Pachtlandes erfolgen, das durch dieſen Vertrag ver⸗ 
Pachtet iſt K x Te 26391 


Preistreibereiverordnung. 
$4 Preis trd. iſt auf einen landwirtſchaftlichen Kredit anzu⸗ 
wenden. Grundſätze für die Prüfung des übermäßigen Verdienſtes. 


Zivilrechtliche Folge eines Verſtoßes gegen 8 4 Preis TrVO. RG. 2624s 


Auſwertungsgeſetz. 
§ 3 Abſ. 1 Ziff. 7 Aufwcß. Als ein Treuhandverhältnis i. ©. 
dieſer Vorſchrift iſt auch die verdeckte (ſtille) Stellvertretung anzusehen. 
A „ N 26321 
88 3 Ziff. 7, 11 AufivG. Abtretung auf Grund eines Treuhand⸗ 
verhältniſſes und Rückabtretung ſchließt nicht die an ſich vorhandene 
Aufwertbarkeit aus. Für die Berechnung des Goldmarkbetrages 
bleibt der Erwerb durch den Geſchäftsherrn maßgebend. KG. . . 26322 
88 3, 11 AufwG. Im Fall des Erwerbs von Hypothek und Forde⸗ 
rung bei Parzellierung des Grundſtücks ſteht § 11 einer Aufwertung 
über den normalen Höchitfaß entgegen. KG. 26323 
87 Abſ. 4 AufwG. 1. 


2632 
59 Aufwoß. Übernahme von Hypotheken in Anrechnung 1 
2 


„ 0 N 26337 

§ 10 Abſ. 1 Ziff. 5 AufivG. Die Kaufgeldforderung wird, wie 
RO. und KG. entſchieden haben, i. S. des § 10 Abſ. 1 Ziff. 5 Aufiv®. 
in der Regel mit dem Abſchluſſe des Kaufvertrages begründet. 255 

§ 10 Ziff. 5 AufwG. Für die Anwendung des $ 10 Ziff. 5 Aufiv®. 
kommt es auf den wirtſchaftlichen Charakter des Rechtsgeſchäftes an 
und nicht auf ſeine Bezeichnung und äußere Aufmachung. In dem 
Verkauf sämtlicher Geſchäftsanteile einer GmbH. kann der Wille, den 
Grundbeſitz der GmbH. zu veräußern, erblickt werden. In dieſem Falle 
iſt die Abtretungsſchuld, die durch Bürgſchaftsübernahme der GmbH. 
für die Schuld und durch Hypothekerrichtung auf den Grundbeſitz der 
GmbH. geſichert ift, re i. S. des § 10 Ziff. 1 AufwG. 

263 


2636 
§ 15 S. 2 AufwG. Richtlinien für die Abwertung nach 8 15 S. 2 
AufwG. KG. 2 


„„ SE Eee, 


ſpruchs iſt unzuläſßg RO... 263440 
3) PreugPSHn, ſ. u. Preußen 


FJuriſtiſche Wochenſchriſt. 


a! 


. 1 fl fi . da 
eigentümer keinen Einſpruch gegen die Anmeldung des Anſpruchs u. 
zu prüfen, ob der Wiedereintragung der Hypothek ein gutglag 

$ 23 Aufiv®. Die Verteilung einer zwiſchenzeitlich eingeteagehen 


liegt beim Kanon eine nicht wertbeſtändige Reallaſt vor, die die geb 
lung einer beſtimmten in Reichswährung lautenden Geldſumme zu 
Gegenſtande hat. 4. Reallaſt als Sicherung perſönlicher Forderung, 
Verſchiedene Behandlung beider bei der Aufwertung. R. 2 
$8 63 Abf. 5, 31 AufivG. 1. Auf die Aufwertung von lan — 
rechtlichen Erbpachtzinſen (Kanon) findet das AufwG. fo lange = 
wendung, bis das Landesgeſetz von der Ermächtigung landesgeſetzlich 
Regelung Gebrauch gemacht hat. 2. Auch auf die Aufwertung un 
rechtlicher Reallaſten findet das AufwG. Anwendung. 3. U. U. lie 


Vel, 


55 
ſchiedene Behandlung bei der Aufwertung. Rp). 1 
§8 68, 78, 79, 10 3. 5 und Abſ. 3 Aufiv®. Der Gläubiger ei! 


übernahme iſt, ſofern nicht ausdrücklich eine Einſchränkung auf e 1 
Teilbetrag erfolgt iſt, auf den ganzen Betrag der übernommene! 
Hypothek und nicht etwa nur auf einen ihrem damaligen Goldmarie 
entſprechenden Teilbetrag zu beziehen. OLG. Karlsruhe. . . 26 * 
8 78 Aufwcz.; 512 RG. Die Aufwertungsſtelle muß unte 
heiten und Widerſprüche im tatſächlichen Vorbringen einer Par 
aufklären. Auch eine in Kürze fällige Schuld kann ſchon die jeßig, 
Wirtſchaftslage beeinfluſſen. Ki.... 260575 
SS 73 Abs. 1, 16 Ab. 1 Auſwch.; 85 19, 33 RF GG.; Art. 
PreußFccG. Die Androhung einer Ordnungsſtrafe zur Eczwingeh 
einer Begründung des nach $ 16 Abſ. 1 AufwG. eingelegten Einſpruc 
iſt unzulaſſig. KG ooꝛ. 5 2634 


Durchführungs verordnung. 


Art. 18 Durchf Vd. Stellt der Schuldner eines Pfandbrieſdarlehnt 


das Beſtehen des Anſpruchs in Abrede, weil er in der Rüdwirkung ze, 


Aufwertungsſtelle anhängigen Verfahren gelten als Verfahren ng, 
auf Grund des AufwG. und der DurchfVoO. anhängig n 635% 


Art. 129 Durchf. z. AufwG.; 88 3—9 ZPO.; 899 ERR. ; Art. hi 
Bayr. Koften®. Gebühren in Grundbuchſachen. BayObr®. 26 


Preußen. 
Aus führungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 

Art. 12 preuß. Ac. z. BGB.; 98 126, 316 317 BGB. Ein Renten, 
gutsvertrag iſt unwirkſam, wenn in dem Kaufvertrag der Kaufpei 
nicht feſt beſtimmt, oder doch ohne weiters beſtimmbar angegeben en 
Der Kulturamtsvorſteher darf den Kaufpreis, deſſen Höhe aus 


55 


bean nicht entnommen werden kann, nicht durch obrigkeitliche Feſt⸗ 


Wen N oder richterlichen Spruch in einer für die Parteien bindenden 
fe beſtimmen. DOLKUNN.. 26561 


Pachtſchutzordnung. 


d 82 preuß. PhD. Bei Jagdpachtverträgen, die nach der Feſtigung 
gen eutichen Währung geſchloſſen find, rechtfertigt die inzwiſchen ein⸗ 
= etene Veränderung des Geldwertes für ſich allein die Ermäßigung 

Pachtzinſes nicht RO. 26395 
zahl Pr. PachtSchd. Angehen des Pachteinigungsamtes bei Voraus⸗ 

zung des Pachtzinſes. Ss. Breslau 26465 
Pac Preuß PSchd.; ss 581, 554 BGB. Friſtloſe Kündigung des 
die tverhältniſſes kann auch deshalb begründet ſein, weil der Pächter 
nicht uo nicht rechtskräftige Erhöhung des Pachtzinſes durch das PEN. 
cht bezahlt hat. NG. 


26452 


ertro, 
ie ne ee, , 2630 
ſprus 25 preuß. PSchd. 1925. Ein Streit über den Grund des An⸗ 
; 58 liegt nicht vor, wenn der Pächter behauptet, der Pachtzins ſei 
dag Vertrage beſonders niedrig feſtgeſetzt worden, weil der Preis für 


640° 

11 41 Abs. 1 Preuß. PSchd. 1925. Die Berufung wird nicht dadurch 
beat, daß die Entſcheidung des PEN, mehrere Pachtungen betrifft, 
en Jahrespachtzinſe zuſammen über 500 RM. betragen. KG. 26404 
Re preuß. PSdD. 1925. Abgeſchloſſen i. S. d. 58 Abſ. 4 
held. ſind Pachtverträge, ſobald ein Vertragsteil an die als Vertrags⸗ 
alt vorgeſehenen Abmachungen rechtlich gebunden iſt. KG. 26405 


anf Der Rechtsentſch. v. 25. Nov. 1925 (17 Y 128/25) über die In⸗ 
wid uchnahme einer Altſitzerwohnung nach dem Tode des Altſitzers 
aufrechterhalten. K. lle 


„ 


2. Verfahren. 
Zivilprozeßordnung. 
Bayıs 3—9 ZBD.; Art. 129 Durchf VO. z. AufmG.;gI GK K.; Art. 20 


die 
Korterung der Parteien zu bringen. K wm. 
N35 90 519 3 Pd. Die bloße Mitteilung der Partei von der Einzahlung 
werd 


N 
Gegenpartei. RG. een 


Gerichts verfaſſungsgeſetz. 
weg 8 18 GG.; 5 192 Preuß Waſſch. Fiſchereiſtreitigkeiten und Rechts⸗ 


bu d. Bei Abverkäufen vom Grundſtück, mit dem ein Fiſchereirecht ver⸗ 
unden ift, bleibt das Recht der älteften Hofitelle. R . 26291 
Grundbuchordnung. 


05 829 Gd. Eine Zwangsſicherungshypothek kann gelöſcht wer⸗ 
zewenn der Rechtsanwalt, der als Prozeßbevollmächtigter des 
Aubigers die Eintragung veranlaßte, in notariell beglaubigter Ur⸗ 


t 
"rn beſtätigt, daß ſein Vollmachtgeber für alle feine Anſprüche be- 
ede it B s 88 26443 


ke 31 680. 88 1115, 1187, 1190 BGB. Bei Beſtellung von Höchſt⸗ 
auf „gebhpotheten für die Forderungen aus Schuldverſchreibungen 
nicht en Inhaber iſt die Anzahl der Teile der Teilſchuldverſchreibungen 
geben d 8 2642 


—jpͤ̃ 2 


Zwangsverſteigerungsgeſetz. 

1 91 Abſ. 2 38G.; § 10 Abſ. 1 Ziff. 5 Aufwcß. Der Hypotheken⸗ 
nläabiger, der mit dem Erſteher das Beſtehenbleiben der Forderung 
nch. 991 Abſ. 2 30. vereinbart, erlangt durch dieſe Vereinbarung 
en deine neue, als Kaufgeldforderung anzuſehende Forderung gegen 

z a Eur: 26337 


beſeg über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


helles 12 N366.; 5 73 AufwG. Die Aufwertungsſtelle muß Unklar⸗ 
loren und Widerſprüche im tatlächfichen Vorbringen einer Partei auf⸗ 
har, Auch eine in Kürze fällige Schuld kann ſchon die jetzige Wirt⸗ 

ftlsage bene ,, 8 26351* 
Mie 8 33, 19 K.; 8 16 Abſ. 1, 73 Abl. 1 Aufw®.; Art. 15 
ein ch. Die Androhung einer Ordnungsſtrafe zur Erzwingung 
it. Begründung des nach g 16 Abſ. 1 Aufw G. eingelegten Einſpruchs 

ee ee v 263410 


2659 


Gerichtskoſtengeſetz. 


§9 GG.; Art. 129 DurchfV O. z. AufwG.; §53—9 ZPO.; Art. 30 
Bayr. Koften®. Gebühren in Grundbuchſachen. BayObLG. 26442 


B. 
Strafrecht. 
Strafgeſetzbuch. 


88 27a StB. Gewinnſucht ift nicht gleichbedeutend mit Erſtreben 
eines Vermögensvorteils. RG. 26311 

88 59, 292 StGB.; 5354 BGB. In Fallen gefangenes Wild 
gelangt nur dann im Augenblick des Fanges in den Beſitz des Jagd⸗ 
berechtigten, wenn es ſich nicht mehr befreien kann, dagegen nicht, wenn 
es mitſamt der Falle auf fremdes Jagdgebiet flüchten kann. Irrtum 
über den Beſitzerwerb ſchließt den Vorſatz aus. K.. 26471 

88 292, 59 StGB.; 5854 BGB. In Fallen gefangenes Wild 
gelangt nur dann im Augenblick des Fanges in den Beſitz des Jagd⸗ 
berechtigten, wenn es ſich nicht mehr befreien kann, dagegen. nicht, wenn 
es mitſamt der Falle auf fremdes Jagdgebiet flüchten kann. Irrtum 
über den Beſitzerwerb ſchließt den Vorſatz aus. KG.. . . . 26471 

8 360 Ziffer StGB. Die Bezeichnung als Landmeſſer fallt nicht 
unter § 360 Ziff. 8 StB. OLG. Kiel. 26472 

8 368 Ziff. 10 Sich B. Die Entſcheidung v. 7. Aug. 1925 — der 
Tatbeſtand des $ 368 Ziff. 10 StGB. erfordert, daß die zur Jagdaus⸗ 
rüſtung gehörenden Jagdgeräte nach ihrer Beſchaffenheit dauernd zur 
Verwendung bei der Jagd beftimmt ſein müſſen — (JW. 1926, 14605) 
wird aufrechterhalten. Bayd L. „„ 26321 


C. 


Steuerrecht. 
Reichsabgabenordnung. 


85 RAbgd.; 51 GrErwStGg. Mobiliſierung des Grundbeſitzes 
i. S. der Entſch. NFH. 5, 247 und 11, 310 liegt nicht ſtets dann vor, 
wenn der in einem Grundſtück ſteckende Vermögenswert in eine Kapi⸗ 
talgeſellſchaft überführt wird, ſondern nur dann, wenn der Verkehr 
mit den Geſellſchaftsanteilen tatſächlich einen Verkehr mit dem Grund⸗ 
ſtück ſelbſt bezweckt. RF G. 26481 


Grunderwerbſteuergeſetz. 


81 GrErwStGz.; 95 RAbgO.; Mobiliſierung des Grundbeſitzes 
i. S. der Entſch. Rö. 5, 247 une 11, 310 liegt nicht ſtets dann vor, 
wenn der in einem Grundſtück ſteckende Vermögenswert in eine Kapi⸗ 
talgeſellſchaft überführt wird, ſondern nur dann, wenn der Verkehr 
mit den Geſellſchaftsanteilen tatſächlich einen Verkehr mit dem Grund⸗ 
ſtück ſelbſt bezweckt. Re 26481 

85 Abſ. 1 und 2 GrErwStcß. Iſt eine Veranlagung auf Grund 
des § 5 Abſ. 1 GrErwStch. rechtskräftig geworden, jo kann, auch wenn 
dieſe Veranlagung geſetzlich unzuläſſig war, nach erfolgtem Eigen⸗ 
tumsübergang eine weitere Steuer nur unter der Vorausſetzung des 

Abſ. 2 GrErwStG. erhoben werden. NFH- 26482 

SE Abſ. 1 Nr. 1 GrErwStG. Erhält jemand ein mit einem 
Altenteil belaſtetes Grundſtück geſchenkt, ohne daß er die perſönlichen 
Altenteilsleiſtungen beſonders übernimmt, ſo iſt das i. S. des Grund⸗ 
erwStG. eine Schenkung unter einer Auflage, wobei als Auflage die 
geſammte Altenteilslaſt anzuſehen iſt. Anders nur in dem Ausnahme⸗ 
falle, daß dem Beſchenkten das Recht eingeräumt wird, für alle aus 
der Belaſtung mit dem Altenteil entſtehenden Nachteile Schadlos⸗ 
haltung zu verlangen. x9... war. 26492 


Umſatzſteuergeſetz. 


§ 2 Nr. 1b UnmjStG. Der erſte inländiſche Umſatz im Inland 
geſchlachteter, aus dem Ausland eingeführter Schweine iſt nicht um⸗ 
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ſatzſteuerfrei. R ũᷣ ))). 3 26494 
D. 
Sonftiges öffentliches Recht. 
1. Reich. 
Reichs verfaſſung. 


Art. 153 RVerf.; 515 Abſ. 2 RSiedlcz. vom 11. Aug. 1919; 
86 Nr. 5 Preuß Ausf. z. RSiedlGG. v. 15. Dez. 1919. Die Feſt⸗ 
ſetzung der Entſchädigung für ein zu Siedlungszwecken enteignetes 
Grundſtück erfolgt endgültig durch das Oberlandeskulturamt. RE. 


26270 
Reichsſiedlungsgeſetz. 


Begriff „Grundſtück“. Nur ein wirkſamer und von der zuſtän⸗ 
digen Stelle genehmigter Kaufvertrag gibt das Vorkaufsrecht; der 
Friſtablauf für deſſen Ausübung beginnt mit der Mitteilung der Ge⸗ 
nehmigung. Auch ein Siedlungsunternehmen hat bei unwirkſamem 
Verkauf kein Ankaufsrecht. Rp. 262811 


2660 


3. RSiedl®. v. 15. Dez. 1919. Die Feſtſetzung der Entſchädigung 


für ein zu Siedlungszwecken enteignetes Grundſtück erfolgt end⸗ 
gültig durch das Oberlandeskulturamt. R). 282720 
Gewerbeordnung. 


$ 52 Ged.; 88 338, 340 Pr. Waſſergeſetz; 88 112, 113 Zuſtändig⸗ 
keits. v. 1. Aug. 1883. Ein Beſchluß des Bezirksausſchuſſes, der 
einen Antrag auf Entziehung oder Beſchränkung eines Staurechts 
abweiſt, iſt der materiellen Rechtskraft nicht fähig. WONG. . 26517 


Reichs verſicherungsordnung. 


88 546, 922 RVO. Die Heranziehung zu häuslichen und anderen 
Dienſten muß, um den $ 546 RVO. zur Anwendung zu bringen, kraft 
des landwirtſchaftlichen Arbeitsverhältniſſes erfolgt fein. RBA. 


26491 
SI Rd. Zerlegen von Fleiſch für den Mittagstiſch — land⸗ 
wirtſchaftliche Tätigkeit. BayyV l)... 26561 


2. Länder. 
Preußen. 
Allgemeines Landrecht. 


8 10. II. 17 ALR. Die Polizei iſt grundſatzlich berechtigt bei Ge⸗ 
fährdung der Geſundheit der Nachbarn gegen Bienenhaltung ein- 
e ne 26515 


Staatshaftungsgeſetz. 


SS 1, 2, 41 PrStcaftcz. v. 1. Aug. 1909; 812, 839 86 B.; 
8.42 Pr. Enteign. G v. 11. Juni 1874. Ein auf Grund der VO. zur 
Behebung der dringendſten Wohnungsnot v. 9. Dez. 1925 ergangener 
Enteignungsbeſcheid iſt — auch in einem Rechtsſtreite gegen den⸗ 
jenigen, zu deſſen Gunſten die Enteignung erfolgt iſt — der Nach⸗ 
prüfung im ordentlichen Rechtsweg entzogen, ſelbſt dann, wenn im 
Enteignungsverfahren zwingende Vorſchriften nicht beachtet ſein 
ſollten. Mit einer auf $839 BGB, und das Staatshaftungsgeſetz 
geſtützten Klage kann die Beſeitigung eines Staatshoheitsaktes und 
ſeiner Wirtungen vor den ordentlichen Gerichten nicht verlaugt werden. 
Für einen Schadensanſpruch, der ſich bei entſprechender Anwendung 
des 542 Preuß. EuteignG. v. 11. Juni 1874 ergeben ſoll, und für 
einen Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung, der darauf be⸗ 
ruhen ſoll, daß der mit einer Enteignung bezweckte Erfolg nicht erreicht 
ſei, iſt der ordentliche Rechtsweg zugelaſſen. Kompstonfi®6. . 26521 


Enteignungsgeſetz. 


8315, 16, 19, 39 PreugEnteign®. Ein nicht freiwillig, ſondern 
zur Vermeidung der Enteignung geſchloſſener Kaufvertrag unterliegt 
in Anbetracht der Aufwertung den Grundſätzen der Enteignungs⸗ 
Füſchenrr ee EEE 262012 

5.42 Pr. Enteign®.; 35 812, 839 BGB.; 1, 2, 4 Pr. Ct: 
HaftGG. v. 1. Aug. 1909. Ein auf Grund der BO. zur Behebung 
der dringendſten Wohnungsnot v. 9. Dez. 1925 ergangener Enteig⸗ 
nungsbeſcheid iſt — auch in einem Rechtsſtreite gegen denjenigen, zu 
deſſen Gunſten die Enteignung erfolgt ift — der Nachprüfung im ordent⸗ 
lichen Rechtsweg entzogen, ſelbſt dann, wenn im Enteignungsverfahren 
zwingende Vorſchriften nicht beachtet ſein ſollten. Mit einer auf 
3839 BGB. und das Staatshaftungsgeſetz geſtützten Klage kann die 
Beſeitigung eines Staatshoheitsaktes und ſeiner Wirkungen vor den 
ordentlichen Gerichten nicht verlangt werden. Für einen Schadens⸗ 
anſpruch, der ſich bei entſprechender Anwendung des 8 42 Preuß. 
EnteignG. v. 11. Juni 1874 ergeben ſoll, und für einen Anſpruch aus 
ungerechtfertigter Bereicherung, der darauf beruhen ſoll, daß der mit 
einer Enteignung bezweckte Erfolg nicht erreicht ſei, iſt der ordent⸗ 
liche Rechtsweg zugelaſſen. KompKonflG . 26521 


Waſſergeſetz. 


3192 Preuß Waſſch., 513 GG.; Fiſchereiſtreitigkeiten und 
Rechtsweg. Bei Abverkäufen vom Grundſtück, mit dem ein Fiſcherei⸗ 
recht verbunden iſt, bleibt das Recht der älteſten Hofſtelle. RG. 26291 

88 338, 340 Pr. Waſſergeſetz; 852 Gew.; 88 112, 113 Zuftän- 
digkeits . v. 1. Aug. 1883. Ein Beſchluß des Bezirksausſchuſſes, der 
einen Antrag auf Entziehung oder Beſchränkung eines Staurechts 
abweiſt, iſt der materiellen Rechtskraft nicht fähig. Pro ch. 26517 


15 Abſ. 2 RSiedlcö.; Art. 153 RVerf.: 56 Nr. 5 Preuß Ausf. 


Juriſtiſche 0 


Das Steuerobjekt einer Jagdſteuerordnung iſt nicht der a 
des Jagdrechtes, ſondern deſſen Ausübung. OVG. 1 
Eine Kreis⸗Jagdſteuerordnung, die der erforderlichen Beſte 
heit in Normen und Sätzen entbehrt, it ungültig. OVG. ben 
Eine Jagdſteuerordnüng, die die Steuerpflicht von dem Vorhang 
ſein von Jagdſitzen abhängig macht, gleichgültig ob fie zur Aus 0. 


der Jagd benußt werden oder nicht, iſt inſoweit ungültig. FL 


Swangsauflöjungdbererdnung. 


$12 965.4 ZwaluflöD. 1. Die Vorſchrift des 512 Abſ. 4 IV 
AuflVO. über die Beſchränkungen des Waldgutsbeſitzers in der! 0 
fügung über das Waldgut ift rechtsgültig. 2. Auch zur Belaſtung ent 
Waldgutes, das keine Fideikommißeigenſchaft mehr hat, bedarf es 0 pon 
der Genehmigung der Auflöſungsbehörde oder, falls eine Waldfläche 4 
mehr als 100 ha in Frage fomnıt, der Genehmigung des Juſtizmiuiſee 
und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 3. 5 
Aufnahme von Hypotheken, Grund⸗ oder Rentenſchulden auf 51 
einzelne Teile eines Waldgutes ift nicht zuläſſig. LAf Fam. 20 


Grundſtücks verkehrsgeſetz. 


Prervertez. 88 138 318 BOB. Schwarzbertauf liegt nicht I 
wenn nur der richtige Geſamtkaufpreis angegeben iſt, mag auch ä 
Verteilung des Preiſes fingiert fein. Die Einrede der Argliſt ſch 
nicht durch, wenn die Argliſt ſich gegen den Steuerfiskus richtet, Ei 
Parteien ſelbſt aber im Einverſtändnis miteinander gehandelt 97610 
Ode Frankfurt a M e 26% 

SS 1, 16 ProrVertch. v. 10. Febr. 1923; PrGrVertch. 15 
20. Juli 1925. 1. Wird bei einem Grundſtücksverkauf für die an 
baldige Raumung und Beſitzaufgabe oder ähnliche ſich ſchon von ſe es 
aus dem Kaufvertrage ergebende Verpflichtungen des Beruf 
in einem Nebenvertrage eine Sondervergütung gewährt, fo iſt ; 
vom Kaufvertrage nicht trennbar und daher ebenfalls nach wech 
GrVerkch. genehmigungspflichtig. 2. Mit dem in § 16 des a. GrVer 15 
als Endtermin für die Gültigkeit des Geſetzes beſtimmten Zei ah 
des 1. Juli 1926 bzw. dem im n. GrBerf®. an Stelle des 1. Juli! Me 
feſtgeſetzten 4. Aug. 1925 werden nicht die vorher liegenden genen 
gungspflichtigen Tatbeſtände, ſondern nur die nach diefenr Zeitpg en 
abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte genehmigungsfrei. R. ag 

87 GrdertG. Zur Feſtſtellung des Ablaufs der Genehmigu de 
friſt iſt die Richtigkeit der Beſcheinigung über den Eingang des “ 
nehmigungsantrags nachzuprüfen. Kondiktion der Auflaſſung 90. 
Grundbuchberichtigung durch Wiedereintragung des Verkäufers. 2645 


Die nach dem Inkrafttreten des preuß. Gef. vom 20. Juli 1 
(GS. S. 93) neu vorgenommene Auflaſſung iſt nicht deswegen um 
ſam, weil das Verpflichtungsgeſchäft, in deſſen Erfüllung ſie erl. 1 
iſt, nach dem GrVerkch. genehmigungsbedürftig iſt, aber die Genehne 
gung nicht erhalten hat. Das Grundbuchamt darf die Eintragung n 
Eigentumsveränderung auf Grund einer ſolchen Auflaſſung nicht ms 
dem Nachweis der behördlichen Genehmigung abhängig mache 3 
RE 0 ee 2 
art, 1. Grundftßert®. Nach dem grunde errch bedürfen Nach 
vorgänge, die erſt am 16. Februar 1923 zur Eintragung gelange 
der Genehmigung. OLG. Köln 26 


Zuſtändigkeitsgeſetz. 

Ss 112, 113 Zuſtändigkeitsch. v. 1. Ang. 1883; 68 338, 340 105 
Waſſergeſetz; 552 Gewd.. Ein Beſchluß des Bezirksausſchuſſes, te 
einen Antrag auf Entziehung oder Beſchränkung eines Staus 
abweiſt, iſt der materiellen Rechtskraft nicht fähig. OVG. . 265 


Sach ſen. 

Sächſiſches Wegebaugeſetz vom 12. Januar 1870. 2 
5817 Sächſ. Wegebaucz. v. 12. Jan. 1870. Gültigkeit des 08 
im Hinblick auf § 12 des Finanzausgleichsgeſetzes. RGBl. I 75 
(S. 49 4ff.) Berechnung der Wegebaubeiträge bei außergewöhnlich 
Abnutzung der Wege. Sächſ oV. 2605 
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